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195. Sitzung 

Bonn, den 1. Dezember 1993 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich habe dem Hause zunächst einmal eine unge-
wöhnlich wichtige Mitteilung bekanntzugeben, die 
mir die Verwaltung korrekterweise aufgeschrieben 
hat — ich will dies pflichtgemäß tun —: Auf Empfeh-
lung des Bauministeriums, des Gutachters Professor 
Plenge und der Firma Siemens ist die Hauptanlage 
wieder in Betrieb genommen. Sie merken dies inzwi-
schen. 

Dem Fehler, der zum vorübergehenden Ausfall der 
Anlage am 25. November 1993 geführt hatte, wurde 
nachgegangen. Es gibt eine Wahrscheinlichkeit, daß 
die Bildschirmsteuerung durch einen Kurzschluß aus-
gefallen ist, aber keine letzte Sicherheit über die 
wirkliche Ursache. 

(Peter Conradi [SPD]: Das gibt es nie im 
Leben!) 

Ein entsprechendes Gutachten steht noch aus. 

(Heiterkeit) 

Wir sind also letztlich gegen künftige Störungen 
nicht gefeit. Es wird versucht, das Fehlermanagement 
rascher zu bewältigen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr gut!) 

Die Entscheidung wurde in Übereinstimmung von 
Bauverwaltung, Gutachter und Herstellerfirma ge-
troffen. Für die Sicherheit der Anlage zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt verbürgt sich die Firma Siemens, die 
zwei Ingenieure abgestellt hat. Den beiden wünschen 
wir viel Erfolg. 

(Peter Conradi [SPD]: Gilt das mit dem Feh

-

lermanagement insgesamt für die Bundesre

-

gierung?) 

— Das, Herr Abgeordneter Conradi, von dieser Stelle 
aus zu bewerten steht mir nicht zu. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/6254 — 

Zunächst einmal rufe ich die Dringlichen Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen — Drucksache 12/6271 — auf. Zur Beant-

wortung steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Dr. Joachim Grünewald zur Verfügung. 
Ich rufe die Dringliche Frage 1 der Abgeordneten 

Frau Dr. Margrit Wetzel auf: 
Wird die Bundesregierung in den unmittelbar bevorstehenden 

Fusionsverhandlungen von DSR und Senator-Linie das Land 
Mecklenburg-Vorpommern darauf hinweisen, daß die geforder-
ten Mittel in Höhe von ca. 85 Mio. DM für die Sicherung von 
2 600 Arbeitsplätzen bei der Deutschen Seereederei Rostock 
GmbH (DSR) im Rahmen der geplanten Fusion eine Doppelfi-
nanzierung und damit den unsachgemäßen Einsatz von Steuer-
mitteln darstellen im Hinblick auf die Garantie der DSR-
Gesellschafter Rahe und Schües für 2 225 Arbeitsplätze (davon 
1 400 auf See) bei der DSR bis 1995, und wie bewe rtet die 
Bundesregierung diese Arbeitsplatzgarantie im Hinblick darauf, 
daß dadurch an der Entlassung der Arbeitnehmer allein auf 
Grund der geringen Pönale Gewinne entstünden, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Ankündigung der DSR, ab 1994 auf 
Betrieb unter fremder Flagge umzustellen? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Frau Kollegin Dr. Wet-
zel, Ihre Frage zielt zum einen auf die Verbindung 
zwischen Privatisierung und bevorstehender Fusion 
der DSR mit der Senator-Linie, zum anderen auf die 
Einbindung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
in die Unternehmensentscheidungen. 
Lassen Sie mich vorab eines feststellen: Die Bundes-

regierung muß dem Land Mecklenburg-Vorpommern 
sicherlich keine Hinweise im Zusammenhang mit den 
Kooperationsverhandlungen der DSR geben; denn 
das Land hat die damalige Privatisierungsentschei-
dung ganz eng begleitet. Auch in das Vertragsmana-
gement, d. h. in die Kontrolle der vertragsgemäßen 
Umsetzung, ist das Land eingebunden. So stellt es ein 
Mitglied in der eigens hierfür eingesetzten Arbeits-
gruppe der Treuhandanstalt. 
Nun zu der angestrebten Fusion. Es trifft zu, daß die 

Erwerber der DSR und der Hauptgesellschafter der 
Senator-Linie, Bremer Vulkan, derzeit über eine 
erweiterte Zusammenarbeit im Bereich der Linien-
schiffahrt verhandeln. Dies begrüßt die Bundesregie-
rung ganz ausdrücklich. Ziel beider Unternehmen ist 
es, ihre Wettbewerbsposition in der Weltlinien-
schiffahrt durch eine engere Kooperation nachhaltig 
zu verbessern. 
Die Verhandlungen zwischen Rahe/Schües und 

Bremer Vulkan sind nach meinen Informationen 
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inzwischen weitgehend abgeschlossen. Vorgesehen 
ist die Schaffung einer gemeinsamen Gesellschaft für 
den Bereich Linienschiffahrt, an der DSR und Senator-
Linie jeweils mit 50 % beteiligt sind. Rahe/Schües 
machen die Zeichnung eines Kooperationsvertrages 
allerdings davon abhängig, daß die Senator-Linie die 
von ihr eingecharterten bzw. betriebenen Schiffe 
ebenfalls zu weltmarktüblichen Konditionen in die 
gemeinsame Gesellschaft einbringt. Hierüber gibt es 
noch Gespräche. 
Über die Presse ist ein Betrag in Höhe von 85 Mil-

lionen DM genannt worden, der zum Ausgleich lang-
fristiger, unrentabler Charterverträge von der Sena-
tor-Linie zu erbringen sei. Inwieweit dies den Ver-
handlungsstand wiedergibt, vermag ich nicht zu beur-
teilen. Das Aushandeln von Konditionen für eine 
Zusammenarbeit ist ausschließlich Sache der beteilig-
ten Unternehmen. 
Die vertragliche Verpflichtung der Erwerber Rahe/

-

Schües zum Erhalt von 2 225 Arbeitsplätzen bis Ende 
1995, darunter 1 400 Arbeitsplätze auf Schiffen, 
besteht in jedem Fall unabhängig vom Ausgang der 
Kooperationsgespräche mit der Senator-Linie. Sollte 
eine Kooperation im Linienbereich zustande kommen, 
würden laut Kaufvertrag Arbeitsplätze, die vom Part-
ner Senator-Linie eingebracht würden, nicht auf die 
Arbeitsplatzgarantie der DSR angerechnet. Mittel, die 
der Senator-Linie von dritter Stelle zur Verfügung 
gestellt würden, können daher grundsätzlich nicht in 
Zusammenhang mit der Arbeitsplatzverpflichtung bei 
DSR gebracht werden. 
Die von Ihnen erwähnte Ankündigung von Ausflag-

gungen für 1994 betrifft schließlich eine Maßnahme, 
die noch vor der Privatisierung der DSR im März 1993 
zwischen der damaligen Geschäftsführung und der 
ÖTV ausgehandelt und vom Aufsichtsrat des Unter-
nehmens und der Treuhandanstalt gebilligt worden 
war. Der Tarifstufenplan wurde gestreckt; im Gegen-
zug dazu konnte, kostenneutral für das Unternehmen, 
die Ausflaggung von 28 Schiffen vom 1. Juli 1993 auf 
den 1. April 1994 verschoben werden. 
Unabhängig von der Privatisierung wäre es also 

plangemäß nach dem Unternehmenskonzept der DSR 
zur Realisierung der Ausflaggung von 28 Schiffen im 
Jahre 1994 gekommen. Davon berührt sind jedoch 
nicht die von Rahe/Schües vertraglich zugesicherten 
und pönalisierten 2 225 Arbeitsplätze. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich nehme 
an, daß Sie dazu Zusatzfragen haben. — Bitte sehr, 
Frau Dr. Wetzel. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Stimmt die Bundesregie-
rung meiner Meinung zu, daß die öffentliche Hand, 
wenn sie Verluste der in den Medien genannten 
Größenordnungen übernimmt, die durch Manage-
mententscheidungen zugunsten von Kapitalanlegern 
entstanden sind, eine nachträgliche Subventionie-
rung vornehmen würde, die weder begründbar noch 
rechtlich haltbar wäre? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Im 
Zusammenhang mit Ihrer eingangs gestellten Frage 
stellt sich dieses Problem für die Bundesregierung 
nicht. Unternehmensverluste müssen da bleiben, wo  

sie erwirtschaftet worden sind, und werden nicht 
bezuschußt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage, Frau Abgeordnete, bitte sehr. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Wie werden sich die 
bestehenden, schon genannten und auch die zukünf-
tig aus diesen Charterverträgen noch zu errechnen-
den Verluste, die durch die Charterverträge der Sena-
tor-Linie entstanden sind, auf die Arbeitsplatzsiche-
rung, insbesondere auf die Bordarbeitsplätze der DSR 
auswirken, wenn man bedenkt, daß zu hohe Betriebs-
kosten, die hier ja vorprogrammiert sind, in der 
Schiffahrt inzwischen grundsätzlich damit beantwor-
tet werden, daß man Personalkosten senkt, sprich: 
weitere Ausflaggungen und damit weitere Entlassun-
gen vornimmt? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Ich 
durfte ja eingangs schon antworten, daß die 2 225 
vereinbarten Arbeitsplätze bei der DSR nicht mit der 
geplanten neuen Gesellschaft zwischen DSR und 
Senator-Linie in einem Zusammenhang stehen. Inso-
fern bleibt es bei der vertraglichen Vereinbarung. Von 
diesen 2 225 Arbeitsplätzen befinden sich, wenn ich 
mich an eine umfangreiche Diskussion am 23. Juni 
1993 in diesem Hause richtig erinnere, 1 600 auf See; 
davon sind 1 400 Arbeitsplätze pönalisiert, und dabei 
bleibt es. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Peter Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Würde die Bundesregierung 
einem anderen Unternehmen, das Verluste macht und 
gleichzeitig ankündigt, es werde Arbeitsplätze ins 
Ausland verlegen — nichts anderes ist die Ausflag-
gung —, die Abdeckung von Verlusten aus Steuermit-
teln zubilligen? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Nein. 
Ich habe aber schon erklärt, daß das Problem der 
Ausflaggung ein Tatbestand ist, der vor der Privatisie-
rung gelegen hat, so daß sich diese Frage nicht 
stellt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Carl Ewen. 

Carl Ewen (SPD): Herr Staatssekretär, der Vorgang 
führt zu erheblicher Beunruhigung an der Küste, wie 
Sie sich vorstellen können. Teilen Sie die Einschät-
zung, daß durch die Übernahme von Verlusten — un-
abhängig davon, wer die Kosten übernimmt — eine 
nachträgliche Subventionierung entsteht, die zu 
Wettbewerbsverzerrungen im maritimen Verbund 
insgesamt führt? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Wenn 
es denn zu solchen Subventionen kommen würde 
-- aber das ist an sich eine mehr spekulative Diskus-
sion, an  der ich mich nur ungern beteilige —, dann 
würde ich die Bemerkung möglicher und nicht auszu-
schließender Wettbewerbsverzerrungen unterstrei-
chen. Ich darf aber klar erklären, daß jedenfalls der 
Bund daran nicht beteiligt ist. Ich habe im übrigen 
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Erkenntnisse darüber — wenn auch mehr aus der 
Presse —, daß sich auch das Land Mecklenburg-
Vorpommern daran nicht beteiligen wird. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Keine 
weiteren Zusatzfragen? — Dann rufe ich die Dringli-
che Frage 2 der Abgeordneten Dr. Margrit Wetzel 
auf: 

Handelt es sich bei den vom Land Mecklenburg-Vorpommern 
zu übernehmenden 85 Mio. DM tatsächlich um den Ausgleich 
von Verlusten aus garantierten überhöhten Frachtraten zu 
garantierten überhöhten Dollarkursen aus langfristigen Char-
terverträgen, und wie will die Bundesregierung die Wettbe-
werbsfähigkeit und Standortsicherung der Küstenregionen in 
Ost- und Westdeutschland stützen, wenn Wirtschaftsunterneh-
men zur Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze beginnen, über 
verdeckte Quersubventionierung den Länderfinanzausgleich zu 
unterlaufen? 

Herr Staatssekretär, bitte schön. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Frau 
Dr. Wetzel, mir ist nicht bekannt, daß sich das Land 
Mecklenburg-Vorpommern in irgendeiner Art und 
Weise verpflichtet hätte, einen Ausgleichsbetrag in 
Höhe von 85 Millionen DM zum Ausgleich unrentab-
ler Charterverträge bereitzustellen. Sie werden ver-
stehen — ich durfte es ja schon andeuten —, daß ich 
mich an den Spekulationen darum nicht gerne betei-
ligen möchte. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage, Frau Abgeordnete Dr. Wetzel! 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Trotzdem eine Zusatz-
frage dazu. Auch wenn das Land Mecklenburg-
Vorpommern in diesem Fa ll  nicht direkt be troffen ist, 
wirken sich die Fusion und diese Charterverträge 
natürlich auch auf die ganze Küste aus. Deshalb habe 
ich die Frage, wie sich die Praxis, Verluste dieser 
Größenordnungen bei Charterverträgen einzukalku-
lieren, auf die Wettbewerbsfähigkeit der anderen 
deutschen Reeder auswirkt. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Ich 
bedaure sehr, Frau Kollegin, aber wir bewegen uns 
wieder auf den Weg der Hypothesen zu. Ich darf nur 
sagen: Wenn es zu diesem angestrebten — vielleicht 
wird heute der Vertrag noch unterschrieben —
Gemeinschaftsunternehmen kommt, gehen davon 
natürlich, bet riebswirtschaftlich gesehen, sehr ge-
wichtige Synergieeffekte aus, die es vielleicht ermög-
lichen, solche aufgestauten Verluste der Vorjahre 
oder eingegangene Verpflichtungen, die zu Verlusten 
führen, auszugleichen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage, bitte schön, Frau Abgeordnete. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
weichen der Beantwortung meiner Frage aus. Die 
Konditionen der Charterverträge sind ja nun einmal 
bekanntgeworden; sie sind breit durch die Medien 
gegangen, und sie werden an der Küste diskutiert. Sie 
werden Auswirkungen auf die Reeder haben. Da die 
Senator-Linie, die diese Verträge abschließt, zu 70 % 
vom Bremer-Vulkan-Verbund, also einem Werften-
verbund, kontrolliert wird, welche Auswirkungen 
wird es insbesondere auf die mittelständischen Werf-
ten an der Küste haben, wenn eine solche Praxis von 

Charterverträgen bekannt wird, öffentlich gehandelt 
wird und vielleicht weiterhin praktiziert wird? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Sie 
überfordern mich. Ich bin kein Prophet. Ich kann nur 
noch einmal sagen: Es ist die alleinige unternehmeri-
sche Entscheidung von DSR auf der einen Seite und 
Bremer Vulkan  als Mehrheitsgesellschafter der Sena-
tor-Linie auf der anderen Seite, darüber zu entschei-
den und darüber zu befinden. Das ist der Bestimmbar-
keit der öffentlichen Hand, insbesondere des Bundes, 
entzogen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Peter Conradi. 

Dr. Peter Conradi (SPD): Ich will  Sie nicht überfor-
dern, Herr Staatssekretär. Wäre die Bundesregierung, 
gegebenenfalls durch das Bundesverkehrsministe-
rium, bereit, zu überprüfen, ob es eine Möglichkeit 
gibt, aus den Charterverträgen für die Senator-Linie 
herauszukommen, da doch offensichtlich diese Char-
terverträge ein schwerwiegendes Hindernis auf dem 
Weg zur Sanierung sind? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: In 
diese unternehmerische Betätigung — darauf läuft 
das ja hinaus — wird und kann sich die Bundesregie-
rung nicht einmischen. Aber vom Grundsatz her, Herr 
Kollege Conradi — das habe ich schon am 23. Juni 
1993 im Zusammenhang mit der Genehmigung der 
Privatisierung durch die Bundesregierung gesagt —, 
kann ich nur sagen, daß wir die Fusionsverhandlun-
gen im Kern  begrüßen und daß wir sie deshalb nicht 
als Maßgabe, wie es im Ausschuß für die Treuhandan-
stalt einmal gehandelt worden war, sondern als eine 
Empfehlung im Zusammenhang mit unserer Zustim-
mung zu dem Vertragswerk mit der Treuhandanstalt 
ausgesprochen haben; eben wegen der zu erwarten-
den positiven Synergieeffekte in dieser weltweit 
außerordentlich schwierigen Situa tion der Schiff-
fahrt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Carl Ewen. 

Carl Ewen (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
ausschließen, daß die Fusion und die Vorkommnisse 
im Umfeld dieser Fusion zum einen Auswirkungen auf 
die Wettbewerbshilfen für die deutsche Seeschiffahrt 
und zum anderen Auswirkungen auf die Hilfen für die 
Werften haben? Denn hier besteht ja ein enger 
Zusammenhang durch die Trägerschaft. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Ich 
glaube schon, daß man das ausschließen kann. Sie 
haben die beiden Förderinstrumentarien für die deut-
sche Schiffahrt richtig umschrieben. Sie werden 
davon nicht be troffen, es sei denn, die ihnen zugrunde 
liegenden Fördertatbestände würden erfüllt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Damit 
sind die beiden Dringlichkeitsfragen beantwortet. 
Herr Staatssekretär, wir bedanken uns bei Ihnen, auch 
wenn es Ihnen weniger Freude gemacht hat — wie Sie 
gesagt haben —, sich über diese Dinge zu äußern. 
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Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums der Justiz auf. Hier steht uns die Bundesministe-
rin selbst, Frau Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, 
zur Verfügung. 
Ich rufe Frage 1 des Abgeordneten Dr. Jork auf: 

Besteht angesichts der weiterhin kritischen Situation auf dem 
Wohnungsmarkt in den neuen Bundesländern seitens der Bun-
desregierung die Absicht, den Kündigungsschutz erneut zu 
verlängern, und welche Kriterien für eine mögliche Verlänge-
rung werden gesehen? 

Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Herr Abgeordneter, Sie haben nach 
Absichten der Bundesregierung gefragt, angesichts 
der Situation des Wohnungsmarkts in den neuen 
Bundesländern den Kündigungsschutz zu verlängern, 
und danach, welche Kriterien für eine mögliche Ver-
längerung vorgesehen sind. 
Meine Antwort: Der besondere Kündigungsschutz 

für Wohnraummieter in den neuen Bundesländern ist 
erst im Dezember 1992 für drei Jahre, bis Ende 1995, 
verlängert worden. Die Bundesregierung hält es des-
halb zum heutigen Zeitpunkt für verfrüht, ein knappes 
Jahr nach der Verlängerung, aber noch mehr als zwei 
Jahre vor dem Auslaufen der Regelung eine Absichts-
erklärung darüber abzugeben, ob dieser Kündigungs-
schutz möglicherweise noch einmal verlängert wer-
den soll. 
Dabei ist auch zu bedenken, daß sich an die bis Ende 

1995 laufende Wartefrist noch die gesetzliche Kündi-
gungsfrist anschließt. Diese beträgt mindestens sechs 
Monate, in den meisten Fällen aber wegen der langen 
Mietdauer zwölf Monate. Die maßgebenden Kriterien 
für die Verlängerung der Wartefrist müßten also nicht 
bereits für das Jahr 1996, sondern dann für 1997 und 
die darauf folgenden Jahre ermittelt und festgelegt 
werden. Der heutige Zeitpunkt ist noch verfrüht, um 
darauf ganz konkrete Antworten geben zu können. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, Sie haben den Wunsch, eine Zusatzfrage 
beantwortet zu bekommen? — Bitte. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Frau Ministerin, 
ist vorgesehen — wenn denn die Zeit fortgeschritten 
ist —, durch Ihr Ministerium zu überprüfen, ob eine 
Verlängerung erforderlich ist, oder erwarten Sie, daß 
das von parlamentarischer Seite erfolgt? 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin: Wir werden die Entwicklung genau im Auge 
behalten. Das war genau die Situation, der wir uns 
gegenübersahen, als wir 1992 Überlegungen ange-
stellt haben, den Kündigungsschutz zu verlängern. 
Wir werden abwarten müssen, wie sich insgesamt die 
Wohnraumsituation entwickelt, vor allen Dingen, wie 
die Sozialklausel, die jetzt gilt, zur Anwendung 
kommt. Wir werden unter Berücksichtigung dieser 
Entwicklung rechtzeitig prüfen, ob eine Verlänge-
rung erforderlich erscheint. 

(Peter Conradi [SPD]: Wenn Sie dann noch im 
Amt sind!) 

— Die Bundesregierung wird das tun. Das wird dann 
derjenige machen, der die Verantwortung für die 
Lösung dieses schwierigen Problems zu tragen hat. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ohne 
Nachfolgerin würde die Ministerin nicht bleiben. 

(Peter Conradi [SPD]: Das machen wir 
dann!) 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Frau Ministerin, 
halten Sie es angesichts einer möglichen Interessen-
kollision zwischen Hauseigentümern und Mietern für 
denkbar, daß bei einer möglichen Verlängerung Ein-
schränkungen des Kündigungsschutzes festgelegt 
werden? 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin: Mit der Festschreibung der Sozialklausel und 
vor allen Dingen mit der Formulierung, daß ein 
Härtefall auch dann vorliegt, wenn angemessener 
Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingungen nicht 
beschafft werden kann, ist, so glaube ich, genau die 
rechtliche Grundlage geschaffen worden, um beider-
seitigen Interessen ausreichend Rechnung zu tragen. 
Auf dieser Grundlage müssen dann notwendige Über-
legungen angestellt werden, wenn sich die Frage der 
Verlängerung stellt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nicht um 
dem Wunsch des Abgeordneten Conradi zu folgen, 
sondern weil keine weiteren Fragen an die Ministerin 
vorliegen, kann ich Sie jetzt ohne Kündigungsschutz 
für heute von hier entlassen. Frau Ministerin, ich darf 
mich bei Ihnen bedanken. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Finanzen auf. Die Fragen 3 und 4 der Abgeordne-
ten Dr. Leonhard-Schmid werden schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Wirtschaft auf. Die Frage 5 des Abgeordneten 
Albert Deß und die Frage 6 des Abgeordneten Jürgen 
Augustinowitz werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich der Bun-

desministerin für Familie und Senioren auf. Zur Beant-
wortung steht Frau Parlamentarische Staatssekretärin 
Verhülsdonk zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 7 der Abgeordneten Frau Uta 

Würfel auf: 
Wie wird Pluralität der Träger bei Beratungsstellen gewähr-

leistet, wenn durch ein flächendeckendes Angebot von Gesund-
heitsämtern als Beratungsstellen andere Träger, z. B. nicht-
konfessionelle Beratungsstellen, nicht zugelassen werden? 

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort. 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin für Familie und Senioren: Liebe 
Frau Kollegin Würfel, angesichts Ihres bekannten 
Sachverstands in dieser Thematik 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Donnerwetter! Frau 
Würfel, passen Sie auf, wenn sie so 

anfängt!) 
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— jawohl — gehe ich davon aus, daß Sie wissen, daß 
die Zulassung und die Förderung von Beratungsstel-
len Angelegenheit der Länder ist. Ihnen ist sicher 
auch bekannt, daß die Länder diese Aufgabe durch 
eigene Landesgesetze und in Einzelfällen auch durch 
Rechtsverordnungen rechtlich geregelt haben. Dabei 
haben die Länder zu beachten, daß das Schwange-
ren- und Familienhilfegesetz, das in diesen Tagen in 
Kraft getreten ist, eine Pluralität der Träger bei den 
Beratungsstellen vorschreibt. Dies zur Rechtslage. 
Die Frage, ob nun in einem regionalen Bereich, in 

einem Bundesland, die Pluralität jeweils gewährlei-
stet ist, kann man nur ganz konkret vor Ort beurteilen, 
ist also nur durch das, was vorhanden ist, zu beant-
worten, nicht hypothetisch. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage, Frau Abgeordnete, bitte schön. 

Uta Würfel (F.D.P.): Angesichts des Ihnen zu unter-
stellenden Sachverstandes, den ich nie bezweifelt 
habe: Kann ich davon ausgehen, daß Sie wissen, daß 
das Bundesverfassungsgericht dem Bundesgesetzge-
ber ausdrücklich aufgegeben hat, sicherzustellen, daß 
die Pluralität der Träger in den Ländern gewährlei-
stet zu sein hat? Deswegen habe ich ja gefragt, wie 
sichergestellt werden kann — jetzt auch durch uns —, 
daß eine Frau, wenn beispielsweise in den neuen 
Bundesländern ausschließlich Gesundheitsämter die 
Beratung durchführen, nicht auf diese verwiesen 
werden muß, sondern — wie das Bundesverfassungs-
gericht es will — einen Träger ihrer eigenen Weltan-
schauung finden kann. 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Ich 
habe eben dargestellt, wie der Zusammenhang der 
Dinge ist. In einem Bundesgesetz, das der Bundestag 
mit Mehrheit verabschiedet hat, im Schwangeren-
und Familienhilfegesetz, ist das Gebot der Pluralität 
der Trägerschaft festgeschrieben. Die Länder haben 
dies ihrerseits zu erfüllen. Wir haben in bezug auf die 
Länder keine unmittelbaren Aufsichtspflichten und 
-rechte, sondern das ist eine eigene Aufgabe, die die 
Länder zu erfüllen haben. Wenn es also irgendwo 
Beanstandungen gibt, muß man  sie auf der Landes-
ebene geltend machen, aber nicht auf der Bundes-
ebene. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine 
zweite Zusatzfrage. 

Uta Würfel (F.D.P.): Bundesrecht bricht Länder-
recht. Wir haben das jetzt den Ländern aufgetragen. 
Wenn also der Deutsche Bundestag, der Gesetzgeber, 
feststellt, daß es die Pluralität der Träger auf Länder-
ebene nicht gibt, welche Möglichkeiten der Einfluß-
nahme hat die Bundesregierung, hat der Bundesge-
setzgeber, d. h. der Bundestag, und wie wird dann 
dieser Einfluß genommen? 

(Peter Conradi (SPD): Bundeszwang!) 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Zu-
nächst wiederhole ich: Es ist eine Aufgabe, die die 
Länder in eigener Verantwortung zu vollziehen 
haben. Sollte auf der Bundesebene bekannt sein, daß 
es Beanstandungen gibt, dann kann sich die Bundes-

regierung mit den Ländern ins Benehmen setzen und 
sie darauf hinweisen, daß sie dies zu erfüllen haben. 
Aber uns ist zur Zeit kein derartiger Fall bekannt, so 
daß wir auch keine Möglichkeit sehen — ich weiß 
nicht, auf welchen Fall Sie anspielen —, da irgendeine 
Aktion zu starten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. Karl-Heinz Klejdzinski (SPD): Darf ich die Bun-
desregierung darauf hinweisen, daß diese Frage nach 
den jeweiligen Länderkompetenzen bzw. danach, wie 
Gesundheitsämter eingeordnet sind, differenziert 
beantwortet werden muß, weil z. B. in Nordrhein-
Westfalen die Gesundheitsämter nicht der staatlichen 
Aufsicht unterliegen, sondern bei den Kreisen und 
Städten angesiedelt sind und insofern das plurale 
Angebot, das dort gewollt wird, je nach Stadt durch-
aus möglich ist? 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Ich 
kann das bestätigen. Die Gesundheitsämter sind ja 
schon immer, auch vor der jetzigen Rechtslage, in 
diesem Bereich in verschiedenen Bundesländern 
zusammen mit freien Trägern tätig gewesen. Ich 
denke, daß die Pluralität gewährleistet ist, wenn 
sowohl staatliche als auch p rivate Träger in einem 
bestimmten Bereich ein Angebot machen. Ich kann 
Ihren Hinweis nur bestätigen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Peter Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Wird die Bundesregierung, 
wenn Bundesländer die gesetzlich vorgeschriebene 
und verfassungsgerichtlich garantierte Pluralität der 
Beratung nicht gewährleisten, von dem Mittel des 
Bundeszwanges Gebrauch machen und solche Län-
der anweisen, die gesetzlich und verfassungsrechtlich 
geforderte Pluralität herzustellen? 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: 
Wenn uns konkrete Fälle vorlägen, die etwa durch 
dieses Hohe Haus oder auf andere Weise an uns 
gelangen, würden wir uns schon mit den Ländern ins 
Benehmen setzen und sie darauf hinweisen, daß sie 
dem Bundesgesetz entsprechend die Pluralität zu 
gewährleisten haben. 

(Peter Conradi [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich rufe 
nunmehr die Frage 8 des Abgeordneten Claus Jäger 
auf: 

Haben nach den Erkenntnissen der Bundesregierung die 
Schwangeren-Beratungsstellen der Organisation Pro Familia 
seit dem Inkrafttreten der vom Bundesverfassungsgericht ange-
ordneten Übergangs-Regelung am 16. Juni 1993 ihre Beratungs-
praxis entsprechend diesen Richtlinien dahin geändert, daß 
nunmehr auf die zur Schwangerenkonflikt-Beratung erschiene-
nen Frauen im Sinne der Erhaltung des Lebens ihres ungebore-
nen Kindes eingewirkt wird? 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Herr 
Kollege Jäger, der Bundesregierung liegen keine 
Erkenntnisse vor, daß Schwangerschaftskonflikt-
Beratungsstellen in ihrer Beratungspraxis die Über-
gangsregelungen des Bundesverfassungsgerichtsur- 
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teils vom 28. Mai 1993 unbeachtet lassen. Aber ich 
möchte noch einmal darauf verweisen, daß wir das 
Thema in der Fragestunde am 20. Oktober 1993 auch 
behandelt haben und ich Ihnen damals in der Beant-
wortung Ihrer Frage ausführlich dargelegt habe, daß 
die Überwachung der Tätigkeit der Schwanger-
schaftskonflikt-Beratungsstellen den Ländern obliegt. 
Das ist also praktisch der gleiche Problemfall, den wir 
gerade an Hand der Frage von Frau Würfel bespro-
chen haben. Das hat sich auch nicht durch das 
Inkrafttreten der Übergangsregelungen des Bundes-
verfassungsgerichts geändert. Die Rechtslage von 
vordem gilt auch für den jetzigen Übergangszeit-
raum. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Claus Jäger. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, um 
das vorwegzuschicken: Ich habe nicht nach der Über-
wachung und auch nicht danach gefragt, ob es Ver-
letzungen gibt, sondern ich habe ganz konkret gefragt 
— und da würde ich gerne noch einmal nachfragen —, 
ob die Bundesregierung weiß — dabei gehe ich davon 
aus, daß sie sich danach erkundigt hat und Nachfor-
schungen angestellt hat —, ob die größte deutsche 
Beratungsorganisation Pro Familia, die es nach ihrer 
Satzung und nach ihrer bisherigen Praxis abgelehnt 
hat, im Sinne der Erhaltung des ungeborenen Lebens 
zu beraten, sondern stets von einer neutralen Bera-
tung ausgegangen ist, die aber jetzt wie alle anderen 
Beratungsstellen nach der Übergangsanordnung des 
Bundesverfassungsgerichts verpflichtet ist, für den 
Schutz und für die Erhaltung des Lebens zu beraten, 
ihre Praxis, ihre Satzung usw. geändert hat. Hat die 
Bundesregierung dazu Erkenntnisse, und, wenn 
nicht, hat sie sich danach nicht erkundigt? 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Herr 
Kollege Jäger, ich habe Ihnen geantwortet, daß uns 
nicht bekannt ist, daß ein Träger gegen die jetzige 
gesetzliche Lage verstößt. Das gilt auch für den 
Träger, nach dem Sie fragen. Wir haben auch keine 
Veranlassung, uns nach Veränderungen von Satzun-
gen usw. zu erkundigen, weil dies allenfalls, wenn 
Verstöße vorlägen, Aufgabe der Länder wäre, die 
dafür zuständig sind. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage des Abgeordneten Jäger. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
nachdem allgemein öffentlich bekannt ist und somit 
auch der Bundesregierung bekannt ist, daß die von 
mir genannte Organisation es bisher expressis verbis 
abgelehnt hat, die Frauen im Sinne einer Erhaltung 
des Lebens der Kinder zu beraten, frage ich Sie: Hat 
die Bundesregierung darin nicht einen Anlaß gese-
hen, nicht zu warten, bis irgendwo eine Beanstandung 
auftaucht, sondern sich bei dieser Organisation dar-
über sachkundig zu machen, ob sie denn überhaupt 
gewillt ist, ihre bisherige bundesweit durchgängige 
Praxis im Sinne dieser Anordnung zu ändern? 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Herr 
Kollege, das haben wir nicht getan, weil kein Anlaß 
dafür vorliegt, dies zu tun. Die Äußerungen, von  

denen Sie sprechen und die nach Ihrer Aussage in der 
Öffentlichkeit gefallen sind, sind allenfalls als allge-
meine Äußerungen zu werten, aber nicht als konkre-
tes Verhalten einer örtlich tätigen Beratungsstelle. 
Uns ist jedenfalls dergleichen nicht bekannt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage der Abgeordneten Uta Würfel. 

Uta Würfel (F.D.P.): Frau Staatssekretärin Verhüls-
donk, würden Sie mir bitte folgenden Sachverhalt 
bestätigen? Das Bundesverfassungsgericht hat ge-
sagt: Die Beratungen müssen in Zukunft zielorientiert 
auf den Schutz des ungeborenen Lebens dadurch 
ausgerichtet werden, daß die Frau in die Beratung 
kommt, dort eine belehrende Einflußnahme nicht 
erfolgen darf, das Beratungsgespräch ergebnisoffen 
zu führen ist und das Ziel des Erhaltens des ungebo-
renen Lebens in erster Linie dadurch erreicht werden 
soll, daß der Frau die Möglichkeit des Reflektierens 
ihrer Lebenssituation in offener Atmosphäre gegeben 
wird, wobei sie anonym bleiben kann. Darüber hinaus 
soll sie bei der Geltendmachung von Rechtsansprü-
chen und Hilfen unterstützt werden, d. h. ihr müssen 
in Zukunft adäquate, effiziente Hilfsangebote durch 
alle Träger gemacht werden. Schon deshalb erübrigt 
sich die Frage des Kollegen Jäger, daß im Sinne des 
Lebensschutzes auf die Frau im Rahmen einer Bera-
tung eingewirkt werden soll — — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Drei-
ecksfragen lassen wir einmal beiseite. 

Uta Würfel (F.D.P.): -- denn es heißt ausdrücklich, 
daß keine Einflußnahme belehrenden Charakters, 
keine Manipulation, keine Indoktrination erfolgen 
darf. Das steht wortwörtlich so im Urteil. Würden Sie 
mir das bitte bestätigen? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Kol-
legin Würfel, wir sind hier in der Fragestunde, nicht 
bei Kurzinterventionen in einer Debatte. 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Frau 
Kollegin, ich will nicht in allen Einzelheiten auf Ihre 
Interpretation des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts eingehen, sondern meinerseits feststellen, daß 
auch der Hinweis darauf, daß es sich um menschliches 
Leben handelt, das zur Disposition steht, vom Bundes-
verfassungsgericht zusätzlich gegeben worden ist, 
daß also diese Information mit zu den Informationen 
gehört, wobei sie nicht als Manipulation oder Indok-
trination zu verstehen ist, sondern als eine notwendige 
Information im Sinne des Lebensschutzes, wie es auch 
die verfassungsrechtliche Lage gebietet. 
Ich denke und gehe, da uns nichts anderes bekannt 

ist, davon aus, daß diese Information in den Bera-
tungsstellen auf Grund der derzeitigen Rechtslage, 
nämlich der Anordnung des Bundesverfassungsge-
richts, gegeben wird. Solange uns kein gegenteiliger 
Fall bekannt ist, gehe ich davon aus. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Fuhrmann. 

Arne Fuhrmann (SPD): Frau Staatssekretärin, liegen 
der Bundesregierung irgendwelche Erkenntnisse im 
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Arne Fuhrmann 
Zusammenhang mit der hier erwähnten Beratungs-
stelle Pro Familia vor, die insgesamt die Frage, die 
Herr Jäger an  Sie gestellt hat, rechtfertigen? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Auch Sie 
mache ich darauf aufmerksam, daß Dreiecksfragen 
nicht zulässig sind und daß auch diese Bezüge mög-
lichst vermieden werden sollen. 

Arne Fuhrmann (SPD): Ja. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Im übri-
gen war das schon beantwortet. Aber bitte schön! 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Herr 
Kollege Fuhrmann, es gibt nicht d i e Beratungsstelle 
von Pro Familia, sondern eine Vielzahl von Beratungs-
stellen. Ich selbst kenne eine ganze Reihe; und ich 
weiß auch, daß sie je  nachdem, welche Personen dort 
tätig sind, ihre Beratungsaufgabe nach den individu-
ellen Vorstellungen der Berater wahrnehmen, was 
übrigens auch im Urteil des Bundesverfassungsge-
richts mit angesprochen ist als ein Recht, das die dort 
tätigen Berater haben, nämlich sich selbst in das 
Gespräch mit einzubringen. Insoweit kann ich auch 
die Frage, ob die Beratungsstellen oder der Träger 
diese oder jene Meinung haben, nicht beantworten. 
Ich sage aber nochmals: Es ist uns kein Fall bekannt, in 
dem es eine Beanstandung gegeben hat. Ich habe 
auch von keinem Bundesland einen entsprechenden 
Hinweis erhalten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage? — Bitte, Herr Kollege. 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Ich möchte eine Zusatz-
frage an die Bundesregierung stellen und die Frau 
Staatssekretärin fragen, ob sie zur Kenntnis genom-
men hat, daß Frau Würfel bei der Aufzählung den 
Punkt, daß sich die Beratung von dem Bemühen zu 
leiten hat, die Frau zur Fortsetzung der Schwanger-
schaft zu ermutigen, vergessen hat? 

Roswitha Verhülsdonk, Parl. Staatssekretärin: Ich 
habe eben schon vorgetragen, daß ich nicht in allen 
Punkten die Interpreta tion des Urteils von Frau Würfel 
übernehmen will oder mir zu eigen mache. Ich habe 
einen zusätzlichen Punkt genannt, den sie nicht 
erwähnt hatte. Dazu gehört auch das, was Sie 
sagen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Dann be-
danke ich mich, Frau Staatssekretärin Verhülsdonk, 
und rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. 
Hier steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Joachim Günther zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 9 des Abgeordneten Peter Con-

radi auf: 
Was hat die Bundesregierung bisher daran gehindert, den 

Realisierungswettbewerb für das Bundeskanzleramt im Spree-
bogen in Berlin auszuschreiben, nachdem seit dem Bundestags-
beschluß vom 20. Juni 1991 feststeht, daß das Bundeskanzleramt 
nach Berlin verlegt wird, und seit dem 24. Juni 1993 die 
abschließende Empfehlung des Preisgerichts für den Städtebau-
lichen Wettbewerb Spreebogen vorliegt? 

Herr Staatssekretär. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Conradi, die in Ihrer Frage 
liegende Vermutung, die Bundesregierung habe den 
Realisierungswettbewerb far das Bundeskanzleramt 
nicht zügig in Angriff genommen, trifft nicht zu. Die 
Bundesregierung hat mit der Aufstellung des Raum-
und Funktionsprogramms für den Neubau des Bun-
deskanzleramtes noch vor der Überarbeitung der 
preisgekrönten Entwürfe des städtebaulichen Ideen-
wettbewerbs Spreebogen im Frühjahr dieses Jahres 
und mit der Aufstellung der übrigen Auslobungsun-
terlagen unmittelbar nach der Billigung des städte-
baulichen Konzeptes für den Spreebogen durch die 
Konzept- und Baukommission des Ältestenrates — das 
war am 1. Juli 1993 — begonnen. 
Die Bundesbaudirektion bereitet zur Zeit den Wett-

bewerb vor und wird ihn durchführen. Sie stellt zur 
Zeit die allgemeinen Auslobungsbedingungen in 
Abstimmung mit den zuständigen Senatsverwaltun-
gen zusammen. Das Raum- und Funktionsprogramm 
ist inzwischen aufgestellt worden. Sobald die Ergeb-
nisse der laufenden Abstimmungen und die abschlie-
ßende Genehmigung des Bundeskanzleramtes dazu 
vorliegen, werden diese in die Auslobungsunterlagen 
eingearbeitet. 
Folgender Ablaufplan wird angestrebt: Aufstellung 

der Auslobungsunterlagen bis 15. Februar 1994, 
Abgabe der Arbeiten bis 20. Mai 1994, Vorprüfung bis 
30. Juli  1994 und das Preisgericht bis Mitte oder Ende 
August 1994. Dabei werden die EG-rechtlich vorge-
schriebenen Fristen eingehalten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage? — Bitte schön, Herr Abgeordneter Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Halten Sie eine Bearbeitungs-
zeit von 53 Monaten seit dem Beschluß des Bundesta-
ges für ein Raum- und Funktionsprogramm des Bun-
deskanzleramtes, das man normalerweise in drei 
Monaten zustande bringt, für ein Zeichen dafür, wie 
zügig sich die Bundesregierung um die Umsetzung 
des Mehrheitsbeschlusses des Deutschen Bundesta-
ges bemüht? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär: Herr Con-
radi, ich habe Ihnen die Punkte aufgezählt, die in der 
Zwischenzeit mitbeachtet werden mußten und die 
belegen, daß ein zügiger Ablauf vorhanden ist. 
Ansonsten bin ich, wie Sie wissen, einer derjenigen, 
die sich für sehr kurze Abläufe engagieren. Ich wäre 
dankbar, wenn wir uns alle auf eine solche Stufe 
einigen können. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Klejdzinski. 

Peter Conradi (SPD): Nein, ich habe zwei Zusatzfra-
gen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Entschul-
digung. Ja, Sie haben zwei Zusatzfragen. 

Peter Conradi (SPD): Er drängelt hier. Er kommt aus 
Nordrhein-Westfalen. Er drängelt nicht für den 
Umzug, Herr Präsident; er drängelt, um ihn zu ver-
schieben. 
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Peter Conradi 
Herr Staatssekretär, würde die Bundesregierung 

ein Angebot meinerseits, die notwendigen Ausarbei-
tungen des Raum- und Funktionsprogramms und die 
Verhandlungen mit dem Berliner Senat zu unterstüt-
zen, gegebenenfalls auch durch Einbringung der 
Vorstellungen des rheinland-pfälzischen Ministerprä-
sidenten Rudolf Scharping be treffend die Überlegun-
gen für die Zukunft des Bundeskanzleramtes, und 
zwar das Angebot, dies zu beschleunigen, damit es 
nicht ein Jahr dauert, bis der Wettbewerb endlich 
durchgeführt werden kann, als eine unzumutbare 
Einmischung in die Verzögerungsbemühungen der 
Bonner Bürokratie be trachten? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Conradi, ich habe Ihnen gesagt, daß das Raum- und 
Funktionsprogramm ja in der Zwischenzeit aufgestellt 
wurde und daß lediglich die letzten Abstimmungen 
noch fehlen. Ich bin aber sicher anderer Auffassung 
als Sie, wenn ich sage, daß es nicht notwendig ist, 
dieses Raum- und Funktionsprogramm auf Herrn 
Scharping auszurichten. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Doch, sprechen Sie 
einmal mit ihm! Er zieht doch da ein!) 

— Da haben wir eben andere Auffassungen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Außer-
dem ist der Bundestag kein Arbeitsvermittlungs-
büro. 
Herr Abgeordneter Klejdzinski, Sie haben das 

Wort . 

Dr. Karl-Heinz Klejdzinski (SPD): Herr Präsident, 
mein Kollege Conradi hat natürlich recht in der 
Annahme, daß ich möglicherweise kritisiere oder 
hinterfrage, ob es richtig ist, daß gegenwärtig Millio-
nen für den Berlin-Umzug ausgegeben werden. Ich 
möchte das mit der Frage verbinden: Welche Konse-
quenzen hat das Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau aus der verordneten 
Haushaltssperre gezogen, die ja konsequenterweise 
auch diesen Bereich treffen müßte? Ich nehme mit 
Erstaunen zur Kenntnis, daß Sie weiterplanen, als 
wenn diese Haushaltssperre nicht bestehen würde. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär: Im gegen-
wärtigen Zeitpunkt geht es um das Verfahren und um 
die Vorbereitung der Auslobung für das Bundeskanz-
leramt. Für diesen Wettbewerb steht die bekannte 
Summe von 3,2 Millionen DM zur Verfügung. Sie ist in 
den Haushalt integriert. 

(Peter Conradi [SPD]: So ist es! Ein weiterer 
Bremsversuch ist gescheitert!) 

— So ist es. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Weitere 
Fragen liegen für den Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau nicht vor. Herr Staatssekretär, ich bedanke mich 
bei Ihnen. 
Der Geschäftsbereich des Bundesministers für For-

schung und Technologie braucht nicht aufgerufen zu 
werden, weil der Abgeordnete Christi an  Müller die 
schriftliche Beantwortung der Fragen 10 und 11 
gewünscht hat. 

Das gleiche trifft zu für den Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft. Hier 
hat der Abgeordnete Rolf Schwanitz gebeten, die 
Frage 12 schriftlich zu beantworten. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 

Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung. Hier steht uns der Staatssekre-
tär Härdtl zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 13 des Abgeordneten Dr. Peter 

Ramsauer auf: 
Wie erklärt die Bundesregierung den, verglichen mit den 

Vorjahren, unverhältnismäßig hohen Anstieg des Anteils der in 
den Entwicklungsländern gekauften Nahrungsmittel für die 
Nationale Nahrungsmittelhilfe? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Wighard Härdtl, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung: Vielen Dank, Herr Präsident. 
Herr Abgeordneter, Sie haben in zwei Fragen nach 

dem Anstieg des Anteils der in Entwicklungsländern 
gekauften Nahrungsmittel für die Nationale Nah-
rungsmittelhilfe und nach der Vereinbarkeit dieses 
Anstiegs mit den in der deutschen Landwirtschaft 
erzielten Überschüssen gefragt. Ich beantworte mit 
Ihrem Einverständnis beide Fragen zusammen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Einver-
standen; dann rufe ich auch Frage 14 des Abgeordne-
ten Dr. Peter Raumsauer auf: 

Wie läßt sich dieser Anstieg mit den in der deutschen Land-
wirtschaft erzielten Überschüssen vereinbaren? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wighard Härdtl, Staatssekretär: Der Anstieg ent-
spricht dem Willen des Deutschen Bundestages. Nach 
den Erläuterungen zu den Haushaltstiteln des Einzel-
plans 23 im Haushalt 1993 sollen Nahrungsmittel 
vorrangig aus in Entwicklungslände rn  verfügbaren 
Überschußangeboten aufgekauft werden. Der An-
stieg lokaler Aufkäufe gegenüber früheren Jahren 
liegt bei Getreide unter 100 000 Tonnen pro Jahr. 
Gemessen an den in Deutschland erzeugten Getrei-
deüberschüssen, die von den Interventionsstellen aus 
dem Markt genommen werden, 1993 ca. 6 Millionen 
Tonnen, stellt dies eine gesamtwirtschaftlich äußerst 
geringe Menge dar, etwa 1,5 % der Überschüsse. Die 
Nahrungsmittelhilfe ist daher nicht geeignet, zur 
Lösung der Überschußproblematik beizutragen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Dr. 
Ramsauer, Sie haben jetzt vier Zusatzfragen. Bitte 
sehr. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, stimmen Sie mir nicht in der Bewertung zu, daß der 
Anstieg von durchschnittlich einem D rittel in den 
Jahren 1991 und 1992 durch Zukäufe in Entwick-
lungsländern auf nunmehr 81 % im ersten Halbjahr 
1993 ein besonders krasser Anstieg ist, der wohl über 
das Maß hinausgeht, das der Gesetzgeber vielleicht 
gemeint haben könnte? 

Wighard Härdtl, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Zielvorgabe ist durch den Haushaltsausschuß sehr 
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Staatssekretär Wighard Härdtl 

eindeutig vorgenommen worden. Das Problem liegt 
darin, daß wir versuchenmüssen, auch die Produktion 
in den Entwicklungsländern zu fördern. Entwick-
lungspolitisch ist es sicherlich sinnvoll, daß man durch 
die Abnahme von Produkten zur Stärkung der Ent-
wicklungsländer beiträgt. Im übrigen ist es häufig 
sehr viel kostengünstiger, in der Nähe der Entwick-
lungsländer, also der Bedürftigen, Nahrungsmittel 
aufzukaufen. 
Die Frage des Anstiegs hängt natürlich auch mit der 

regionalen Situation zusammen. Der Anstieg ist im 
Getreidebereich geringer als die von Ihnen genannte 
Zahl. Er lag im letzten Jahr bei etwa 50 % angekauften 
Getreides aus den Entwicklungsländern, und 50 % 
kamen aus dem EG-Bereich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage, Herr Dr. Ramsauer. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wenn Sie schon so sehr auf entwicklungspolitische 
Erwägungen abheben, wie beurteilen Sie dann die 
Tatsache, daß eine Weichweizenausschreibung von 
20 000 Tonnen für Georgien ausgerechnet an  die 
Türkei vergeben worden ist, an ein Land, daß allen-
falls als Schwellenland eingestuft werden kann? 

Wighard Härdtl, Staatssekretär: Die Türkei ist nach 
wie vor ein anerkanntes Entwicklungsland. Sie gehört 
nicht zu den Niedrigeinkommensländern, aber ein 
Entwicklungsland ist sie zweifellos. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Meine dritte 
Zusatzfrage, Herr Staatssekretär: Wenn auch in Ent-
wicklungsländern die Ernten heuer besser ausgefal-
len sein mögen, kann dies denn ein Grund dafür sein, 
die Zukäufe bei der Nahrungsmittelhilfe aus diesen 
Ländern derartig drastisch zu erhöhen, wo die Über-
schüsse in Deutschland gleichzeitig ein immer noch 
völlig inakzeptables Niveau haben und von den 
Nahrungsmittellieferungen nicht nur die Agrarwirt-
schaft selbst in Form von Getreidelieferungen betrof-
fen ist, sondern natürlich auch die Verarbeitungswirt-
schaft, die, wie Sie wissen, in einer ganz gewaltigen 
strukturellen Krise steckt? 

Wighard Härdtl, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Probleme sind natürlich bekannt. Nur, von der 
Größenordnung her muß man sagen, daß die Ent-
scheidung, in den Entwicklungsländern selber auch 
zum Absatz beizutragen, nicht dadurch ersetzt wer-
den kann, daß wir aus dem EG-Bereich ankaufen. Die 
Größenordnungen sind — ich sagte es schon — so, daß 
damit das Grundproblem der Überschußproduktion in 
der EG in vielen Bereichen nicht gelöst werden 
kann. 
Wir müssen in der Gesamtsicht der Politik auch 

darauf achten, daß wir bei einer Förderung der 
Entwicklungsländer, die auf eigenen Füßen stehen 
sollen, dafür Sorge tragen, daß die Produkte, die dort 
hergestellt werden, auch im landwirtschaftlichen 
Bereich, abgesetzt werden können. Das gilt nicht nur 
für den Bananenbereich, sondern auch für den Getrei-
debereich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Noch eine 
Zusatzfrage. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Ich möchte die 
vierte und letzte Zusatzfrage stellen. Herr Staatsse-
kretär, glauben Sie nicht, daß andere EG-Länder bei 
der Nahrungsmittelhilfe die eigenen Belange der 
jeweils eigenen Agrar- und Verarbeitungswirtschaft 
wesentlich besser berücksichtigen und daß die Beant-
wortung meiner Fragen viel besser beim Bundesmi-
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als 
in Ihrem Ressort angesiedelt gewesen wäre? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das ist wahr!) 

Wighard Härdtl, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
wir sind natürlich innerhalb der Bundesregierung um 
eine abgestimmte Politik bemüht, so auch in dieser 
Frage mit dem Landwirtschaftsminister. Es ist ja nicht 
so, daß Überschußproduktionen aus dem EG-Bereich 
nicht aufgekauft würden, sondern hier gibt es 
bestimmte Zielsetzungen, die in Übereinstimmung 
gebracht werden sollen, und dies geschieht. 
Wir wissen, daß auch andere Länder dazu überge-

gangen sind, Überschußprodukte aus den Entwick-
lungsländern aufzukaufen und einzusetzen. Es ist also 
kein Einzelfall; nicht nur die Bundesregierung tut 
dies. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Horst Kubatschka. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Meine Frage ist im 
zweiten Teil nicht beantwortet! 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Dr. Ramsauer, ich kann den Staatssekretär nicht 
zwingen, sich vollständig zu äußern. Das müssen Sie 
durch eine erneute Frage oder im direkten Kontakt 
klären. 
Nun Herr Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Kollege Ramsauer, 
da haben Sie einmal ein Oppositionsgefühl gehabt. 
Uns werden oft Fragen nicht beantwortet. 
Aber jetzt meine Frage: Haben die Aufkäufe zu 

Engpässen bei der Versorgung in den Entwicklungs-
ländern geführt? 

Wighard Härdtl, Staatssekretär: Nein, selbstver-
ständlich nicht, denn die Aufkäufe erfolgten ja aus der 
Überschußproduktion. Sie haben in den betroffenen 
Entwicklungsländern zu einer Stärkung der Devisen-
situation beigetragen und waren indirekt auch ein 
Beitrag zur entwicklungspolitischen Zusammenar-
beit. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Weitere 
Fragen liegen nicht vor. 

Horst Kubatschka (SPD): Ich hätte noch eine zweite 
Zusatzfrage. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nein, das 
war ja nicht Ihre Frage. 

Horst Kubatschka (SPD): Entschuldigung, daß ich 
Sie zu belehren wage. Es sind zwei Fragen gewesen, 
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Horst Kubatschka 
und zu jeder hätte ich eine Zusatzfrage stellen kön-
nen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eins zu 
null  für Sie! 

Horst Kubatschka (SPD): Das wollte ich nicht! 
Herr Staatssekretär, ich habe die Frage: Sind dabei 

sinnlose Versorgungswege ausgeschlossen worden? 
Ist ausgeschlossen worden, daß mit einem Schiff ein 
Gut hinaufbefördert und mit dem nächsten Schiff 
dasselbe Gut wieder in Richtung eines anderen Ent-
wicklungslandes befördert wurde? Wurde darauf 
geachtet, sinnlose Versorgungswege auszuschlie-
ßen? 

Wighard Härdtl, Staatssekretär: Wir bemühen uns 
im Zusammenhang mit den Transporten und auch bei 
den Institutionen, die wir einsetzen, grundsätzlich die 
Kosten so niedrig wie möglich zu halten. Dies ist auch 
ein Grund für den Ankauf aus Nachbarländern in 
einer Region, die es zu versorgen gilt. Das senkt die 
Transportkosten erheblich. Es senkt die Kosten auch 
deshalb, weil die Weltmarktpreise niedriger liegen als 
die EG-Interventionspreise. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Staatssekretär, ich bedanke mich bei Ihnen. Weitere 
Fragen liegen für Ihren Geschäftsbereich nicht vor. 
Der Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten braucht nicht 
aufgerufen zu werden, weil die Fragen 20, 21, 22 und 
23 der Abgeordneten Ul rike Mehl und des Abgeord-
neten Paul Hoffacker auf deren Wunsch schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisteriums für Arbeit und Sozialordnung. Der Parla-
mentarische Staatssekretär Horst Günther steht uns 
zur Verfügung. Er beantwortet zunächst die Frage 24 
des Abgeordneten Kubatschka: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den starken Anstieg von 
Hauterkrankungen bei Berufstätigen und daraus folgend von 
Anträgen auf Berufsunfähigkeit aufgrund der vielen neuen 
Gefahrstoffe am Arbeitsplatz, und wo sieht sie hierbei Hand-
lungsbedarf? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Kubatschka, ich hoffe, daß ich Ihnen dieses Opposi-
tionsgefühl jetzt nehmen kann, indem ich Ihre Frage 
beantworte. Die Antwort lautet wie folgt: 
Beruflich verursachte Erkrankungen der Haut fal-

len unter die Berufskrankheit Nr. 5101, Anlage 1 
Berufskrankheitenverordnung. Nach Auskunft der 
von dieser Berufskrankheit besonders betroffenen 
Berufsgenossenschaften entfällt der Großteil der 
Erkrankungsfälle auf das Friseurgewerbe und auf die 
Metallberufe. Der Umstand, daß in den letzten Jahren 
ein kontinuierlicher Anstieg von Anzeigen dieser 
Berufskrankheit zu beklagen ist, erklärt sich im 
wesentlichen dadurch, daß die Berufsgenossenschaf-
ten für Hautkrankheiten ein besonderes Hautarztver-
fahren eingeführt haben, wodurch Erkrankungsfälle 
bereits im Frühstadium durch die Hautärzte gemeldet 
werden müssen, die Ärzteschaft durch verbesserte 

Information ein zunehmend offensives Meldeverfah-
ren bei Berufskrankheiten entwickelt und auch 
betroffene Versicherte zunehmend mehr Entschädi-
gungsansprüche an  ihre Berufsgenossenschaft stel-
len. 

Hinweisen möchte ich aber auch darauf, daß nicht 
jeder angezeigte Verdachtsfall eine anzuerkennende 
Berufskrankheit im Sinne der Berufskrankheitenver-
ordnung ist. Für die Tätigkeiten, bei denen üblicher-
weise mit Gefahrstoffen umgegangen wird, die schä-
digend auf die Haut einwirken, bestehen sowohl nach 
der Gefahrstoffverordnung wie auch nach den ein-
schlägigen Unfallverhütungsvorschriften Bestimmun-
gen, die Haut bei solchen Tätigkeiten entsprechend 
zu schützen. 

Die zuständigen Berufsgenossenschaften haben für 
solche Tätigkeiten auch besondere Merkblätter her-
ausgegeben, in denen die Notwendigkeit des Tragens 
persönlicher Schutzausrüstung in Form von Hand-
schuhen betont oder die Verwendung von Haut-
schutzmitteln empfohlen wird. Diese Vorschriften gel-
ten für alle, auch für die neuen Gefahrstoffe. 

Um dem besorgniserregenden Anstieg von beruf-
lich verursachten Hautkrankheiten, der nicht wegzu-
diskutieren ist, zu begegnen, haben der Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung und die zuständigen 
Berufsgenossenschaften zahlreiche Aktivitäten ent-
wickelt. So hat z. B. die Berufsgenossenschaft 
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege in den letz-
ten zwei Jahren wiederholt Fachtagungen für Ärzte 
und Angehörige verschiedener Br anchen ausgerich-
tet. Weiterhin hat sie z. B. allen Friseurbetrieben 
ausreichend Informationsmaterial, Merkblätter und 
sogenannte Hautschutzpläne zur Verfügung gestellt. 
Ein erster Erfolg dieser Aktion ist, daß 1992 über 4 % 
weniger Verdachtsmeldungen auf eine beruflich ver-
ursachte Hauterkrankung in dieser Branche erstattet 
werden mußten. 

Weiterhin haben der Ausschuß für Gefahrstoffe des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
sowie der Ausschuß Arbeitsmedizin des Hauptver-
bandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
interdisziplinäre Arbeitskreise mit Experten aus Wis-
senschaft und Praxis eingerichtet, die neue Grundla-
gen für geeignete Präventionsstrategien einschließ-
lich arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen 
erarbeiten. Diese Arbeiten stehen kurz vor dem 
Abschluß und werden in Pilotprojekten bereits in der 
Praxis erprobt. 

Im Frühjahr 1992 hat das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung Wissenschaftler der berufs-
dermatologischen Fachgesellschaft gebeten, das in-
zwischen veraltete Merkblatt zur Berufskrankheit zu 
überarbeiten. Der Entwurf der Neufassung wird 
bereits im ärztlichen Sachverständigenbeirat des Bun-
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung bera-
ten und soll nach der Verabschiedung amtlich 
bekanntgemacht werden. Ergänzend dazu erarbeitet 
der Hauptverband der Berufsgenossenschaften auf 
Anregung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung mit den Experten der gleichen Fachge-
sellschaft eine Empfehlung zur Begutachtung dieser 
Berufskrankheit. Der Schwerpunkt aller Bemühun-
gen ist jedoch, die Primär- und Sekundärprävention 
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weiter zu verbessern sowie die Möglichkeiten zur 
Früherkennung und Frührehabilitation bei dennoch 
eingetretenen beruflich verursachten Hauterkran-
kungen zu optimieren. 
Die Bundesregierung wird der Entwicklung dieser 

Berufskrankheit weiterhin sehr große Aufmerksam-
keit schenken. Nähere Angaben über die Anzahl der 
Berufsunfähigkeitsrentner in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung, die durch Hauterkrankungen auf 
Grund von Gefahrstoffen am Arbeitsplatz berufsunfä-
hig geworden sind, liegen der Bundesregierung man-
gels entsprechender statistischer Daten leider nicht 
vor. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Kubatschka, unter Berücksichtigung der 
Eingangsbemerkung des Herrn Staatssekretärs frage 
ich Sie jetzt: Haben Sie noch eine Zusatzfrage? 

Horst Kubatschka (SPD): Also, über die Länge kann 
ich mich nicht beklagen. Das war sehr ausführlich, so 
ausführlich, daß es noch für einige kurze Antworten 
der Regierung für die nächsten Kollegen ausreichen 
würde. Trotzdem habe ich noch zwei Zusatzfragen: 
Worauf ist die Entwicklung der Hauterkrankungen in 
den letzten fünf Jahren zurückzuführen? Sind etwa 
sprunghafte Entwicklungen, die Sie angedeutet 
haben, auf diese technischen und medizinischen Maß-
nahmen zurückzuführen? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Im wesentli-
chen ja, so wie ich das auch ausgeführt habe, Herr 
Kollege Kubatschka. Die Möglichkeit der Früherken-
nung, der besseren Aufklärung durch technische 
Möglichkeiten und durch arbeitsmedizinische Fort-
schritte, ist eben so weit gediehen, daß jetzt mehr Fälle 
gemeldet werden können. Darauf ist die hohe Zahl im 
wesentlichen zurückzuführen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nächste 
Zusatzfrage, bitte schön. 

Horst Kubatschka (SPD): Jetzt haben Sie ein 
genaues Erkennungssystem. Sie können die Gefahr-
stoffe unter Umständen lokalisieren. Welche Maßnah-
men ergreifen Sie dann, wenn Sie einen Gefahrstoff 
festgestellt haben, der besonders zu Hauterkrankun-
gen führt, um ihn praktisch aus dem Verkehr zu 
ziehen? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Dafür gibt es 
inzwischen Fachgremien, die mit Fachleuten besetzt 
sind und ständig darüber beraten, welche Gefahr-
stoffe unter Umständen aus dem Verkehr gezogen 
werden müssen, insbesondere dann, wenn, um die 
Spitze zu nennen, Krebsverdacht besteht. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Staatssekretär, ich rufe jetzt die Frage 27 des Abge-
ordneten Martin Göttsching auf, weil der Abgeord-
nete Gilges sich noch nicht im Raum befindet und ich 
nicht genau weiß, ob er kommt. 

Inwieweit kann die Bundesregierung nachvollziehen, daß die 
Vergabe von Ausbildungsplätzen an Berufsbildungszentren 
bzw. -gesellschaften, die sich in den neuen Ländern gegründet 
haben, von den Arbeitsämtern benachteiligt wird, und zwar 
zugunsten der Ausbildungszentren bzw. -gesellschaften aus den 
alten Bundesländern, die nur Nebenstellen im Osten haben? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Vielen Dank, 
Herr Präsident. 
Herr Kollege Göttsching, die Bundesregierung hat 

keine Anhaltspunkte, daß bei der Einrichtung von 
Ausbildungsmaßnahmen in überbetrieblichen Ein-
richtungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz und im 
Rahmen der Bund-Länder-ESF-Gemeinschaftsinitia-
tive zur Förderung außerbetrieblicher Ausbildungs-
plätze neu gegründete Trager aus den neuen Bundes-
ländern von den Arbeitsämtern benachteiligt wer-
den. 

Nach Mitteilung des Präsidenten der Bundesanstalt 
für Arbeit ist für die Förderung maßgebend, daß der 
Träger die in den rechtlichen Vorschriften und dazu-
gehörigen Durchführungsanweisungen niedergeleg-
ten hohen Qualitätsanforderungen erfüllt. Dies wird 
von den Arbeitsämtern vor Ort in eigener Zuständig-
keit geprüft und entschieden. Ob es sich bei dem 
Träger um eine Nebenstelle eines Trägers aus den 
alten Ländern handelt, ist in diesem Zusammenhang 
nicht entscheidungserheblich. 
Im übrigen scheint es mir im Hinblick auf einige 

große Träger der Jugendberufshilfe, z. B. den Interna-
tionalen Bund für Sozialarbeit, oder konfessionelle 
Träger, wie das Kolpingwerk oder das Diakonische 
Werk, nicht unproblematisch zu sein, sie als Träger 
der alten Bundesländer mit Nebenstellen in den 
neuen Ländern zu verstehen. Sie sehen sich nach 
meiner Einschätzung als gesamtdeutsche Träger mit 
bundesweiten Aufgaben und beschäftigten für ihre 
Ausbildungsmaßnahmen in den neuen Ländern 
inzwischen fast ausschließlich Mitarbeiter aus den 
neuen Bundesländern, für deren Weiterbeschäftigung 
sie Sorge tragen. 
Herr Präsident, darf ich die zweite Frage, weil sie im 

Zusammenhang steht, gleich mit beantworten? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich sehe, 
daß der Kollege Göttsching einverstanden ist. Dann 
rufe ich auch die Frage 28 auf: 

Kann die Bundesregierung dabei ausschließen, daß in diesem 
Zusammenhang die Vermittlung von gewinnträchtigen Ausbil-
dungsplätzen eine Rolle spielt? 

Bitte sehr. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Vielen Dank. 
— Das Förderungsrecht zu § 40c des Arbeitsförde-
rungsgesetzes schließt prinzipiell aus, daß beim Trä-
ger der Ausbildungsmaßnahme Gewinne aus der 
Ausbildung entstehen. Gewinne aus Ausbildungslei-
stungen im Rahmen der Berufsausbildung in überbe-
trieblichen Einrichtungen gelten als auf die Förde-
rung anzurechnende Leistungen Dritter, soweit sie 
nicht in bestimmten Fällen der Aufstockung von 
Förderleistungen dienen, z. B. damit den Jugendli-
chen in angemessenem Umfang eine höhere Ausbil-
dungsvergütung gewährt werden kann. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Göttsching? 

(Martin Göttsching [CDU/CSU]: Nein!) 
— Keine Zusatzfrage. 
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Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
darf ich eine Anregung geben: Da ich weiß, daß der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, dem der 
Kollege Gilges angehört, noch tagt, wäre ich bereit, 
ihm die Fragen 25 und 26 schriftlich zu beantwor-
ten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das finde 
ich sehr kollegial und würde das begrüßen. Ich bitte, 
den Kollegen Gilges entsprechend zu unterrichten. 
Die Antworten werden als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-

desministeriums der Verteidigung auf. Hier steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Be rnd Wilz zur Ver-
fügung. 
Der Abgeordnete Norbert Gansel hat gebeten, daß 

die Frage 29 schriftlich beantwortet wird. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 
Frau Abgeordnete Klemmer, dann kann ich Ihre 

Frage 30 aufrufen: 
Wie viele der 1993 zur Musterung herangezogenen Berliner 

des Geburtsjahrgangs 1969 haben ihre jeweils ersten, zweiten 
und ggf. dritten Musterungstermine nicht wahrgenommen, und 
wie oft wurden bisher polizeiliche Vorführungen der von der 
Musterung ferngebliebenen Wehrpflichtigen angeordnet? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Ich beantworte 
die Frage der Kollegin Klemmer wie folgt: Durch die 
Kreiswehrersatzämter in Berlin wurden 1993 zur 
Musterung von Angehörigen des Geburtsjahrganges 
1969 bisher ca. 11 400 Erstladungen versandt. Dies 
betraf grundsätzlich nur Bürger aus dem ehemaligen 
West-Berlin, da Wehrpflichtige des Jahrgangs 1969 
aus dem ehemaligen Ostteil der Stadt regelmäßig 
bereits zu DDR-Zeiten gemustert worden waren. 
Darüber hinaus erfolgten insgesamt ca. 5 200 Zweit-

sowie ca. 1 700 Dritt- und Viertladungen. Wie viele 
dieser erneuten Ladungen wegen unentschuldigten 
Fernbleibens erfolgen mußten, ist nicht mehr verifi-
zierbar, da entsprechende statistische Nachweise 
nicht geführt werden. 
Es muß aber davon ausgegangen werden, daß diese 

Ladungen zu einem erheblichen Teil notwendig 
waren, weil Wehrpflichtige dem Musterungstermin 
entschuldigt ferngeblieben waren bzw. um Termin-
verlegung gebeten hatten. 
In 367 Fällen wurde die polizeiliche Vorführung 

angeordnet. Diese wurde in 50 Fällen vollzogen. In 
weiteren 27 Fällen erschienen die Wehrpflichtigen 
nach der Anordnung der polizeilichen Vorführung 
freiwillig zur Musterung. In den übrigen 290 Fällen 
steht der Musterungs- und Vorführungstermin noch 
bevor. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete Klemmer. 

Siegrun Klemmer (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie Auskünfte darüber geben -- wenn jetzt nicht 
hier, dann bitte doch schriftlich —, welche Kosten 
durch diese Vorführungen bei den Berliner Kreis-
wehrersatzämtern entstanden sind? Wenn man davon 
ausgeht, daß in Berlin die größte Zahl der Be troffenen  

des Jahrgangs 1969 alle Termine verweigert, denke 
ich, daß diese Kosten ganz be trächtlich sein wer-
den. 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann gegenwärtig natürlich nichts über die Kosten 
sagen; denn wir müßten dazu die Zahlen der Polizei 
haben. Wenn Sie darauf Wert legen, bin ich selbstver-
ständlich bereit, diese Zahlen zu hinterfragen und sie 
Ihnen dann schriftlich im Bericht vorzulegen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Weitere 
Zusatzfrage zu Frage 30. 

Siegrun Klemmer (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie die Aussage des Leiters des Kreiswehrersatz-
amtes I aus Juli 1991 bestätigen, der gesagt hat, alle 
.Jahrgänge 1969 und älter könnten sicher sein, nicht 
mehr eingezogen zu werden? 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Diese Aussage 
kann ich so nicht bestätigen. Ich würde gerne den 
Leiter persönlich danach befragen, damit nicht eine 
Differenz in der Aussage möglich ist. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich rufe 
die Frage 31 der Abgeordneten Frau Siegrun Klem-
mer auf: 

Trifft es zu, daß in Berlin auch Männer des Geburtsjahrgangs 
1969 zur Musterung geladen werden, die in der DDR auf G rund 
ihrer kriegsdienstverweigernden Haltung nicht gemustert wur-
den, und trifft es auch zu, daß sogenannte Wehrflüchtigen trotz 
bevorstehenden oder laufenden Examens die Einberufung zum 
Wehrdienst bzw. Zivildienst droht? 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Ich beantworte 
diese Frage wie folgt — es sind ja zwei Teile —: Der 
genannte Personenkreis ist in der damaligen DDR 
grundsätzlich gemustert worden. In Einzelfällen, in 
denen die Musterung unterblieben war, haben die 
Wehrersatzbehörden heute keine Kenntnis darüber, 
ob es sich bei den Ungemusterten um mögliche 
Kriegsdienstverweigerer h andelt. Sie werden wie alle 
Wehrpflichtigen auch zur Musterung geladen und 
haben dort die Möglichkeit, einen Antrag oder erneu-
ten Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverwei-
gerer zu stellen. Ein solcher Fall ist den Berliner 
Kreiswehrersatzämtern bisher jedoch nicht bekannt 
geworden. 
Jetzt komme ich zum zweiten Teil Ihrer Frage: 

Wehrpflichtige, die einen gesetzlichen Zurückstel-
lungsgrund im Schutze des unerlaubten Verlassens 
des Geltungsbereichs des Wehrpflichtgesetzes als 
sogenannte Wehrflüchtige geschaffen haben, können 
diesen Zurückstellungsgrund wegen Verstoßes gegen 
den auch im öffentlichen Recht geltenden Grundsatz 
von Treu und Glauben nicht wirksam geltend 
machen. Diese Wehrpflichtigen können daher auch 
während ihres Examens zum Wehr- oder Zivildienst 
einberufen werden. In der Regel setzen die Wehrer-
satzbehörden aber auf Antrag einen Einberufungsbe-
scheid befristet außer Vollzug, wenn sich der Wehr-
pflichtige zum Dienstantrittstermin im oder unmittel-
bar vor dem Examen befindet. 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage. 

Siegrun Klemmer (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie etwas dazu sagen, wie lange es vom ersten 
Bescheid bis zum endgültigen Bescheid — entweder 
zur Ableistung des Wehrdienstes oder zur Ableistung 
des Zivildienstes — dauert? Meine Frage zielt darauf 
ab: Können Sie bestätigen, daß die jungen Männer zu 
lange im unklaren gelassen werden? 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Grundsätzlich ist es 
so, daß wir bemüht sind, nach Abschluß der Muste-
rung zum nächstmöglichen Termin einzuberufen. Wir 
sind auch sehr bemüht, diese Fristen zu verkürzen. Ich 
kann aber natürlich im Einzelfall nicht ausschließen, 
zumal dann, wenn es sich um Leute handelt, die sich 
möglicherweise außerhalb von Deutschland befun-
den haben, daß es zu gewissen Schwierigkeiten 
gekommen ist, was die Zeitfrage angeht. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Keine Zu-
satzfrage. Dann kann ich die Fragestunde beschlie-
ßen. 

Ich möchte jetzt dem Haus eine amtliche Mitteilung 
verlesen. Die Fraktion der F.D.P. teilt mit, daß der 
Abgeordnete Hans H. Gattermann auf seinen Sitz als 
stellvertretendes Mitglied im Vermittlungsausschuß 
verzichtet. Als Nachfolger wird der Abgeordnete 
Hermann Rind vorgeschlagen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Widerspruch erhebt sich nicht. 
Dann ist das so beschlossen und der Kollege Hermann 
Rind als stellvertretendes Mitglied im Vermittlungs-
ausschuß bestimmt. 

Aus dem Kuratorium der „Stiftung Archiv der Par-
teien und Massenorganisationen der DDR" im Bun-
desarchiv scheiden die Kollegen Udo Haschke und 
Hartmut Koschyk als stellvertretende Mitglieder aus. 
Die Fraktion der CDU/CSU benennt als neue stellver-
tretende Mitglieder Prof. Dr. Alexander Fischer aus 
Bonn und Prof. Dr. Manfred Wilke aus Berlin, die dem 
Deutschen Bundestag nicht angehören, deren Beru-
fung nach den Richtlinien aber möglich ist. 

Ich gehe davon aus, daß Sie mit diesen Benennun-
gen einverstanden sind. — Das ist offensichtlich der 
Fall. Dann darf ich das als beschlossen feststellen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Asiendebatte 
a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Karl 

Lamers, Peter Harry Carstensen (Nords trand), 
Rainer Haungs, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordne-
ten Ulrich Irmer, Manfred Richter (Bremerha-
ven), Wolfgang Lüder, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der F.D.P. 
Stärkung der Zusammenarbeit mit Asien 
— Drucksache 12/5959 

—Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit  

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 
Asien-Konzept der Bundesregierung 

— Drucksache 12/6151 — 

Überwei sung svorschla g: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Zur Unterrichtung durch die Bundesregierung liegt 
ein Entschließungsantrag der Gruppe PDS/Linke 
Liste vor. 

Es liegt weiter der interfraktionelle Vorschlag vor, 
die Debattenzeit auf zweieinhalb Stunden zu begren-
zen. — Das Haus ist damit offensichtlich einverstan-
den. Dann kann ich das als beschlossen feststellen und 
dem Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kin-
kel, das Wort  erteilen. 

Herr Minister, Sie haben das Wort . 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
mich erneut für Ihr Verständnis zu bedanken, daß ich 
in dieser Debatte als erster reden kann. 

Was derzeit in Asien geschieht, verändert die Welt. 
Mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung, d. h. über 
3 Milliarden Menschen, lebt in Asien. Bis zum Jahre 
2025 werden weitere 2 Milliarden hinzukommen. Vor 
30 Jahren wurden dort 4 % des Bruttosozialprodukts 
der Welt erzeugt; heute sind es bereits 25 %. 

Die wirtschaftliche Dynamik ist atemberaubend. 
China und die ASEAN-Staaten haben Wachstumsra-
ten, die in den alten Industrieländern längst Vergan-
genheit sind -- leider, füge ich hinzu. Industrialisie-
rung und Bevölkerungswachstum führen aber gleich-
zeitig zu dramatischen Umweltbelastungen mit glo-
balen Auswirkungen. Die Gegensätze zwischen Arm 
und Reich sind in Asien so stark ausgeprägt wie 
nirgendwo sonst auf der Welt. Zugleich entstehen 
neue kaufkräftige Mittelschichten, die in der Politik 
mitwirken wollen. Mindestens 400 Millionen Asiaten 
werden im Jahre 2000 Lebensstandard und Kaufkraft 
auf westlichem Niveau haben. 

Daß dennoch rund 70 % unserer Exporte in den 
Europäischen Wirtschaftsraum gehen, darf nicht so 
bleiben. Diese Tatsache ist auch politisch nicht stim-
mig. Wenn wir eine große Wirtschafts- und Kulturna-
tion von globalem Rang bleiben wollen, müssen wir 
ganz zweifellos europäisch, aber eben nicht nur euro-
päisch denken. Wir müssen dort eine enge und 
politische Verbindung schaffen, wohin sich das glo-
bale Geschehen verlagert, nämlich in den asiatisch

-

pazifischen Raum. 

Amerika hat längst vor uns die Zeichen der Zeit 
erkannt. Sein Handel mit Asien übertrifft seinen 
Warenaustausch mit Europa inzwischen um 50 %. Wie 
wichtig der Pazifik für die USA geworden ist, unter-
streicht das Treffen der Staatschefs der 15 APEC-
Mitgliedsländer in Seattle. Dieses Gipfeltreffen hat 
auch gezeigt, daß nur der erfolgreiche Abschluß der 
Uruguay-Runde den verhängnisvollen Trend zur 
Regionalisierung der Weltwirtschaft, unter der wir 
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Europäer am meisten leiden würden, aufhalten 
kann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir haben heute morgen und gestern beim deutsch-
französischen Gipfel versucht, wich tige Grundlagen 
für diesen Abschluß zu legen. Hoffentlich gelingt es 
uns. 

Asien, zu dem ich jetzt zurückkehren will, fordert 
uns in dreierlei Hinsicht. 

Erstens. Die wirtschaftlich-technologische Heraus-
forderung spüren wir am unmittelbarsten. Sie greift 
schon heute in unseren Alltag ein. Dennoch frage ich 
mich, ob wir sie in all ihren Konsequenzen für uns 
erkannt haben. Wäre die deutsche Wirtschaft auf den 
Wachstumsmärkten Südostasiens und Chinas so prä-
sent wie die japanische Wirtschaft bei uns in Europa, 
hätten wir ein paar Beschäftigungsprobleme weniger. 
Fachleute sprechen von mindestens 400 000 zusätzli-
chen Arbeitsplätzen, die dadurch möglich würden. 

Die Bundesregierung wird die Wirtschaft bei ihren 
Anstrengungen um den asiatischen Markt mit aller 
Kraft unterstützen. Wir sitzen bei der Vertretung 
deutscher Interessen hier absolut in einem Boot. 

Zweitens. Politisch entstehen in Asien neue 
Akteure, die in der multipolaren Welt mitreden wollen 
und auch mitreden können. Japan, China, Indien, 
Indonesien und die ASEAN-Staaten sind heute Part-
ner in der Weltpolitik. Ohne sie läuft wenig, mit ihnen 
läuft viel. Mit ihnen zusammen tragen Europäer und 
Amerikaner die Hauptverantwortung für globale Sta-
bilität, Entwicklung und Umweltschutz. 

Drittens. Auch kulturell darf uns nicht gleichgül tig 
sein, welche Visionen und Werte Asien weiter ent-
wickelt, denn sie werden das Gesicht der Welt von 
morgen mit prägen; Stichwort: Menschenrechte. Wir 
können nicht davon ausgehen, daß unsere Modelle 
unbesehen von den asiatischen Staaten, wie über-
haupt von der Dritten Welt, übernommen werden. Wir 
können nicht meinen, sie mit Druck allein auf die 
Führungen durchsetzen zu können. Nein, die Ausein-
andersetzung mit asiatischer Geschichte und Kultur 
müssen wir offen führen, anders führen. Wir finden für 
diese Form des Dialogs zunehmend Resonanz, wie 
eine soeben beendete Reise des Beauftragten für 
Menschenrechte des Auswärtigen Amtes nach Viet-
nam, Indonesien und Malaysia gezeigt hat. Zeitmaß 
und Zeittakt in Asien sind nun einmal anders als bei 
uns. 

Die Bundesregierung begreift die Entwicklung in 
Asien als eine große Herausforderung an  unser 
gesamtes System. Asien hat in der Vergangenheit viel 
von der westlichen Zivilisation gelernt. Heute können 
und müssen wir von Asien etwas lernen, z. B. daß 
Fortschritt im Kopf anfängt und daß Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Erziehung in einem L and ganz 
vorne stehen müssen, wenn es eine wirtschaftliche 
Zukunft haben will. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Nur ein Beispiel: 1991/92 studierten in Deutschland 
über 30 000 Studenten aus asiatischen Ländern, vor 
allem aus China und Korea. Diesen stehen bei uns nur 
840 — ich wiederhole es: 840 — deutsche Stipendiaten  

in Asien gegenüber. Dabei ist das Angebot da — ich 
will  Ihnen besser nicht sagen, wie viele Angebote es 
gibt, damit Sie nicht erschrecken —, aber es fehlt an 

 Nachfrage. Da kann ich nur sagen: Das kann nicht 
richtig sein. Asien muß bei uns einen erheblich 
höheren Stellenwert erhalten, innen und außen. 
Darum geht es in dem vom Bundeskanzler und mir 
initiierten Asienkonzept der Bundesregierung. In 
Asien ist das sehr gut verstanden worden. Ich begrüße 
es sehr, daß die Koalitionsfraktionen diese verstärkte 
Ausrichtung nach Asien mit ihrem Beschlußantrag 
voll unterstützen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich habe für Anfang des nächsten Jahres eine 
Botschafterkonferenz aus der Region nach Bonn 
eingeladen, damit wir darüber sprechen können, 
welche konkreten zusätzlichen Schritte zu unterneh-
men sind, um unsere Präsenz in Asien weiter zu 
verstärken. 

Es wird auch zu weiteren hochrangigen Begegnun-
gen mit den Regierungen aus Asien kommen, mit dem 
japanischen und dem indischen Ministerpräsidenten 
und — ich hoffe, möglichst bald — auch mit der neuen 
pakistanischen Ministerpräsidentin. 

Während unserer Präsidentschaft in der Europäi-
schen Union werden wir uns um die europäische 
Zusammenarbeit mit Asien ganz besonders kümmern. 
Da ist noch einiges aufzuarbeiten. Im September des 
nächsten Jahres werden wir Gastgeber der großen 
Außenministerkonferenz zwischen der Europäischen 
Union und ASEAN während unserer Präsidentschaft 
sein. Ich habe angeregt — und das ist von den 
ASEAN-Ländern, von den Außenministern wie von 
den Wirtschaftsministern, aufgenommen worden —, 
daß wir parallel zu dieser Konferenz EG-ASEAN 
— die letzte war in Manila — eine große Konferenz mit 
führenden Vertretern der deutschen Wirtschaft veran-
stalten, um die Außenministerkonferenz sozusagen 
dazu zu benutzen, auch engste Kontakte zur Wirt-
schaft herzustellen. Ich glaube, daß das ein ganz 
wichtiger Ansatz ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gute Idee!) 

Mit der Gründung des Asien-Pazifik-Ausschusses 
hat die deutsche Wirtschaft im übrigen ihren Willen 
gezeigt, die Chancen in Asien beherzt anzupacken. 
Ich habe mich selber mächtig darum gekümmert und 
bin stolz darauf, daß das zusammen mit der Wirtschaft 
jetzt gelungen ist. Wir werden für Asien eben nur dann 
ein wichtiger Partner werden, wenn wir uns dort 
wirtschaftlich und politisch engagieren. Stabilität und 
friedliche Entwicklung in Asien liegen auch in unse-
rem ureigensten Interesse. 

Dabei kommt — das brauche ich hier nicht beson-
ders zu betonen — Japan besondere Bedeutung zu. 
Unsere Interessen an Abrüstung, nuklearer Nichtver-
breitung, an  weltweiter Koopera tion in globalen Fra-
gen stimmen weitgehend mit denen Jap ans überein. 
Wir begrüßen seine Mitwirkung an der KSZE. 

Wir wollen den politischen Dialog natürlich auch 
mit allen anderen wich tigen Staaten Asiens weiter 
ausbauen. Wir müssen mehr um unsere Posi tion dort 
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werben: Gemeinsamkeiten in Wirtschaftsfragen, bei 
der Friedenssicherung und in Umweltfragen. So 
haben wir mit Singapur und Indonesien, jetzt auch mit 
China eine enge Zusammenarbeit in Umweltfragen 
vereinbart. Wir verstärken die Zusammenarbeit mit 
den Staaten Asiens natürlich auch im Rahmen der 
Vereinten Nationen, zumal dieser Erdteil in den 
Vereinten Nationen ein nicht unerhebliches Gewicht 
hat. 

Die Volksrepublik China hat in Asien verständli-
cherweise eine herausragende Bedeutung. Ich habe 
im vergangenen Jahr die Initia tive ergriffen, die 
Beziehungen zu China wieder in normalere Bahnen 
zu bringen. Dafür bin ich damals, teilweise übrigens 
auch hier im Haus, ziemlich gescholten worden. Die 
erfolgreiche Chinareise des Bundeskanzlers aber 
zeigt — das sage ich mit einer gewissen Genugtuung; 
Sie werden das verstehen —, daß der Ansatz richtig 
war. 

Wenn ich „erfolgreich" sage, meine ich nicht nur die 
Milliardenaufträge, die wir für unsere Wirtschaft 
brauchen 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Aber 
auch!) 

— ja, „aber auch" —, sondern durchaus auch das 
Eintreten für die Menschenrechte. Dies hat sowohl bei 
meiner Reise wie auch bei der Reise des Bundeskanz-
lers verständlicher- und berechtigterweise eine große 
Rolle gespielt. Mit öffentlichen Erklärungen allein 
allerdings — da wiederhole ich das, was ich damals 
nach meiner Reise gesagt habe — ist den be troffenen 
Menschen nicht geholfen. Um Menschen aber geht es 
in all diesen Fällen. Ich füge hinzu — dies ist inzwi-
schen Gott sei Dank nachweisbar —: Wir konnten in 
einer nicht unerheblichen Zahl von Einzelfällen hel-
fen, sowohl ich nach meiner Reise wie auch der 
Bundeskanzler nach seiner Reise. Darauf kommt es 
an. Dies sind vorzeigbare, meßbare Ergebnisse. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich füge hinzu, daß unsere Chinapolitik nicht gegen 
Taiwan gerichtet ist. Im Gegenteil, wir sind an  sub-
stantiellen wirtschaftlichen und kulturellen Beziehun-
gen zu Taiwan sehr interessiert und bemühen uns 
nachdrücklich darum. Allerdings haben wir uns von 
Anfang an zur Ein-China-Theorie, zur Ein-China-
Politik bekannt. Ich glaube, daß diese Entscheidung 
richtig war und wir an ihr festhalten sollten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich weise in diesem Zusammenhang nochmals darauf 
hin, daß uns die Volksrepublik China in der Frage 
unserer Wiedervereinigung und in der Berlinproble-
matik von Anfang an ohne Wenn und Aber und 
uneingeschränkt unterstützt hat. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Asien ist nicht frei von Widersprüchen und Konflik-
ten. Mit großer Sorge sehen wir vor allem den Konflikt 
in Kashmir und die Auswirkungen, die er auf die 
Beziehungen zwischen Indien und Pakistan hat. Die 
Bundesregierung begrüßt, daß die Regierungen bei-
der Länder jetzt die Wiederaufnahme des Dialogs  

vereinbart haben. Indien und Pakistan brauchen ihre 
ganze Kraft für die Entwicklung ihrer Wirtschaft und 
Gesellschaft. Wenn es dort  im positiven Sinne vor-
wärtsginge, wäre dies für die Stabilität in der gesam-
ten Region ein ganz wichtiger Schritt. 

(Klaus Beckmann [F.D.P.]: Wohl wahr!) 
Sorge bereitet nach wie vor die Lage in Afghanistan, 

wo die Konflikte zwischen den einzelnen Gruppierun-
gen leider immer wieder aufflammen und das Land 
nicht zur Ruhe kommen lassen. 
Dennoch, meine Damen und Herren: Wer wollte 

bestreiten, daß Asien heute, verglichen mit früheren 
Jahrzehnten, wesentlich freier von schweren Konflik-
ten ist? Dabei hat ASEAN auch über den Kreis seiner 
Mitglieder hinaus eine ganz wichtige Rolle gespielt. 
ASEAN hat auch in Zukunft in seiner Region und 
darüber hinaus eine bedeutende Ordnungsfunktion. 
Für die Lösung des Kambodscha-Problems war dies 
wesentlich. Die Bundesregierung hofft und wünscht, 
daß sich dieses geschundene L and nach dem erfolg-
reichen Engagement der Vereinten Na tionen, zu dem 
wir Deutschen wesentlich beigetragen haben — wor-
auf wir stolz sein können —, weiter stabilisiert. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Ausbau unserer 
Beziehungen zu Asien ist eine langfristige Aufgabe, 
die von allen Beteiligten viel Geduld, enormen Lern-
willen und vor allem Aufmerksamkeit verlangt. Wir 
müssen Asien sehr ernst nehmen. 

Ich begrüße, daß heute diese Debatte im Deutschen 
Bundestag stattfindet. Dadurch dokumentieren und 
artikulieren wir auch nach draußen speziell für diese 
Region, für diesen Kontinent, wie ernst wir ihn neh-
men und wie wichtig uns die politischen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Beziehungen zu diesem Konti-
nent sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Volker Neumann das 
Wort. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Es ist zu spät, das 
Leck zu stopfen, wenn das Boot schon fährt" — so 
lautet eine chinesische Redensart. Ich meine, dieses 
Sprichwort paßt sehr gut zum Thema der heutigen 
Debatte. Denn: Das asiatische Boot hat seinen Kurs 
schon vor Jahren aufgenommen; es fährt mit voller 
Fahrt voraus, von Erfolg zu Erfolg, aber wir sind nicht 
an Bord, ja nicht einmal in der Nähe. Die fast unglaub-
liche Steigerung des Anteils Asiens am Weltbruttoso-
zialprodukt spricht eine deutliche Sprache. 

Natürlich ist es lobenswert, daß überhaupt versucht 
wird, mit Asienkonzepten und Anträgen zur Stärkung 
der Zusammenarbeit mit Asien das Loch zu stopfen. 
Aber die jetzige hektische Be triebsamkeit kann kei-
neswegs die Tatsache kaschieren, daß die Bundesre-
gierung einen sehr wich tigen und schon seit langer 
Zeit vorhersehbaren Trend verpaßt hat. 
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Seit Jahren wird aus Kreisen der Wissenschaft und 
der Wirtschaft gemahnt, dem asiatischen Kontinent 
mehr Aufmerksamkeit zu schenken, und schon lange 
wurde von den Politikwissenschaftlern darauf hinge-
wiesen, daß zu den bisherigen Zentren der Welt, 
Europa und Amerika, ein drittes hinzugezählt werden 
muß, nämlich Ostasien. 

Vielleicht wird Wolfram Engels recht bekommen, 
der in der „Wirtschaftswoche" die atemberaubende 
Entwicklung kommentiert, die sich in der Schaffung 
neuer Zonen der Zusammenarbeit über Ostasien 
hinaus, wie die APEC andeutet, zeigt. Er schreibt: 
„Europa liegt dann am R ande der Welt, ein Wurmfort-
satz Asiens." 

Andere Regierungen haben den Handlungsbedarf 
viel früher erkannt als die unsrige und haben gehan-
delt. So werden z. B. in Aus tralien an Schulen schon 
lange asiatische Sprachen gelehrt; die amerikanische 
Asienforschung ist unserer Meilen voraus. Deutsche 
Sinologen können selbst im europäischen Ausland 
noch viel dazulernen. 

Es ist nicht genug getan worden, um den wenigen 
Asien-Instituten in der Bundesrepublik das Gewicht 
zu geben, das sie nach dem unbest ritten richtig 
eingeschätzten politischen und wirtschaftlichen Ge-
wicht Asiens und der Staaten des Pazifiks haben 
müßten. Eine Diskussion mit den hervorragenden 
strategischen Instituten Südostasiens ist weitgehend 
unterblieben. Es ist auch kein zukunftsweisendes 
Signal, daß gerade in dieser Zeit die Botschaft im 
asiatischen Ölstaat Brunei geschlossen wird. Und da 
preist die Regierung in ihrem Asienkonzept die engen 
traditionellen Beziehungen zu den Vertretern der 
geistigen Führungsschicht; sie kündigt an, der kultu-
relle Austausch werde sein Gewicht behalten. Wel-
cher Austausch, welches Gewicht? — muß man sich 
doch fragen. 

Was auf diesem Gebiet für die Beziehungen zu 
Asien getan wurde, war im Vergleich zu den Program-
men anderer Länder minimal. Werfen Sie doch einmal 
einen Blick in die entsprechenden Studiengänge an 
den deutschen Hochschulen und sehen Sie sich die 
Ausstattung mit Büchern und Lehrkräften an! Sollte 
da ein kultureller Austausch stattgefunden haben, 
dann nicht wegen, sondern trotz der Politik. 

Natürlich stellen die Umwälzungen in Mittel-, Ost-
und Südosteuropa höchste Ansprüche an  die deut-
sche Außenpolitik bereits auf unserem Kontinent — 
wer könnte das angesichts des Dramas in Jugoslawien 
bestreiten? Dennoch hat eine langfristig orientierte 
Außenpolitik auch solche Entwicklungen in ihre 
Überlegungen aufzunehmen, die sich erst andeuten 
und scheinbar noch weit entfernt liegen. Nur: Darum 
geht es in Asien schon lange nicht mehr. 

Wir begrüßen aber, daß trotz aller Versäumnisse der 
Ansatz einer Absicht formuliert ist, in der Ostasien-
politik einen lang erkannten Mangel zu beheben. Wir 
müssen uns immer wieder vor Augen führen, daß sich 
die gesamte Welt im Umbruch befindet. Auch die 
Bundesregierung nimmt zur Kenntnis, daß die Welt 
nicht mehr wie bisher von Amerika und Europa allein 
regiert wird. Erfolgreich wird unsere Politik gegen-
über und mit dem asiatisch-pazifischen Raum nur 
dann sein, wenn alle gesellschaftlichen Kräfte, insbe-

sondere auch die Wirtschaft, erkennen, daß die asia-
tischen Staaten die Geschicke dieser Welt in Zukunft 
immer stärker mitbestimmen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere Asienpolitik kann sich auch nicht mehr 
ausschließlich nur auf Jap an  und China konzentrie-
ren. Das ehemalige Ziehkind der EG, die ASEAN, hat 
sich in jüngster Zeit — fast unbemerkt von auf Europa 
fixierten Politikern — sehr gut entwickelt; es steht auf 
eigenen Füßen, vielleicht fester als die Europäische 
Union selbst. 

Der nächste Schritt ist die APEC. Mit den sechs 
ASEAN-Staaten Thailand, Malaysia, Singapur, Bru-
nei, Indonesien und den Philippinen haben sich in 
diesem Monat in Seattle auf Einladung von Präsident 
Clinton die USA, Kanada, Jap an, China, Hongkong, 
Korea, Taiwan, Australien und Neuseeland ge troffen. 
Ihr Ziel ist, eine riesige Freihandelszone zu schaffen, 
gegen die die Europäische Union buchstäblich ver-
blaßt. Bisher ist es nur eine Konferenz gewesen, aber 
der Weg ist vorgezeichnet. 

Mit solchen Entwicklungen hätte die Bundesregie-
rung längst rechnen müssen, und jede weitere Bun-
desregierung muß damit rechnen. Leider war jedoch 
bisher nicht genug Flexibilität vorhanden, um sich an 
den globalen Trends der Schaffung neuer Organisa-
tionsformen politischer und wirtschaftlicher Zusam-
menarbeit zu orientieren. Unsere Außenpolitik 
erscheint insofern erstarrt. 

Leider ist auch innerhalb der Europäischen Union 
ein belebender Einfluß in Richtung auf die neuen 
Herausforderungen in Asien nicht spürbar. Dadurch 
sind wir bereits ins Hintertreffen geraten. Erst jetzt 
beginnt man  langsam aufzuwachen und entfaltet 
Aktivitäten. Allerdings erscheinen so manche Aktivi-
täten in bezug auf Asien eher kurzatmig und hek-
tisch. 

Aufträge aus China für die deutsche Wirtschaft zu 
holen und zu subventionieren ist — bei aller Anerken-
nung wegen der Sicherung von Arbeitsplätzen in 
Deutschland — allein noch keine neue und damit 
bessere Asienpolitik, die langfristig und berechenbar 
ist. Aber dennoch: Das mit heißer Nadel gestrickte 
Konzept kann ein Anfang sein, dem wir in vielen 
Punkten zustimmen können. 

(Karl Lamers [CSU/CSUJ: Dann kann es ja 
mit so heißer Nadel nicht gestrickt gewesen 

sein!) 

Es kommt spät, hoffentlich nicht zu spät. 

Wir sollten in unsere Überlegungen einbeziehen, 
daß in Zukunft nicht mehr die europäische Kultur die 
dominante sein wird und daß wir nicht überall von 
unseren Wertvorstellungen ausgehen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Europäisches Denken wird sich mit asiatischen Part-
nern auseinandersetzen müssen. Wir sind gezwun-
gen, uns mit ihrer Kultur und ihren Umgangsformen 
vertraut zu machen. Gerade das letzte dürfen wir nicht 
unterschätzen, da sie ein Instrument des erfolgreichen 
politischen Dialogs darstellen. 
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Wir müssen mehr über Asien lernen. Daß es hier viel 
nachzuholen gibt, erkennt man  schon bei der Lektüre 
des Koalitionsantrags „Stärkung der Zusammenarbeit 
mit Asien" auf der Drucksache 12/5959. Hier wird von 
„Asien" gesprochen, von „asiatischen Unterneh-
men", von „Asienpolitik". Aber dann wird lediglich 
auf den großchinesischen Raum eingegangen. Außer 
China, Taiwan, Hongkong und Singapur wird kein 
anderes Land Asiens erwähnt. Ist Ihnen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, denn nicht bewußt, daß Asien in 
der Türkei beginnt und sich im Norden bis Korea und 
im Süden bis Papua-Neuguinea erstreckt, daß zu 
Ostasien auch Kambodscha, Vietnam und Indonesien 
gehören und daß auch Malaysia und Südkorea in die 
Aufzählung der dynamischen Wirtschaftsstaaten ge-
hören — vom bevölkerungsreichen Südasien ganz zu 
schweigen? 

Ihr Antrag ist eigentlich ein China-Antrag, der kurz 
vor der Reise des Kanzlers eingebracht wurde. Mir ist 
noch nicht ganz klar, was er bezwecken sollte. Ich 
kann nur sagen: zu spät, zuwenig und auch zu 
einseitig. 

(Beifall bei der SPD) 

Asien ist ein Kontinent großer ethnischer und kul-
tureller Vielfalt, der es nicht verdient, allein auf China 
reduziert zu werden. Alle asiatischen Lander verdie-
nen es nicht nur, sondern erwarten auch, daß man sie 
nicht als einheitliche Masse sieht, sondern jedes 
einzelne mit dem entsprechenden Respekt behan-
delt. 

(Beifall des Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]) 

An der beschränkten Sichtweise des Koalitionsan-
trags ist deutlich zu erkennen, wie notwendig auch für 
uns Parlamentarier die Beschäftigung mit außereuro-
päischen Kulturen ist, um von dem eurozentrischen 
Weltbild wegzukommen. 

Gerade in dieser rasch zusammenwachsenden Welt 
wird der von der Bundesregierung angekündigte 
— und von uns begrüßte — Wertedialog vielleicht zu 
einer Besserung verhelfen und möglicherweise 
gefährliche Mißverständnisse aufklären. Es könnte 
sonst schon vorausgesagt werden, daß uns noch viele 
und wahrscheinlich schwerwiegende Konfliktsituati-
onen ins Haus stehen. Das gilt um so mehr, wenn die 
Staaten Ostasiens erst ihre immer stärker werdende 
wirtschaftliche Macht ausüben, um ihre Interessen 
durchzusetzen. 

Die politischen Konsequenzen der Machtverschie-
bung hin zu einem anderen Kulturkreis werden nach 
meiner Meinung noch unterschätzt. Der Dialog über 
Weltanschauungen und Wertvorstellungen ist eine 
unabdingbare Voraussetzung für die Kooperation mit 
den asiatischen Staaten. Er sollte möglichst intensiv 
geführt werden. Nur dann können die außenpoliti-
schen Ziele, so wie wir Sozialdemokraten sie verste-
hen, erreicht werden: Friedenssicherung durch 
gewaltfreie Regelung von Konf likten, Freiheit von 
Unterdrückung und Ausbeutung sowie Wohlstand auf 
der Grundlage sozialer Gerechtigkeit und Solidari-
tät. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 
Wunderschön!) 

Asien, insbesondere auch Ost- und Südostasien, 
steckt noch voller Konfliktherde — nur einige wenige 
Beispiele: die nach der völkerrechtswidrigen Beset-
zung Ost-Timors ungelöste Frage einer f riedlichen 
Beilegung der Auseinandersetzung zwischen Indone-
sien und den Ost-Timoresen; die endgültige Befrie-
dung und der Wiederaufbau Kambodschas nach der 
auch mit deutscher Beteiligung bis jetzt erfolgreichen 
UN-Mission; die friedliche und faire Regelung des 
Streites zwischen China und Taiwan; der f riedliche 
Wandel im kommunistischen Vietnam zu einem 
gleichberechtigten Partner im ASEAN-Verbund, von 
dem keine Bedrohung für die Nachbarn mehr aus-
geht; das Tibet-Problem; die von der Militärdiktatur in 
Birma ausgehenden Gefahren für die Demokratisie-
rung und die Menschenrechte in der Region. 

Ein wichtiger Teil des politischen Dialogs sollten auf 
jeden Fall  die Menschenrechte sein. Sie müssen bei 
aller Konsultation auf der Tagesordnung bleiben. Ihre 
volle Verwirklichung ist nicht die Voraussetzung für 
den Dialog, sondern ein Teil des Dialoges selbst. 

Dabei muß in vielen Ländern des asiatischen Kon-
tinents davon ausgegangen werden, daß nicht überall 
der gleiche Wissensstand darüber, welches genau die 
Menschenrechte sind, vorhanden ist. Wir sollten 
einen Beitrag dazu leisten, daß sich das ändert. 
Menschenrechtsorganisationen und menschenrechts-
orientierte Bildungsmaßnahmen sollten gefördert 
werden; und ich weiß: sie werden auch gefördert. 

Der interkulturelle Menschenrechtsdialog ist eine 
Gratwanderung. Einerseits sollte es selbstverständ-
lich sein, vor allem in den ehemaligen Kolonien, deren 
Selbstbewußtsein auf Grund der wirtschaft lichen 
Erfolge ständig steigt, jeden Anschein von Bevormun-
dung zu vermeiden. Ich füge hinzu: Wir haben auch 
keinen Anlaß dazu. Andererseits dürfen wir uns aber 
auch nicht darauf einlassen, wenn Kulturunterschiede 
von einigen Regierungen als Ausrede für Menschen-
rechtsverletzungen gebraucht werden. Dies ist eines 
der wenigen Gebiete, auf denen die Wertediskussion 
kein Zurückweichen zuläßt: Die Menschenrechte gel-
ten universell und sind unveräußerlich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In diesem kurzen Beitrag, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, konnte ich natürlich nicht alle Fragen des 
Asien-Konzepts ansprechen. Das soll in den Aus-
schüssen geschehen. Aber es versteht sich von selbst: 
Wer von der Bundesregierung einen intensiven 
Dialog mit den asiatisch-pazifischen Staaten verlangt, 
muß ihn auch mit den Kollegen dieses Hauses führen. 
Wir bieten ihn an. Wir sollten versuchen, dem Asien-
Konzept der Bundesregierung unsere Vorstellungen 
hinzuzufügen, sorgfältig und mit dem langfristigen 
Ziel einer fairen Partnerschaft mit allen Staaten Asiens 
und des Pazifiks, den beiderseitigen Nutzen vor 
Augen. 

Wir Sozialdemokraten wollen unseren Beitrag dazu 
leisten. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Willy Wimmer. 

Willy Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Asien-
Konzept der Bundesregierung setzt Schwerpunkte, 
die aus der Sicht unserer Fraktion ausdrücklich 
begrüßt werden. Das macht auch unser gemeinsamer 
Antrag deutlich. 

Erstens. Das Konzept ist ein ebenso notwendiger 
wie in der Summe der Überlegungen erfolgreicher 
Beitrag zu dem Bemühen, in allen wichtigen außen-
politischen Fragen einen nationalen Konsens für das 
geeinte Deutschland herbeizuführen. So verstehen 
wir auch Ihren Beitrag, Herr Kollege Neumann. Nur 
dieser nationale Konsens, den unsere Partner und 
Konkurrenten fast ausnahmslos aufweisen, sichert uns 
das Maß an Handlungsfähigkeit, ohne das wir weder 
kurz- noch langfristig auskommen werden. 

Das Konzept steht auch als Zusammenfassung für 
die innenpolitische Diskussion, die im Schwerpunkt 
um die künftige Entwicklung des Weltwirtschaftsgip-
fels ebenso kreiste wie um die Frage der Entwicklung 
der Menschenrechte oder Fragen der Sicherheits-
strukturen auf dem indischen Subkontinent oder in 
Ostasien. 

Zweitens. Das Konzept setzt deutliche Schwer-
punkte nationalen Handelns und macht klar, welche 
Möglichkeiten und Verpflichtungen wir haben. Da 
wir im Sinne des Wohlergehens der Menschen in 
Deutschland dafür zu sorgen haben, daß durch den 
Export  unserer Güter und die Einfuhr der benötigten 
Rohstoffe und von Halb- und Fertigfabrikaten Lohn 
und Brot im Lande selbst gesichert werden, nehmen 
wir die Herausforderung an, die uns zwischen Tokio 
und Canberra, Islamabad und Djakarta erwächst und 
schon erwachsen ist. 

Drittens. Das Konzept macht aber auch deutlich, 
daß nicht ein Schwerpunkt alleine gesetzt wird. Wir 
wollen auf allen Feldern, von der Wi rtschaft über die 
Kultur, von den Struktur- und Sicherheitsprinzipien 
des demokratischen Staates und bis zu der Hochtech-
nologie, die Herausforderung annehmen. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Sehr rich
-tig!) 

Wenn dabei hochrangige chinesische Gesprächs-
partner vernehmen ließen, an was sie denken und was 
in zahlreichen chinesischen Sonderzonen schon 
umgesetzt wird, sollte uns das nicht den Atem ver-
schlagen. Der ungeheure wirtschaftliche Boom in 
China werfe, so heißt es, für das heutige staatliche und 
gesellschaftliche System über kurz oder lang schwer-
wiegende Fragen auf. Das werde auch dadurch beant-
wortet, daß im Anklang an unser deutsches staatliches 
und gesellschaftliches System sowohl das duale Aus-
bildungssystem als auch Strukturen nach Elementen 
aus dem deutschen öffentlichen Dienst eingeführt 
würden. Damit werde die für eine moderne Gesell-
schaft unerläßliche Trennung von Partei und Staat 
eingeleitet. Wer, so heißt es, die ungeheuren Pro-
bleme des chinesischen Staates in einer Zeit, in der 
sozialistische Staatsordnung mit urgebremstem Kapi-

talismus kollidiere, kenne, der wisse, was es bedeute, 
beginnend in Sonderwirtschaftszonen ein Sozialversi-
cherungssystem und eine Rentenordnung, auch nach 
deutschem Vorbild einführen zu wollen. 

Das muß man  nun nicht nach dem Motto verstehen, 
wonach am deutschen Wesen die Welt genesen soll. 
Aber offenbar haben wir in Deutschland etwas im 
Angebot, was strukturell geeignet ist, den in aller Welt 
so notwendigen inneren Frieden und vor allem die 
soziale Befriedung mit herstellen zu helfen. Die 
Dimension eruptiver Gewalt bei nicht gelösten Fragen 
macht die Zahl der Opfer von 20 Millionen Menschen 
bei den Taiping-Unruhen in China im vergangenen 
Jahrhundert klar. 

Viertens. Das Konzept macht aber auch deutlich, 
daß wir uns allein verheben, wenn wir es mit einer 
Großregion zu tun bekommen, die — wie eben schon 
mehrfach erwähnt — einen Großteil der Erdbevölke-
rung ebenso aufweist wie bedeutende Rohstoffvor-
kommen und einen immer mehr ansteigenden Anteil 
am Weltbruttosozialprodukt. Bei der Wahrnehmung 
eigener deutscher Interessen dürfte es sich hier um 
eine Aufgabe handeln, die gemeinsame europäische 
Überlegungen auch im Rahmen der außen- und 
sicherheitspolitischen Möglichkeiten der Europäi-
schen Union sinnvoll erscheinen läßt. 

Es mag ein Zufall gewesen sein, daß kurz nach der 
Rückkehr des Bundeskanzlers aus China und Rußland 
der britische Prämierminister Major zu Konsultatio-
nen in Bonn weilte. Wir sind mit den Briten und 
anderen im Europateam, und nicht nur wegen Hong-
kong, sondern auch wegen der Möglichkeiten der 
britischen Wirtschaft. In einem boomenden chinesi-
schen Markt dürfte ein guter Meinungsaustausch 
zwischen Freunden mehr als Sinn machen. 

Fünftens. Diese gemeinsame europäische Arbeit 
— und darauf hat der Außenminister hingewiesen —, 
sich der Herausforderung zu stellen, den Ball aufzu-
nehmen und in die Belange der europäischen Großre-
gionen einzubringen, hat in bezug auf Asien Tradi-
tion. Es war ein deutscher und europäischer Vorstoß, 
der der Zusammenarbeit der ASEAN-Staaten Rük-
kenwind verschaffte. Die Zusammenarbeit gerade 
zwischen diesen Staaten hat eine besondere Qualität 
dadurch erhalten, daß seit 1991 offen auch sicherheits-
politische Fragen behandelt werden. In der Alterna-
tive zu amerikanischen Überlegungen, die gerade in 
dieser Region das Prinzip bilateraler Übereinkommen 
in den Vordergrund zu rücken scheinen, wurde in 
ASEAN erstmals in Asien und auch mit europäischem 
Rückenwind ein multilateraler Ansatz gewählt, und 
zwar einer, der heute Erfolg hat. 

(Zuruf des Abg. Karl Lamers [CDU/CSU]) 

— Das sind Initiativen aus unseren Reihen. 

Aber nicht nur ASEAN mausert sich, ökonomisch, 
sicherheitspolitisch, regionalpolitisch. Bei allen ethni-
schen und religiös bestimmten Schwierigkeiten zwi-
schen den Mitgliedstaaten können wir feststellen, daß 
zwischen Bangladesh, Indien, Pakistan und Iran über 
SAARC versucht wird, jene Form wi rtschaftlicher 
Zusammenarbeit zu entwickeln, wie sie am Anfang 
der westeuropäischen Wohlstandsentwicklung auch 
stand. Und es ist zu begrüßen, daß vor wenigen Tagen 
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Indien und Pakistan ein erstes Treffen ihrer Außenmi-
nister — nach langer Zeit — ankündigten, wobei auch 
über die mit Kaschmir verbundenen schwerwiegen-
den Fragen gesprochen werden so ll . 

Kaschmir — Herr Kollege Neumann, da sind wir uns 
einig — und andere Beispielfälle wie Tiananmen oder 
Tibet werfen schwerwiegende Fragen nicht nur für 
uns auf. Machen wir unsere Haltung und unser 
Einstehen für Menschenrechte etwa von der Größen-
ordnung der Staaten, in denen gegen die Regeln des 
menschlichen und zwischenstaatlichen Zusammenle-
bens verstoßen wird, abhängig? 

(Beifall des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause 
[Bonese] [fraktionslos]) 

Sind wir uns darüber im klaren, daß unser Eintreten 
für elementare Menschenrechte kein Eingriff in 
behauptete innere Angelegenheiten ist? Dieses Ein-
treten in unserem Verständnis ist vielmehr eine Vor-
aussetzung dafür, wegen der innenpolitischen Aus-
wirkung bei uns, überhaupt kooperationsfähig zu 
sein, und zwar in der ganzen Breite von Beziehungen. 
Denn der Bürger ist bei uns der Souverän, und er hat 
ein gutes Gespür dafür, mit wem man sich politisch 
einläßt. 

Auch die KSZE entfaltet Signalwirkung. Wie anders 
ist die Initiative des Kasachischen Staatspräsidenten 
Nazebajew zu werten, eine KSZA auf die Beine zu 
bringen. Kasachstan, Mitgliedstaat der KSZE und uns 
damit eng verbunden, legt schon die Finger in die 
Wunde. 

Können Sicherheit und Stabilität in Asien weiterent-
wickelt werden, in einem Raum, der nicht wie bei uns 
von den Spätfolgen Jaltas oder Trianons bestimmt ist, 
sondern von dem, was im vergangenen Jahrhundert 
als der Raum bezeichnet wurde, in dem nach dem 
Buchtitel das „große Spiel" gespielt wurde oder die 
ungleichen Verträge geschlossen wurden? 

Vielleicht zeichnet sich auch da manche Fragestel-
lung ab, wenn wir über die Ausdehnung von Organi-
sationen wie NATO und anderen sprechen und 
danach fragen, wer dazugehören sollte, fragen aber 
auch danach, wie die heutige Sicherheitsstruktur in 
Ostasien aussehen soll, mit einem Nordkorea, das für 
alles gut zu sein scheint, mit einem China, das sich 
zwar zahlenmäßig militärisch zurückhält, aber ganz 
schön flott militärisch modernisiert und nicht nur 
modernste russische Jäger gegen Büchsenfleisch ein-
tauscht, sondern bis ins unmittelbare europäische 
Vorfeld rüstungsexportmäßig manche Frage aufwirft 
und mit Nukleartests in Lop Nor auch kasachische 
Bürger deutscher Herkunft aktuell gefährdet, mit 
einem China, das in seinen westlichen Provinzen mit 
den Fragen konfrontiert ist, die weit über das hinaus-
reichen, was in Zentralasien über die grüne Fahne des 
Propheten auch bewirkt werden kann, mit einem 
Japan, uns engstens und freundschaftlich verbunden, 
das seine Sicherheit und die seiner Seewege gerade 
und in erster Linie dem Bündnis mit den USA zu 
verdanken hat, und den USA, die unter Präsident 
Clinton an  eine Justierung ihrer Kräfte denken, um 
eine gefährliche Überdehnung ihrer Gesellschaft zu 
vermeiden. 

Die Sicherheit auf dem Globus, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist unteilbar, und dies wird uns 
zunehmend bewußt. Auch auf dem Weg über Asien 
kommen wir den nordamerikanischen Interessen 
näher und damit den Konsequenzen, die wir uns auf 
Dauer, und nicht nur historisch bedingt, zu überlegen 
haben. 
So ist es nach dem APEC-Gipfel in Seattle doch nur 

natürlich, nach dem Einfluß der Europäischen Union 
auf die transpazifische Zusammenarbeit zu fragen. 
Sind die USA und Kanada nicht genauso wie wir daran 
interessiert, den gesicherten Zugang zur Gegenküste 
zu haben, und können Sie es sich überhaupt leisten, 
ernsthaft Abschied von Europa, auch auf dem Weg 
über Asien, zu nehmen? 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, und das ist 

Punkt Nummer sechs, das Asien-Konzept der Bundes-
regierung steht für einen klaren und unmißverständ-
lichen Grundsatz. Unser Interesse besteht da rin, über-
all auf der Welt im Sinne des beiderseitigen Vorteils 
präsent zu sein und zu bleiben, und diese Präsenz 
gleichberechtigt ausbauen zu können. Das gilt auch 
für Gebiete, die, wie Hongkong, völkerrechtlichen 
Veränderungen unterworfen sind. 
Kulturell gibt es für diese Präsenz glänzende Bei-

spiele. So können weite Teile der chinesischen 
Geschichte für die westliche Welt ohne das verdienst-
volle Wirken der Kaiser-Wilhelm-Institute nicht 
erklärt werden, und vielleicht sieht Berlin hier auch 
wieder einen Schwerpunkt für die Zukunft. Leider hat 
man  allerdings zu oft den Eindruck, daß wir über 
Literatur und Musik, das Rechtswesen und die 
Geschichte Japan, Korea, Indonesien und Indien 
näher sind als sie uns. Das muß sich ändern, und hier 
setzt die Regierung aus gutem Grund an. 
Aber das gilt auch für unsere Beziehungen zu 

Taiwan. Wir sollen und müssen Schritt halten mit der 
Dynamik zumindest der menschlichen, kulturellen, 
ökonomischen, technologischen und sonstigen Bezie-
hungen zwischen Taipeh und Peking, Shanghai, K an

-ton und anderen Metropolen Chinas. 
(Wolfgang Lüder [F.D.P.]: Sehr wahr!) 

Wenn in wenigen Wochen in Peking ein Taiwan-Plaza 
eröffnet wird, kann die Qualität unserer Beziehungen 
zu Taipeh nicht denen zwischen Peking und Taipeh 
hinterherhinken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wir müssen in Peking und Taipeh bestens vertreten 
sein. 
Die Bundesregierung bleibt gut beraten, den Status 

der Vertretungen in Peking und Taipeh bei aller 
Qualitätsverbesserung an bewährten Prinzipien aus-
zurichten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Wimmer, sind Sie bereit, eine Frage zu 
beantworten? 

Willy Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Aber sicher. 

Klaus Bühler (Bruchsal) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Wimmer, ist Ihnen bekannt — Sie sprachen von den 
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Beziehungen sowohl zu Taipeh als auch zu Peking —, 
daß unsere deutsche Vertretung, das deutsche Wirt-
schaftsbüro, in Taipeh im Augenblick mit drei deut-
schen Mitarbeitern besetzt ist, die nicht aus Ministe-
rien der Bundesrepublik kommen? Dagegen ist die 
französische Vertretung in Taipeh mit 18 Mitarbeitern 
besetzt, die alle aus französischen Ministerien dorthin 
abgeordnet worden sind, und die Vertretung gleich-
zeitig strukturiert und aufgebaut ist wie eine Bot-
schaft. Glauben Sie, daß wir da einen gewissen 
Nachholbedarf haben? Glauben Sie, daß eine bessere 
Vertretung auch für unsere wirtschaftlichen Interes-
sen von Vorteil wäre? 

Willy Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Bühler, es ist selbstverständlich, daß mir das bekannt 
ist. Ich gehe davon aus, daß die Bundesregierung auch 
nach dem Antrag unserer Fraktion bereit und in der 
Lage ist, die europäischen Erfahrungen im Zusam-
menhang mit den Vertretungen in Taipeh in ihre 
Überlegungen einzubeziehen. Es wäre in jedem Fall 
zu wünschen und zu hoffen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Auch der 
Abgeordnete Lowack möchte gern eine Zwischen-
frage stellen, wenn Sie damit einverstanden sind. 

Willy Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
schön, Herr Abgeordneter Lowack. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Kollege Wimmer, 
sind Sie bereit, zusammen mit anderen aus dem 
Parlament zusammenzuarbeiten, damit diese un-
glaubliche Diffamierung, die die Vertreter Taiwans 
hier in Deutschland erleiden müssen — daß sie fast als 
Menschen zweiter Klasse behandelt werden, mit 
denen man vom Auswärtigen Amt her überhaupt 
nicht schriftlich korrespondiert, sondern nur mit soge-
nannten Memos, daß man sie nicht nur nicht wie 
Diplomaten, sondern tatsächlich wie Menschen zwei-
ter Klasse behandelt, die das nicht verdient haben —, 
beendet wird? 

(Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktions

-

los]: Sehr richtig!) 

Willy Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Lowack, Sie werden verstehen, daß es in der Beurtei-
lung von Tatbeständen Unterschiede in der Qualifi-
zierung gibt. Deswegen schließe ich mich Ihren Wer-
tungen natürlich nicht an. Aber in der Sache ist es so, 
daß die Beziehungen in bestimmter Weise dadurch 
charakterisiert sind, daß sie einen anderen Status 
haben als den, den wir normalerweise unter diploma-
tischen Gesichtspunkten sehen. Dann gibt es gewisse 
Dinge, die jede Regierung berücksichtigen muß und 
nach ihren Interessen unter Umständen weiterentwik-
kein kann. Ich bin in diesem Zusammenhang guter 
Hoffnung, daß die Bundesregierung hier alle Möglich-
keiten nutzt. 
Wir wissen beide aus gemeinsamen Erfahrungen, 

daß sich hier wesentliche Verbesserungen ergeben 
haben und daß hier ein guter Weg eingeschlagen 
wird, bei aller Unterschiedlichkeit in der Qualität von 
Beziehungen und der Art, wie sie sich ausdrücken,  

dennoch sicherzustellen, daß unseren Interessen 
Rechnung getragen wird. 
Da wir, wie auch Sie gehört haben, nicht nur den 

Hochgeschwindigkeitszug in Taipeh auf Taiwan ver-
kaufen wollen, sondern noch andere Dinge, gehe ich 
davon aus, daß wir alle Möglichkeiten nutzen, unsere 
Interessen auch da zu Gehör zu bringen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
noch der Abgeordnete Niggemeier den Wunsch, eine 
Zwischenfrage zu stellen. Ich möchte aber darauf 
aufmerksam machen, daß ich weitere Fragen dann 
nicht mehr zulassen werde. — Bitte schön, Herr 
Abgeordneter. 

Horst Niggemeier (SPD): Kollege Wimmer, Sie 
haben gerade die Möglichkeit des Verkaufs des ICE 
an Taiwan erwähnt. Ist Ihnen bekannt, daß die fran-
zösische Gesellschaft, die den TGV herstellt, seit 
einiger Zeit in den chinesischen Zeitungen halbseitige 
Anzeigen veröffentlicht, die z. B. folgenden Wortlaut 
haben: 

Jetzt: Taipeh-Paris im Nonstopflug in 14 Stunden 
und 30 Minuten. Demnächst: Taipeh-Kaohsiung 
nonstop mit TGV in einer Stunde und 30 Minu-
ten. 

Meinen Sie nicht auch, daß hier schon ein großes 
Stück französischer Vorarbeit geleistet wurde, um den 
ICE wie in Südkorea wieder einmal aus dem Rennen 
zu werfen? 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Haben Sie das fließend 
gelesen?) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Niggemeier, ich nehme an, Sie erwarten 
eine Antwort. Dann wollen wir die Formen wahren. — 
Danke schön. 

Willy Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Niggemeier, offensichtlich anders als Sie spreche ich 
nicht Chinesisch, noch kann ich es lesen. Daher gehe 
ich davon aus, daß Sie mir ähnliche Texte auch in 
Zukunft zustellen werden. 
Zwischen dem, was man in der Presse veröffentlicht, 

und dem, was schließlich unter dem Strich heraus-
kommt, ist oft ein großer Unterschied; genau in diese 
Richtung wollen wir tätig werden. 
Meine Damen und Herren, ich darf den siebten 

Schwerpunkt dieses Konzeptes ansprechen. Das 
Asien-Konzept der Bundesregierung weist noch in 
eine andere Richtung. Die Welt wartet nicht darauf, 
daß wir die Folgen der Wiedervereinigung in den 
Griff bekommen haben, bevor sie klare Herausforde-
rungen an uns stellt. Mit ihrem Konzept hat die 
Bundesregierung hier ein deutliches Signal gesetzt: 
Das wiedervereinigte Deutschland macht sich fit für 
die Welt. 
Wir teilen unsere Erfahrungen in Sachen staatlicher 

Einheit auch mit dem befreundeten koreanischen 
Staat, aber wir wissen ebenfalls, daß unsere Erkennt-
nisse über die Welt, wenn wir es gut verstehen, 
notwendigerweise größer sein müssen als unsere 
Möglichkeiten, alle damit verbundenen Fragen zu 
lösen. 
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Vielleicht haben hier gerade die Beispiele Kambod-
scha und Somalia deutlich gemacht, worauf manches 
auf Dauer hinauslaufen wird. Für manche Fragen, die 
sich heute in Deutschl and stellen, war Kambodscha 
das Lehrstück, weil hier eine kluge und vor allem 
australische Politik vorher den Rahmen abgesteckt 
hatte. Was Somalia in diesem Zusammenhang für die 
deutsche Politik letztlich bedeutet, wird noch aufzuar-
beiten sein. 
Man kann es vielleicht auch anders sagen: selbst-

bewußt, aber bescheiden. Wer fit sein will für die Welt, 
muß ein gutes Bild abgeben und sein wiedervereinig-
tes Haus in Ordnung bringen. Unter keinem anderen 
Vorzeichen steht die Politik der Bundesregierung. So 
kann man nur wünschen, daß diesem Konzept für die 
deutsche Asienpolitik in sich abgerundete Konzepte 
für jene Teile der Welt folgen, bei denen wir Nachhol-
bedarf haben. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Klaus Beckmann. 

Klaus Beckmann (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Nach den 
außen-, sicherheits- und kulturpolitischen Betrach-
tungen, die wir gehört haben, erlaube ich mir nun 
einmal, einige wirtschaftspolitische Aspekte des Pro-
blems aufzuzeigen. 
Der asiatisch-pazifische Raum ist, wie wir wissen, 

ein Wachstumspool der Weltwirtschaft. Neben Japan 
sind Korea, Taiwan, China und Hongkong Zentren 
dieser dynamischen Wachstumsregion; aber auch 
Länder wie Vietnam und Indonesien zeigen ein außer-
gewöhnliches Potential. Ich finde es richtig, daß Herr 
Kollege Neumann eben darauf hingewiesen hat. Im 
Asien-Pazifik-Raum liegen aber nicht nur expandie-
rende Absatzmärkte. Zunehmend sehen sich die eta-
blierten Industriestaaten mit potenten Wettbewer-
bern konfrontiert, die auch im Hochtechnologiebe-
reich auf den Weltmarkt drängen. Ich darf hier z. B. an 
den Maschinenbau erinnern, dem das große Schwie-
rigkeiten bereitet. 
Das Potential liegt in den niedrigen Lohnkosten, 

den geringen staatlichen Abgaben, den weniger zahl-
reichen staatlichen Auflagen und Regulierungen 
sowie auch in der größeren Technikoffenheit der 
Bevölkerung. Aber das ist es nicht allein. Spürbar wird 
auch die zunehmend gute Qualifikation der Arbeits-
kräfte, deren Mo tivation und eine hervorragende 
Organisation der Arbeit. Mit der „lean production" 
der Japaner z. B. sind die westlichen Unternehmen, 
insbesondere in der Automobilindustrie und ihren 
Zulieferern, unter hohen Druck gesetzt worden. 
Deutschland hat diese Herausforderung bisher nur 

teilweise angenommen. Unsere Exporte sind mit 70 % 
weitgehend auf Europa konzentriert, und sie werden 
zunehmend zu inländischen Warenströmen. Nicht 
zuletzt hängt ja unsere aktuelle wirtschaftliche Krise 
damit zusammen, daß sich unsere traditionellen Han-
delspartner selbst in einer Krise befinden. Dagegen 
sind wir auf den weiter entfernten Märkten zu  

schwach engagiert. Die Orientierung auf Europa und 
die USA muß aufgebrochen werden. Nutzen wir also 
jetzt die Chancen auf dem expandierenden Welt-
markt, wie sie in Südostasien, aber auch z. B. in 
Lateinamerika, das ein bißchen in den Hintergrund 
gedrängt wird, vorhanden sind! 

Die Exportnation Deutschl and, meine Damen und 
Herren, muß auf Zukunftsmärkten präsent sein, 

(Beifall des Abg. Ulrich Irmer [F.D.P.]) 

wenn sie den Anspruch, eine der leistungsfähigsten 
Volkswirtschaften der Welt zu sein, auf Dauer auf-
rechterhalten will. Ich warne vor allen Dingen davor, 
Asien nur als Absatzmarkt zu be trachten. 

(Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktions

-

los]: Sehr gut! Sehr richtig!) 

Hier liegt auch die Chance, durch Koopera tion und 
Zusammenarbeit die wechselseitigen Vorteile der 
Standorte zu nutzen. Die USA haben das erkannt. Sie 
konnten mit einer APEC-Konferenz sogar Europa 
drohen. Täuschen wir uns nicht: Dies war eine Aktion, 
um der Europäischen Union, und zwar nach Verab-
schiedung des NAFTA, vorzuführen, was passiert, 
wenn ein GATT-Abschluß nicht zustande kommt. 
Hier dürfen wir den USA nicht die Ini tiative überlas-
sen. 

Ich will nebenbei, vielleicht nicht ganz nebensäch-
lich, bemerken, daß das Interesse der asiatischen 
Staaten, neben den USA und Jap an  auch mit Deutsch-
land im Geschäft zu bleiben, aus vielerlei Gründen 
erklärbar ist. Lassen Sie uns diese Intentionen aufneh-
men! 

Um einen Bilateralismus in Handelsbeziehungen 
zu verhindern, sind zwei Dinge wichtig: der erfolgrei-
che Abschluß der GATT-Runde und die weltweite 
Teilnahme Europas am Welthandel. Deutschland darf 
nicht nur Japan und den USA die Gelegenheit über-
lassen, aus der internationalen Arbeitsteilung mit 
Asien Vorteile zu ziehen. Die expandierenden Volks-
wirtschaften im asiatisch-pazifischen Raum stellen 
Deutschland vor eine doppelte Herausforderung. 

Zum einen gilt es die Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts Deutschland zu verbessern. Hierzu hat die 
Bundesregierung einen Bericht vorgelegt. Die zweite 
Herausforderung für Deutschl and liegt in einem ver-
stärkten Engagement in Asien selbst. 

Die deutsche Wirtschaft hat gerade jetzt große 
Chancen, ihr Engagement dort zu verstärken. Ich 
denke, daß die Reise des Außenministers und die 
Reise des Wirtschaftsministers eine hervorragende 
Vorarbeit für die kürzlich erfolgte Reise des Bundes-
kanzlers nach China gewesen sind. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Veränderungen in der Welt haben Japan nicht 
unberührt gelassen. Mit dem neuen Ministerpräsiden-
ten der neuen Regierung gibt es eine Chance auf 
politische Reformen. Liberalisierung und Deregulie-
rung können jetzt auch dort in Angriff genommen 
werden. So muß die deutsche Wi rtschaft intensiver als 
je  zuvor ihre Möglichkeiten prüfen, wie sie die Wirt-
schaftsbeziehungen zu Japan intensivieren kann. 
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Es zeigt sich auch, daß sich die Zusammenarbeit 

zwischen Taiwan und China zunehmend pragmatisch 
gestaltet. Wir sollten nicht dogmatischer als diese 
Staaten selbst sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU sowie des Abg. Dr. Rudolf Karl 

Krause [Bonese] [fraktionslos]) 
Deutschland sollte bereit sein, seine Kontakte zu 

Taiwan unterhalb der Schwelle völkerrechtlicher 
Beziehungen zu pflegen und weiter auszubauen. Die 
Geschäftsbeziehungen zu Taiwan müssen weiter ent-
wickelt werden. Eine Fixierung des deutschen Enga-
gements auf China allerdings vergibt die Gelegen-
heit, gleichgewich tige Beziehungen zur gesamten 
Region zu pflegen. 
Gestatten Sie mir abschließend noch eine Berner-

kung. Rückgrat der deutschen Wirtschaft ist bekannt-
lich der Mittelstand. Seine Dynamik, seine kurzen 
Entscheidungswege und seine Risikobereitschaft soll-
ten verstärkt genutzt werden, um die Beziehungen 
zum asiatischen Raum aufzubauen. Bedenklich 
stimmt es deshalb, wenn auf der Kanzlerreise nach 
China so gut wie kein Mittelständler vertreten war. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Das müs

-

sen Sie dem Finanzminister sagen!) 
— Herr Kollege Rüttgers, die Auswahl der Teilnehmer 
lag ausschließlich beim Bundeskanzleramt. 
Der Aufbau von Handelsbeziehungen nur über die 

Großindustrie führt zwar dazu, daß sich die Ergeb-
nisse leicht in Milliardenbeträgen widerspiegeln. 
Hoffentlich werden die verkündeten Erfolge auch 

alle realisiert. Dauerhaft — und wahrscheinlich auch 
billiger für den Steuerzahler — wäre es, den Mittel-
stand beim Aufbau der Handelsbeziehungen einzu-
beziehen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bei allem 
Verständnis: Herr Abgeordneter, Sie überschreiten 
deutlich Ihre Redezeit. 

Klaus Beckmann (F.D.P.): Wir, Herr Präsident, sind 
gerne bereit, die Bundesregierung bei ihren Intentio-
nen zu unterstützen. Wir werden das insbesondere 
hinsichtlich ihrer Asienpolitik tun. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
der Abgeordneten Dr. Ursula Fischer das Wort. 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der asiatische Raum, 
in dem über die Hälfte der Weltbevölkerung wohnt, 
der über enorme natürliche Ressourcen verfügt und 
der eine weit in die Vergangenheit reichende kultur-
historische Tradition besitzt, wird von der christlich

-

liberalen Elite dieses Landes in erster Linie als 
zukunftsträchtiger prosperierender Wirtschaftsraum 
und als Absatzmarkt betrachtet, den es gilt, wie der 
Bundeskanzler am 26. Oktober feststellte, „noch wei-
ter für unser Land zu erschließen". 

Meine Damen und Herren, wir sind selbstverständ-
lich dafür, daß die Kontinente und die dort vorhande-
nen Märkte erschlossen werden. Wir sind dafür, daß 
im Ergebnis dieser Erschließung wahrhaft partner-
schaftliche Beziehungen von gegenseitigem Nutzen 
entwickelt werden. Wir sind auch dafür, daß das 
euroasiatische Beziehungsgeflecht sich zu stabilen 
Eckpfeilern von Frieden, Fortschritt und Stabilität im 
Interesse von Bewohnern der asiatisch-pazifischen 
Region und Europäern gestaltet. 

Aber, meine Damen und Herren, wir sind über-
zeugt, daß das konzeptionelle Herangehen der Bun-
desregierung an die marktwirtschaftliche Erschlie-
ßung der einzelnen Weltregionen für Deutschland 
falsch ist. Ist es nicht höchste Zeit, sich über ein 
Standortkonzept unserer Welt zu verständigen? Es 
muß ökonomisch, sozial, ökologisch und sicherheits-
politisch verträglich sein. Es darf sich nicht in Umver-
teilungskämpfen zwischen dem Kapital der mächtig-
sten Wirtschaftszentren erschöpfen. 

Ein solches Konzept müßte global angelegt sein und 
eine vernünftige Erschließung unseres Planeten im 
Interesse aller Erdenbürgerinnen und Erdenbürger 
erfolgen. Ein neues, völlig anderes, d. h. globales 
Herangehen ist erforderlich. Das aber setzt voraus, 
daß wir alle bereit sind, Entscheidungen über parla-
mentarische Legislaturpe rioden hinaus für die Zu-
kunft unserer Kinder und Kindeskinder zu treffen. 
Nicht kurzzeitige Konkurrenzvorteile für Deutschl and 
sollten unser Denken und Handeln bestimmen, son-
dern unsere globale Verantwortung für unseren Pla-
neten, den wir dabei sind, übrigens auch ohne Kriege 
zu vernichten. Gelingt uns dieses heute fast utopisch 
anmutende Herangehen, dann lassen sich auch Pro-
bleme der Zusammenarbeit zwischen Regionen und 
Kontinenten wesentlich besser lösen. 

Meine Damen und Herren, der Antrag der Koali-
tionsparteien vom 22. Oktober und das Konzept des 
BMZ vom Juli dieses Jahres enthalten bereits wich tige 
Orientierungen. Dem Asienkonzept der Bundesre-
gierung kann man  meines Erachtens zunächst eine 
gewisse strategische Dimension nicht absprechen. 
Die Bundesregierung muß sich in ihrer tatsächlichen 
Politik heute und in Zukunft schon an diesem Konzept 
messen lassen. Doch bereits jetzt tut sich eine große 
Kluft auf zwischen der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung und ihrem pragmatischen Vorgehen, 
das ausschließlich darin besteht, den Wirtschafts-
standort Deutschland, die Zukunftssicherung für 
Deutschland im harten Konkurrenzkampf gegen die 
USA, Japan und die übrigen Länder der asiatisch

-

pazifischen Region durchzusetzen. 

Damit geht es ihr um nichts anderes als die Verbes-
serung der Verwertungsbedingungen für das deut-
sche Kapital. Das primäre Anliegen des Kapitals 
— das zeigen die Auseinandersetzungen in Deutsch-
land selbst, die vorliegenden Konzepte und die kürz-
lichen Reisen in die asiatisch-pazifische Region — 
sind nicht die soziale Sicherheit der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer hierzulande, nicht die 
Bekämpfung von Armut in Deutschland und in Asien 
und nicht die Lösung globaler Probleme. 

Die Asiatisch-Pazifische Wirtschaftsgemeinschaft 
(APEC) mit über 30 % Anteil am Welthandel und mehr 
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als 50 % Anteil am Weltsozialprodukt macht diese 
Region außerordentlich attraktiv für das Kapital. Der 
asiatische Kontinent hat sich zur ökonomisch dyna-
mischsten Weltregion entwickelt. Während 1960 dort 
nur 4 % des Weltsozialproduktes erzeugt wurden, sind 
es heute schon 25 %. Alle Prognosen deuten darauf 
hin, daß die Wachstumsraten auch in Zukunft über-
durchschnittlich sein werden. Die Gewinnchancen für 
das Kapital sind trächtig. Sie will m an  um jeden Preis 
nutzen. 

Meine Damen und Herren, wie die bisherigen 
Erfahrungen zeigen, muß befürchtet werden, daß 
zahlreiche konzeptionelle, über den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland hinausgehende Absichtserklärungen 
dieser Regierung auf der Konkurrenzstrecke bleiben 
— so der Ausbau partnerschaftlicher Beziehungen, 
die sich, wie im Antrag der Regierungsparteien fest-
gestellt wird, am gegenseitigen Nutzen orientieren 
sollen; so die Absichtserklärung der Bundesregie-
rung: „Eine ,Festung Europa', die den Deutschen und 
den EG-Markt von der zunehmenden Konkurrenz der 
AP-Länder abschottet, darf es nicht geben"; so die 
Bekämpfung von Armut und das übergreifende Ziel 
der Entwicklungszusammenarbeit, das auf die Ver-
besserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der 
Menschen in der asiatisch-pazifischen Region gerich-
tet sein soll; so nicht zuletzt die sicherheitspolitischen 
Absichten. 

Die PDS/Linke Liste befürwortet die allseitige Ent-
wicklung der bilateralen und multilateralen Zusam-
menarbeit mit Ländern der asiatisch-pazifischen 
Region. Sie teilt ausdrücklich die Auffassung all jener, 
die die Lösung globaler Aufgaben der Friedenssiche-
rung, einer menschenwürdigen Entwicklung, der 
Erhaltung und Regenerierung unserer Umwelt nur mit 
Regierungen und gesellschaftlichen Kräften der asia-
tisch-pazifischen Region erreichen wollen, nicht aber 
ohne und schon gar nicht gegen sie. 

Das Bestreben der Bundesregierung, die Lösung 
globaler Fragen mit dem herkömmlichen Politikan-
satz bewältigen zu wollen, wird scheitern müssen. 
Solange freie marktwirtschaftliche Mechanismen zur 
Anwendung gebracht werden, sind wahrhaft partner-
schaftliche Beziehungen von gegenseitigem Nutzen 
zwischen wirtschaftlich ungleichen Partnern nicht 
möglich. Der ökonomisch stärkere und effizientere 
wird auch der dominierende, die Beziehungen 
bestimmende Partner sein. Sein Nutzen wird kraft 
dieser Mechanismen größer sein. Gleichberechtigung 
und Solidarität wären aber vonnöten, um partner-
schaftliche Beziehungen aufbauen zu können. 

Meine Damen und Herren, den großchinesischen 
Wirtschaftsraum, China, Taiwan und Hongkong, 
zählt die Bundesregierung zu unserem wichtigsten 
Partner. Auch die heutige Debatte zeigt, daß die 
diesbezügliche Politik der Bundesregierung ange-
sichts der Ereignisse 1989 auf dem Platz des Himmli-
schen Friedens nicht unumst ritten ist. Wir sind für den 
umfassenden Ausbau der deutsch-chinesischen Be-
ziehungen. Das heißt aber keineswegs, daß wir damit 
das gewaltsame Vorgehen der dortigen Behörden 
gegen Oppositionelle sanktionieren. Sowohl die 
Ereignisse von damals als auch die Menschenrechts-
verletzungen heute in China und wo immer sie  

vorkommen, werden von der PDS/Linke Liste verur-
teilt. Das ist für uns jedoch kein Grund, die Beziehun-
gen zwischen Deutschland und China einzufrieren; 
denn: 

Erstens: China ist sich der Brisanz der Menschen-
rechtsproblematik bewußt und stellt sich neuerdings 
dem Dialog um Menschenrechte. 

Zweitens: China hat seit seiner Gründung grundle-
gende Menschenrechte wie nur wenige Länder in 
Asien verwirklicht, so das Recht auf Leben, auf 
Bildung und auf Gesundheitsschutz. Das ist aber die 
Grundvoraussetzung, um individuelle Menschen-
rechte überhaupt einfordern und verwirklichen zu 
können. 

Drittens: Wer über ein Fünftel der Menschheit 
bestrafen und isolieren will, läuft Gefahr, das Gegen-
teil von dem zu erreichen, was er vorgibt, erreichen zu 
wollen. 

Viertens: Wer sich einem Dialog und einer Zusam-
menarbeit mit China verweigert, der schürt Spannun-
gen, die Frieden und Sicherheit weltweit gefährden. 

Wer aber dieser Logik folgt, muß sich dann aller-
dings vorwerfen lassen, daß er im Falle der faktischen 
Blockadepolitik gegenüber Kuba eine doppelzüngige 
Politik betreibt. Das lehnen wir ab. Das, was für China 
zutrifft, darf Kuba gegenüber, nur weil es keine 
Großmacht ist, nicht verweigert werden. 

Meine Damen und Herren, nahezu anderthalb Mil-
liarden Menschen leben allein in Süd- und Südost-
asien. Dort sind auch die meisten armen Menschen 
der Erde konzentriert. Die Bundesregierung setzt auf 
eine noch stärkere regionale Kooperation zwischen 
EG und ASEAN und auf die Aufnahme von Beziehun-
gen zwischen EG und APEC. Die Regierungsparteien 
begrüßen ihrerseits die Zusammenarbeit in Südasien 
im Rahmen der SAARC. Die PDS/Linke Liste ist der 
Meinung, daß die EG durch eine Zusammenarbeit mit 
dieser Wirtschaftsvereinigung in Südasien zur Be-
kämpfung der Armut in dieser Region beitragen 
sollte. 

Anläßlich der heutigen Debatte möchten wir darauf 
aufmerksam machen, daß Rußland zwar eine europäi-
sche Macht ist, daß es sich aber ebenso auf große 
Gebiete Asiens ausdehnt und auf diesem Kontinent 
über enorme Potenzen und Einfluß verfügt. Dem 
werden die vorliegenden Konzeptionen allerdings 
nicht gerecht. 

Die PDS/Linke Liste ist auch der Auffassung, daß 
die konzeptionellen Vorstellungen über die künftige 
Gestaltung der Beziehungen zu Indochina und spe-
ziell zu Vietnam völlig unterbelichtet bleiben. Auffäl-
lig ist generell, daß Länder Asiens, in denen die Armut 
besonders gravierend ausgeprägt ist, mehr oder weni-
ger ausgeblendet sind, so z. B. Laos, Kambodscha, 
Vietnam, Afghanistan, Nepal, Bangladesh, Burma, 
Mongolei und andere. Sie spielen lediglich im Rah-
men der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit 
eine Rolle. Armutsbekämpfung ist aber eine globale 
Aufgabe und muß eine Querschnittsaufgabe der 
Gesamtpolitik der Bundesregierung werden. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, eine Asien-
politik zu betreiben, die zur Entwicklung und zur 
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Befriedigung der Grundbedürfnisse der Menschen in 
den sogenannten Entwicklungsländern dieser Region 
beiträgt. Diese Länder dürfen nicht länger nur als 
Absatzmärkte für deutsche Produkte und als Billig-
lohnländer behandelt werden. Die wissenschaftlich

-

technische Zusammenarbeit mit ihnen muß dort wis-
senschaftlich-technischen Fortschritt befördern hel-
fen. 

Die Asienpolitik der Bundesregierung sollte im 
Sinne der sicherheitspolitischen Orientierung dazu 
beitragen, Konfronta tion abbauen zu helfen und 
gleichberechtigte Koopera tion anzubieten. Das trifft 
auch auf die koreanische Halbinsel zu. Dabei wäre 
zweifellos hilfreich, wenn die NATO-Staaten ihrer-
seits substantielle Abrüstungsschritte gingen und ihre 
Rüstungsausgaben drastisch reduzierten. In diesem 
Zusammenhang lehnt die PDS/Linke Liste jegliche 
— ich zitiere aus der Unterrichtung der Bundesregie-
rung — „militärische Ausbildungshilfe und Unterstüt-
zung" ab. 

Mit unserem Entschließungsantrag möchten wir auf 
die Versäumnisse der Bundesregierung in Konzeption 
und Politik gegenüber Asien und dem Pazifik auf-
merksam machen. Wir bitten um eine sachliche Dis-
kussion in den Ausschüssen. 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Hans Klein (München) 
das Wort. 

Hans Klein (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese 
Debatte findet genau zum richtigen Zeitpunkt statt. 
Auf dem amerikanischen Kon tinent wurde NAFTA ins 
Leben gerufen. Der Zusammenschluß zwischen 
Kanada, USA und Mexiko beginnt Wirklichkeit zu 
werden. Im Pazifischen Becken haben wir es mit dem 
bedeutendsten Wachstumsraum dieser Welt zu tun. 
Und die europäische Rezession läßt zumindest an den 
Stellen, die konjunkturell bedingt sind, nach. Mit den 
strukturell bedingten Erscheinungen werden wir uns 
noch eine Weile auseinanderzusetzen haben. Die 
stehen genau im Zusammenhang mit dem, worüber 
wir heute sprechen. 

Nun ist es in diesem Hohen Hause leider nicht mehr 
sehr üblich, daß ein so wichtiges übergreifendes 
Thema von Kollegen aller möglichen Bereiche 
gemeinsam behandelt wird. Es sind immer nur die 
Spezialisten da, die quasi unter sich reden. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Außer mir!  — 
Dr.  Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Und 

mehr!) 

Wobei ich volles Verständnis habe, daß der Außen-
minister einen anderen Termin wahrnehmen muß. Er 
hat hier alle Spezialisten seines Hauses versammelt, 
angeführt von Staatsminister Schäfer. 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [F.D.P.]: 
Ungewöhnlich gute Besetzung!) 

Aber wir sollten über das, was sich in Asien vollzieht 
— Frau Kollegin Fischer, ich will jetzt nicht die 

Namen sämtlicher asiatischer Staaten noch einmal 
aufzählen; sagen wir: Asien —, wirklich einmal ernst-
haft miteinander reden. Es gab heute eine ganze 
Reihe von entsprechenden Ansätzen in den Debat-
ten. 

Ich hatte fast den Eindruck, daß der Kollege Neu-
mann und die Kollegin Fischer eher Mühe hatten, ein 
bißchen ideologisch unterfüttert Abweichungen von 
dem festzustellen, was im Grunde in diesem sehr 
umfassenden Papier der Bundesregierung festgelegt 
worden ist. 

Wir sind uns auch darüber im klaren, daß wir Asien 
nicht allein sehen dürfen. Wenn wir über die Konse-
quenzen für unsere interne Situation sprechen, müs-
sen wir selbstverständlich auch Lateinamerika im 
Blick haben und, wenn wir über Asien reden, nicht nur 
den chinesischen Wirtschaftsraum, wiewohl jetzt eine 
sehr erfolgreiche Reise des Bundeskanzlers dahin 
geführt hat. Er hat eine Weile davor eine Reise in 
andere wichtige asiatische Länder gemacht. Vor zwei 
Jahren hat er auch das deutsche und europäische 
Interesse an  dem lateinamerikanischen Raum, der 
ebenfalls in eine Wachstumsphase gekommen ist, 
deutlich gemacht. 

Darf ich jetzt einmal mit ein paar Sätzen bei China 
verweilen: Wenn wir auf diesen Raum schauen, müs-
sen wir uns darüber klar sein, daß sich da längst ein 
quasi großchinesischer Wirtschaftsraum bildet, zum 
Teil schon gebildet hat. Deshalb ist die natürlich auch 
bei uns in der Fraktion stattfindende Auseinanderset-
zung Festland-China-Taiwan eigentlich etwas arg 
Überholtes. 

Die autochtonen Taiwanesen, die ursprünglich ein-
gewanderte Chinesen waren, haben in den letzten 
Monaten auch nach gewissen Wahlerfolgen von einer 
Unabhängigkeit Taiwans gesprochen. Jetzt hat sich 
eine hochinteressante unausgesprochene Allianz ent-
wickelt. Die alte Kuo-min-tang und die Kommunisten 
auf dem Festland halten beide an der Ein-China-
Politik fest. 

Die Annäherung ist so gewaltig — das ist heute 
schon gesagt worden —, vor allem auf dem wirtschaft-
lichen Sektor, daß wir, ergriffen wir für die falsche 
Seite Partei und stellten wir uns mit gewissen Maß-
nahmen — ich denke dabei vor allem an Rüstungslie-
ferungen — gegen die Vereinigungsbestrebungen 
von beiden Seiten, die irgendwann, vielleicht in nicht 
so ferner Zukunft, kommen werden, zwischen sämtli-
chen Stühlen säßen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Dr.  Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktions

-

los]: Das gilt aber für Frankreich auch!) 

— Die Franzosen haben es im Moment geschafft, sich 
etwas zwischen die Stühle zu setzen, was ich nicht 
begrüße, im Gegenteil, wiewohl das jetzt kurzfristig 
den einen oder anderen Vorteil für deutsche Konkur-
renzunternehmen haben mag. Aber im Grunde 
genommen muß uns daran gelegen sein, daß alle 
unsere europäischen Partner in dieser Zusammenar-
beit mit Asien gut im Geschäft bleiben. 

Aber ich sprach von dem gemeinsamen chinesi-
schen Wirtschaftsraum, zu dem selbstverständlich 
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außer Taiwan vor allem Hongkong und Singapur 
gehören — das alles sind ja chinesische Staaten — und 
natürlich die Küstenprovinzen mit den Sonderwirt-
schaftszonen Pudong, Shenzhen, Zhuhai, Shanton, 
Xiamen. Sie entwickeln eine Kraft, von der wir bei 
unseren gegenwärtigen Wirtschaftszahlen nur träu-
men können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Thema Menschenrechte ist jetzt in jedem der Beiträge 
angesprochen worden. Der Kollege Neumann hat hin 
und her argumentiert. Er sprach von der notwendigen 
Anerkenntnis anderer Wertbegriffe, aber zugleich 
von den unveränderbaren westlichen Vorstellungen 
von Menschenrechten. Ich bin der Auffassung: Was 
international verbrieft ist, was auch die Unterschrift 
der entsprechenden Staaten trägt, ist von allen Län-
dem zu beachten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wer das als Einmischung in innere Angelegenheiten 
zurückweist, verkennt die völkerrechtliche Substanz 
dieser Abmachungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich glaube, es war der Kollege Beckmann, der 
vorhin beklagt hat, daß viele in China gar nicht 
wissen, was die Menschenrechte seien, und daß man 
ihnen das erst beibringen müsse. Meine verehrten 
Damen und Herren, etwas wissen oder nicht wissen ist 
die eine Frage, aber etwas als wichtig empfinden ist 
eine andere. Wir sehen 1,2 Milliarden Menschen vor 
uns in China, deren erste Bedürfnisse Nahrung, Klei-
dung und Unterkunft heißen, die es für ein Menschen-
recht halten, das zu bekommen. Und wir sehen eine 
Regierung, zu der wir stehen können, wie wir wollen, 
die sich bemüht, diese Bedürfnisse zu erfüllen. Ich 
wiederhole: Was international verbrieft ist, kann 
jederzeit und von jedem eingefordert werden. Aber 
wir müssen auch sehen, daß es Verantwortungen gibt, 
die vielleicht völlig anders gelagert sind, oder Dirnen-
sionen, die wir uns überhaupt nicht vorstellen kön-
nen. 

Wir sprechen von Armutsbekämpfung. Frau Kolle-
gin Fischer, Sie haben noch einmal das alte Vokabular 
bemüht — ich habe das aus Ihrer Begründung ent-
nommen —, von „Verwertungsbedingungen für das 
Großkapital" und, 

(Dr. Ursula Fischer [PDS/Linke Liste]: Das ist 
immer noch richtig!) 

was noch schöner ist, von „planetaren Rahmenbedin-
gungen" gesprochen. 

(Dr. Ursula Fischer [PDS/Linke Liste]: Das 
stimmt nicht, habe ich nicht gesagt! Das 

haben Sie mißverstanden!) 

— Das haben Sie nicht gesagt, aber es steht in der 
Begründung zu Ihrem Antrag. Nach meiner beschei-
denen Bildung kommt das Wort „planetar" von „pla-
nos" und das heißt „irrend, umherschweifend". 

(Heiterkeit) 

Meine verehrten Damen und Herren, wir haben 
auch von der kulturellen Dimension gesprochen, aber 
im Grunde genommen wird dieses Wort immer nur so  

in den Mund genommen: Wir müssen auch kulturelle 
Beziehungen pflegen. Im Auswärtigen Amt ist die 
Rede davon, daß die Kulturpolitik — ich weiß jetzt 
nicht, welche Nummer sie im Augenblick hat — die 
dritte oder vierte Säule der Außenpolitik sei. Aber 
wenn es um die Inhalte geht, müssen wir uns darüber 
im klaren sein, daß wir es mit großen alten Kulturna-
tionen in Asien zu tun haben. Beispielsweise in Japan 
beteiligen sich Hunderttausende von Menschen all-
jährlich an  einem Gedichtwettbewerb, der nach alten 
Formen, die aus dem 16. und 17. Jahrhundert stam-
men, ausgetragen wird, wobei der Kaiser dann den 
Preis verleiht. 

Ich kann mir gar nicht vorstellen, wie das in 
Deutschland wäre, wenn wir uns nach klassischen 
Gesichtspunkten an einem Gedichtwettbewerb betei-
ligen sollten. 

(Klaus Beckmann [F.D.P.]: Es fehlt schon am 
Kaiser!)  

Daß sich China seiner fast 4 000jährigen Geschichte 
bewußt ist und daß man dies auch an allen Ecken und 
Enden sieht, spürt und hört, ist eine Tatsache, über die 
wir nicht hinwegkommen, indem wir uns daran erin-
nern, daß wir einmal das Volk der Dichter und Denker 
waren. Wir müssen uns auch um unsere eigene 
kulturelle Statur kümmern. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause [Bo

-

nese] [fraktionslos]) 

Unsere Beziehungen mit Asien haben im Gegensatz 
zu vielen anderen Staaten mit dem Geist begonnen. 
Bei uns ist nicht der Handel der Flagge gefolgt bzw. 
die Flagge dem Handel, sondern bei uns sind sowohl 
Handel als auch Flagge dem Geist gefolgt. 

Daran können wir anknüpfen. F riedrich Max Mül-
ler, nach dem die Goethe-Institute in Indien benannt 
werden, war der erste — glücklicherweise hat er in 
England gelehrt, und das Ganze hat sich in Englisch 
vollzogen —, der Sanskrit übertragen hat. Adam 
Schall von Bell, der Kölner Jesuitenmissionar, der in 
Peking gewirkt hat, der dort bis heute einen Namen 
hat, wurde vor 500 Jahren geboren. Die Chinesen 
wissen dies; in Deutschland wüßte es außer ein paar 
Mitgliedern der Adam-Schall-von-Bell-Gesellschaft 
niemand. 

Wir werden jedenfalls so ernsthaft wie möglich über 
diese Fragen miteinander zu diskutieren haben, weil 
sie alle mit dem Standort Deutschland zusammenhän-
gen. Im nächsten Jahr wird nicht derjenige prämiert 
werden, der den anderen besser beschimpfen kann, 
sondern derjenige, der die besseren Wege aufweist für 
Deutschland, aber auch für einen deutschen Beitrag 
zu einer europäischen Entwicklung in Zusammenar-
beit mit dem Rest der Welt. Ich finde, da haben sowohl 
der Antrag der Koalitionsfraktionen als auch das 
Konzept der Bundesregierung bereits gute Vorlagen 
geschaffen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Dieter Schanz das 
Wort . 

Dieter Schanz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte als Entwicklungspolitiker aus 
dem Asien-Konzept der Bundesregierung zwei 
Absätze zitieren und darauf meine Rede aufbauen: 

Globale Aufgaben der Friedenssicherung, einer 
menschenwürdigen Entwicklung, der Erhaltung 
und Regenerierung unserer Umwelt, werden nur 
mit den asiatisch-pazifischen Regierungen und 
gesellschaftlichen Gruppen, nicht ohne sie und 
schon gar nicht gegen sie erledigt werden kön-
nen. 

Bei aller positiver Entwicklungsdynamik bleibt 
die Armut in Asien groß, in Indien, weiten Teilen 
Chinas, in Bangladesh und anderen Ländern. In 
Asien leben die meisten Armen der Welt. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, daß ich 
als Entwicklungspolitiker in dieser Debatte reden 
darf. Meine Freude ist getrübt hinsichtlich der gerin-
gen Präsenz hier. In den Reden mancher meiner 
Vorredner ist deutlich geworden, wie wichtig unser 
Verhältnis zu Asien ist; dem entspricht aber nicht die 
Anwesenheit hier in diesem Hohen Hause. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Asiaten gibt es mehr 
als Abgeordnete!) 

Ich hoffe allerdings, daß es Schule macht, daß zu 
einem solchen Thema Wirtschaftspolitik, Außenpoli-
tik, Entwicklungspolitik und künftig vielleicht auch 
Umweltpolitik zu Wort kommen. Ich kann mir vorstel-
len, daß allein eine Verzahnung dieser Politikfelder 
nach vorn führen kann. Dies entspricht dem Ziel und 
dem Grundgedanken der Rio-Konferenz unter der 
Überschrift „Umwelt und Entwicklung". 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Entwicklung ist mehr als Entwicklungspolitik. Zum 
Konzept selbst kann ich ganz freimütig erklären: Es ist 
richtig. Wenn ich etwas zu kritisieren habe, dann ist es 
der Umstand, daß es zu spät kommt. Es ist dennoch im 
Grundtenor über alle Fraktionsgrenzen hinweg eine 
ordentliche Arbeitsgrundlage. In den Ausschüssen 
werden wir nacharbeiten, konkretisieren und auch 
alternieren müssen. Es ist nach meiner Überzeugung 
und Vorstellung em Signal zur Überwindung des 
politischen und des ökonomischen Eurozentrismus. 
Ich habe es, wenn ich in den Ländern Südostasiens 
— für meine Fraktion oder für den Ausschuß — war, 
immer fast als peinlich empfunden, wenn m an  gefragt 
wurde: Wo bleibt ihr denn eigentlich, wo bleibt die 
deutsche Wirtschaft in dieser Region, wo bleibt die 
deutsche Politik, habt ihr nicht begriffen, was sich bei 
uns vollzieht? Es geht, meine Damen und Herren, 
auch um unsere Interessen. Außenpolitik, Wirtschafts-
politik und Umweltpolitik sind Interessenpolitik, bei-
spielsweise im Bereich der Ökologie. Wenn meine 
Fraktion sagt, unser Wirtschafts- und Lebensmodell ist 
nicht übertragbar auf die Massen der Dritten Welt, 
dann ist das konsequent und richtig; aber es wird nur 
richtig, wenn wir den Staaten die Möglichkeit geben, 
so zu wirtschaften und zu leben, wie wir es nicht tun. 
Deshalb ist es vom Grundansatz richtig, in Kanton die 

U-Bahn zu bauen. Das gleiche gilt für Schanghai, und 
das könnte auch für Vietnam von Bedeutung sein. 

Kritisieren oder fragen möchte ich, ob es notwendig 
ist, das aus dem Entwicklungshilfeetat zu finanzieren. 
Es müßten andere Verzahnungsmöglichkeiten, an-
dere Finanzierungsmöglichkeiten gegeb en werden. 
Es ist auch wichtig aus ökonomischer Sicht. Ich habe 
nichts dagegen, wenn unter der Überschrift dieser 
ökologischen Vernunft für uns, für unsere Wirtschaft 
Vorteile und für die Arbeitsmarktsituation Entlastung 
entstehen. 

Es ist auch aus einem ganz anderen Grunde wichtig, 
wenn ich daran denke, wie Armut auch Fluchtursache 
bedeuten kann. Es macht ökonomisch und ökologisch 
keinen Sinn, die Massen zu uns kommen zu lassen, die 
in ihren Heimatländern nicht mehr überleben können. 
Wir können unsere Umwelt nicht weiter zementieren 
und können auch nicht weiter Arbeitsplätze teilen. 
Wer also von der Nichtübertragbarkeit unseres 
Lebensmodells spricht, muß konsequenterweise auch 
diese Politikmöglichkeiten eröffnen. 

Kommen wir z. B. zu Vietnam. Ich halte es für 
unbedingt wichtig, Herr Entwicklungsminister und 
Herr Wirtschaftsminister, daß wir sehr schnell die 
Handelsbarrieren durchbrechen, damit die deutsche 
Wirtschaft und nicht nur der Entwicklungsminister in 
Vietnam tätig werden kann. Ich halte es für sehr 
wichtig, daß wir die Entschuldungsproblematik lösen 
und Wege finden, um schnell auch der mittelständi-
schen Wirtschaft in Vietnam und anderswo die Markt-
chancen und Investitionschancen zu eröffnen. Das 
dient dem Volk, und das dient der deutschen Wirt-
schaft. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich halte es für sehr wichtig, daß wir sehr schnell in 
Kambodscha tätig werden; denn dort ist die Not am 
größten. Es ergeben sich auch Chancen nicht nur in 
China, nicht nur in Vietnam, nicht nur in Kambodscha, 
sondern auch in Indien und Bangladesch, mit deut-
scher Umwelttechnologie präsent zu sein, um den 
Menschen dort zu helfen, unserer Natur zu nützen und 
nicht nur bei dem Geschwätz zu bleiben, daß das 
Klima bedroht ist, und nichts zu tun. 

Was die Menschenrechtsfrage bet rifft, möchte ich 
daran erinnern, daß ich Vorrang den sozialen Men-
schenrechten einräume. Der Kollege Klein hat das mit 
anderen Worten zum Ausdruck gebracht. Priorität hat 
für mich: für den Menschen ein Dach über dem Kopf, 
Arbeit, Essen und Ausbildung. 

Da bin ich bei der nächsten Frage, Herr Spranger. Es 
kann nicht wahr sein, daß ein Volk wie das von 
Vietnam dafür bestraft wird, daß es eine hohe Alpha-
betisierungsrate hat, und daß Entschuldungsfragen 
daran scheitern müssen. Ich denke, daß wir in den 
Ausschüssen darüber reden können, und ich bitte Sie, 
darüber nachzudenken, um diese Barriere auszuräu-
men. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, sind Sie bereit, eine Frage des Abgeord-
neten Irmer zu beantworten? 
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Dieter Schanz (SPD): Sehr gern, Herr Kollege 
Irmer. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
schön. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Herr Kollege, ich habe Sie 
hoffentlich nicht so verstanden, daß Sie hier einen 
Gegensatz zwischen den sozialen und den traditionel-
len Menschenrechten konstruieren wollen. Ich bin 
nämlich der Meinung, daß es diesen Gegensatz nicht 
gibt. Ich hielte es für falsch, wenn man nicht zu der 
Erkenntnis käme: Wer hunge rt  und friert, soll nicht 
auch noch gefoltert werden. 

Dieter Schanz (SPD): Herr Kollege Irmer, ich bin 
Ihnen für diese Frage dankbar, weil sie mir Gelegen-
heit gibt, meine Position zu konkretisieren. 

Ich bin weit davon entfernt, die bürgerlichen Men-
schenrechte geringer zu achten als die sozialen. Ich 
gehe aber davon aus, daß wir einig sind, daß erst 
derjenige von den bürgerlichen Menschenrechten 
profitiert, der menschenwürdig leben kann, und daß 
beides zusammengehört. Ich habe den Wortbeitrag 
des Kollegen Klein aufgegriffen, urn noch einmal zu 
unterstreichen, daß ich als Entwicklungspolitiker 
nicht im Sinne der Wertigkeit, aber im Sinne des 
Vollzuges, des Prozesses die sozialen Menschen-
rechte voranstelle. Die bürgerlichen Menschenrechte 
und das, was international vereinbart worden ist, sind 
für mich völlig unstrittig. Wir haben als Politiker, auch 
als Abgeordnete die Pflicht, diese Standards auf 
hohem Niveau einzufordern, wenn wir in diesen 
Ländern sind. Ich nehme an, daß wir da einer Meinung 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich, weil wir Fragestellungen bezüg-
lich Burma haben, folgendes erklären — vielleicht 
könnte man auch darüber einmal interfraktionell 
diskutieren —: Ich halte es für sehr bedenklich, 
vielleicht sogar für fraglich, wenn wir aus Burma — bei 
all dem, was wir verurteilen, was der SLORC dort 
anrichtet — im Sinne einer Abstrafaktion herausge-
hen. 

(Dr. Dietrich Mahlo [CDU/CSU]: Da haben 
Sie völlig recht!) 

Ich halte etwas davon, drinzubleiben und uns einzu-
mischen, vor Ort mit den dort verantwortlichen Politi-
kern  — seien sie noch so brutal — zu reden, sie ständig 
zu ermahnen und zu fordern. Wir sollten aber nicht 
noch die Menschen enttäuschen, die dort über uns die 
einzige Verbindung zu einer menschlichen Umwelt 
haben. Das, meine ich, müßte man versuchen, inter-
fraktionell aufzuarbeiten, um vom Schreibtischurteil 
wegzukommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Ich halte es für unbedingt notwendig, rufe dazu auf 
und bitte darum, daß wir dieses in den Ausschüssen so 
weit wie möglich einvernehmlich ausdiskutieren kön-
nen. 

Nehmen wir das Beispiel Indien. Meine Damen und 
Herren, hier ist viel von China die Rede gewesen. Ich 
bin gar nicht traurig darüber, daß sich unsere Bezie-
hungen zu China verbessern. Ich freue mich, daß, was 
die Menschenrechte und die Demokratisierung 
betrifft, zumindest auf der unteren Ebene dieses 
Landes sehr viel vorangekommen ist. Wir sollten 
dabei aber den Subkontinent Indien nicht aus dem 
Auge verlieren. Ich habe den Eindruck, daß wir, was 
nicht nur die Medien, sondern auch das politische 
Handeln dieser Regierung anbetrifft, dabei sind, nach 
China zu rennen, aber den Subkontinent Indien, eine 
der größten Demokratien der Welt mit all ihren 
Schwächen und Fehlern, zu vernachlässigen. 

(Beifall des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause 
[Bonese] [fraktionslos]) 

Ich würde darum bitten und fordere Sie auf, mit uns 
zusammen die Fragestellung nicht verengt auf z. B. 
China oder Taiwan  zu diskutieren. Es würde uns in 
eine falsche Richtung bringen und eine Falle bedeu-
ten; denn Indien verdient es nicht, so benachteiligt zu 
werden. 
Lassen Sie mich zurückkommen zu Vietnam und zu 

dem, was wir alle unter dem Begriff „Pluralismus" 
diskutieren und versuchen, nach außen darzustel-
len. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Krause (Bonese) zu beantworten? 

Dieter Schanz (SPD): Ich bin dazu bereit, Herr 
Präsident. 

Dr. Rudolf Karl Krause (Bonese) (fraktionslos): Als 
Kenner der Materie, Herr Kollege, sind Sie sicher 
bereit und in der Lage, mir folgende Frage zu beant-
worten: Indien und auch China sehen sich selbst nicht 
nur als potentiellen Markt für deutsche Produkte, 
sondern auch als Handelspartner. Welche Produkte 
aus China und aus Indien wären Sie nach vorhande-
nen Konzeptionen bereit, als Bezahlung für deutsche 
Lieferungen auch auf den deutschen Markt zu las-
sen? 

Dieter Schanz (SPD): Herr Kollege, ich muß Sie 
enttäuschen: Ich bin kein solcher Wirtschaftspolitiker, 
daß ich mich auf diesem Felde so gut auskenne. Ich bin 
aber prinzipiell der Meinung, daß wir unsere Märkte 
— der Kollege Beckmann hat auf die GATT-Verhand-
lungen und auf gewisse Notwendigkeiten hingewie-
sen — für diese Volkswirtschaften öffnen müssen. Wir 
dürfen sie nicht abschotten. 
Ich gebe Ihnen einmal ein Beispiel: Der afrikanische 

Staat Burkina Faso darf nach Deutschland oder in die 
EG Personal-Computer einführen. Wir wissen aber 
alle, daß er keine produziert. Dieser Staat produziert 
aber mittels der Nomadenwirtschaft Felle und Häute 
für die Lederindustrie. Diese darf er nicht nach 
Deutschland und in die EG exportieren. Dies halte ich 
für eine unerträgliche Politik; sie ist deshalb unerträg-
lich, weil die Entwicklungsländer, die ärmsten der 
Armen, hierdurch nicht nur benachteiligt, sondern 
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geradezu zerstört werden. — Ich hoffe, daß die Ant-
wort klar ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Konzept der Entwicklungszusammenarbeit mit 
Asien muß allerdings auch nach meiner Auffassung 
andere Kriterien als nur das Ziel der Markteroberung 
haben. Zur Grundlage der Zusammenarbeit, bei-
spielsweise auch für mittelfristige Investitionen in 
Umwelt, Demokratie und Gesundheit, muß es Raum 
geben. Dies gilt nicht nur für Kambodscha nach 
Einsetzen des Friedensprozesses, Herr Minister. Ich 
hoffe, daß da, wie von Ihnen zugesagt — das füge ich 
fairerweise hinzu —, auch schnell mit gesundheitli-
chen Maßnahmen geholfen werden kann, nachdem 
unsere Medizin-Soldaten, die Hervorragendes gelei-
stet haben — das habe ich selbst vor Ort gesehen —, 
dort  abgezogen sind; daß wir dort eine Anschlußhilfe 
organisieren, daß man diesem jungen Staat — Pol Pot 
hat ja mehr als 1,2 Millionen Angehörige der Eliten 
abgeschlachtet — mit Beratungen hilft, die man ihm 
im Bereich von Umweltschutz, Aufbau von demokra-
tischen Strukturen oder Verwaltungsstrukturen zur 
Verfügung stellt, um die Defizite nach 20 Jahren 
Bürgerkrieg und Krieg schnell überwinden zu hel-
f en.  

Ich kann darum nur nachsuchen. Ich halte dies für 
unbedingt wichtig; denn wenn dies nicht geschieht, 
befürchte ich, daß die Roten Khmer — wie in den 
letzten Tagen bekanntgeworden ist — sehr schnell 
wieder ihre Chance nutzen werden, die aufkeimende 
Demokratie und die Entwicklung zusammenzuschla-
gen. 

Im übrigen in diesem Zusammenhang — Herr 
Staatsminister Schäfer ist weg —: Ich würde mich 
freuen, wenn unter der Überschrift „Asienkonzept" 
auch ein gezieltes Vorgehen gegen Thailand organi-
siert wird, das sich, wie Sie wissen, über die Militärs an 
dem beteiligt, was es den Roten Khmers ermöglicht, 
Waffen zu kaufen, nämlich Edelsteinhandel und Edel-
holzhandel mit den Roten Khmer in der Region Tay 
Ninh. Ich will das nur erwähnt haben. Auch hier 
sollten wir sehr viel glaubwürdiger werden, wenn wir 
uns an solchen Prozessen beteiligen wollen. 

In dem vom BMZ vorgelegten Konzept zur EZ mit 
den Ländern Asiens, das im Konzeptpapier der Bun-
desregierung erneut als politische Grundlage erwähnt 
wird, gelingt dies meiner Auffassung nach nicht; da 
kann aber noch nachgearbeitet werden, um bei der 
Benennung der EZ-Schwerpunkte über die Formali-
sierung von unstreitigen Zielen hinauszukommen, 
beispielsweise Armutsbekämpfung, Frauenförde-
rung, Bevölkerungspolitik, Umweltpolitik sowie För-
derung privatwirtschaftlicher Investitionen und Initia-
tiven. 

Ich würde Sie bitten, Herr Minister Spranger, daß 
seitens der Bundesregierung nachgearbeitet wird, 
daß das Parlament oder der Ausschuß die Möglichkeit 
erhält, dieses in dem Sinne zu vertiefen und zu 
erweitern. Wir sind dazu bereit. Ich habe eingangs 
gesagt: Ich halte dieses Konzept für eine gute Arbeits-
grundlage. Wir sind dazu bereit, daran mitzuarbeiten, 
und ich hoffe, daß Sie kritische Anmerkungen oder 
Erweiterungen nicht als störend empfinden. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Bundesminister für Wirtschaft, Günter 
Rexrodt, das Wort . 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es liegt nahe, daß ich in dieser Debatte primär 
unter wirtschaftspolitischen Aspekten einen Beitrag 
leisten werde. Lassen Sie mich damit beginnen, daß 
ich zunächst sage, daß für die deutsche Wirtschaft der 
europäische Markt ein Binnenmarkt geworden ist, 
daß wir riesige Wachstumsimpulse empfangen haben, 
daß sie anhalten werden, allerdings nicht in dem 
Maße, wie wir das in den vergangenen Jahren und 
Jahrzehnten erleben konnten. 
Vor diesem Hintergrund ist es nur natürlich und 

notwendig, daß Deutschl and als eine der größten 
Exportnationen der Erde auf den Märkten stärker Fuß 
faßt — ich sage es salopp —, wo die Musik spielt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 
Und dies ist nun mal in Asien. Das machen die 
Wachstumsraten der Bruttosozialprodukte und die 
Welthandelsanteile deutlich. 
Wir haben diese Märkte im Zuge unserer Positionie-

rung in Europa ein wenig vernachlässigt, mehr ver-
nachlässigt als Japan, was durch die geographische 
Nähe naheliegt, aber auch mehr vernachlässigt als 
Amerika. Dabei, meine Damen und Herren, haben wir 
in Asien allergrößte Chancen. Wir sind mit unseren 
Produkten und unseren Serviceleistungen in Asien 
hochgeschätzt. Ich werte das nicht, ich beschreibe das 
nur. Das liegt sicherlich daran, daß wir gute Qualität 
und gute Konditionen bieten, daß unsere Liefertreue 
geschätzt wird, und es liegt auch daran, daß in dieser 
Region keinerlei geschichtliche Belastungen im Ver-
hältnis zu Deutschland gesehen werden. Es liegt 
weiter daran, daß man eine zu große Abhängigkeit 
von Japan befürchtet und sich auch nach Europa und 
da primär nach Deutschland orientieren will. Es liegt 
auch daran, daß man nicht zu große Nähe zur Super-
macht Amerika sucht. Ich will das nicht bewerten, 
aber das sind unsere Chancen. 
Unsere Schwierigkeiten und Probleme liegen darin 

— das stammt nicht aus irgendwelchen Berichten von 
Instituten, sondern das ist die Erfahrung vieler Rei-
sen —: Wir sind zu teuer. Da sind wir wieder bei den 
hausgemachten Problemen. Darüber will ich jetzt 
nicht sprechen. Wir müssen manches im Inneren in 
Ordnung bringen, um Schritt halten zu können, um 
mitmischen zu können. 
Wir haben Aufgaben, die wir anpacken und gestal-

ten müssen, um die Chancen, die wir schon haben, 
noch verbessern zu können. Da ist die öffentliche 
Seite. Ich kann es bedauerlicherweise hier in der 
Kürze der Zeit nur in Stichworten sagen. Wir müssen 
die politischen Rahmenbedingungen verbessern. Das 
tun wir auch, indem wir deutlich machen, daß wir in 
dieser Region politisch und wirtschaftlich präsent sein 
wollen, daß wir langfristig in dieser Region eine Rolle 
spielen wollen. Daran arbeiten wir, und unser Asien-
konzept ist Ausdruck dessen. 
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Wir können von öffentlicher Seite aber noch mehr 
machen, beispielsweise indem wir zusätzliche Gene-
ralkonsulate einrichten, indem wir unsere Botschaf-
ten personell an wirtschaftlichen Belangen orientie-
ren, was ja auch geschieht. Wir können für eine 
bestimmte Zeit sogenannte Delegierte der deutschen 
Wirtschaft mitfinanzieren. Wir können bei der Grün-
dung von Außenhandelskammern mitwirken; auch 
das wird verstärkt. Wir können — Herr Schanz, Sie 
haben das angesprochen — auch bei der Finanzierung 
etwas tun. Ich denke dabei nicht an die „soft loans", 
wie sie oft gefordert werden aus der Politik, aber auch 
aus der Wirtschaft, also Exportsubventionierung. 
Nein, das nicht. Wir können das durch Gestaltung und 
Anwendung unseres Hermes-Kreditsicherungsinstru-
ments tun. Wir werden Hermes reformieren in dem 
Sinne, daß die Länder, in denen das Risiko überschau-
barer ist als anderswo, weniger Hermes-Gebühren 
bezahlen müssen. Dazu werden China und andere 
Länder dieser Region gehören. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 
Für mich, meine Damen und Herren, als Wirt-

schaftsminister ist es sehr wichtig, daß ich den wirt-
schaftspolitischen Dialog mit den Entscheidungsträ-
gern dieser Region führe und führen kann. Das kann 
man dort und hier machen. Das hat stattgefunden 
— ich habe es schon erwähnt — in zahlreichen 
Gesprächen. 
Ich werde in wenigen Monaten in Bangkok die 

große Asienkonferenz der deutschen Wirtschaft eröff-
nen. Ich werde in diesem Zusammenhang, Herr 
Schanz, auch Indien und andere Länder der Region 
besuchen und dort mit Wirtschaftsvertretern, mit sol-
chen, die von hier mitkommen, und mit jenen, die dort 
ansässig sind, sprechen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mini-
ster, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Kübler zu beantworten? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Gern. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
schön. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Herr Bundesminister, Sie 
beschäftigen sich auch mit Fragen der Wirtschaftspo-
litik, und Ihnen ist bekannt, daß die Kommunistische 
Partei Chinas eine sogenannte sozialistische Markt-
wirtschaft propagiert. Ich wäre Ihnen sehr dankbar, 
wenn Sie erläutern könnten, wie Ihr Haus und Sie 
diese sozialistische Marktwirtschaft verstehen. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Wie die 
Beschlüsse des SPD-Parteitags! Wie Wiesba

-

den! — Gegenrufe von der SPD) 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Es fällt mir schwer, das zu definieren. Ich kann Ihnen 
meine Eindrücke vermitteln, Herr Abgeordneter. 
Aber ich darf mir erlauben, so einzusteigen, daß ich 
Ihnen sage, daß selbst chinesische Regierungsreprä-

sentanten, wenn Sie diese Frage an sie richteten, 
Schwierigkeiten hätten, Ihnen das zu erklären. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] 

[fraktionslos]) 
Das ist schlicht so zu verstehen, daß die Partei die 

Macht behalten will, daß eine pluralistische Gesell-
schaft noch nicht eingeführt wird, aber auf dem Gebiet 
der Wirtschaft marktwirtschaftliche Elemente immer 
mehr Platz greifen. Eigentumsrechte werden einge-
richtet, der Erwerb von Grund und Boden wird zuge-
lassen, das wirtschaftliche Geschehen wird vom Wett-
bewerb bestimmt. Ich füge etwas hinzu, was ich an 
dieser Stelle schon einmal gesagt habe: Mein Ein-
druck ist, daß sich die Vertreter der Regierung sehr 
wohl bewußt sind, daß die ökonomischen Freiheiten, 
die sie einräumen, zwangsläufig dazu führen, daß 
auch auf politischem Gebiet mehr Freiheitsrechte 
eingeräumt werden, sich eine Pluralisierung der 
Gesellschaft durchsetzt. Das ist auch der Grund dafür, 
daß wir die Politik, die wir eingeleitet haben, fortset-
zen werden. Denn wir sind davon überzeugt: Diese 
Politik führt dazu, daß sich auch in bezug auf die 
Menschenrechte und auf die Umgestaltung dieses 
großen Landes Vorstellungen durchsetzen, die für uns 
üblich sind. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Frage des Abgeordneten Kübler. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja, bitte. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Herr Bundesminister, darf 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die deutsche 
Öffentlichkeit und die Bundesregierung in einem 
diktatorischen, kommunistisch geführten Land auf 
eine sozialistische Marktwirtschaft bauen? Ich sage 
das bewußt so prononciert. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Aus meiner Antwort war eigentlich das Gegenteil 
abzulesen. Jedenfalls habe ich mich bemüht, das 
Gegenteil zum Ausdruck zu bringen. Das, was sich 
heute im ökonomischen Bereich vollzieht, wird mit 
Zwangsläufigkeit dazu führen, daß auch im gesell-
schaftspolitischen Bereich Veränderungen eintreten 
— Veränderungen, die Sie und ich wollen. Das habe 
ich zum Ausdruck bringen wollen. Deshalb machen 
wir das. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Auch der 
Abgeordnete Beckmann hat gebeten, eine Frage 
beantwortet zu bekommen. — Bitte schön, Herr Abge-
ordneter. 

Klaus Beckmann (F.D.P.): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. — Herr Bundesminister, sind Sie bereit, auf der 
von Ihnen eben angekündigten Reise nach Indien und 
in andere asiatische Staaten auch eine angemessene 
Anzahl von Vertretern des wirtschaftlichen Mittel-
standes mitzunehmen? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Das kann ich, Herr Abgeordneter Beckmann, schlicht 
mit Ja beantworten. 
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Lassen Sie mich, Herr Präsident, meine Damen und 
Herren, meine Rede fortsetzen. Ich will auf die chine-
sische Politik und die Entwicklungen, die wir dort im 
Sinne eines deutsch -chinesischen Handelsaustau-
sches in Gang gebracht haben, nicht näher eingehen. 
Wir haben das hier schon verschiedentlich getan, und 
es ist auch öffentlich diskutiert worden. Der Markt, der 
sich dort öffnet, ist immens, ist ungeheuer groß. Er ist 
von einer Dynamik, die kaum abschätzbar ist. 
Ich sage in dem Zusammenhang noch einmal: Die 

chinesische Seite will den Handel mit uns ausweiten. 
Wir haben für die Chinesen eine herausragende 
Bedeutung, aber wir müssen im Wettbewerb mithal-
ten. Immer wieder ist der Preis das entscheidende 
Element. Im Gespräch mit Chinesen aus Taiwan und 
mit Festlandchinesen ist im übrigen auch deutlich 
geworden: Wirtschaftlich enge Beziehungen zu der 
einen oder anderen Seite — ich betone: wirtschaftlich 
enge Beziehungen — stehen sich nicht im Wege, 
werden von beiden Seiten nicht nur toleriert, sondern 
als selbstverständlich hingenommen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mini-
ster, der Abgeordnete Schanz möchte Ihnen noch eine 
Frage stellen. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Gerne. 

Dieter Schanz (SPD): Wenn ich Sie richtig verstan-
den habe, Herr Minister, haben Sie gerade die Fort-
schritte im prozessualen Sinne bezüglich Menschen-
rechten und Demokratisierung in China bestätigt. 
Sind Sie bereit — ich habe vorhin danach gefragt —, 
eine solche Einschätzung auch für Vietnam zu akzep-
tieren? Und sind Sie unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß wir uns, bezogen auf Knebelungen des 
Pariser Clubs, allzulange im Schlagschatten Amerikas 
befunden haben, willens, jetzt die Hermes-Barrieren 
für die deutsche Wirtschaft in Vietnam zu durchbre-
chen — denn dort leben nahezu 70 Millionen Men-
schen, von denen etwa 90 000 deutsch reden —, damit 
wir auch dort vor Ort sein können, und zwar nicht nur 
in bezug auf Entwicklungspolitik, sondern auch in 
bezug auf die Wirtschaft? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich teile erstens Ihre Auffassung, daß Vietnam ein 
äußerst dynamisches Land ist, daß sich dort ähnliche 
Prozesse vollziehen wie in China. Zweitens: Wir 
werden aufgeschlossen prüfen — ich kann das ohne 
Rückkoppelung nicht zusagen; es gibt da auch Ele-
mente, die das schwierig machen —, wir werden 
aufgeschlossen — ich betone das, Herr Abgeordneter 
Schanz — prüfen, ob wir das recht bald machen 
können. 
Lassen Sie mich abschließend sagen — und da 

komme ich auf das Stichwort zurück, das mir Herr 
Kollege Beckmann hier gegeben hat —: Die großen 
deutschen Unternehmen können — obwohl sie das in 
den letzten zehn, fünfzehn Jahren zumindest teilweise 
vernachlässigt hatten — ihre Interessen in dieser 
Region sehr wohl selbst wahrnehmen. Aber die mitt-
leren und kleinen Unternehmen, die dort auch eine 
Chance brauchen und die dort auch wohlgelitten und 
gern gesehen sind, können das nicht so gut. Deshalb  

ist es unsere Aufgabe, auch von politischer Seite dafür 
das Terrain zu bereiten. Wir wollen das tun, nicht nur, 
indem wir Mittelständler in die Delegation aufneh-
men. Ich möchte dafür Sorge tragen, daß in dieser 
Region mehr Messen unter Beteiligung von Mittel-
ständlern stattfinden können. Wir fördern die Messen 
für Betriebe aus den neuen Bundesländern mit erheb-
lichen Mitteln, wie Sie wissen. Wir wollen das noch 
einmal verlängern. Wir wollen das bestehende Netz 
der Kammerorganisationen nutzen, um für Mittel-
ständler mehr zu tun. 
Was China angeht, so wollen wir uns in besonderer 

Weise bemühen, die sogenannten Sonderwirtschafts-
zonen auszuweiten. Das sind Zonen, in denen auslän-
dische Unternehmen, meist aus einem Land kom-
mend — in diesem Fall aus Deutschland —, ansässig 
sind und wo sie — wie man heute sagt — Synergieef-
fekte wahrnehmen können. Das sind die Bereiche, wo 
Mittelständler eine besondere Chance haben. Das 
wollen wir ausdehnen und ausweiten. 
Meine Damen und Herren, ich bin mir sehr wohl 

bewußt — das ist der letzte Satz, Herr Präsident —, daß 
ein Asienkonzept und Asienpolitik nicht nur Wirt-
schaftspolitik sind. Es ist sehr viel mehr. Das ist heute 
auch gesagt worden. Ich bin aber froh, daß heute über 
unsere Asienpolitik in diesem Haus mit soviel Über-
einstimmung gesprochen worden ist und daß auch 
prinzipielle Übereinstimmung darüber besteht, was 
auf wirtschaftspolitischem Gebiet zu tun ist. Wir 
werden von der Bundesregierung alles tun, um das, 
was wir im Asienkonzept entworfen haben, auch 
umzusetzen. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr der Abgeordneten Frau Dr. Leonhard-
Schmid das Wort. 

Dr. Elke Leonhard-Schmid (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Verspätet, aber dennoch 
mit der richtigen Fragestellung, legt die Bundesregie-
rung mit vielen blumigen Worten eine Konzeption für 
ihre Asienpolitik vor. Weniger Superlative, aber dafür 
mehr Substanz wären der Sache angemessener gewe-
sen. 
Es klingt phantastisch: Der großchinesische Wirt-

schaftsraum nimmt in atemberaubendem Tempo sei-
nen Aufschwung, Indien öffnet sich stärker der Welt-
wirtschaft, Vietnam und andere werden folgen, rie-
sige Märkte für Konsumgüter entstehen, in Asien läuft 
schon heute einer der zugkräftigsten Motoren der 
Weltwirtschaft. 
Meine Damen und Herren, es gibt aber eine Wahr-

heit zwischen den Zeilen. Das Stockholmer Institut für 
Friedensforschung bilanziert im Jahr 1992 weltweit 
30 Kriege, davon 10 in Asien. Die Bilanzen sind 
erschreckend: Afghanistan etwa eine Million Tote seit 
Kriegsbeginn, Bangladesch mindestens 2 000 Tote, im 
Inneren Indiens und zwischen Indien und Pakistan 

 mindestens 30 000, in Indonesien 16 000, in Kambo-
dscha mindestens 25 000, auf den Philippinen etwa 
25 000, in Sri Lanka 24 000 Tote und nicht zählbare 
Kriegstote in Laos und Birma. 
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Das Fazit: In dieser Region liegen Wirtschaftsboom 
und Bürgerkrieg dicht beieinander. Von den 34 Län-
dern der Länderliste H, also der Liste der sensitiven 
Länder mit eigenen Massenvernichtungsprogram-
men oder Umschlagplätzen des Waffenhandels, lie-
gen zehn im Bereich der Asienkonzeption der Bundes-
regierung. 

Die Bundesregierung legt eine Konzeption vor, wo 
gute Geschäfte zu machen sind. Diesem Teil stimme 
ich ausdrücklich zu. Es bleibt allerdings die berech-
tigte Frage: Wo ist die Konzeption, wie diese Regionen 
zu befrieden sind? 

Meine Damen und Herren, es liegt mir fe rn, einen 
Vergleich mit dem Nahen Osten zu wagen, der auch 
einmal Hoffnungsträger für das wirtschaftliche Heu-
reka war. Die Beispiele Iran und Irak, erst dieses, dann 
jenes, lehren, daß wirtschaftliche Optionen mit außen-
politischen Möglichkeiten und dem außenwirtschaft-
lichen Gebot der Ausfuhrkontrolle zwingend in Ein-
klang zu bringen sind. Aus der Vergangenheit lernen 
heißt, die Beziehungen zu dem aufwärtsstrebenden 
Asien von vornherein zivil zu gestalten und bewußt 
auf militärische Komponenten zu verzichten. Kon-
kret: keine Kriegswaffenexporte an Taiwan und Indo-
nesien, keine Beihilfe zum Bau von Atombomben in 
Pakistan und Indien, keine Hilfestellung beim Bau von 
Produktionsanlagen für Maschinengewehre in Singa-
pur und Südkorea, keine Ausrüstungs- und Ausbil-
dungshilfe für die Militärs in Vietnam und Kambod-
scha. Die Erfahrungen mit dein Nahen Osten haben 
gelehrt, daß es ein trügerischer Gewinn ist, vom 
Aufrüstungsboom zu profitieren. 

Ich unterstelle, die Bundesregierung hat dieses 
auch mitbedacht. Zumindest scheint ein Hauch jener 
Erfahrung in die Konzeption der Asienpolitik mit 
eingeflossen zu sein, wenn von der strikten Anwen-
dung der deutschen Rüstungsexportkontrollmecha-
nismen die Rede ist. Die Bundesregierung führt aus, 
der unkontrollierte Waffenhandel soll eingedämmt 
werden. D'accord! Aber ich frage: Ist es nicht auch der 
kontrollierte Waffenhandel, der uns Sorgen berei-
tet? 

Meine Damen und Herren, es ist nicht ohne Ironie, 
daß zeitgleich mit dem Asienkonzept der Bericht der 
Bundesregierung zur Anpassung der europäischen 
Exportkontrollregelung in unseren Postfächern lan-
dete. Hierzu muß die Bundesregierung einräumen, 
daß es aller Voraussicht nach keine einheitliche 
Rüstungsexportkontrolle in Europa geben wird, 
zumindest nicht auf unserem hohen Kontrollniveau. 
Die anderen blieben vielleicht zu stur. 

Wenn man nun im Asienkonzept lesen kann, daß 
ein Ziel der Bundesregierung die Sicherung eines 
funktionsfähigen Wettbewerbs ist, also die Schaffung 
von gleichen Bedingungen im Wettbewerb, dann 
heißt das — und ich interpretiere hier die Äußerungen 
einiger Unionspolitiker — nicht mehr und nicht weni-
ger, als daß endlich Schluß sein muß mit den unnöti-
gen Behinderungen des Außenhandels. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans Klein) 

Somit scheint die Frage berechtigt: Kommt das Nein 
aus Brüssel für Sie vielleicht nicht wie gerufen? 

Ich möchte an dieser Stelle warnen: Es wäre ein 
fataler Fehler, einen europäischen Notstand vorzu-
täuschen, um die in Zeiten der Rezession lästig gewor-
denen restriktiven Rüstungsexportkontrollmechanis-
men über Bord zu werfen. Insbesondere muß unsere 
Asienpolitik nach Rabda und Irak den Beweis für 
unser Land liefern, daß wir es ernst meinen mit der 
Absage an den Rüstungsexport in sensitive Länder, 
auch in Zeiten wirtschaftlicher Engpässe und locken-
der Geschäfte mit Waffen für Taiw an, Indonesien und 
Korea. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Schröder!) 

Meine Damen und Herren, wir haben klare Gegen-
konzepte. Ziel eines neuen Systems der Exportkon-
trolle mit Blick auf den boomenden Markt in Asien soll 
sein, daß eine Beteiligung der deutschen Industrie an 

 Militärprogrammen in Asien ausgeschlossen wird. 
Dazu müssen wir die Ausfuhrkontrolle reformieren. 

Die Anwendung der Waren im Empfängerland muß 
Bestandteil der Kontrolle sein. Die Kontrolle der 
Waren bei der Ausfuhr allein — das wissen wir alle — 
hat  in der Vergangenheit nicht funktioniert. Da ich 
diese Konzeption bereits in der Debatte zur Großen 
Anfrage der SPD-Fraktion zur Rüstungsexportkon-
trollpolitik eingehend erörtert habe, spare ich es mir 
aus Zeitgründen, sie an  dieser Stelle weiter zu erläu-
tern. 

Die positiven Reaktionen aus der Wirtschaft geben 
jedoch Hoffnung, daß es Unterstützung auch aus 
diesem Bereich für eine Alternative zur einfachen 
Strategie der Aufweichung der Rüstungsexportkon-
trolle gibt. 

Meine Damen und Herren, Japan als die Führungs-
macht im asiatischen Raum ist ein deutliches Beispiel 
für eine Spitzenstellung im internationalen Wettbe-
werb durch den bewußten Verzicht auf militärische 
Geschäftserfolge. Investitionen der Industrie oder der 
Anleger dürfen im Rüstungsbereich keine Aussicht 
auf Gewinne versprechen, auch nicht über verstärkte 
Rüstungsexporte. Dieses auch in der Vergangenheit 
wirksame Prinzip hat in Japan und wohl auch bei uns 
dazu geführt, daß die für Investitionen zur Verfügung 
stehenden Kapitalmittel immer stärker von dem zivi-
len Markt angezogen wurden. Das führte zu einer 
stabilen Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit für 
den zivilen Weltmarkt und damit zu einem stetigen 
Handelsüberschuß. 

Meine Damen und Herren, seriöse Untersuchungen 
belegen: Im internationalen Vergleich verhält sich die 
Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft auf dem 
Weltmarkt umgekehrt proportional zu ihren Rü-
stungsaufwendungen. Daraus folgt: Ein Verzicht auf 
Rüstungsexporte ist vor allem ein Gebot wirtschafts-
politischer Vernunft. Kurzfristige Gewinne im Waf-
fengeschäft implizieren die Gefahr, daß Finanzströme 
von den Bereichen weggelockt werden, die unsere 
Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt sichern. 

Lassen Sie mich abschließend bemerken: Die 
Märkte in Asien zeigen die größten Wachstumspro-
gnosen. Wir sollten als eine der größten Handelsna-
tionen der Welt unsere globalpolitischen Gestaltungs-
möglichkeiten nutzen. Ziel, meine Damen und Her- 
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ren, ist die Schaffung einer gleichmäßigen, span-
nungsfreien und kontinuierlichen Entwicklung des 
gesamten asiatischen Raumes. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, Carl-Dieter Spranger, das Wort. 

Carl-Dieter Spranger, Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Mehrere Red-
ner haben heute mit eindrucksvollen Worten die 
politischen und wirtschaftlichen Fortschritte der 
Nationen Asiens und ihre Bedeutung dargestellt. 
Diese Erfolge sind sicherlich im wesentlichen das 
Ergebnis eigener Anstrengungen dieser Nationen. 
Unbestritten ist sicherlich auch der Entwicklungsbei-
trag der internationalen Gebergemeinschaft ein-
schließlich auch der deutschen Leistungen. Das war 
eine notwendige und wichtige Hilfe auf diesem 
Weg. 
Herr Kollege Schanz, zu Ihrer zurückhaltenden 

Kritik an der entwicklungspolitischen Konzeption 
möchte ich noch anmerken, daß wir das Konzept des 
BMZ in Richtung Entwicklungszusammenarbeit mit 
Asien schon im Juli dieses Jahres vorgestellt haben. Es 
ist auch im AWZ umfassend diskutiert worden. Es hat 
auch das Asienkonzept der Bundesregierung in 
beträchtlichem Maße mitgestaltet. Mir liegen aber bis 
heute keine konkreten, sinnvollen Änderungsvor-
schläge oder Ergänzungen vor. Ich biete Ihnen an: 
Wenn sie noch kommen sollten, sind wir gern zur 
Diskussion dieser Vorschläge bereit. Aber das, was 
Sie in bezug auf Vietnam und Kambodscha erwähnt 
haben, ist — wie Sie sicherlich bereits wissen — im 
Rahmen der Möglichkeiten und unter Berücksichti-
gung der Situation in den jeweiligen Ländern schon 
längst im Gange. Denn Entwicklungshelfer bei der 
Lage, die auch Sie geschildert haben, so ohne weiteres 
und unbesehen nach Kambodscha zu schicken, 
möchte ich unseren Experten nicht ohne weiteres 
zumuten. 

(Beifall des Abg. Eduard Oswald [CDU/ 
CSU]) 

Wirtschaftswachstum und Entwicklungszusam-
menarbeit haben in Asien nicht nur zum Aufbau 
florierender, innovativer Unternehmen und zur Ent-
wicklung moderner Hochtechnologie geführt, son-
dern haben auch die Armut verringert und damit die 
soziale Lage der Menschen verbessert. Nach Anga-
ben der Weltbank sank in Ostasien die Zahl der 
Armen seit 1985 um mehr als 100 Millionen Men-
schen. Die größten Fortschritte können wir hierbei in 
China und Indonesien beobachten, und dies, obwohl 
sich in dieser Region die Gesamtzahl der Bevölkerung 
um mehr als eineinhalb Prozent erhöht hat. 
Das Asien des Jahres 1993 stellt sich als ein Konti-

nent dar, der in seiner Vielfalt, in seinen Möglichkei-
ten und in seiner Widersprüchlichkeit von keiner 
anderen Entwicklungsregion der Erde übertroffen 
wird. Neben dynamischen Wachstumsregionen wie 
dem großchinesischen Wirtschaftsraum stehen an-

dere asiatische Länder, deren Entwicklungsdynamik 
wegen eines Mangels an staatlicher Gestaltungsfä-
higkeit, sozialer Defizite der Wirtschaftspolitik und 
bedeutender gesellschaftlicher Widerstände weit ge-
ringer ausgeprägt ist. 

Nach dem Zusammenbruch des kommunistischen 
Machtblocks sind uns Partner aus einer dritten Län-
dergruppe erwachsen, nämlich die sogenannten ran

-d

er  im Transformationsprozeß. Zu ihnen zählen nicht 
nur die neuen zentralasiatischen Republiken, sondern 
auch Staaten wie die Mongolei und die Länder Indo-
chinas. Ihr gemeinsames Merkmal sind ein noch nicht 
abgeschlossener wirtschafts- und sozialpolitischer 
Orientierungsprozeß und schwere ökonomische, öko-
logische und strukturelle Verwerfungen als Folge 
jahrzehntelanger kommunistischer Diktaturen. Diese 
Staaten wollen wir auf dem Weg zu Demokratie und 
sozialer Marktwirtschaft unterstützen. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich: Deutsch-
lands neue Partnerschaft in Asien ist maßgeblich auch 
eine Entwicklungspartnerschaft. Die neue Zusam-
menarbeit mit Asien, die wir suchen, erfordert es, von 
der klassischen Außenpolitik über den Kulturaus-
tausch bis hin zu Fragen der Außenwirtschaft und der 
Entwicklungspolitik verschiedene Politikbereiche zu 
einem gemeinsamen Ansatz zu verbinden. Insofern 
stimme ich Ihren Anregungen, Herr Schanz, zu. Aber 
diese Anregungen sind ja bereits im Asienkonzept der 
Bundesregierung verwirklicht. 

Auch in der Entwicklungszusammenarbeit mit 
Asien steht die Bekämpfung der Armut im Vorder-
grund, und zwar nicht nur aus humanitären Erwägun-
gen, sondern weil Armutsbekämpfung der Schlüssel 
zu stabiler und anhaltender Entwicklung ist. Eine 
solche nachhaltige Entwicklung in Asien ist für 
Deutschland von besonderem politischen und wirt-
schaftlichen Interesse. Unsere entwicklungspolitische 
Konzeption zur Überwindung der Armut zielt darauf 
ab, vor allem die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
unserer Partnerländer zu verbessern und die grundle-
genden strukturellen Ursachen für wirtschaftliche 
Ineffizienz zu überwinden. Die Entwicklungserfolge 
der asiatischen Schwellenländer belegen auf ein-
drucksvolle Weise, daß dieser Ansatz richtig ist. 

Für die Zusammenarbeit zwischen der Entwick-
lungspolitik und der deutschen Außenwirtschaft 
ergeben sich dabei eine Fülle von gemeinsamen 
Aufgaben und Möglichkeiten: Unsere Partner in 
Asien fragen bei uns heute vor allem modernes 
technologisches und organisatorisches Wissen nach, 
das den Weg für eine enge Zusammenarbeit mit 
Industrie und Handel ebnet und damit das Potential in 
sich trägt, der deutschen Außenwirtschaft direkt 
zugute zu kommen. Ganz wesentlich ist, daß dies im 
Rahmen der vereinbarten entwicklungspolitischen 
Schwerpunkte mit den einzelnen Partnerländern 
geschieht. Besonders deutlich wird dies auf den 
Gebieten der Technologieentwicklung und Integra-
tion in den Weltmarkt, der Zusammenarbeit in Fragen 
des Umweltschutzes, der Infrastruktur, der Förderung 
von Klein- und Mittelindustrie, nicht zuletzt bei der 
beruflichen Ausbildung, wo künftig auch von der 
deutschen Wirtschaft ein größerer Beitrag und eine 
engere Zusammenarbeit mit den von der Bundesre- 
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gierung finanzierten umfassenden Programmen er-
wartet werden muß. 
Die Bundesregierung hat in Gesprächen mit asiati-

schen Ländern in den letzten Jahren verstärkt auf 
die Bedeutung entwicklungsfördernder politischer, 
rechtlicher und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
hingewiesen. Ein wichtiges Thema war dabei die 
Einforderung der allgemeinen Menschenrechte. Da-
bei wollen wir den Eindruck einer einseitigen Orien-
tierung am westlichen Wertesystem vermeiden, uns 
offen zeigen für die Argumente der Partnerländer und 
in diesem Zusammenhang auch ihre Fortschritte bei 
sozialen Rechten, wie Erziehung, Gesundheit, Ernäh-
rung und Wohnung, würdigen. Aber der Rangord-
nung, die Sie, Herr Kollege Schanz, aufgestellt haben, 
vermag ich nicht zuzustimmen. 
Wir wissen aus historischer Erfahrung, daß einer 

wirtschaftlichen Liberalisierung bald eine politische 
Öffnung folgt. Die Marktwirtschaft ist Wegbereiter 
der Demokratie. In diesem Bewußtsein setzt die Bun-
desregierung auf wirtschaftliche und politische 
Reformprozesse. Damit nützen wir den Menschen und 
dem friedlichen Zusammenleben der Nationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Wolfgang Lüder. 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ein Vergleich des 
Antrags der Parlamentarier der Koalition zur Stärkung 
der Zusammenarbeit mit der als Asienkonzept der 
Bundesregierung titulierten Unterrichtung durch die 
Regierung zeigt einen wesentlichen Unterschied, auf 
den eingegangen werden soll. 
Die Abgeordneten beziehen Taiwan in unsere 

asienpolitischen Überlegungen als Pa rtner Deutsch-
lands ein, und das, nachdem vorher ein Gruppenan-
trag in diesem Hause eingebracht wurde, der viel-
leicht ein bißchen Schwung in die Debatte gebracht 
hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Ortwin Lowack [fraktionslos]) 

Die Bundesregierung ist auf halbem Weg zwischen 
der realitätsfernen Ignorierung Taiwans in der Ver-
gangenheit und dem Bekenntnis zur positiven Part-
nerschaft für die Zukunft stehengeblieben. Diese 
Debatte und unser Antrag sollen dazu beitragen, die 
Asienpolitik der Regierung zu komplettieren. Die 
Regierungskonzeption — lassen Sie mich das deutlich 
sagen — hinkt der Zeit in einigen Punkten hinterher. 
Der Parlamentarierantrag weist den Weg in die 
Zukunft. 
Nicht im Gegeneinander unterschiedlicher Positio-

nen, nicht in europäischer Rechtfertigung und Recht-
haberei finden wir Zugang zu Wirtschaft und Politik 
Asiens, sondern im pragmatischen Umgang miteinan-
der. Das will ich deutlich sagen. Ich unterstreiche das, 
was hier von den Ministern gesagt worden ist. 
Wir müssen auch sehen, was an  wirtschaftlicher 

Kooperation zwischen Taiwan und Hongkong einer-
seits und dem Festlandchina andererseits praktiziert 
wird. Wir sollten jedoch nicht vergessen, welche 

Bedeutung Taiwan hat. Wir sollten es auch seinem 
Stellenwert entsprechend umschreiben. Das vermisse 
ich in der Regierungsunterrichtung. 
Wir können und dürfen Asienpolitik aus der Zeit des 

kalten Krieges nicht einfach bürokratisch fortschrei-
ben. Wir müssen Politik angesichts der politischen und 
wirtschaftlichen Realitäten zum Vorteil unseres L an

-des und unserer Wirtschaft, vor allem der Arbeits-
plätze, und damit für unsere Bürger be treiben. Wir 
haben hier einen Konsens festgestellt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Lüder, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Nig-
gemeier. 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Ja, Herr Kollege. 

Horst Niggemeier (SPD): Herr Kollege Lüder, Sie 
haben gerade und richtigerweise gefordert, daß die 
Asienpolitik Festlandchina und Taiwan  gemeinsam 
und gleichermaßen einbeziehen muß, wenn man hier 
über Asienpolitik spricht. Ist Ihnen noch in Erinne-
rung, daß der Außenminister und F.D.P.-Vorsitzende 
vorhin in seinem Redebeitrag gesagt hat, daß er an der 
Ein-China-Politik festhält? Für mich stellt sich dabei 
an Sie die Frage, ob Sie diese These zumindest für 
interpretationswürdig halten, wenn Sie bedenken, 
daß der taiwanesische Wirtschaftsminister in Abstim-
mung mit seiner Regierung am Rande der APEC-
Konferenz in Seattle u. a. erklärt hat: Taiwan und das 
Festland sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt zwei 
getrennte souveräne Staaten. Keiner ist dem anderen 
untergeordnet. Keine Seite soll weiter an der Behaup-
tung festhalten, sie repräsentiere international ganz 
China. Jede Regierung soll den Teil Chinas vertreten, 
den sie kontrolliert. 
Glauben Sie, daß mit dem Asienkonzept der Bun-

desregierung diese Vorstellungen der taiwanesischen 
Regierung auch nur annähernd erfüllt werden? 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Herr Kollege Niggemeier, 
ich darf Ihnen eine doppelte Antwort geben. 
Erstens. Der Bundesaußenminister hat kürzlich den 

Vorstand des parlamentarischen Freundeskreises 
Bonn/Taipeh empfangen. Wir haben dort Interpreta-
tionen der Politik der Leitung des Auswärtigen Amtes 
bekommen, die dem entsprechen, was hier der Koali-
tionsantrag darlegt, daß wir die offizielle Anerken-
nung Taiwans als Staat heute nicht vollziehen. Ich 
hoffe, daß man ein „noch" wird einfügen können. 
Unterhalb dessen muß aber alles möglich sein, was 

zur Normalisierung beiträgt. Man sollte nicht solche 
— falls es parlamentarisch zulässig ist, das zu sagen — 
Spintisierereien machen, wie dem Botschafter King, 
der hier einen anderen Titel hat, einem Diplomaten-
status ähnliches Verhalten zu untersagen, wenn er 
hier auf einen Golfplatz kommen will. Daß ein taiwa-
nesischer Vertreter in Deutschland noch nicht einmal 
Golf spielen kann, ist für mich ein Wahnwitz der 
Geschichte. 
Lassen Sie mich ein zweites sagen. Präsident Clin-

ton hat den taiwanesischen Minister anläßlich der 
APEC-Konferenz von gleich zu gleich empfangen. 
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Ich bin zuversichtlich, daß die nächste Bundesprä-

sidentin oder der nächste Bundespräsident den taiwa-
nesischen Präsidenten, der schließlich ein Übersetzer 
von Goethe ins Chinesische ist, hier von deutsch zu 
deutsch, von gleich zu gleich empfangen kann und 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Ortwin Lowack [fraktionslos]) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Lüder, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Büh-
ler? 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Vorsitzenden gestatte ich 
das immer. 

Klaus Bühler (Bruchsal) (CDU/CSU): Ist Ihnen die 
Praxis bekannt, die die Bundesregierung bisher bei 
Besuchen taiwanesischer Minister an  den Tag gelegt 
hat? Sind Sie nicht auch der Meinung, daß durch die 
Behandlung dieser Gäste mitunter nicht nur bezüglich 
politischen, sondern auch wirtschaftspoli tischen Kapi-
tals Porzellan zerschlagen wurde? Sind Sie nicht auch 
der Meinung, daß wir in dieser Frage einen ganz 
erheblichen Nachholbedarf haben, und zwar im Ver-
gleich mit anderen Ländern Europas, die hier viel, viel 
pragmatischer und erfolgreicher vorgehen? 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Herr Kollege Bühler, so 
kann ich Ihnen nicht zustimmen. Ich begrüße, daß 
sowohl Wirtschaftsminister Möllemann als auch der 
jetzige Wirtschaftsminister Dr. Rexrodt den taiwanesi-
schen Wirtschaftsminister von gleich zu gleich emp-
fangen und im offenen Gespräch die fachlichen und 
politischen Fragen richtig behandelt haben. Das liegt 
auf der Linie, die uns auch Bundesaußenminister 
Kinkel genannt hat, daß nämlich unterhalb einer 
gewissen Schwelle diese Kontakte selbstverständlich 
sein müssen und sein können. 
Wenn ich aber höre und lese, daß ein Verkehrsmi-

nister, der möglicherweise etwas damit zu tun hat, daß 
wir ein Verkehrssystem verkaufen wollen — das geht 
ja fast an die Anzeige heran, die Sie vorhin hochge-
halten haben, wenn ich es richtig gesehen habe —, 
keine Zeit hat, den taiwanesischen Verkehrsminister 
in Bonn zu empfangen, 

(Lachen des Abg. Horst Niggemeier [SPD]) 
und ihn bittet, nach Stuttgart zu kommen, und wenn es 
auf Beamtenebene offenbleibt, ob der deutsche 
Minister vielleicht Etatgelder hat, um die Spesen 
dafür zu finanzieren, oder ob der taiwanesische Gast 
dies selbst bezahlen muß, dann zeigt das, was ich 
vorsichtig andeuten wollte, als ich sagte, unsere 
Vertreter sollten nicht mehr wie in den Zeiten des 
kalten Krieges denken, sondern wir sollten zukunfts-
zugewandt und miteinander höflich von Mensch zu 
Mensch, von Würde zu Würde, von Staat zu Staat 
umgehen. Staatsvolk, Staatsgewalt, Staatsregierung 
— da sind wir aus pragmatischen Gründen noch 
unterhalb der völkerrechtlichen Schwelle. Einver-
standen! Hier ist Nachholbedarf gegeben. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD — Zuruf von der SPD: 

Wo ist die abgestimmte Asienpolitik?) 

Meine Damen und Herren, was zwischen Taiwan 
und Festlandchina im wirtschaftlichen Bereich prakti-
ziert wird, muß man sich einmal vor Augen halten. 
9 000 Joint-ventures sind zwischen taiwanesischen 
Unternehmen und Festlandsunternehmen abge-
schlossen. Und — ich habe die aktuelle Zahl nicht — 
vor einem Monat waren es 38, die zwischen Deutsch-
land und Festlandchina vereinbart waren. Daran sieht 
man, was noch für Musik drin ist und was noch nötig 
ist. 

Neben dem wirtschaftlichen Teil komme ich zu dem 
politischen; denn wir Demokraten — das gilt auch für 
die beamteten Vertreter der Demokratie — müssen 
doch Partei nehmen für Menschenwürde, für Demo-
kratie, für Rechtsstaatlichkeit und für die umfassende 
Durchsetzung der Menschenrechte. Bei Taiwan brau-
chen wir — um aus dem Regierungsprogramm zu 
zitieren — kein Fingerspitzengefühl, wenn wir Men-
schenrechte durchsetzen wollen. Lesen Sie den 
Bericht von Amnesty Inte rnational, in dem steht, wo 
Menschenrechte praktiziert werden, und nehmen Sie 
dies als Vorbild! 

Kritisieren wir den Staat, der Verbote ausspricht, 
wenn seine Bürger fremde Sender hören wollen. Ich 
habe in Westberlin stets dagegen gekämpft, daß die 
Ostdeutschen westdeutsche Sender nicht hören durf-
ten. Das gleiche sage ich, wenn Rotchina seinen 
Menschen untersagt, taiwanesische Sender zu hören. 
Auch dies gehört für mich mit zur Frage der Men-
schenrechte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Ortwin Lowack [fraktionslos]) 

Dies müssen auch unsere Beamten respektieren. 
Wir müssen Partei nehmen für die, die die gleichen 
Grundwerte verteidigen, die für die gleichen Grund-
werte eintreten wie wir. 

Die Republik China auf Taiwan hat sich über Asien 
hinaus in den letzten Jahren nahezu zu einem Muster-
staat entwickelt, der beweist, daß wirtschaftliche 
Freiheit politische Freiheit erfordert, der beweist, daß 
Marktwirtschaft und Rechtsstaatlichkeit einander 
bedingen, daß es auf dem Weg zur Demokratie keinen 
Halt auf halber Strecke geben kann. 

Diese Partnerschaft in den demokratischen Grund-
werten bestimmt wohl auch die Arbeit unseres parla-
mentarischen Freundeskreises Bonn/Taipeh, einer 
der größten unserer Parlamentariergruppen, in der 
Kolleginnen und Kollegen aus allen Parteien und 
Fraktionen zusammenarbeiten. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
eines ergänzen. Wer die Entwicklung in Mittel- und 
Osteuropa, den Zusammenbruch der kommunisti-
schen Diktaturen zwischen Elbe und Pazifik, in den 
letzten wenigen Jahren miterlebt hat, der kann doch 
nicht ernsthaft glauben, daß sich die asiatischen 
kommunistischen Diktaturen noch auf lange Sicht der 
Attraktivität der Demokratiebewegung entziehen 
können. Das gilt auch und gerade für Rotchina. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Ortwin Lowack [fraktionslos]) 

Wenn ich in den Papieren der Regierung lese, daß 
man  überlegt, was man  im nächsten Jahrtausend mit 
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der Volksrepublik China macht, so bin ich dafür, daß 
man mit Festlandchina kooperiert. Aber wir sollten 
doch wohl den Mut und das Selbstbewußtsein der 
Demokraten haben, davon auszugehen, daß im näch-
sten Jahrtausend jedenfalls dieses kommunistische 
Zwangsregime der Demokratiebewegung nachgege-
ben haben wird. Von diesem Optimismus müssen wir 
doch wohl leben. 

Meine Damen und Herren, einen Teil der Regie-
rungsunterrichtung will ich ausdrücklich voll unter-
streichen. Die Regierung nimmt eine Neudefinition 
des Sicherheitsbegriffs vor. Sie spricht in  I. 6 von 
einem erweiterten Sicherheitsbegriff. — Frau Dr. Le-
onhard-Schmid, das wird Sie nicht ganz bef riedigen. 
Aber hier ist eine Position entwickelt, die, glaube ich, 
für unsere Demokratie wichtig ist. — Die Regierung 
sagt: 

Unsere Sicherheit wird von der Lage auf dem 
asiatischen Kontinent mitbestimmt. Wir haben an 
einer rechtsstaatlichen, demokratischen und auf 
soziale Marktwirtschaft gerichteten inneren Ver-
fassung der Staaten der Region, an regionaler 
Stabilität und an der Sicherung des Friedens im 
asiatisch-pazifischen Raum ein eigenes Inter-
esse. 

Das unterstreiche ich voll und ganz. Eigentlich 
müßte man dann über Marine-Schiffsbau-Aufträge 
hier kein Wort verlieren, zumal es aus der Sicht der 
Marktwirtschaft und der Arbeitsplätze ein nicht unin-
teressantes Projekt wäre. 

Aber dieses Thema darf die Wirtschaftsbeziehung 
zu Taiwan nicht beeinträchtigen. Der deutsche Han-
del mit Taiwan hat heute den gleichen Umfang wie 
der mit Rotchina. Die kleine Zahl der 21 Millionen 
Einwohner darf die Sicht auf die große Wirtschafts-
kraft Taiwans nicht verdecken. Die Vergleichbarkeit 
der Zahl sollte auch zur Vergleichbarkeit der Bezie-
hungen beitragen. 

Bundesminister Rexrodt hat vorhin von den Auf-
tragschancen in Festlandchina gesprochen. Ich 
ergänze: 300 Milliarden US-Dollar umfaßt der Sechs-
bis Zehnjahresplan Taiwans. Selbst wenn er inzwi-
schen ein bißchen abgeschmolzen wird oder wurde, 
sind dies doch Steigerungsraten, Wachstumsraten 
und Chancen, die die deutsche Wirtschaft wachrütteln 
müssen und die die deutsche Politik veranlassen 
müssen, diese Chancenwahrnehmung mit mehr und 
besseren Verankerungen unserer Institutionen in Tai-
wan zu begleiten. Dazu ist hier schon gesprochen 
worden. 

Im übrigen, lieber Herr Spranger: Bei Taiwan j eden

-

falls wird deutsche Entwicklungshilfe nicht zur Kasse 
gebeten. Der Kunde Taiwan zahlt selbst. Taiwan ist 
schließlich kein Entwicklungsland. Das jährliche 
Durchschnittseinkommen auf Taiwan entspricht 
schon heute dem in Ostdeutschland. Man muß sich 
diese Zahlen nur einfach einmal verdeutlichen. 

Wirtschaftswachstum und insbesondere Wachstum 
der Investitionen auf der Insel geschehen in Dimen-
sionen, die uns reizen müssen. 

Über die Zusammenarbeit in der APEC sollten wir 
noch mehr nachdenken als hier schon geschehen ist. 

Hier ist ein gleichberechtigter Wirtschaftsraum, in 
dem Festlandchina, Taiwan und die anderen Staaten 
zusammenwirken, weil es um gemeinsame wirtschaft-
liche Aktivitäten geht. Hier ist das Vorbild. Hier hat 
der Präsident der Vereinigten Staaten mit dem taiwa-
nesischen Minister und den Verantwortlichen aus 
Festlandchina Gespräche geführt. Das geht. Man muß 
es nur machen; man  muß es nur wollen. 

Meine Damen und Herren, Asienpolitik ohne Tai-
wan  — lassen Sie mich meine Rede ein bißchen salopp 
beenden — ist wie Pekingente ohne Haut: 

(Heiterkeit) 
unvollständig, regelwidrig, zu mager und nicht 
schmackhaft, — kurz: es fehlt die Kultur. Akzeptieren 
wir Taiwan als Partner in Asien! 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Günter Klein. 

Günter Klein (Bremen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Unsere 
politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu den 
Staaten Asiens müssen intensiver werden. Insoweit 
stimme ich sowohl dem Bericht der Bundesregierung 
als auch dem Herrn Bundesaußenminister ausdrück-
lich zu. 

In verschiedenen Regionen Asiens ereignen sich 
Entwicklungen von einer beispiellosen Dynamik, auf 
die die deutsche Außen- und Wirtschaftspolitik ver-
stärkt reagieren muß. 

Der am raschesten sich entwickelnde Teil der Welt-
wirtschaft befindet sich in Asien. Deutschland muß die 
Chancen, die sich in Asien bieten, ergreifen und voll 
nutzen. Diesem Zweck dient der vorliegende Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. Diesem 
Zweck diente auch der Gruppenantrag von 150 Kol-
leginnen und Kollegen der Koalitionsfraktionen, den 
Kollege Lüder schon erwähnt hat. 

Die politische wie wirtschaftliche Entwicklung in 
dem Dreieck Taiwan, Hongkong und Südchina wirkt 
zunehmend in andere Länder der Region hinein und 
bezeichnet die Konturen eines immer enger verfloch-
tenen gesamtchinesischen Wirtschaftsraums der Zu-
kunft, dessen Potentiale kaum überschätzt werden 
können. Daher konzentriert sich unsere Initiative 
bewußt auf diesen geographischen Raum. Meine 
Damen und Herren, das ist eine differenzierte 
Betrachtung, die bei sachgerechter Analyse Schwer-
punkte zu setzen hat. 

Der Deutsche Bundestag hatte bereits im Juni und 
Dezember 1992 seine früher von ihm beschlossene 
Einschränkung der Zusammenarbeit mit der Volksre-
publik China aufgehoben und die Bundesregierung 
aufgefordert, künftig verstärkt auf eine Intensivierung 
des Handelsaustausches mit China und die weitere 
Liberalisierung der chinesischen Wirtschaft hinzuwir-
ken. Dabei folgte der Bundestag seiner Überzeugung, 
daß die Förderung der wirtschaftlichen Reformen und 
der weiteren Öffnung Chinas unter den derzeitigen 
Umständen der erfolgversprechendste Ansatz ist, um 
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Demokratisierung und Rechtsstaatlichkeit in China 
zu fördern. 

Diese tatkräftige Unterstützung der Reformbestre-
bungen — das darf hier einmal erwähnt werden — lag 
auch im wohlverstandenen deutschen Interesse. Ich 
nenne nur ein Beispiel: So gelang es im zweiten 
Halbjahr 1992 deutschen Werften, insgesamt acht 
Container-Schiffe von den chinesischen Staatsreede-
reien Cosco und Sinomarine zu einem Gesamtpreis 
von rund 1,1 Milliarden DM in Auftrag zu nehmen, 
deren Auslieferung in Kürze beginnt. Dadurch wur-
den deutsche Arbeitsplätze gesichert. Allerdings 
kostete dies den deutschen Steuerzahler Subventio-
nen in überdurchschnittlicher Höhe 

(Zuruf von der SPD: Wie hoch denn?) 

— bis ungefähr 18 % des Auftragswertes. 

(Weiterer Zuruf von der SPD: Läßt sich 
hören!) 

In diesem Zusammenhang mache ich eine Berner

-

kung: Das darf nicht die Regel werden. Ich bin auch 
der Auffassung, daß eine Beteiligung an der U-Bahn in 
Kanton bei einem Auftragswert von 700 Millionen DM 
in Höhe von 350 Millionen DM Entwicklungshilfe eine 
extreme Ausnahme zu bleiben hat. Das kann nicht die 
Regel werden. Mit einer 50%igen Subvention können 
wir Containerschiffe rund um die Erde verkaufen. Das 
ist aber kein marktwirtschaftliches Verhalten. Das ist 
kein wohlverstandenes Wahrnehmen nationalen In-
teresses. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ebenfalls im zweiten Halbjahr 1992 bemühte sich 
die Bundesregierung durch ihren damaligen Wirt-
schaftsminister Möllemann um Verbesserung ihrer 
Beziehungen zu Taiwan. Er machte dem taiwanesi-
schen Wirtschaftsminister einen Gegenbesuch in Tai-
peh und führte dort Gespräche über einen gemeinsa-
men Wirtschaftsausschuß, der den Zugang zu den 
zivilen Großprojekten des taiwanesischen nationalen 
Sechsjahresplans in Höhe von mehrstelligen Milliar-
denbeträgen ermöglichen und fördern sollte. Bereits 
damals hatten deutsche Unternehmen Projekte dieses 
Sechsjahresplans im Auftragswert von rund 2,6 Milli-
arden DM ohne Finanzierungskosten fest unter Ver-
trag. 

Gleichzeitig verhandelten in Taipeh mit Billigung 
von Herrn Möllemann Vertreter deutscher Werften 
mit dem taiwanesischen Marinekommando über die 
Übernahme von Marineschiffbauaufträgen im Wert 
von 12 Milliarden DM. Dabei ist hervorzuheben, daß 
Geschäftsabschlüsse mit taiwanesischen Partnern 
— ich stimme hier Herrn Kollegen Lüder voll und ganz 
zu — sowohl im zivilen als auch im militärischen 
Bereich keine Subventionen erfordern. Es wird cash 
gezahlt nach Baufortschritt. 

Diese Bemühungen des Herrn Möllemann und auch 
des Bundestages um Verbesserung der Beziehungen 
zum Festland wurden unterbrochen durch die Ableh-
nung der Übernahme von Aufträgen zum Bau von 
U-Booten durch den Bundessicherheitsrat im Januar 
1993. Die Verweigerung dieser Zustimmung hatte im 
Februar 1993 den Gruppenantrag „Handelsbeziehun-
gen mit Taiwan" zur Folge, der von 150 Kolleginnen  

und Kollegen der Koalitionsfraktionen unterstützt 
wurde und der darüber hinaus auch bei einigen 
Kolleginnen und Kollegen der Opposition Zustim-
mung fand. 

(Dr. Elke Leonhard-Schmid [SPD]: Bei 
einem!) 

— Bei einigen. 

Dieser Gruppenantrag forderte die Aufhebung von 
Handelshemmnissen, die Verbesserung der Arbeits-
möglichkeiten von Handelsvertretungen; er bejahte 
ein begründetes Interesse Taiwans an der Entwick-
lung seiner Demokratie ohne äußere Bedrohung und 
die Anerkennung eines entsprechenden Sicherheits-
interesses. 

Unter Berücksichtigung dieses Gruppenantrages 
— das möchte ich unterstreichen — haben dann die 
Koalitionsfraktionen den vorliegenden Antrag erar-
beitet. Sie treten dabei ein für den Ausbau der 
Kontakte zu Taiwan, das nach Bruttosozialprodukt 
und Devisenreserven — mit 90 Milliarden US-Dollar 
die zweithöchsten der Welt — ein beachtlicher Wirt-
schaftsfaktor ist, der in der Außenpolitik Deutschlands 
in gebotener Weise berücksichtigt werden muß. 
Durch Intensivierung der Zusammenarbeit mit Tai-
wan können sich für die deutsche Wi rtschaft auf 
asiatischen Drittmärkten erhebliche Potentiale er-
schließen. 

Taiwan ist nicht nur aus wirtschaftlichen Gründen 
ein interessanter Partner für die Bundesrepublik. Die 
Verbesserung der Beziehungen wird auch durch den 
weiteren Ausbau des Kulturaustausches erreicht. Ich 
denke hier z. B. an die Fujen-Universität in Taipeh, 
die von der Steyler-Stiftung unterstützt wird. Auch 
hier könnte ich mir andere Förderungsmodelle vor-
stellen und wünschen. 

Taiwan  ist ein asiatisches Modell für die Wechsel-
wirkung von wirtschaftlichem Wohlstand und Demo-
kratisierung unter Beachtung der Menschenrechte 
— für uns ein ganz wichtiger Punkt. Dadurch ergeben 
sich wesentliche Anstöße für die Entwicklung der 
Volksrepublik China. Wir wollen nicht ausgrenzen, 
sondern wir wollen das Modell Taiwan benutzen für 
die Entwicklung Chinas; dabei denken wir zunächst 
in erster Linie an Südchina. 

Die wirtschaftliche Durchdringung der Wachstums-
zonen Chinas durch Taiwan ist bereits weit fortge-
schritten. Der jährliche Handelsaustausch soll 10 Mil-
liarden US-Dollar und die Direktinvestitionen in Süd-
china sollen ca. 20 Milliarden US-Dollar be tragen. Die 
Zahl taiwanesischer Joint-ventures, bereits vom Kol-
legen Lüder mit 9 000 angegeben, spricht für sich. 

In unserer Entschließung haben wir Instrumente der 
Förderung der Zusammenarbeit mit Taiwan genannt. 
Ich erwähne zwei: die Schaffung eines gemeinsamen 
Wirtschaftsausschusses, der auch Projekte einer 
Zusammenarbeit auf dem Festland definiert und den 
Zugang zu den Großprojekten des taiwanesischen 
Sechsjahresplans ermöglicht und fördert, und der 
weitere Ausbau des Deutschen Wirtschaftsbüros in 
Taipeh mit dem Ziel der Gründung einer Deutschen 
Außenhandelskammer. Wir haben im Augenblick 
privat zwei Herren in Taipeh, entsandt vom Deut- 
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sehen Industrie- und Handelstag. Es ist höchste Zeit, 
eine Außenhandelskammer zu gründen, wie wir sie 
z. B. in Djakarta oder in Singapur haben. 
In diesem Zusammenhang, meine Damen und Her-

ren, möchte ich eines hervorheben: Zusätzlich zu 
diesen beiden Instrumenten hat Staatssekretär 
Kastrup im Auswärtigen Amt Herrn Kollegen Lamers 
und mir folgende Zusage erteilt, die ich jetzt zitieren 
möchte. Die Bundesregierung hat zugesagt — und 
damit antworte ich auch auf die besorgten Fragen der 
Kollegen Bühler und Niggemeier — — 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Klein, das 
hätten Sie früher tun sollen. Ihre Redezeit ist abgelau-
fen. 

Günter Klein (Bremen) (CDU/CSU): Das tut mir leid; 
ich kann es zusammenfassen, wenn Sie gestatten, 
Herr Präsident. 
Die Bundesregierung hat zugesagt, daß wir in 

Taipeh einen Vertreter bekommen, der nach Rang 
und zugeordnetem Personal den Vertretern der Bünd-
nispartner vergleichbar und geeignet ist, ein 
Gesprächspartner der dortigen Regierung zu sein. Es 
wird ein beurlaubter Diplomat sein. Die Bundesregie-
rung hat ebenfalls zugesagt, daß den vier Taipeh-
Büros in Deutschland größtmögliche Erleichterungen 
zuteil werden. Darüber wird mit dem neuen De-
facto-Geschäftsträger, Herrn King, gesprochen wer-
den. 
Herr Präsident, ich darf mich bedanken. Ich 

bedanke mich bei Ihnen, meine Damen und Herren, 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Ernst Schwanhold. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Daß wir in vielen 
Punkten Gemeinsamkeit festgestellt haben, spricht 
nicht gegen die Streitkultur hier im Hause, sondern 
eigentlich für die Verantwortung und das Verantwor-
tungsbewußtsein der Parteien. Es gibt allerdings das 
eine oder andere, was man wohl, auch in Auseinan-
dersetzung, noch vorantreiben muß, damit aus einem 
ersten Ansatz ein Konzept wird. 
Natürlich ist das entstehende asiatische Zeitalter 

keine Entdeckung des Bundeskanzlers; denn seit 
mehr als zehn Jahren wird diese Entwicklung in 
Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit diskutiert. 
Diese Diskussion ist in Deutschland kaum wahrge-
nommen, geschweige denn in wirtschaftliches und 
politisches Handeln umgesetzt worden. 

(Ortwin Lowack [fraktionslos]: Leider wahr!) 
Auch das jetzt vorgelegte Asienkonzept stellt nach 
meiner Meinung noch keine schlüssige Antwort auf 
die Herausforderungen dar. Es ist allenfalls ein erster 
Ansatz, der zwar spät kommt, aber zu begrüßen ist. 
Weder die deutsche Wirtschaft noch das Bundes-

wirtschaftsministerium haben sich auf diese völlig 
neue Lage in der Weltwirtschaft eingestellt und ent-
sprechend reagiert. Ich will die Zahlen, die heute  

bereits genannt wurden, nicht wiederholen. Ich will 
dennoch nicht auf zwei oder drei Zahlen verzichten. 
1991 entfielen nur 7,2 % der deutschen Exporte auf 
die asiatischen Länder, 1992 waren es mit 7,7 % nur 
geringfügig mehr. Noch schlechter sieht das Bild bei 
den deutschen Direktinvestitionen in diesen Ländern 
aus. Von den insgesamt rund 8,2 Milliarden DM 
deutscher Kapitalanlagen im Ausland im ersten Halb-
jahr 1993 entfielen nur 261 Mil lionen DM, also ledig-
lich 3,1 %, auf die asiatischen Länder. 

In der Volksrepublik China — darauf will ich mich 
im wesentlichen beschränken — sieht das Bild zwar 
etwas günstiger aus als in den asiatischen Ländern 
insgesamt; dennoch ist festzustellen, daß bei einem 
Volumen der gesamten Direktinvestitionen von rund 
47 Milliarden US-Dollar im Jahre 1991 in China nur 
rund 12 % auf Deutschland entfielen — und dies auch 
nur deshalb, weil hier das zweite Joint-venture von 
Volkswagen positiv zum Tragen kam. 

Es wäre etwas voreilig, daraus zu schließen, die 
deutsche Wirtschaft habe die Entwicklung in Asien, 
speziell in China, verschlafen. Es ist vielmehr Zeit, 
jetzt eine Konzeption zu entwickeln, die für die 
Zukunft tragfähig ist. 

Allerdings haben auch spezifische Schwächen der 
deutschen Industrie diese daran gehindert, diese 
Märkte stärker zu erschließen. Die deutsche Indust rie 
hat prinzipiell in Asien, speziell in China große 
Chancen, vor allem auf den Gebieten Kommunika-
tion, Verkehrs- und Umwelttechnik, Bergbau- und 
Energietechnik sowie im Maschinenbau. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Vor allen Din
- gen Energietechnik!) 

— Das habe ich genannt. 

Der Ausbau der Infrastruktur und der Energiever-
sorgung sowie die umweltgerechte Wirtschaftsent-
wicklung sind vordringliche Aufgaben für die asiati-
schen Länder. Insofern muß man daraus Paketlösun-
gen ableiten. Man darf nicht nur wie Handelsbevoll-
mächtigte oder Handelsvertreter durch die Länder 
reisen, sondern es müssen bei uns Pakete geschnürt 
werden, die möglicherweise auch den Betrieb solcher 
Anlagen einbeziehen. 

Die Investitionen in diesem Bereich vollziehen sich 
daher nicht mehr auf den gewohnten Wegen, d. h. 
über den Export vollständiger Produkte und Anlagen 
aus Deutschland bei Finanzierung durch die Banken. 
Vielmehr ist es erforderlich, diese Paketlösungen 
einschließlich der Vorfinanzierung der Investitionen 
anzubieten. Darauf ist die deutsche Indust rie nicht 
eingerichtet. Was in den USA langjährig geübte Praxis 
ist, stößt in Deutschland auf vielfältige Hemmnisse 
und Widerstände nicht nur bei der Adminis tration, 
sondern auch bei den Unternehmen. Das Zusammen-
raufen der Unternehmen ist häufig der schwerste Teil, 
der zu bewältigen ist. 

Wenn Deutschland in den nächsten zwei bis drei 
Jahren nicht in der Lage ist, solche Paketlösungen wie 
z. B. beim U-Bahn-Bau anzubieten, werden die heute 
noch gegebenen Chancen an die Konkurrenz verlo-
rengehen. Der ICE in Korea ist ein deutlich warnendes 
Beispiel. 
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dieser Märkte sind aber nicht nur in der Wirtschaft 
erforderlich. Es ist sattsam bekannt, daß Geschäfte in 
Asien nur in engem Zusammenwirken von Wirtschaft 
und öffentlicher Hand zu machen sind. Der Bundes-
kanzler hat dies erkannt, und dafür verdient er auch 
Anerkennung. Ich hoffe, daß der Bundeswirtschafts-
minister — heute habe ich Anzeichen dafür gesehen 
und auch Aussagen dazu gehört — diesem Weg folgen 
wird. Bisher war es — jedenfalls für uns — nicht 
erkennbar, Herr Rexrodt. 
Ein organisiertes Vorgehen ist also das Gebot der 

Zukunft. Vor allem unsere Mittelständler brauchen 
öffentliche Hilfe, um sich in dem fremden Umfeld 
zurechtzufinden; fremd für sie in wirtschaftlicher, 
rechtlicher, kultureller und nicht zuletzt auch in 
sprachlicher Hinsicht. Wer in Asien nicht perm anent 
vor Ort vertreten ist, Informationen sammelt, Kontakte 
hält und Projekte vorbereitet, wird wenig Chancen 
haben, sich auf diesen Märkten zu etablieren. 

(Dr. Elke Leonhard-Schmid [SPD]: So ist 
es!) 

Dies können Mittelständler weder personell noch 
finanziell leisten. Wer hier Zweifel hat, sollte sich die 
Erfahrungen von VW ansehen, mittelständische 
Zulieferer mit nach China zu ziehen. Es ist übrigens 
auch für solche Teile Ostdeutschlands, die nur noch 
mittelständische Wirtschaftsstruktur haben, unerläß-
lich, daß es dabei administrative Hilfen von seiten der 
deutschen Politik gibt. 
Der deutsche Maschinenbau konnte in den vergan-

genen Jahrzehnten seine Produkte praktisch vertei-
len. Diese Zeit ist heute leider — oder möglicherweise 
auch Gott sei Dank, weil so etwas auch schläfrig 
macht — vorbei. Heute stehen die Unternehmen im 
harten internationalen Wettbewerb. Es ist bedauer-
lich, daß die Verantwortung und die Last, diesen 
zentralen mittelständischen Bereich in Deutschland in 
diesen neuen Märkten zu unterstützen, praktisch auf 
die Länder abgewälzt worden ist. Herr Wirtschaftsmi-
nister Rexrodt, ich bitte Sie sehr herzlich, darüber 
nachzudenken, ob es nicht auch konzertierte Aktio-
nen zwischen den Ländern und der Bundesregierung 
geben kann, um bei der Vielfalt der Regionen und der 
Länder, wovon wir heute so viel gehört haben, die 
Verantwortung sinnvoll aufzuteilen. 
Es reicht auch nicht aus, hier die Tätigkeit der 

Außenhandelskammern zu erweitern. Da befinde ich 
mich im Gegensatz zu Herrn Klein; denn ich glaube, 
daß das Projekt der Außenhandelskammern der 
Nachfrageorientierung auf diesen Märkten nicht ent-
gegenkommt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Verzei-
hung, in dieser Debatte ist es notwendig, daß Sie 
differenzieren zwischen zwei Kleins. 

Ernst Schwanhold (SPD): Selbstverständlich, Herr 
Präsident. Ich meine Klein (Bremen). Ich habe vorher 
von den Handlungsreisenden gesprochen, und ich 
würde mir nie erlauben, Sie mit einem Handlungsrei-
senden zu vergleichen, während sich dieser Eindruck 
bei dem Schiffsbauexperten Klein aus Bremen bei mir 
gelegentlich verfestigt. 

Die deutsche öffentliche Hand muß selbst vor Ort 
präsent sein, Anlaufstelle für die Industrie, speziell 
für die Mittelständler, sein und konkret vor Ort 
Beratungshilfe geben. Möglicherweise würden sich 
Häuser des Mittelstandes, die auch von der öffentli-
chen Hand in deutlichem Maße unterstützt werden, 
anbieten, damit man sich dort bewegen kann und 
Kontakt und Technologiezentren hat. 

Von diesen Problemen steht nahezu nichts im 
Asienkonzept der Bundesregierung. Insofern bedarf 
es noch der Ausformulierung. Wir würden dies sicher-
lich auch unterstützen. 

Ich will auf einen Satz hinweisen, Herr Rexrodt, der 
mir sehr zu denken gibt. Ich zitiere: „Wir müssen sehr 
viel mehr über Asien/Pazifik wissen und uns dort mehr 
umtun. " Wenn es richtig ist, daß diese Diskussion seit 
zehn Jahren läuft, dann kann ich mir zumindest den 
leisen Vorwurf nicht ersparen, daß zehn Jahre — ein 
Stückchen Zeit — leider Gottes verschlafen worden 
sind. Es könnte sein, daß uns die Folgen dieser 
Schläfrigkeit nicht nur von seiten der öffentlichen 
Hand, sondern auch von seiten der Unternehmen 
noch einmal bitter einholen werden und daß wir dies 
noch einmal sehr bereuen werden. 

Wenn aber schon in der Analyse schwerwiegende 
Mängel festzustellen sind, dann gilt das noch sehr viel 
mehr für die konkreten wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen, die in diesem Papier vorgeschlagen werden. 
Es zeugt doch von einer völligen Fehleinschätzung 
der Wettbewerbsbedingungen in den asiatischen 
Märkten, wenn diese Regierung allgemeine Maßnah-
men zur Verbesserung der Standortqualität Deutsch-
lands zur Lösung für die Erschließung asiatischer 
Märkte vorschlägt; diese haben nun wahrlich nur sehr 
peripher damit zu tun. Damit wird doch der Wirtschaft 
vorgegaukelt, daß auch in Zukunft der Export vom 
Standort Deutschl and aus der zentrale Inhalt der 
Geschäftsbeziehungen zu Asien sein wird. 

Nichts ist weiter von der Wahrheit entfernt als 
dieses. Die Unternehmen müssen sich auf diesen 
Märkten mit Kooperationen und mit eigenen Betriebs-
stätten etablieren. Dies wird die zentrale Aufgabe der 
Zukunft sein. Dazu benötigen sie konkrete Hilfestel-
lung und nicht allgemeines Standortgerede wie im 
Asienkonzept, das sich an dieser Stelle leider Gottes 
durchsetzt. 

Deutschland befindet sich auf den asiatischen 
Märkten in einem beinharten Systemwettbewerb, in 
einem Wettbewerb marktwirtschaftlicher Systeme 
und nicht allein in einem Wettbewerb von Unterneh-
men. Einzelbeispiele für diesen Systemwettbewerb 
dürften wohl allgemein bekannt sein, vom ICE in 
Korea bis hin zum Stahlwerk in Baoshan. 

Paketlösungen für indus trielle Großprojekte und 
Direktinvestionen vor allem von Mittelständlern erfor-
dern neuartige Finanzierungskonzepte. Darauf sind 
Sie eingegangen; Hermes ist ein Stichwort dazu. Ich 
habe aber den Eindruck, daß die deutschen Banken, 
geschweige denn die Bundesregierung mit ihren 
Spezialkreditinstituten darauf zur Zeit noch zu wenig 
vorbereitet sind. 

In Ihrem Asienkonzept findet sich zu diesem für die 
Zukunft entscheidenden Problembereich überhaupt 
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keine Aussage. Auch der Hinweis auf die DEG reicht 
bei weitem nicht aus. Bei 1 Milliarde DM Stammkapi-
tal sind deren Möglichkeiten, in Asien tätig zu wer-
den, außerordentlich begrenzt. Bei fast 6 Millionen 
Arbeitslosen in diesem Land muß sich doch jeder die 
Frage stellen, ob Maßnahmen zur Erschließung dieser 
neuen Wachstumsmärkte nicht wesentlich sinnvoller 
sind, als Geld für Arbeitslosigkeit auszugeben. Dieses 
bedarf dann dringend der Umschichtung. 
Das Asienkonzept dieser Regierung gibt, vor allem 

in seinem wirtschaftlichen Teil, auf diese ganz neuar-
tigen Fragen und Probleme noch keine bef riedigende 
Antwort. Es ist praktisch auf jeder Seite zu erkennen, 
daß es sich hier um ein eiliges Zusammenschreiben 
von Ressortideen und langjährigen Praktiken h andelt, 
die nur der Überschrift nach ein Konzept darstellen. 
Gefragt ist konzeptionelle Zusammenarbeit über 

die Ressorts hinweg. Wir benötigen eine differenzierte 
branchen- und auch länderspezifische Koordination; 
Länder hier und Länder dort. Dazu gehören Industrie, 
Administration und Banken an  einen Tisch. Wir soll-
ten dieses Vorhaben stützen — wir sind dazu bereit — 
und es nicht im Parteienstreit zerreden. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Bernd 
Heim  [PDS/Linke Liste]) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Friedhelm 
Ost, Sie haben das Wort. 

Friedhelm Ost (CDU/CSU): Sehr geehrter Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich bin dem 
Kollegen Schwanhold für sein Schlußwort dankbar: 
daß wir das Asienkonzept der Bundesregierung zum 
Anlaß nehmen sollten, es aber aus der Erfahrung, der 
Praxis, den Gesprächen, die wir alle, die wir in Asien 
waren, geführt haben, auch ergänzen. Wir haben dort 
in der Tat eine große Aufgabe, die wir in den letzten 
Jahren, ja vielleicht im letzten Jahrzehnt ein wenig 
vernachlässigt haben. Wir haben aber auch Chan-
cen. 
Richtig ist natürlich — das ist auch gesagt wor-

den —, daß die asiatischen Länder, die asiatische 
Wirtschaft nicht erst seit gestern, sondern seit Jahr-
zehnten in Richtung Europa unterwegs ist mit großer 
Aktivität und großen Bemühungen. Wir sehen auch 
bei uns, daß sich allein im letzten Jahrzehnt der Anteil 
der Importe aus Asien am gesamten Import Deutsch-
lands von 8 % auf 14 % erhöht hat, während der Anteil 
an den Gesamtausfuhren in Richtung Asien gerade 
von etwa 6 % auf 8 % gestiegen ist. 
Herr Kollege Schwanhold hat zu Recht gesagt: Bei 

Direktinvestitionen, beim Direktengagement vor Ort 
haben wir eine viel schlechtere Relation aufzuweisen. 
Sie wäre ganz katastrophal — auch dies muß man 
einmal sagen —, wenn nicht die großen Chemieunter-
nehmen, aber auch mittlere, vor allem im pharmazeu-
tischen Bereich, schon seit langem in Richtung Asien 
unterwegs wären. 
Nach dem Zusammenbruch der bipolaren Weltord-

nung erleben wir in der Tat Neuformationen nicht nur 
mit dramatischen Verschiebungen der politischen 
Gewichte, sondern auch mit neuen Kristallisations-
kernen in der Weltwirtschaft. Über die Triade wird seit 
langem diskutiert, sie ist aber im Prinzip längst Reali-

tät. Damit müssen wir uns abfinden; darauf müssen 
wir uns einstellen. Es ist richtig: Während Europa jetzt 
mit sehr hartnäckigen Strukturproblemen, gegen Kri-
sen der Strukturen kämpft, haben wir im asiatischen 
Raum einen enormen Boom mit Wachstumsraten von 
5 %, 6 %, 10 % oder sogar 18 % und mehr in einzelnen 
Ländern zu verzeichnen. Aber wenn man nicht da ist, 
wenn man nicht daran beteiligt ist, profiliert man 
davon natürlich nur relativ schwach. 

Es ist richtig gesagt worden: Geographisch, demo-
graphisch und ökonomisch ist Asien sozusagen der 
größte Markt der Welt, und er wächst weiter. Nur, dies 
muß die Politik noch stärker ins Visier nehmen. Da ist 
einiges geleistet worden. Noch nie zuvor war etwa ein 
Bundeskanzler so oft in dieser Region wie der jetzige 
Bundeskanzler; auch Wirtschaftsminister und andere 
reisen sehr viel öfter als in früheren Zeiten in diese 
Region. Dies sollte weiter intensiviert werden. Wir 
haben selbst gemerkt — ich selber werde mich dafür 
einsetzen —, daß wir diese Kontakte auch auf der 
parlamentarischen Ebene intensivieren müssen. Das 
ist der Wunsch der Kollegen in Japan, in Korea, aber 
auch anderswo gewesen. 

Die Wirtschaft selber hat diesen Markt zum Teil 
verschlafen. Der Wirtschaftsausschuß mit einigen Kol-
leginnen und Kollegen hat in den asiatischen Haupt-
städten von den Repräsentanten deutscher Firmen vor 
Ort ja wörtlich gehört — ich lese das einmal vor, wenn 
es mir gestattet wird —: „Es ist kaum zu glauben, mit 
welcher Ignoranz und Arroganz viele Vorstände in 
deutschen Firmen sich gegenüber Asien verhalten." 

Es sollte auch einmal sehr deutlich werden, daß 
auch in den hohen Vorstandsetagen deutscher Firmen 
ein bißchen mehr Bewegung in Richtung Asien drin-
gend erforderlich ist. Da nützt das Lamento — m an 

 hört das immer wieder — über den fehlenden politi-
schen Flankenschutz wenig. Das ist zwar leiser 
geworden, aber jeder Wirtschaftsminister vor Ihnen, 
lieber Herr Rexrodt, hat dies auch gehört. Im Prinzip 
war immer die Politik schuld, wenn große Geschäfte 
nicht zustande kamen. 

Es wäre sicherlich gut gewesen, wenn etwa in 
Korea bei dem harten Wettbewerb um das Schnell-
verkehrssystem der erste Verkäufer, der erste Mann 
der deutschen Anbieterfirma auch beim Präsidenten 
aufgetaucht wäre. Es macht immer einen guten Ein-
druck, wenn man sich selbst vorstellt. 

Ein Umdenken ist notwendig. Die Zukunftsmusik 
der Weltwirtschaft wird in den 90er Jahren und wohl 
auch danach eben nicht mehr allein in Europa und in 
Amerika gespielt, sondern vor allem in der asiatisch

-

pazifischen Region. Viele Prognostiker gehen davon 
aus, daß der jetzige Anteil am Weltsozialprodukt, der 
auf diesen Raum fällt und bei etwa 25 % liegt, allein bis 
zum Jahr 2000 auf 33 % oder gar 35 % steigen wird. 

Ich selber bin auch sehr optimistisch, daß sich die 
Dynamik, natürlich von Land zu Land sehr unter-
schiedlich, fortsetzen wird. Aber wir sehen auch, wie 
in Asien über die Grenzen hinweg sehr geschickt 
intensiv miteinander kooperiert wird, wie eine echte 
Arbeitsteilung auch im asiatischen Raum selbst statt-
findet, die auch deutsche Firmen, die dort hingehen, 
mit Kooperationen, mit strategischen Allianzen nach- 
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vollziehen müssen. Man kann nicht nur einen Stütz-
punkt wählen, sondern man muß von dort aus sehr 
intensiv mit anderen Ländern kooperieren. 

Wir spüren die Konkurrenz aus Asien hier auf dem 
Markt natürlich sehr deutlich. Das bet rifft eben nicht 
nur Textilien, Schuhe, Uhren, Kameras und Unterhal-
tungselektronik, sondern eben vor allem auch High-
Tech-Produkte; denken wir etwa einmal an Automo-
bile. In vielen Bereichen bei uns sind die Japaner, jetzt 
auch zunehmend die Südkoreaner — im nächsten 
Jahr kommt eine neue Firma hinzu —, sehr stark auf 
unseren Markt vorgestoßen, nämlich mit außerordent-
lich attraktiven Angeboten. Wir haben ja keine 
schlechte Automobilindustrie, aber wir sehen daran 
sehr deutlich — dies müssen wir respektieren und 
daraus die Konsequenzen für unsere Automobilin-
dustrie, für die Zulieferer ziehen —: Produktqualität, 
Kosten, Marktverhalten und Kundenzufriedenheit — 
dies  sind hohe Prinzipien, die die Asiaten wirklich 
beherrschen, teilweise besser als die Europäer. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Und das Abschotten des eigenen Marktes!) 

— Ja, darauf komme ich noch. 

Es war der Präsident von General Motors in Europa, 
der kürzlich wörtlich gesagt hat: „Die Japaner haben 
im Durchschnitt 50 % weniger Pannen als die besten 
Europäer." Hier müssen wir alle besser werden; wer 
nicht aufwacht, ist weg vom Markt. 

Lieber Herr Kollege Weng — ich gehe gerne darauf 
ein —, wenn Sie wirklich einmal exakt sehen, wie es 
mit Zöllen und Kontingenten steht, dann ist es in den 
asiatischen Staaten für uns inzwischen recht günstig. 
Sie sind trickreich. Das gebe ich zu und nenne Ihnen 
auch noch ein schönes Beispiel dafür: In Südkorea 
etwa finden Sie kaum ein deutsches Auto auf den 
Straßen, bestenfalls dann, wenn der Botschafter oder 
der Wirtschaftsattaché unterwegs ist. 

(Torsten Wolfgramm [Göttingen] [F.D.P.]: 
Wegen der Luxussteuer, Herr Kollege!)  

— Nein. — Wenn Sie danach fragen, werden Sie 
feststellen: Die Zölle sind es nicht, die Kontingente 
sind es nicht, aber jeder, der sich ein gutes europäi-
sches Auto kauft, kann fest damit rechnen, daß eine 
Woche später die Steuerprüfung kommt. Deshalb 
kaufen sich weniger Leute ein europäisches Auto. 

Ich denke, es ist richtig, daß wir in vielen Bereichen 
Kooperationsmöglichkeiten haben. Herr Kollege 
Schwanhold, ich will das unterstreichen. Sie haben die 
Bereiche genannt, von der Informations- bis zur Kom-
munikationstechnologie, von der Gentechnologie bis 
zur Biotechnologie, im Verkehrsbereich, vor allem 
auch im Energiebereich. 

Diese Region braucht eine gute Energieversorgung. 
Das hören Sie überall. Diese Region setzt eben nicht 
nur sehr stark auf die Kohle — was übrigens für uns, 
wenn die Chinesen so stark auf die Kohle setzen, wie 
sie es vorhaben, ein großes Weltklimaproblem 
wird —, sie setzen auch sehr stark auf die Kern-
energie. 

(Dr. Ilja Seiffert [PDS/Linke Liste]: Das wird 
auch ein Klimaproblem!) 

Deshalb warne ich alle Neugierigen, die nach China 
schauen, die nach Asien schauen, die sich in Japan 
unterhalten und hier intensiv darüber diskutieren, ob 
und wann wir aussteigen wollen. Die Japaner wollen 
ihre Kernkraftwerkskapazitäten im nächsten Jahr-
zehnt verdoppeln, wollen in die Schnelle-Brüter-
Technologie einsteigen. 

Wir haben Chancen auf diesem Gebiet, und zwar in 
Milliardenhöhe, aber nur dann, wenn wir drinbleiben 
und nicht aussteigen; denn ich kann mir nicht vorstel-
len, daß man in Tokio, Osaka oder wo auch immer da 
einsteigt, wo wir aussteigen. Deshalb sollten wir auch 
in diesem Bereich einmal überlegen, ob wir es uns 
erlauben können, bei modernen Technologien auszu-
steigen, wenn wir wirklich die Kooperation, wenn wir 
wirklich strategische Allianzen, wenn wir wirklich die 
Zusammenarbeit mit dem asiatischen Wirtschafts-
raum ernst meinen. 

Ich bin schon der Meinung, daß wir natürlich auf 
Kooperation setzen sollten. Hier lassen Sie mich auch 
sagen: Bei allem Verständnis für weitsichtige außen-
politische Erwägungen und Prinzipien, auch gegen-
über China, sollten wir nicht chinesischer sein als die 
Chinesen selbst, wenn es um Taiw an  geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Ortwin Lowack [fraktions- 

los]) 

Die Volksrepublik China — das kann man  ja sehr 
genau lesen — normalisiert ihre Beziehungen, bis hin 
in sensible Bereiche, bis hin in den Energiebereich, bis 
hin in den kerntechnologischen Bereich. 

Natürlich — das ist zu Recht gesagt worden — wird 
es unseren Bürgern auf Dauer ökonomisch wohl kaum 
zu vermitteln sein, wenn mancher Großauftrag aus 
China mit einigen hundert Millionen D-Mark subven-
tioniert werden muß, während durch Milliardenauf-
träge aus Taiwan vor allem an der deutschen Küste 
— ein SPD-Ministerpräsident hat sich auch einge-
schaltet; nicht ganz zur Freude seiner anderen 
Freunde — 

(Ernst  Schwanhold [SPD]: Wohl wahr!) 

zigtausend Arbeitsplätze gesichert werden könnten. 

(Beifall des Abg. Ortwin Lowack [fraktions

-

los]) 

Kooperation bedeutet nicht eine Einbahnstraße. 
Das gilt auch für Rotchina. Wenn es um den Textil-
handel geht und auch andere für unsere Arbeitsplätze 
und Fabriken sensible Produkte, bitte ich auch, daß 
sich diese Länder an den GATT-Regeln und den 
Regeln des Welttextilabkommens sehr genau orien-
tieren; sonst wird es eben keine sehr freundliche 
Kooperation, die es werden kann, sonst wird es 
natürlich schon ein Kampf um Märkte mit Tricks, mit 
unsauberen Wettbewerbspraktiken und nicht mit fai-
ren Handelspraktiken. 

Die begonnene Asienoffensive sollte auf allen Ebe-
nen von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft forciert 
werden. Deutschland muß in dieser großen Region, so 
meine ich, präsenter werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie bei der F.D.P.) 
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Dazu ist der personelle Ausbau der Botschaften und 
Handelskammern  sowie der Kulturinstitute ein richti-
ger und wichtiger Schritt, auch für das wirtschaftliche 
Vorankommen. 
Ich kann mir viele weitere Schritte vorstellen, die 

auch teilweise hier genannt worden sind. Ich selber 
würde dafür plädieren — wir sollten das ernsthaft 
diskutieren —, ob nicht in großen asiatischen Zentren 
Deutsche Häuser errichtet werden und dort vor allem 
eine Etage eingerichtet wird für mittlere und kleinere 
Unternehmen, die dort  Service brauchen, die dort 
Beratung brauchen. 

(Hansjürgen Doss [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
In der Tat — der Wirtschaftsminister hat das zu 

Recht gesagt — sollten wir überlegen, ob wir zu 
anderen, besseren Finanzierungsinstrumenten kom-
men. Was mir auch am Herzen liegt, ist, daß wir einmal 
mittlere und kleinere Unternehmen, auch wenn sie in 
Kooperation oder als Systemlieferanten auftreten, 
sehr viel stärker fördern, wenn sie im Fernen Osten auf 
Messen präsent sein sollen und wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 

denke, so gesehen, kann diese Asienoffensive ein 
wichtiger Beitrag werden zur Zukunftssicherung des 
Standorts Deutschland, zur Findung neuer Märkte, 
aber auch im Wettbewerb mit diesen asiatischen 
Ländern dazu führen, daß unsere Unternehmen wie-
der an Konkurrenzfähigkeit gewinnen. 
Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Ortwin Lowack. 

(Torsten Wolfgramm [Göttingen] [F.D.P.]: 
Unseren täglich Lowack gib uns heute!) 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte den 150 Abge-
ordnetenkollegen sehr herzlich danken, die mit ihrer 
Initiative diese Debatte überhaupt erst erzwungen 
haben, auch wenn einige von ihnen im Laufe der Zeit 
immer kleiner wurden, sobald sie die Hand des 
Kanzlers auf ihrer Schulter gespürt haben. Ausgangs-
punkt für die sogenannte Asienoffensive der Bundes-
regierung war ja gerade die Kritik dieser Abgeordne-
ten an der lächerlichen Entscheidung des Bundessi-
cherheitsrates vom Januar und an dem Versuch der 
Bundesregierung, sich zu Lasten Taiwans und seiner 
Sicherheitsbedürfnisse bei der totalitären Führungs-
clique in Peking einzukaufen — und das mit der 
geistigen Begrenztheit einer sogenannten Ein-China-
Politik, die in Wirklichkeit ein Ein-China-Dogma ist, 
von dem wir wissen, daß es von vornherein falsch war 
und längst hätte abgeändert werden müssen. 
Den Gipfel erreicht diese dogmatische Haltung nun 

mit dem militärischen Salut für den deutschen Bun-
deskanzler am Platz des Himmlischen Friedens, dem 
Ort des fürchterlichen Massakers im Juni 1989 — 
armselige deutsche Politik. Einer souveränen franzö-
sischen Haltung, Lieferung der Mirage 2000 und von 
Fregatten, aber auch Gespräch der Führungsspitze 
mit dem Dalai-Lama trotz Protestes aus Peking, steht  

eine deutsche Haltung gegenüber, die eine sehr 
seltsame Mischung aus Kadavergehorsam — ich spre-
che das Wort ganz bewußt so aus — und schülerhaftem 
Auftreten ist, nach dem Motto: Wir waren brav, was 
Taiwan be troffen hat, jetzt müßt ihr uns dafür auch 
belohnen. 

Taiwan, das demokratische, erfolgreiche, uns wohl-
gesonnene China, das mit etwa 20 Millionen Men-
schen in einem freiheitlichen System ein Bruttosozial-
produkt in gleicher Höhe erwirtschaftet wie 580 Mil-
lionen Chinesen in Rotchina, 

(Torsten Wolfgramm [Göttingen] [F.D.P.]: 
Das heißt „Volksrepublik", Herr Kollege!) 

wird bewußt vor den Kopf gestoßen. Das Auswärtige 
Amt blödet sich auch noch an, wenn beispielsweise 
die Stadt Bonn eine Ausstellung aus dem Palastmu-
seum in Taipeh zeigen will, erst in Peking nachzufra-
gen, ob das dort auch genehm ist. Viele andere 
abstruse Sachen werden in den nächsten Wochen in 
diesem Parlament zu erörtern sein. 

Dabei hat Taiwan einen entscheidenden Anteil an 
der positiven wirtschaftlichen Entwicklung Festland-
chinas. Es bezahlt seine Aufträge — das ist bereits 
gesagt worden — prompt und bar, es hängt nicht am 
Steuerzahler- und Hermes-Tropf, der bei Rotchina 
heute schon bei mehr als 10 Milliarden DM liegt, und 
nicht an  Entwicklungshilfe. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
auch die große Renaissance im chinesischen Denken, 
vor allen Dingen im Konfuzianismus, geht nach den 
fürchterlichen Verwüstungen, die die Kulturrevolu-
tion in Rotchina hinterlassen hatte, von Taiwan aus. 
Die junge chinesische Intelligenz blickt nach Taiw an 

 und hortet Taiwan-Dollar als Talisman. Die deutsche 
Bundesregierung blickt dagegen starr wie ein Kanin-
chen auf die alte kommunistische Funktionärsclique 
in Peking. Während Taiwan die deutsche Werftindu-
strie allein im Bereich des U-Boot- und Fregattenbaus 
auf Jahre hätte sanieren können und weitere Aufträge 
in einer Größenordnung bis zu etwa 100 Milliarden 
DM zu erwarten waren, war die Ausbeute des Kohl-
Besuchs geradezu lächerlich gering. 

Die Bundesregierung ist dabei, einen der größten 
Fehler in der Nachkriegsgeschichte zu begehen, 
indem sie auf die falschen Pferde setzt. Dabei kann es 
doch, meine sehr verehrten Damen und Herren, eine 
Normalisierung der Beziehungen zu China nur mit 
einer Normalisierung der Beziehungen zu Taiwan 

 geben. Wenn der Bundeskanzler zu feige für eine 
derartige Entscheidung ist, müßte es doch im Interesse 
der deutschen Poli tik liegen, eine Absprache unter 
den westlichen Industrieländern herbeizuführen, 
damit die Politik Pekings, nämlich andere gegenein-
ander auszuspielen, endlich ein Ende hat. Ich fordere 
die Bundesregierung auf, auf diese gemeinsame Hal-
tung der westlichen Industrieländer hinzuarbeiten, 
damit wir hier gemeinsam Klarheit bekommen. 

Die sogenannte Asienoffensive der Bundesregie-
rung ist keine Langzeitstrategie, sondern ein reines 
Spektakel. Sie ist nur unter dem Druck dieser 150 Ab-
geordneten zustande gekommen, die die Zukunft der 
Entwicklung vor sich gesehen und nicht auf die 
Vergangenheit geblickt haben. Wir gewinnen durch 
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eine solche Initiative, wie sie gerade vom Kanzler 
gestartet wurde, keine Freunde. Wir verlieren die 
letzten wirklichen Freunde in Asien. Wir gewinnen 
kein Ansehen, wir verlieren es. Und schlimmer noch: 
Wir haben, was Menschenrechte, deutsche Souverä-
nität und politische Prinzipien bet rifft, das Gesicht 
verloren. Gesichtslos in Asien aufzutreten ist töd-
lich. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, glaubt 

die Bundesregierung allen Ernstes an  die Ewigkeit 
des totalitären Systems in Peking? 

Vizepräsident Hans Klein: Ihre Redezeit ist abgelau-
fen. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Und was wird passie-
ren, wenn Deng in wahrscheinlich kurzer Zeit nicht 
mehr die Fäden in der Hand hält? 
So lassen Sie mich abschließen: Laotse hat einmal 

gesagt, der Tod sei wie eine Lampe, die am Morgen 
verlösche, wenn die Sonne aufgeht. Ich habe den 
Eindruck, die Sonne wird für die Politik in Deutsch-
land erst dann wieder aufgehen, wenn diese Bundes-
regierung endlich neuen Ideen, neuen Perspektiven 
und der Wahrnehmung unserer ureigenen Interessen 
Platz macht. 

(Beifall eines Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Lowack, 
Begriffe wie „Kadavergehorsam" zur Kennzeichnung 
der Haltung der Bundesregierung oder „sich anblö-
den" zur Kategorisierung des Auswärtigen Amtes 
sind unparlamentarisch. Ich erteile Ihnen keinen Ord-
nungsruf, aber ich weise Sie darauf hin, und ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie bei Ihren künftigen Beiträ-
gen Ihre Sprache an den parlamentarischen Usancen 
ausrichten würden. 
Ich schließe die Aussprache. Der Ältestenrat schlägt 

die Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 
12/5959 und 12/6151 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vor. Der Entschließungsan-
trag der Gruppe PDS/Linke Liste auf Drucksache 
12/6279 soll an dieselben Ausschüsse überwiesen 
werden wie die Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung. Sind Sie damit einverstanden, meine Damen 
und Herren? — Dies ist offensichtlich der Fall. Darm 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 1 auf: 
Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zur Bedeutung 
der Braunkohle im Rahmen ihres Energiekon-
zepts vor dem Hintergrund von unmittelbar 
bevorstehenden Schließungen von Tagebau-
revieren in den neuen Bundesländern und der 
anstehenden Eröffnung neuer Tagebaureviere 
in Nordrhein-Westfalen 

Diese Aktuelle Stunde ist von der Gruppe PDS/ 
Linke Liste beantragt worden. 
Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin 

Dr. Dagmar Enkelmann das Wort. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich denke, es ist  

höchste Zeit, daß sich der Bundestag einmal mit der 
Braunkohle beschäftigt. 

(Ulrich Klinkert [CDU/CSU]: Das haben wir 
schon fünfmal gemacht!) 

Der Anschlußtagebau Garzweiler II scheint perfekt. 
Zwischen 45 und 50 Millionen Tonnen Braunkohle 
sollen dort nach dem Jahr 2000 jährlich gefördert 
werden. In diesem Gebiet leben heute noch ca. 11 800 
Menschen in 17 Orten. Sie werden dem Tagebau 
weichen müssen, weil die Bundesregierung gegen-
über Rheinbraun erklärt, daß die energiepolitische 
Bedeutung der Braunkohle als sicherer und heimi-
scher Energierohstoff unbestritten sei. Gilt das nur für 
die Braunkohle in Nordrhein-Westfalen? 

Eine der dramatischsten Entwicklungen im Osten 
vollzieht sich zweifelsohne in den Braunkohleregio-
nen. Die Fördermenge im Bereich von  LAUBAG und 
ESPAG z. B. ging von 195,1 Millionen t im Jahre 1989 
auf 93,1 Millionen t Ende 1992 zurück. 

(Ulrich Klinkert [CDU/CSU]: Die ESPAG för- 
dert gar keine Kohle, Frau Enkelmann!) 

Damit verbunden war ein Arbeitskräfteabbau 
allein im Bereich der LAUBAG von mehr als 73 000 auf 
etwa 26 000 per 30. September 1993. Ca. 9 000 
Beschäftigte sind befristet in einer Sanierungsgesell-
schaft untergekommen. 

Mit der Kohle stirbt eine ganze Region. Denn ein 
Arbeitsplatz im Energiebereich bringt etwa drei in 
anderen. Außer dem mehr als fragwürdigen Projekt 
eines Lausitz-Ringes aber hat die Bundesregierung 
nichts anzubieten. Genau hier liegt das Problem. 

Klar ist, daß die Monostrukturen in der Lausitz 
aufgebrochen werden müssen, weil die Braunkohle

-

produktion nicht mehr an  Beschäftigungszahlen wie 
vor 1989 herankommen wird. Hier ist eine von Land 
und Bund gemeinsam ge tragene Strukturpolitik zu 
verwirklichen, die zur Schaffung neuer und zukunfts-
trächtiger Arbeitsplätze führt. Davon aber ist bislang 
weit und breit nichts zu sehen. Und was der Steinkohle 
recht ist, sollte der Braunkohle, denke ich, nur billig 
sein. Land und Bund jedenfalls werden ihrer Verant-
wortung in keiner Weise gerecht. 

Klar ist weiter, daß die gewaltigen Umweltschäden, 
die der Bergbau hinterlassen hat, beseitigt werden 
müssen. Hier wäre beispielsweise ein riesiges Feld für 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Nur müßten dafür 
auch ausreichende finanzielle Mittel bereitgestellt 
werden. Nebenbei bemerkt ergäben sich Umwelt-
schäden aber auch dann, wenn es zu einem weiteren 
Rückgang des Braunkohleabbaus kommen würde. 
Drastische Folgen für den Wasserhaushalt z. B. der 
Spree sind inzwischen unbestritten. Oder zu gut 
deutsch: Berlin läge irgendwann auf dem Trocke-
nen. 

Um einem Zwischenruf zuvorzukommen: Die Posi-
tion der PDS/Linke Liste zur Braunkohle steht keines-
wegs im Widerspruch zu unseren Forderungen nach 
drastischer Energieeinsparung und der Gewinnung 
alternativer Energiequellen. Realismus aber ist 
angebracht. Und das heißt: Die Braunkohle muß 
mittelfristig ihren Platz im energiepolitischen Ge-
samtkonzept der Bundesregierung haben — wohlge- 
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merkt in Ost und West. Die Folgen für Mensch und 
Umwelt müssen allerdings gründlicher abgewogen 
werden. Während z. B. die Vorfelder für neue Tage-
baue in der Lausitz weitgehend geräumt sind, muß das 
im Rheingebiet erst erfolgen. Muß das wirklich sein? 
Zu prüfen wäre allerdings auch, ob  Homo  weg 
muß. 

(Zuruf des Abg. Ulrich Klinkert [CDU/ 
CSU]) 

— Sie dürfen wohl heute nicht sprechen, Herr Klin-
kert? — Die technisch-ökonomischen Grundlagen für 
eine effiziente und ökologische Energiewirtschaft bei 
sinnvoller Nutzung einheimischer Rohbraunkohle lie-
gen auf der Hand: 
Erstens. Moderne Großtagebaue können konkur-

renzfähige Kohlepreise gewährleisten. Die Diskussio-
nen um die Kosten der Braunkohle bei der Entschei-
dung des Potsdamer Stadtparlaments z. B. waren 
insofern nicht stimmig, als Fragen wie die weitere 
Effektivierung des Abbaus, die sozialen Kosten des 
Rückgangs der Kohlegewinnung oder die bereits jetzt 
angekündigten drastischen Preisanhebungen für 01, 
Gas und Importkohle ab etwa 1995 ausgeklammert 
wurden. 
Zweitens. Die bei der Braunkohleverarbeitung 

praktizierten Kraft-Wärme-Kopplungsprozesse ge-
statten eine Erhöhung des energetischen Wirkungs-
grades gegenüber modernen Kondensationskraftwer-
ken von ca. 40 auf 70 %. Damit können fossile Brenn-
stoffe in entscheidendem Maße eingespart und Emis-
sionen entsprechend reduziert werden. Übrigens: Der 
so hoch gepriesene Umweltvorteil von Erdgas existiert 
angesichts hoher Verluste bei Förderung und Trans-
port nur auf dem Papier. Erdgas besteht bekanntlich 
überwiegend aus Methan, das, urverbrannt freige-
setzt, ein Vielfaches der Klimawirksamkeit im Ver-
gleich zu CO2 hat. 
Drittens. Für die Abnahme von Wärme bei der 

Kraft-Wärme-Kopplung bieten sich u. a. Heizwasser 
zur Versorgung von Ballungsgebieten oder Trock-
nungsprozesse der Rohbraunkohle für verschiedene 
Produkte an. 
Viertens. Projektstudien zum Einsatz von Braun-

kohle in Kombikraftwerken unter Nutzung der Wir-
belschichttechnologie liegen bereits vor. Hier könnte 
der energetische Wirkungsgrad weiter erhöht wer-
den. 
Fünftens. Grubenwasser eignet sich bestens für die 

Herstellung von Trink- und Brauchwasser und kann 
kostengünstig an angrenzende Kommunen geliefert 
werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit ist um, Frau 
Kollegin. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Ja, ich 
bin beim letzten Satz. 
Das wohl unbestritten größte Potential für die Ent-

wicklung einer effizienten und ökologisch verträgli-
chen Energiewirtschaft aber sind das Wissen und die 
Erfahrung tausender Facharbeiter, Ingenieure und 
Wissenschaftler. Dieses Potential liegt zur Zeit brach. 
Die Betroffenen fühlen sich überflüssig und unnütz. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, bitte! 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Ein kla-
res Wort über die Zukunft der Lausitz könnte den 
Menschen im Revier wieder Hoffnung geben. 
Das war der letzte Satz. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Also, wenn jeder eine 
halbe oder dreiviertel Minute überzieht, ist es in der 
Aktuellen Stunde mit den Fünf-Minuten-Beiträgen 
nicht zu leisten. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Es ist aber 
wichtig, zu sagen, daß die Menschen Hoff- 

nung brauchen!) 
— Wenn ich hier auf die Redezeit achte, Herr Kollege 
Seifert — nehmen Sie das bitte zur Kenntnis —, dann 
geschieht das im Interesse aller Kollegen. Wenn etwas 
wichtig zu sagen ist, dann sollen Sie es gefälligst am 
Anfang sagen und nicht nach Ablauf der Redezeit. 
Ihren Einwurf können Sie sich also sparen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Das Wort hat jetzt der Kollege Seesing. 

Heinrich Seesing (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In Deutschland haben wir 
einen weitgehend funktionierenden Energieträger

-

mix. Braunkohle, Steinkohle, Mineralöl, Erdgas, 
Kernenergie und erneuerbare Energien haben darin 
ihren Platz gefunden. Sie alle sichern gemeinsam 
unsere Energieversorgung. Dieses System muß erhal-
ten bleiben, um eine weitere Schwächung des Stand-
ortes Deutschland zu vermeiden. Das bedeutet aber 
nicht, daß man das System nicht behutsam ändern 
kann, ja, muß. Dafür brauchen wir neue Ideen, aber 
auch Zeit und Geld. 
Durch das Ereignis der deutschen Einheit ist die 

Braunkohle zum wichtigsten nationalen Energieträ-
ger geworden. Sie wird auch in Zukunft in der 
Stromversorgung, besonders im Grundlastbereich, 
eine herausragende Rolle spielen. 
Ich möchte mich im weiteren nur mit den Revieren 

Rheinland, Lausitz und Mitteldeutschland beschäfti-
gen. In den Revieren Helmstedt, Hessen und Baye rn 

 wurden Mitte dieses Jahres noch 1 596 Arbeitnehmer 
gegenüber 1 779 Mitte 1992 beschäftigt. Im ersten 
Halbjahr 1993 förderten sie 2 160 000 t Braunkohle 
und erreichten damit einen Anteil von 1,9 % der 
deutschen Braunkohlenförderung. 
Die Förderkapazität im rheinischen Revier beträgt 

zwar 120 Millionen t, die Förderung selbst wird in 
diesem Jahr aber nicht wesentlich über 100 Millio-
nen t liegen. Über den weiteren Abbau — etwa nach 
dem Jahr 2005 — ist ein Streit über die ökologischen 
Grundbedingungen entbrannt. Es obliegt der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen und den dort zustän-
digen Behörden, die Vorbedingungen für einen wei-
teren Abbau zu klären. Nur, eines ist dabei sicher: In 
neue Kraftwerkstechniken für die Verbrennung von 
Braunkohle wird nicht eher investiert werden, als die 
Entscheidung über die langfristige Nutzung der rhei-
nischen Braunkohlenvorräte gefallen ist. Erst 
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Langfristigkeit ermöglicht Wirtschaftlichkeit. Wir 
sprechen im Zusammenhang mit der Kernenergie von 
Kapitalvernichtung durch vorzeitiges Abschalten von 
Kernkraftwerken. Die gleiche Gefahr sehe ich für 
Braunkohlenkraftwerke, wenn unsere Politik nicht 
eindeutig ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Mit großer Kraftanstrengung versuchen wir in den 

jungen Bundesländern, die Braunkohlenförderung im 
mitteldeutschen Revier und in der Lausitz langfristig 
wirtschaftlich zu gestalten. CDU und CSU haben sich 
dafür ausgesprochen, die jährliche Braunkohlenför-
derung in diesen beiden Gebieten auf etwa 100 
Millionen Tonnen festzulegen, weil dadurch die Wirt-
schaftlichkeit der Anlagen gesichert werden kann. 
Wenn wir rund 15 000 Arbeitsplätze in den beiden 

Revieren von LAUBAG und MIBRAG erhalten wollen 
— und das langfristig —, dann können wir uns nicht 
viele Spielereien um den Einsatz von Erdgas, Erdöl 
und Importsteinkohle in der Stromerzeugung — und 
hierbei im Grundlastbereich — im Osten Deutsch-
lands erlauben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Dr. 
Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktionslos]) 

Ein weitgehender Verzicht auf den Einsatz von Braun-
kohle hätte einen noch größeren Arbeitsplatzabbau 
zur Folge. 
Die Sanierung der verwüsteten Landschaften, die 

Regulierung des gestörten Wasserhaushaltes — ich 
erinnere auch an das, Frau Dr. Enkelmann, was ich vor 
einigen Wochen hier im Plenum über die Probleme 
der Lausitz berichtete — und der Abriß stillgelegter 
Fabriken wären kaum sinnvoll zu realisieren. Deswe-
gen bestehen wir auf dem Abbau von Braunkohle in 
gesichertem Umfang über einen Zeitraum von minde-
stens 40 Jahren. Denn die neuen Braunkohlenkraft-
werke sind nur dann zu verantworten, wenn sie auch 
langfristig Braunkohle zur Verbrennung erhalten. 
Deswegen ist es auch nicht zulässig, nachträglich 
neue Bedingungen für den Betrieb von Kraftwerken 
einzuführen. Wir brauchen Klarheit, Langfristigkeit 
und Sicherheit far die Menschen in den Braunkoh-
lengebieten. Das wollen wir ihnen sichern. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Volker 
Jung, Sie haben das Wort. 

Volker Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesrepublik 
Deutschland ist wie andere L ander in der Europäi-
schen Gemeinschaft zu über 60 % von Energieimpor-
ten abhängig. Diese Abhängigkeit darf nach unserer 
Auffassung nicht weiter steigen. Deshalb muß der 
einzige langfristig verfügbare heimische Energieträ-
ger, die Kohle, seinen Anteil von 30 % an unserer 
Energieversorgung behalten. Das gilt für die Stein-
kohle ebenso wie für die ostdeutsche und die west-
deutsche Braunkohle. Deshalb hat sich die SPD immer 
für einen Sockel an Versorgungssicherheit mit heimi-
scher Kohle ausgesprochen; und deshalb treten wir 
ebenso bei der Steinkohle für die Einhaltung der 

Kohlerunde von 1991 ein wie für den Erhalt und die 
ökologische Umstrukturierung der ostdeutschen 
Braunkohle. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat im Juni den Antrag 
„Sicherung der Zukunft der ostdeutschen Braun-
kohle" ins Parlament eingebracht. Wir fordern aus 
energie-, wirtschafts- und beschäftigungspolitischen 
Gründen sowie zur Sicherung der Rekultivierung und 
zur Sanierung der Altlasten eine langfristige Förder-
menge an ostdeutscher Braunkohle von mindestens 
100 Millionen Tonnen pro Jahr. Da stimmen wir 
offensichtlich mit der CDU/CSU-Fraktion überein. 

Meine Damen und Herren, die Anpassungsmaß-
nahmen und die ökologische Sanierung der Braun-
kohlentagebaue in Ostdeutschland sind in vollem 
Gange, sie sind aber noch nicht abgeschlossen. Wir 
müssen die Braunkohle auf eine wirtschaftlich 
gesunde Basis stellen, dann wird sie wettbewerbsfä-
hig sein, und dann wird ihr Einsatzpotential haupt-
sächlich in der Verstromung liegen. Mit nachgerüste-
ten bzw. mit moderner Umwelttechnologie ausgerü-
steten Kraftwerken wird die Braunkohle der wichtig-
ste Energieträger für die Stromerzeugung in den 
neuen Bundesländern bleiben. 

Gleichzeitig müssen wir die Sanierung und die 
Rekultivierung der alten Tagebaue vorantreiben. Die 
von der Bundesregierung bereitgestellten Hilfen lau-
fen allerdings nur bis 1997. 

(Heinrich Seesing [CDU/CSU]: Ja, das wer- 
den wir noch ändern!) 

Deshalb hat die SPD eine Aufstockung und eine 
Festlegung auf 20 Jahre verlangt. Bei der Sanierung 
und Rekultivierung können wir bis zu 10 000 neue 
Dauerarbeitsplätze schaffen 

(Zuruf von der CDU/CSU: 15 000!) 

und so das Arbeitsplatzproblem zwar nicht beseitigen, 
aber doch spürbar mildern. 

Meine Damen und Herren, es wird immer wieder 
der Versuch gemacht, die westdeutsche gegen die 
ostdeutsche Braunkohle auszuspielen. Mir schien, 
Frau Enkelmann, daß Ihr Beitrag nicht ganz frei war 
von diesem Versuch. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Da haben Sie nicht richtig zugehört!) 

Das ist völlig unhaltbar. 

(Klaus Beckmann [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Im September 1991 hat die nordrhein-westfälische 
Landesregierung mit ihrer Leitentscheidung zum 
Tagebau Garzweiler II die geplante Abbaumenge 
von 120 auf 90 Millionen Tonnen Jahresförderung 
gekürzt. Nach der Energieprognose der Prognos AG 
vom März 1992 wird dagegen der Strombedarf allein 
für Nordrhein-Westfalen nur zu decken sein, wenn 
mindestens 85 Millionen Tonnen Braunkohle geför-
dert werden. Ohne den Aufschluß dieses Tagebaus 
läge die Kapazität allerdings nur bei 70 Millionen 
Tonnen pro Jahr. Der Aufschluß von Garzweiler II ist 
deshalb völlig unabhängig von der Energiever-
brauchsentwicklung in Ostdeutschland erforderlich 
und ausschließlich zur Versorgung für die Rhein-
schiene bestimmt. 
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Schon aus ökonomischen Gründen kann niemand 
einem Transport von Braunkohle mit der Bahn quer 
durch die Bundesrepublik Deutschland das Wort 
reden; das wäre aber auch ökologisch unsinnig. Sinn 
macht deshalb nur die Erzeugung und der Transport 
von Grundlaststrom z. B. aus ostdeutschen Braun-
kohlekraftwerken in die Grenzregionen Niedersach-
sens, Hessens und Bayerns. Für eine solche Politik 
treten wir ein, nicht zuletzt um Kernenergiestrom zu 
reduzieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Dieser Stromtarif wird aber vom Braunkohletagebau 
Garzweiler II überhaupt nicht tangiert, meine Damen 
und Herren. 
Wir haben in unserem Antrag aufgezeigt, wie dieser 

wichtige Energieträger langfristig und ökologisch 
vertretbar erhalten und gefördert werden kann. Nur 
wenn die Privatisierung der ostdeutschen Tagebaue 
bald abgeschlossen wird und die ökologische Sanie-
rung mit einem umfangreichen öffentlichen Finanzie-
rungskonzept abgesichert ist, entstehen auch langfri-
stige Beschäftigungsperspektiven für die Bergleute in 
den ostdeutschen Tagebauen. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Klaus Beckmann. 

Klaus Beckmann (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Wir alle wis-
sen: Für eine gesicherte Energieversorgung Deutsch-
lands waren und sind die Braunkohlereviere unver-
zichtbar. Sie garantieren einen kostengünstigen 
Abbau, eine hohe Wettbewerbsfähigkeit und sind 
somit eine wichtige Voraussetzung für eine preisgün-
stige und sichere Stromversorgung. 
Auch im westdeutschen Braunkohletagebau hat 

sich in den vergangenen Jahren ein Rationalisie-
rungs- und Strukturwandel vollzogen. Die Zahl der 
Tagebaue hat sich von 17 im Jahre 1960 auf 4 im Jahr 
1991 verringert. Im gleichen Zeitraum ist die Braun-
kohleförderung aus diesen Tagebauen um 30 % 
gestiegen. Der Personalbestand ist von 24 000 
Beschäftigten auf heute 15 000 Mitarbeiter zurückge-
führt worden. 
Gleichzeitig konnte erfolgreich gezeigt werden, 

daß Ökonomie und Ökologie keine unverträglichen 
Pole sein müssen. Die Energieunternehmen haben 
Pionierarbeit geleistet. Sie haben bewiesen, daß mit 
dem erfolgten Konzentrationsprozeß der Eingriff in 
den Lebensraum und die Umwelt auf ein vernünftiges 
Maß reduziert werden konnte. 

(Jürgen Timm [F.D.P.]: Das ist sehr wahr!) 
Meine Damen und Herren, eine mögliche endgül-

tige Genehmigung von Garzweiler II — sie liegt ja 
noch nicht vor — bleibt allerdings der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalens vorbehalten. 

(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank!) 
Einen Zusammenhang zwischen dem Aufschluß des 
neuen Tagebaus Garzweiler II und der Braunkohle

-

förderung in den neuen Bundesländern herzustellen 
ist aus meiner Sicht politisch bedenklich. Ich denke, 
damit heizt man  nur unnötig die Stimmung auf 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und versucht, ost- und westdeutsche Interessen 
gegeneinander aufzubocken. Ich unterstütze deswe-
gen das, was der Kollege Jung hierzu bemerkt hat. 

Folgende Hinweise mögen zur Versachlichung des 
Themas beitragen: Erstens. Die Absatzproblematik 
der ostdeutschen Braunkohle muß heute gelöst wer-
den. Garzweiler II spielt hier keine Rolle. Dort wird, 
wie wir wissen, frühestens im Jahr 2005 Kohle geför-
dert. 

Zweitens. Wegen der hohen Leitungsverluste ist es 
unökonomisch, Braunkohle über Hunderte von Kilo-
metern zu transportieren. 

Drittens. Ein solcher Transport ist höchst bedenk-
lich, da er die Leitungsverluste nicht aufzufangen 
vermag. 

Viertens. Der Importkohle würde Tür und Tor 
geöffnet. Dem Einsatz heimischer Energie träger wäre 
nicht geholfen. 

Meine Damen und Herren, die ostdeutsche Braun-
kohle ist in einer äußerst schwierigen Lage. Sie muß 
sich den Strukturproblemen stellen, die in West-
deutschland in der vergangenen Zeit erfolgreich 
bewältigt werden konnten. Eine soziale Flankierung 
des Umstrukturierungsprozesses der ostdeutschen 
Energiewirtschaft erfolgt schon heute. Bis 1997 wer-
den jährlich 1,5 Milliarden DM bereitgestellt, um für 
mehr als 15 000 ehemalige Braunkohlebergarbeiter 
neue Tätigkeitsfelder zu erschließen. Inwieweit diese 
Maßnahmen über 1997 hinaus fortgesetzt werden 
müssen, wird in den Beratungen zum Energieartikel-
gesetz zu erörtern sein. 

Sicher ist, daß der Konzentrationsprozeß auf 
wenige leistungsfähige Großtagebaue der richtige 
Weg ist. Langfristig ist die Weiterführung von 5 bis 
7 Tagebauen und von 4 bis 5 Brikettfabriken vorgese-
hen. Konsequente Rationalisierung und der Einsatz 
einer modernen Umwelttechnik sind darüber hinaus 
Voraussetzung dafür, daß die ostdeutsche Braunkohle 
bei der Verstromung ihren Beitrag zur Energiesiche-
rung in Deutschland leisten kann. Die kürzliche 
Grundsteinlegung für die beiden 800 MW-Blöcke bei 
Schwarze Pumpe legen hierfür Zeugnis ab. 

Die staatliche Planwirtschaft mit ihrer international 
unzureichenden Wettbewerbsfähigkeit, mit ihrem 
Autarkiebestreben und der unverantwortlichen, um-
weltverachtenden Ausnutzung der eigenen Ressour-
cen hat vieles kaputtgemacht. Sie hat nicht nur 
schwere ökonomische und ökologische Schäden ver-
ursacht, sondern auch das umweltpolitische Bewußt-
sein der Bürger geschärft. 

Unser Wertesystem, das von einem sparsamen 
Umgang mit Ressourcen geprägt ist und zusätzlich 
durch die Klimadiskussion neue Fragen für die Aus-
richtung der Energiepolitik aufwirft, hat auch unsere 
ostdeutschen Bundesbürger sensibilisiert. 
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Die Entscheidung Potsdams, nicht die heimische 
Braunkohle einzusetzen, ist vor diesem Hintergrund 
nachvollziehbar, aber verständlich ist sie nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Denn wer, wenn nicht die produktionsnahen Kommu-
nen, kommt für den Einsatz der ostdeutschen Braun-
kohle in Frage? Ich denke, daß im ostdeutschen 
Stromkompromiß nach zähem Ringen mit den Kom-
munen eine faire Lösung gefunden worden ist. Jetzt 
kommt es darauf an, daß auch die Städte und Gemein-
den sich ihrer gesamtwirtschaftlichen Verantwortung 
stellen und das Ihre tun, um den ostdeutschen Braun-
kohlerevieren eine dauerhafte Existenzgrundlage zu 
geben. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Dr. Klaus-Dieter Feige. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Bei aller Brisanz des Themas kann ich 
heute doch nicht übersehen, daß die PDS gerade vier 
Tage vor den Brandenburger Kommunalwahlen über 
das Thema Braunkohle diskutieren möchte. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
Ich finde es völlig unzulässig, die Ängste der Bevöl-
kerung um die Arbeitsplätze auszunutzen und sich 
wie die PDS damit als Wahrerin ostdeutscher Interes-
sen um der Stimmen willen zu profilieren. Es erstaunt 
mich deshalb auch nicht, daß sie sich dabei sogar an 
vielen Positionen mit den zentralistischen Energie-
konzernen des Westens und dem Ministerpräsidenten 
des Landes Brandenburg in völliger Übereinstim-
mung befindet; geht es doch bei der derzeitigen 
Diskussion um die Braunkohle urn nichts anderes als 
um die Fortsetzung der Politik der ehemaligen Ener-
gie-Kombinate der DDR. Denn wir erinnern uns noch 
zu gut, wie sich RWE, Bayernwerk und Preussen-
Elektra mit Hilfe der Bundesregierung in die Nach-
folge der Energie-Kombinate gestohlen haben. 
Es wäre sicherlich auch für uns sehr bequem, sich 

der opportunistischen Position anzuschließen, daß für 
die Braunkohlenarbeitsplätze auch in Jahrzehnten 
keine Gefahr besteht. Auch wir könnten uns vorgeb-
lich bedingungslos für die Interessen der Bevölkerung 
und damit den Erhalt der ostdeutschen Braunkohle 
einsetzen. Doch das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird 
dieser Versuchung nicht erliegen. Denn was die 
brandenburgischen Parteien zu bieten haben, sind in 
Sachen Energiepolitik und Energiewirtschaft nichts 
anderes als phantasielose, rückwärtsgewandte und 
zukunftsuntaugliche Konzepte. 
Es ist meine feste Überzeugung: Für die Lausitz gibt 

es eine Zukunft, jedoch nicht für die dortige Braun-
kohle. Eine im Juli  dieses Jahres fertiggestellte Studie 
der Universität Aalborg beweist: Durch eine Dezen-
tralisierungsstrategie auf dem Energiesektor inklu-
sive eines breitangelegten Energiesparprogramms 
— davon ist bei Ihnen, meine Damen und Herren von 
der Koalition, heute überhaupt nicht die Rede gewe-

sen — schaffen wir dreimal soviel Arbeitsplätze wie 
bei den geplanten Neubauten im Kraftwerkskomplex 
Schwarze Pumpe und dem anhängigen Braunkohle-
tagebau. Aller Voraussicht nach wird do rt  in nächster 
Zukunft trotz Fördermaßnahmen von den heute noch 
existierenden 30 000 Arbeitsplätzen bestenfa lls die 
Hälfte übrigbleiben. 

Mit einer Strategie der Verminderung der Energie-
nachfrage an Stelle der Ausweitung des Energieange-
bots schaffen wir hingegen mindestens 55 000 
Arbeitsplätze in dieser Region, und zwar dauerhaft. 
Solange jedoch darüber nicht nach einer konsistenten 
Regionalplanung und in konkreten Beschlüssen vor 
Ort entschieden wird, sondern in den Konzernetagen 
der VEAG, werden diese Arbeitsplätze natürlich nicht 
entstehen. 

Wir fordern deshalb, den Braunkohleabbau bun-
desweit wegen der damit zwangsläufig verbundenen 
Klima- und Umweltschäden sowie seiner minimalen 
Arbeitsintensität nur noch für einen übersichtlichen 
Zeitraum von maximal 20 Jahren fortzuführen. Dieser 
Übergangszeitraum muß dazu genutzt werden, den 
regionalwirtschaftlichen Umbau voranzutreiben. — 
Wie die Asiendebatte vorhin gezeigt hat, könnte uns 
auch das Land Japan als Beispiel dienen. Die werden 
uns nämlich schneller voraneilen, als manch ein 
Kollege hier heute noch träumen kann. 

(Zuruf des Abg. Ulrich Klinkert [CDU/ 
CSU]) 

— Herr Klinkert, Sie sind dann ja nicht mehr im 
Bundestag!  — 

(Ulrich  Klinkert [CDU/CSU]: Was bin ich 
dann nicht?) 

Es geht um nicht weniger, als die Fehler, die in den 
alten Bundesländern über Jahre hin gemacht wurden, 
in den neuen nicht zu wiederholen, sondern in eine 
dezentrale Energiestruktur zu investieren, die zu-
kunftsbeständig ist. 

(Vorsitz: Vizepräsident Helmuth Becker) 

Wir verstehen durchaus, warum sich die Bewohner 
der ostdeutschen Kohleregionen fragen, warum aus-
gerechnet bei ihnen mit diesem Umbau begonnen 
werden soll. Doch ohne Mut zu neuen, zukunftsfähi-
gen Lösungen, wie sie sich z. B. in Dänemark bereits 
bewährt haben, werden wir die strukturelle Krise in 
den neuen Bundesländern nicht überwinden. 

(Zuruf von der SPD) 

— Die Dänen haben wenigstens schon angefangen, 
Herr Kollege, die wollen wenigstens auf diesem Weg 
vorangehen. — Auf Dauer wird dieser Umstieg das 
Land Brandenburg und den Freistaat Sachsen reicher 
und lebenswerter machen, als sie je waren. 

An festgelegten Mengengerüsten für Stein - und 
Braunkohle wagt jedoch außer dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN niemand zu rütteln. Nichts anderes ist aber 
notwendig, wollen wir uns auch nur annähernd die 
Chance erhalten, das CO2-Minderungsziel der 
Enquete-Kommission und auch der Bundesregierung 
von 25 % und mehr einzuhalten. Dies gilt jedoch für 
den Osten wie den Westen unseres Landes gleicher-
maßen. 
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Notwendig wären deshalb nicht nur schlüssige 
Konzepte für regionale Entwicklung, sondern auch 
eine kohärente Energiepolitik für das vereinte 
Deutschland sowie eine konsequente Klimaschutz-
politik. Da die Bundesregierung jedoch nicht in der 
Lage oder willens ist, solche Programme vorzulegen, 
werden wir bis zu einem Regierungswechsel leider 
weiter solche Phantomdebatten wie heute führen. Ich 
bin sicher, daß die Wähler in den neuen Bundeslän-
dern dieses merkwürdige Ausspielen von reichen 
gegen arme Bundesländer sehr schnell durchschaut 
haben. 
Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat jetzt der Parlamentarische 
Staatssekretär Heinrich Leonhard Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Haltung der Bundes-
regierung zur Rolle der Braunkohle ist seit langem 
bekannt. Ich verweise hier auf das energiepolitische 
Gesamtkonzept vom Dezember 1991, Bundestags-
drucksache 12/1799. Die dort getroffenen Aussagen 
haben auch heute noch Bestand. 

Für die westdeutsche Braunkohle gilt: Sie wird 
kostengünstig abgebaut, sie ist besonders wettbe-
werbsfähig, sie ist ein wichtiger Faktor für eine 
preisgünstige und sichere Stromversorgung, Kollege 
Beckmann hat hierauf bereits hingewiesen. Die För-
derhöhe liegt knapp über 100 Millionen t pro Jahr und 
ist in der Unternehmensplanung langfristig auf die-
sem Level konzipiert. 

Für die ostdeutsche Braunkohle gilt weiterhin: Sie 
kann bei Konzentration auf wenige leistungsfähige 
Großtagebaue und die abbautechnisch günstigsten 
Kohlevorkommen, bei konsequenter Rationalisierung 
und Einsatz moderner Umwelttechnik bis weit über 
die Jahrtausendwende hinaus in der Verstromung 
einen wichtigen, auch wettbewerbsfähigen Beitrag 
leisten, und zwar ohne Subventionen. Dies haben 
Untersuchungen im Auftrag der Treuhandanstalt 
nachdrücklich bestätigt. 

Die Privatisierung der überlebensfähigen Bereiche 
der ostdeutschen Braunkohle ist auf gutem Wege. Der 
Vertragsabschluß mit einem anglo-amerikanischen 
Konsortium zur Übernahme des mitteldeutschen 
Braunkohleunternehmens MIBRAG steht kurz bevor. 
Zur Lausitz wird mit einem deutschen Konsortium 
verhandelt. 

Es ist richtig, daß langfristig die Weiterführung von 
fünf bis sieben Tagebauen von einst 39 und von vier 
bis fünf Brikettfabriken von einst 50 vorgesehen ist. 
Gegenwärtig vollzieht sich der Anpassungsprozeß in 
der ostdeutschen Braunkohle in schnellen Schritten. 
Während 1989 noch 300 Millionen t gefördert wurden, 
wird in diesem Jahr, in 1993, eine Förderung von ca. 
115 Millionen t erwartet. Von einst mehr als 130 000 
Arbeitnehmern sind derzeit weniger als 40 000 im 
aktiven Bergbau im Einsatz. Die rückläufige Entwick-
lung wird sich in den nächsten Jahren noch fortsetzen, 
wenn auch mit verlangsamtem Tempo. Die Bundesre-

gierung verkennt nicht das hohe Maß an sozialen und 
regionalen Problemen, die damit verbunden sind. 

Zur sozial - und regionalpolitischen Abfederung 
haben die Treuhandanstalt, der Bund und die ostdeut-
schen Länder eine Finanzierungsvereinbarung abge-
schlossen. Danach werden bis 1997 jährlich 1,5 Mil li

-arden DM bereitgestellt und für mehr als 15 000 
ehemalige Braunkohlekumpel neue Tätigkeitsfelder 
erschlossen. Das Kabinett hat am 23. November 1993 
festgelegt, auf dieser Grundlage die Altlastensanie-
rung fortzusetzen. Die Gespräche mit den Ländern am 
heutigen Tage haben zu Einvernehmen geführt, die 
Finanzierungsregelung über 1997 hinaus zu verlän-
gern. 

Zum Zeitpunkt der Beschlußfassung zum Energie-
konzept gab es gute Gründe, von einem Braunkohle-
absatz in Ostdeutschland auszugehen, der im Jahr 
2000 „voraussichtlich unter 120 Millionen t pro Jahr" 
liegen wird. Die damals angenommene Bedarfsent-
wicklung, vor allem im Strombereich, hat sich so nicht 
bestätigt. Der Strombedarf ging vor allen Dingen 
infolge der rezessiven Entwicklung der Wirtschaft in 
den neuen Bundesländern weit stärker zurück als 
erwartet. Heute werden die Wachstumsraten des 
Strombedarfs für die späteren Jahre nicht mehr so 
hoch angenommen wie in den ersten beiden Jahren 
nach der Vereinigung. 

Dennoch — ich betone: dennoch — wird die Braun-
kohle in den neuen Bundesländern einen wichtigen 
Stellenwert behalten. Sie ist wie die westdeutsche 
Braunkohle ein heimischer Energieträger, der mit 
hoher Zuverlässigkeit und zu wettbewerbsfähigen 
Preisen — ich halte das für besonders wichtig — 
bereitgestellt werden kann. 

Hochrechnungen der Unternehmen zum Braunkoh-
lebedarf zeigen, daß einschließlich des weiter rück-
läufigen Wärmemarktes der Absatz langfristig eher 
bei 80 Millionen t per annum zu erwarten ist. Nach 
Auffassung der Bundesregierung ist der Einsatz von 
Braunkohle und damit auch die Höhe der Braunkoh-
leförderung aber eine unternehmerische Entschei-
dung. Sie kann nicht von der Bundesregierung festge-
legt werden. Auch die Schaffung eines neuen Subven-
tionstatbestandes stellt keine Lösung dar. 

Die Forderung, den westdeutschen Tagebau Garz-
weiler II zugunsten des Erhaltes ostdeutscher Tage-
baue nicht weiter zu verfolgen, hält die Bundesregie-
rung nicht für sachgerecht. 

(Bernd Henn [PDS/Linke Liste]: Die Forde

-

rung habt ihr nie gestellt!) 

Erstens. Die Absatzprobleme in der Lausitz und in 
Mitteldeutschland sind heute oder in den kommenden 
drei bis fünf Jahren akut. In Garzweiler II wird die 
Förderung erst im Jahr 2005 aufgenommen. 

Zweitens — das hat der Kollege Beckmann schon 
gesagt —: Stromtransport über weite Entfernungen, 
von einem Ende Deutschlands zum anderen, ist teuer. 
Die Industrie klagt bereits heute über zu hohe S trom-
preise im Vergleich mit ihrer europäischen Konkur-
renz. Unter diesem Gesichtspunkt, aber auch unter 
umweltpolitischen Gesichtspunkten ist zu fragen, ob 
Stromlieferungen aus der Lausitz ins Rheinland 
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wegen der damit verbundenen hohen Leitungsverlu-
ste und — ich sage das noch einmal — auch wegen der 
dadurch verursachten Verteuerung des Stroms öko-
nomisch vertretbar wären. In einer Planwirtschaft 
würde so etwas dekretiert — mit den bekannten 
Folgen. Ich sage: Für uns allerdings kann das keine 
Lösung sein. 

Drittens. Man  muß klar sehen: Für eine preisgün-
stige Stromerzeugung in NRW würde von einer Auf-
gabe von Garzweiler II, über die im übrigen nur das 
Unternehmen selbst entscheiden könnte, vermutlich 
nicht die ostdeutsche Braunkohle, sondern Import-
steinkohle profitieren. 

(Heinrich Seesing [CDU/CSU]: Das ist voll

-

kommen richtig!) 

Wie auch immer: Wir müssen trotzdem alle Mög-
lichkeiten zur Sicherung einer hohen Braunkohleför-
derung in Ostdeutschland ausschöpfen. Dazu gehört 
auch, daß Bundesminister Rexrodt in der Debatte des 
Bundestages vom 29. Oktober 1993 die westdeut-
schen EVUs aufgefordert hat, die Abnahme von in 
Ostdeutschland erzeugtem Strom in ihrem Verant-
wortungsbereich zu prüfen. Das gilt natürlich nach 
allem vorher Gesagten immer da, wo die Entfernun-
gen vertretbar sind. 

Im Zusammenhang mit der Stadtwerkebildung in 
Ostdeutschland ist leider die Tendenz zu verzeichnen, 
daß der wachsende Einsatz von Erdgas in der Strom-
und Wärmeversorgung von Städten und Gemeinden 
die Entwicklung und Perspektiven der ostdeutschen 
Braunkohle belastet und zu einem weiteren Rückgang 
der Braunkohleförderung führen könnte. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft ist dabei, in 
intensiven Gesprächen mit allen Beteiligten über 
diesen Sachverhalt aufzuklären. Der Bundesminister 
hat sich an seine Amtskollegen in den neuen Bundes-
ländern und an den Präsidenten des Verbandes der 
kommunalen Unternehmen gewandt. Er hat appel-
liert, daß alle Beteiligten die Vereinbarungen zur 
Beendigung des Verfassungsstreits über die Stadt-
werkegründungen in Ostdeutschland jetzt konse-
quent verwirklichen. Dazu gehört, daß auch Kommu-
nen mit Stadtwerken im Schnitt 70 % des Stromes aus 
dem überregionalen Netz beziehen. Damit soll der 
ostdeutschen Braunkohle eine langfristige Absatzper-
spektive gegeben werden. 

Herr Präsident, meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen, die Bundesregierung wird weiter mit Nach-
druck darauf drängen, daß die Landesregierungen 
und die Kommunen in diesem Zusammenhang ihre 
Verantwortung übernehmen. 

Besten Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat jetzt unser Kollege Holger 
Bartsch. 

Holger Bartsch (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich frage mich schon, Kollegin 
Enkelmann, wo eigentlich die Zielstellung Ihrer Aktu-

ellen Stunde mit dieser etwas seltsamen Fragestellung 
liegt. 

(Zuruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
[PDS/Linke Liste]) 

— Das will ich Ihnen gleich erklären. Ich werde Ihnen 
auch erklären, was ich hier meine. 

Ich spreche hier in diesem Hause — der Wahrheit 
muß schon die Ehre bleiben — heute zum viertenmal 
zum Thema ostdeutsche Braunkohle und zur Lausitz. 
Das muß richtiggestellt werden. Das heißt nicht, daß 
ich mit der Politik der Bundesregierung bei diesem 
Thema immer einverstanden bin. Aber was Sie hier 
organisieren, ist meiner Meinung nach nicht beson-
ders witzig. — Dies als Vorbemerkung. 

Wer ostdeutsche Braunkohle sagt und sich für die 
Lausitz einsetzt, der sollte das Wort „Homo" mit sehr 
viel Vorsicht in den Mund nehmen. Auch das möchte 
ich noch bemerken. 

Meine Damen und Herren, die Haltung der Bundes-
regierung — Herr Kolb hat das wieder dargestellt — 
läßt sich im wesentlichen wie folgt charakterisieren: 
Wir sind dafür, daß die Braunkohle im gesamtdeut-
schen Energiemix eine wichtige Rolle spielt. Nun ja, 
dafür sind viele, und wir könnten vielleicht ohne 
Schwierigkeiten die Große Koalition der Dafürseien-
den bilden. Entscheidend ist natürlich, was man dafür 
tut. 

Dazu führt die Bundesregierung in einer Antwort 
auf eine schriftliche Frage, die ich kürzlich stellte, u. a. 
aus — ich zitiere —: 

Die Absatzperspektiven der ostdeutschen Braun-
kohle geben wegen der sich daraus abzeichnen-
den regionalen und Arbeitsmarktprobleme auch 
der Bundesregierung Anlaß zur Sorge. 

Weiter heißt es: 

Wesentlichen Einfluß auf den langfristigen 
Braunkohleabsatz haben die Kommunen, die 
jetzt die Gründung eigener Stadtwerke betrei-
ben. An sie, aber auch an die drei ostdeutschen 
Länder mit Braunkohlevorkommen und an die 
regionalen und überregionalen Energieversor-
gungsunternehmen ist zu appellieren, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Braunkohle bei der 
Verstromung eine langfristige Perspektive hat. 

So weit, so gut. Es stellt sich aber die Frage: Was tut 
man, was tut die Bundesregierung, und was tun auch 
die Länder, um dies zu unterstützen, um diese Per-
spektive wirklich langfristig zu sichern? 

Daß die ostdeutsche Braunkohle energiepolitisch, 
ökologisch — Herr Kollege Feige, hören Sie zu! — 
wegen der notwendigen Einheit von lebendigem 
Bergbau, Rekultivierung und wasserwirtschaftlicher 
Sanierung sowie regional- und strukturpolitisch 
unverzichtbar ist, steht nach meiner Ansicht fest. Mein 
Kollege Jung hat das bereits dargestellt. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Laubag wird das nicht schaf

-

fen!) 

Sie ist auch für diese Region der industrielle Kern par 
excellence. Das muß man so sagen. Ohne die Braun- 
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kohle wird die Lausitz strukturpolitisch nicht bestehen 
können. 

Daß man  ihr aber gewissermaßen als Starthilfe in 
einigen Bereichen auch einmal unter die Arme greifen 
muß, ist natürlich nicht so unumstritten. Dies ist aber 
nach meiner Meinung der Fall, weil sonst aggressive 
Gasanbieter oder die durch die Dollarkursentwick-
lung zusätzlich begünstigte Importsteinkohle Markt-
anteile der Braunkohle besetzt. Ich rede hier keiner 
Subventionierung der Braunkohleverfeuerung das 
Wort — damit das klar ist; denn die Braunkohle ist 
prinzipiell wirtschaftlich, sie hat also keine Subventio-
nen nötig. Richtig ist aber auch, daß Investitionskosten 
bei Braunkohleeinsatz zur Zeit gegenüber dem Erd-
gas im Nachteil sind. Bei Betriebskosten ist das im 
übrigen nicht der Fall, und deswegen sollte man da 
schon etwas tun. 

Also: Wer etwas für die Braunkohle tun wi ll , der 
muß nach meiner Auffassung — erstens — moderne 
Technologien zeitweilig fördern, um Wettbewerbs-
nachteile aufzufangen. Meine Fraktion hat bei der 
Haushaltsberatung für den entsprechenden Titel im 
BMFT-Haushalt eine deutliche Aufstockung gefor-
dert; sie ist leider in dieser Höhe nicht zustande 
gekommen. 

Er muß — zweitens — dafür Sorge tragen, daß 
schnellstens die Anschlußfinanzierung der Altla-
stensanierung verbindlich geregelt wird. Ich höre 
gerne, daß dies nun kommt, kann aber auch sagen, 
daß wir letztens — Kollege Petzold war selbst dabei  — 
von  der Treuhand sehr nachdrücklich darauf hinge-
wiesen wurden, welch große Bedeutung die schnelle 
und sichere Regelung hat, weil nämlich jetzt schon die 
Mittel für langfristige Projekte eingestellt werden 
müssen. 

(Zuruf des Abg. Bernd  Heim  [PDS/Linke 
Liste]) 

— Ja, da werden wir uns daran erinnern. 

Er muß — drittens — sichern, daß die Braunkohle 
nicht durch die Einführung einer europäischen oder 
einer nationalen CO2-Steuer oder CO2-Energiesteuer 
einen erheblichen Wettbewerbsnachteil erfährt. 

Er muß — viertens — als ostdeutsches Braunkohle

-

land die Einhaltung der 70 % Braunkohleanteil bei 
der Umsetzung des Stadtwerkekompromisses aktiv 
befördern. 

Und er muß — fünftens — für die vom unumgäng-
lichen Abbau an Arbeitsplätzen betroffenen Regionen 
ein Strukturhilfeprogramm auflegen, das u. a. Maß-
nahmen der Infrastrukturverbesserung, der Fortbil-
dung und Umschulung und der aktiven Wirtschafts-
förderung beinhalten sollte, um die Voraussetzungen 
für eine schrittweise Umstrukturierung der Region zu 
schaffen. — Kollege Kolb, das ist eben nicht nur die 
Altlastensanierung. Darunter verstehe ich nicht die 
gesamte soziale Abfederung dieses Abbauprozes-
ses. 

Ein Wort zur Potsdamer Entscheidung, meine 
Damen und Herren, insbesondere in Richtung der 
PDS und der Regierungskoalition. Dieses Thema 
eignet sich nach meiner Sicht nicht für irgendwelche 
Wahlkampfspiele. Ich bin natürlich der Meinung, daß  

diese Potsdamer Entscheidung falsch war, und ich 
persönlich habe sie sehr bedauert. Man wird aber 
durch Reden und Fordern  keine Tonne Braunkohle 
mehr fördern. Dies auch der PDS ins Stammbuch; 
denn mit populistischen Sprüchen bewegt man hier 
nichts. 
Den Kollegen der CDU kann ich nur empfehlen, sich 

mit unserem Vorschlag zur Sicherung einer entspre-
chenden Förderung, die ich hier nochmals sehr ver-
kürzt dargestellt habe, zu befassen. Ich denke, es gibt 
Handlungsbedarf. 
Die Landesregierungen der drei ostdeutschen 

Braunkohleländer fordere ich dringend auf, sich 
zusammenzufinden, um dies zu fordern und zu beför-
dern. Wir haben in Brandenburg auf unserem Partei-
tag am 6. November eine entsprechende Initiative 
beschlossen, und ich werde von meiner Landesregie-
rung die Umsetzung dieser Initiative mit Nachdruck 
einfordern. 
Potsdam war eine kommunalpolitische Entschei-

dung, meine Damen und Herren, die man zu respek-
tieren hat, so wie m an  auch die Entscheidung der 
sächsischen Landeshauptstadt Dresden für Erdgas 
respektieren muß, auch wenn sie einem nicht gefällt. 
Es kommt nach meiner Ansicht jetzt darauf an, ent-
sprechende Rahmenbedingungen zu schaffen, damit 
anderen Kommunen in vergleichbarer Situation die 
Entscheidung für Braunkohle leichter gemacht wird. 
Dazu müssen die Länder, aber auch die Bundesregie-
rung ihren Beitrag leisten. Nicht Reden ist angesagt, 
sondern Handeln. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist jetzt unser Kollege E rich 
G. Fritz. 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Leidenschaft, mit der diese 
Debatte geführt wird, zeigt schon, daß im Prinzip mit 
ihrem Thema niemand etwas Neues verbinden kann. 
Denn es ist oft genug hier darüber gesprochen wor-
den, es liegt alles auf dem Tisch. Alles, was jetzt nötig 
ist, können Sie nicht noch durch eine solche Debatte 
beeinflussen. Deshalb meine ich, die Fragen müssen 
woanders geklärt werden, nämlich dort, wo die Inve-
stitionsentscheidungen getroffen werden, wo die 
Kommunen ihre Entscheidungen treffen müssen, wo 
also langfristige Investitionsentscheidungen dazu bei-
tragen werden, daß der Braunkohleabsatz verstetigt 
wird. 
Herr Feige, es kann für die Braunkohle keine 

Garantiemenge geben, wie Sie es hier im Zusammen-
hang mit dem Mengengerüst dargestellt haben. Das 
gibt es nicht. Die Menge der abgebauten Braunkohle 
richtet sich nach der Nachfrage. Diese wiederum 
hängt davon ab, ob wir die Rahmenbedingungen 
dafür schaffen, daß die erforderliche moderne Tech-
nik zur Verfeuerung von Braunkohle eingesetzt wer-
den kann. Dies alles muß vor dem Hintergrund 
geschehen, daß es wirtschaftlich interessant ist. 
Herr Feige, einen solchen Rahmen kann man nicht 

innerhalb von zehn Jahren schaffen. Wenn Sie hier 
fordern, den Ausstieg innerhalb von 20 Jahren zu 
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vollziehen, dann werden Sie niemanden finden, der in 
ein Braunkohlekraftwerk modernster Technik inve-
stiert. Darm geht die Braunkohle natürlich schlagartig 
den Bach herunter und kann ihren Anteil an einer 
preiswerten Energieversorgung und an einem guten 
Energiemix nicht mehr halten. 

Der wichtigste Beitrag zur Minderung der CO2-
Emissionen beim Einsatz der Braunkohle ist die 
Verwendung neuer Techniken. Der Wirkungsgrad ist 
nämlich noch deutlich zu steigern. Wenn wir jetzt eine 
Diskussion anfangen, wie Sie sie gerade begonnen 
haben, dann werden diese Investitionen nicht getä-
tigt, dann werden wir die erforderliche Minderung der 
CO2-Emissionen nicht erreichen. 

In Nordrhein-Westfalen beträgt der Anteil der 
Braunkohle an der Stromerzeugung 40 %. Das ist sehr 
viel. Nordrhein-Westfalen be treibt ja eine Energie-
politik nach dem Motto: Wir wollen die eigenen 
Kernkraftwerke abschalten, den Strom aus Kernkraft-
werken beziehen wir aus Niedersachsen. Zumindest 
von Teilen der SPD in Nordrhein-Westfalen wird die 
Braunkohle in Frage gestellt. Für die neuen Techno-
logien, beispielsweise in Hamm-Uentrop, gab es 
keine Mehrheit mehr. 

Es stellt sich die Frage: Wohin soll das führen? Bei 
den Energiekonsensgesprächen ist das nicht deutlich 
geworden. 

(Zuruf von der SPD) 

— Widerlegen Sie es doch; es ist so! 

Wenn man  alles zusammenfaßt, was in diesem 
Zusammenhang von der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung vorgetragen wurde, stellt man fest: 
Das waren eigentlich alles Plädoyers für einen höhe-
ren Anteil der Importsteinkohle. Dies aber kann wohl 
nicht das Ziel einer Energiepolitik für Nordrhein-
Westfalen sein. Die Verantwortung für die Energie-
politik liegt richtigerweise auf der gesamtstaatlichen 
Ebene, nicht auf der regionalen. Deshalb müssen sich 
regionale Entscheidungen immer in ein gesamtstaat-
liches Konzept einbinden lassen. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das gibt es aber nicht!) 

Deshalb ist die Frage, ob in Zukunft noch Braun-
kohle in den westlichen oder östlichen Ländern geför-
dert werden soll, eine Scheinfrage; wir brauchen 
beide Fördergebiete, wenn wir einen sinnvollen Ener-
giemix erreichen wollen. Zu diesem Energiemix wird 
auch in Zukunft der preiswerte und energiewirtschaft-
lich sinnvolle Einsatz der Braunkohle gehören. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, daß es 
keinen Sinn macht, den Strom zu transportieren. 
Durch den Transport würden wir nämlich den durch 
den Einsatz neuer Techniken bedingten erhöhten 
Wirkungsgrad der Braunkohle wieder zunichte 
machen. Deshalb muß die Förderung verwertungsnah 
erfolgen. Alles andere wäre auch kein Beitrag zum 
Klimaschutz. 

Garzweiler II ist zur Zeit nichts anderes als eine 
Option für das Jahr 2005. Dennoch ist es wichtig, daß 
diese Entscheidung ge troffen wird. Niemand kann 
genau sagen, wie sie im Endeffekt aussehen wird. 
Herr Jung, Sie haben auf die Prognos-Studie hinge-

wiesen. Ich hatte in Erinnerung, daß dort von 110 bis 
120 Millionen t die Rede ist. Aber wir wollen uns hier 
nicht über 10 Millionen t mehr oder weniger streiten. 
Jedenfalls wäre die prognostizierte Menge für die 
Verstromung nicht mehr erreichbar, wenn es einen 
solchen Aufschluß nicht gäbe. 
Ich vermisse, daß die nordrhein-westfälische Lan-

desregierung Szenarien vorlegt, unter welchen 
Bedingungen die jeweiligen Entscheidungen getrof-
fen werden können. Das wäre auch für die Menschen 
vor Ort sehr wichtig, die bisher mit ihren ökologischen 
Einwendungen wahrscheinlich nicht ernst genug 
genommen worden sind. Für die Bürger von Viersen 
oder Heinsberg wird es wesentlich sein, ob es gelingt, 
in Zukunft bei solchen Entscheidungen transparente 
Verfahren zu wählen, die Einwender ernst zu nehmen 
und Verfahren zu finden, die einen Dialog ermögli-
chen. Wir werden die Akzeptanz für die weitere 
Förderung von Braunkohle in der Region nur dann 
herstellen, wenn neben den ökonomischen Aspekten 
auch ökologische und soziale Aspekte berücksichtigt 
werden. Dazu braucht man andere Abläufe als in der 
Vergangenheit. 
Ich hoffe, daß die nordrhein-westfälische Landesre-

gierung die Kraft dazu hat. Wir dürfen nach dem 
Vorlauf gespannt sein, ob die SPD-Landesregierung 
in dieser Frage entscheidungsfähig ist, und zwar 
kooperativ und in Kürze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist jetzt unser Kollege Gunter 
Weißgerber. 

Gunter Weißgerber (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die PDS beantragte diese 
Aktuelle Stunde wenige Tage vor den Brandenburger 
Kommunalwahlen. 

(Bernd Henn [PDS/Linke Liste]: Richtig!) 
Das Fahren eines Ost-West-Themas scheint sich hier-
für vorzüglich anzubieten. Nützen wird es sicherlich 
nichts; lediglich die Gräben in Deutschl and dürften 
größer werden. 

(Bernd Henn [PDS/Linke Liste]: Das geht 
doch nicht gegen Garzweiler!) 

Das Thema selbst erinnert an  die energiewirtschaft-
lichen Fehler der DDR. Jeder Ostdeutsche wird sich 
gut an  die durch die Lande gefahrenen Tonnen an 

 Braunkohle erinnern. Soll jetzt die Braunkohle in das 
Rheinland gefahren werden, um dort Kraftwerke zu 
versorgen? Volkswirtschaftlich durchdacht scheint 
mir dies nicht zu sein. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Das hat 
überhaupt keiner gesagt!) 

Abgesehen davon erscheint es mir schon notwendig, 
die Haltung der Bundesregierung zu hinterfragen, 
zumal sie des öfteren schwer nachvollziehbar ist. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Sehen Sie, um nichts anderes ging es  mir!)  

Vor dem Hintergrund westöstlicher Verteilungs-
kämpfe fehlt leider immer wieder das notwendige 
Maß an  Information. Um konkreter zu werden: Die 
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) Bevölkerung erfährt so gut wie nichts von dem ohne 

Subventionen auskommenden Braunkohlenbergbau. 
Der Braunkohlenbergbau trägt sich selbst. Warum 
klärt die Regierung die Steuerzahler nicht genügend 
über diesen Sachverhalt auf? Dem Braunkohlenberg-
bau würde mit mehr Verständnis begegnet werden, 
die Arbeitsplätze wären infolgedessen sicherer. 

Hier drängt sich mir übrigens eine Parallele auf. 
Vom sogenannten Solidaritätszuschlag erfuhr der 
westliche Teil der Bevölkerung auch nur einen Teil 
der Zusammenhänge. Daß die Ostdeutschen ihren 
Teil mit dazu beitrugen, versäumte die Bundesregie-
rung den Bürgern zu erklären. Auch hier waren 
Vorurteile die Folge. 

Weiterhin würde es speziell der Braunkohle Ost-
deutschlands helfen, wenn in der Bundesrepublik die 
Einsicht wächst, daß gerade dieser Industriezweig 
sein Soll an Schadstoffminderung fürs erste übererfüllt 
hat. Auch hier ist die Bundesregierung in der Informa-
tionspflicht den Menschen gegenüber. Ich fordere 
daher von der Bundesregierung: Sagen Sie den Leu-
ten, daß die Braunkohle sich selbst rechnet und daß 
der Aderlaß der ostdeutschen Braunkohle in seinen 
größten Ausmaßen beendet ist. Lassen Sie ab von der 
geplanten CO2-Steuer und unterstützen Sie unsere 
Vorstellungen einer allgemeinen Energiesteuer! 

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, jetzt hat das Wort unser Kollege Jürgen 

) Timm. 

Jürgen Timm (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Unsere Energieversor-
gung ist in der Tat nur durch einen Energiemix zu 
sichern. In diesem Zusammenhang sind die Entschei-
dungen für eine Fördermenge von rund 100 Millionen 
Jahrestonnen für die Regionen in den neuen Bundes-
ländern richtig und wichtig. 

Im Interesse der Regionen ist es aber auch erforder-
lich, daß wir eine Verbesserung des Ausnutzungsgra-
des, des Wirkungsgrades bei der Nutzung dieser 
hochwichtigen Ressource erreichen. Das trägt sowohl 
ökologischen als auch ökonomischen Gesichtspunk-
ten Rechnung, wenn wir an Energieeinsparung und 
an Landschaftsgestaltung nach dem Abbau in den 
Regionen denken. Wir sind nämlich nicht nur für 
unsere Generation verantwortlich, sondern schließ-
lich sind wir auch verpflichtet, unseren nachfolgenden 
Generationen natürliche Ressourcen zu überlassen. 
Ich denke, daß das Investitionen sind, die in die 
Zukunft zeigen, und daß es Investitionen sind, die 
geeignet sind, neue, andere Arbeitsplätze in den 
betroffenen Bereichen zu schaffen. 

Um also den Regionen eine Zukunftschance zu 
erhalten, die Ressourcen schonend einzusetzen, der 
Ökologie und der Landschaft nichts Abträgliches 
anzutun, scheidet die Braunkohle als Ersatz für Ke rn

-energie nun vollständig aus. An dieses Kapitel, meine 
Damen und Herren, müssen wir anders herangehen, 
nicht mit unbilanzierbaren Transporteinrichtungen. 

Die F.D.P.-Fraktion steht zu den Erfordernissen der 
Braunkohlenutzung in den Regionen Brandenburgs, 
Sachsens, Sachsen-Anhalts und im Rheinland schon 
aus Gründen der Notwendigkeit der Erhaltung des 
Energiemixes. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nächster Redner ist unser Kollege Ul rich 
Klinkert. 

Ulrich Klinkert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es mutet schon etwas seltsam an, 
wenn ausgerechnet die PDS hier heute eine Aktuelle 
Stunde zur Braunkohlenpolitik beantragt und dann 
auch noch sagt: Wir müssen endlich einmal über 
Braunkohle reden. Herr Kollege Bartsch hat darauf 
hingewiesen, daß wir im Deutschen Bundestag schon 
mindestens viermal über das Thema Braunkohle 
gesprochen haben. Der Kollege Feige hat zu Recht 
darauf hingewiesen — und das ist das einzig Richtige 
in Ihrer Rede gewesen, Herr Kollege Feige —, daß in 
vier Tagen Wahlen in Brandenburg sind. Mir ist klar, 
daß die PDS offensichtlich auf diese Art und Weise 
Stimmen fangen will. 

(Zuruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
[PDS/Linke Liste]) 

— Aber Frau Enkelmann, Sie sollten wenigstens 
konsequent sein. Wenn Sie sich schon für die Braun-
kohle einsetzen, können Sie nicht im gleichen Atem-
zug wegbaggern und Horno in Frage stellen. Sie 
müssen sich irgendwann einmal zu etwas bekennen 
und eine klare Linie vorgeben. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Die habe ich!) 

Schon aus Ihrem Titel der Aktuellen Stunde geht 
hervor, daß es Ihnen hier nicht um Sachpolitik geht, 
sondern um Polemik; denn es geht nicht darum, in 
Ostdeutschland Braunkohlenreviere zu schließen und 
in Westdeutschland neue zu eröffnen. Es geht viel-
mehr darum, irgendwann um 2005 in Westdeutsch-
land einen Tagebau, nämlich Garzweiler I, durch 
einen anderen Tagebau, nämlich Garzweiler II, zu 
ersetzen, und dies bei gleichbleibender Förderung. 

Es wird Ihnen nicht gelingen, ostdeutsche und 
westdeutsche Reviere gegeneinander auszuspielen. 
Dies ist ökonomisch und ökologisch unsinnig und 
würde einen Keil in die deutsche Einheit treiben. Dies 
werden Sie mit uns nicht machen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Im übrigen glaube ich, daß Sie sich rein fachlich 
nicht ordentlich auf das, was Sie heute gesagt haben, 
vorbereitet haben. Es war nämlich viel fachlicher 
Unsinn dabei. Ich war nur etwas gehandicapt und 
konnte nicht alles mitschreiben; einige Zwischenrufe 
habe ich ja gemacht. Sie sollten sich vielleicht auch 
einmal mit den Braunkohleunternehmen, von mir aus 
mit der IGBE in Verbindung setzen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Habe ich gemacht, Herr Klinkert!) 
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Die würden Ihnen einiges an Aufklärung geben. Sie 
können bei den Subventionen nicht die Steinkohle mit 
der Braunkohle vergleichen. Die Braunkohle legt 
ausdrücklich Wert darauf, als subventionsfreier ein-
heimischer Energie träger anerkannt zu werden. 

Im übrigen war es die PDS — sie nannte sich damals 
noch SED —, die die damalige DDR in eine einseitige 
absolute Abhängigkeit von einem einzigen Energie-
träger geführt hat. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Was ist denn hier im Ruhrgebiet passiert? 

Nichts anderes!) 

Dies führte dazu, daß mehr als 300 Millionen t 
Rohbraunkohle in der ehemaligen DDR gefördert 
wurden. Daß diese Förderhöhe nicht beibehalten 
werden konnte, lag eindeutig auf der Hand. Oder 
wollen Sie heute noch von der Lausitz bis nach 
meinetwegen Rostock Rohbraunkohle fahren, um sie 
dann dort in irgendwelchen ineffektiven Heizwerken 
zu verbrennen? Übrigens besteht Rohbraunkohle aus 
fast 60 % Wasser. Dies bedeutet dann, Wasser von der 
Lausitz nach Rostock zu transportieren. Auch das 
sollten Sie einmal in Ihre großen strategischen, ökolo-
gischen Überlegungen, die Sie hier vorgetragen 
haben, einbeziehen. 

Wenn Sie die Haltung der Bundesregierung zur 
Braunkohlenförderung wissen wollen, können Sie 
auch in unser Fraktionspapier blicken. Dort werden 
Sie sehen, daß wir uns dafür ausgesprochen haben, in 
den neuen Bundesländern rund 100 Millionen t Roh-
braunkohle dauerhaft zu fördern. Dies soll in erster 
Linie durch die Nachrüstung von acht 500-MW-
Blöcken und den Neubau von sechs 800-MW-Blöcken 
passieren. Dies wird dann immer noch zu einer 
deutlichen Reduzierung — auf 100 Millionen t — 
führen, leider auch zu einem drastischen Personalab-
bau in der Braunkohlenindustrie. 

Allerdings konnte ein Großteil der abzubauenden 
Stellen in andere Bereiche verlagert werden. Viele 
Arbeitnehmer sind in Umschulungen gegangen. 
Einige konnten Regelungen des Vorruhestandes und 
des Altersübergangsgeldes nutzen. 15 000 ehemalige 
Bergarbeiter sind in Sanierungsgesellschaften aufge-
fangen worden. Wir haben hierzu heute bereits eini-
ges gehört. Es ist eine Regelung in Arbeit — sie wird in 
den nächsten Tagen sicherlich festgeklopft werden —, 
daß die Finanzierung weit über 1994 hinaus gesichert 
wird. Wir werden den Stock von 15 000 sogar auf 
17 000 Arbeitsplätze im kommenden Jahr erhöhen 
können. 

Meine Damen und Herren, trotzdem macht mir die 
Zukunft der Braunkohle noch einige Sorgen und 
Kopfschmerzen. Es ist mit dem Bau des Kraftwerks 
Schwarze Pumpe bereits begonnen worden. In den 
fünf Jahren des Baus dieses Kraftwerkes werden rund 
2500 Arbeitnehmer einen sicheren Arbeitsplatz 
haben. Danach wird dieses Kraftwerk jährlich meh-
rere Millionen t Rohbraunkohle verstromen, so daß 
auch Tausende von Arbeitsplätzen in der Braunkoh-
lenförderung gesichert sind. 

Was allerdings noch nicht gesichert ist, ist der 
Zeitpunkt und das Ob des Neubaus der anderen  

geplanten Kraftwerksblöcke. Dies wird nicht zuletzt 
davon abhängen, ob die Kommunen auf den ihnen 
zustehenden Anteil von 30 % Eigenstromerzeugung 
aus einem Energie träger, der nicht-einheimische 
Wertschöpfung darstellt — in dem Fall Gas —, beste-
hen wollen. 

Aus diesem Grund fordere ich alle ostdeutschen 
Kommunen von dieser Stelle aus auf, ihre Entschei-
dung aus Solidarität für die Bergleute im mitteldeut-
schen Braunkohlerevier und in der Lausitz zu über-
denken und sich für die Sicherung von Arbeitsplätzen 
einzusetzen. Herr Ba rtsch, daß das Land Brandenburg 
dies in Potsdam nicht geschafft hat, ist nur ein Hinweis 
darauf, daß es schwierig, wenn nicht gar unmöglich 
ist, sowohl für die Landes- als auch für die Bundesre-
gierung, in Entscheidungen der Kommune dreinzure-
den. 

Ein gleicher Aufruf gilt den westdeutschen Bundes-
ländern, die sich vielleicht noch nicht wie bisher 
Bayern  dazu entschlossen haben, S trom aus den 
neuen Bundesländern zu beziehen. Dies ist die effek-
tivste Art und Weise von Solidarität, weil die Solida-
rität des Bezugs von Waren und Dienstleistungen aus 
den neuen Bundesländern keinen Pfennig zusätzlich 
kostet. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, jetzt hat unser Kollege Reinhard Weis das 
Wort. 

Reinhard Weis (Stendal) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was soll 
ich am Ende dieser Aktuellen Stunde zu dem nach 
allen Richtungen ausdiskutierten Thema noch sa-
gen? 

Die nahezu vollständige Orientierung in der Ener-
giewirtschaft der DDR auf die Braunkohle hat dazu 
geführt, daß in allen Bereichen, angefangen beim 
Hausbrand, über Großkraftwerke bis hin zur Petro-
chemie, Braunkohle in wirtschaftlich höchst unsinni-
ger energieverschwendender und umweltschädigen-
der Weise verbraucht wurde, gebraucht wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wahr!) 

Dies hatte aber auch zur Folge, daß die Braunkohle 
einen allgemein schlechten Ruf bekam. 

Doch zur Verteufelung der Braunkohle besteht bei 
einem sinnvollen Einsatz keinerlei Grund. Bei einer 
Gegenrechnung der wirtschaftlichen Faktoren steht 
die Braunkohle keineswegs schlechter da als die 
deutsche Steinkohle, sie ist sogar ohne laufende 
Subventionen auf dem Energiemarkt wettbewerbsfä-
hig — einige Vorredner haben darauf hingewiesen —, 
wenn endlich die Umstrukturierung in der ostdeut-
schen Braunkohle abgeschlossen sein wird. Deshalb 
ist ein vernünftiger Einsatz der Braunkohle ohne 
weiteres zu fordern, d. h. Einsatz in erster Linie zur 
Verstromung und in modern ausgerüsteten Kraftwer- 
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ken vor Ort, auch bei Nutzung der Kraft-Wärme-
Kopplung. 

(Bernd  Heim  [PDS/Linke Liste]: Wie rich
-tig!) 

Aber mit Braunkohle kann man noch mehr machen. 
Wie jüngste Forschungsergebnisse zeigen, z. B. auch 
hier an der Uni in Bonn, besteht die Möglichkeit, 
Braunkohle mit Hilfe von Bakte rien in 01 umzuwan-
deln. Auf diese Weise ließen sich die Nutzungsmög-
lichkeiten der Braunkohle mittelfristig erweitern und 
auch die energetische Ausbeute verbessern. 

Forschungsinvestitionen wären hier nicht nur 
zukunftsweisend, sondern auch arbeitsmarktpolitisch 
sinnvoll. Gerade in der schwierigen Arbeitsmarktsi-
tuation kann die Bedeutung der Braunkohle nicht 
unterschlagen werden. Aus diesem Grund ist der 
Erhalt besonders des mitteldeutschen Braunkohlere-
viers mit seinen ca. 15 000 Arbeitsplätzen unverzicht-
bar. Das sage ich natürlich vor allem als sachsen-
anhaltinischer Abgeordneter. 

Eine Aufspaltung der MIBRAG bei der Privatisie-
rung ist daher ebenso abzulehnen wie die vorzeitige 
Privatisierung von Sanierungsgesellschaften, bevor 
diese sich unter dem Schutz des § 249h stabilisiert 
haben. Die vernünftigste Lösung für die Sanierungs-
gesellschaften wäre danach ein öffentlich-rechtlicher 
Sanierungsverband nach dem Modell des Großen 
Erft-Verbandes, ebenfalls auf regionaler Basis. 

Wir hoffen deshalb, daß die Bundesregierung die 
Rahmen setzt, die langfristig die Sicherung der Braun-
kohleförderung auch in den ostdeutschen Revieren in 
einem tragfähigen und ökologisch zukunftsweisen-
den Energiekonzept ermöglichen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Der nächste Redner 
ist jetzt unser Kollege Ulrich Petzold. 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Frau Enkelmann, 
Sie haben einiges ganz richtig gesagt, 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha!) 

aber Ihr Antrag unterstellt unterschwellig eine Kon-
kurrenz zwischen Garzweiler II und der ostdeutschen 
Braunkohle. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Das ist Ihr Verständnis davon!) 

Ich muß Ihnen ganz klar sagen — als Mitglied der IG 
Bergbau kann ich für meine Kollegen sprechen —: 
Diese Konkurrenzsituation besteht nicht. Deshalb 
auch ganz scharfen Widerspruch gegen diese unter-
schwellige Unterstellung! 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Davon habe ich auch nicht gesprochen! Das 
ist Ihr Verständnis davon! So legen Sie das 
aus! — Beifall bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU) 

Mit der Wiedervereinigung hat die Steinkohle 
ihre Stellung als wichtigster heimischer Energie-
träger an die Braunkohle verloren. Auch nach 
Abschluß des gravierenden laufenden Anpas-
sungsprozesses in den mitteldeutschen und Lau-
sitzer Revieren wird die Braunkohle an die Ener-
giewirtschaft erhebliche Mengen zu inte rnational 
wettbewerbsfähigen Preisen liefern. 

Diese Aussage des Bundeswirtschaftsministers vom 
13. August 1991 findet sich in ähnlicher Form im 
Energiekonzept der Bundesregierung. Sie bedingte 
natürlich, daß sich die Bundesregierung der Altlasten 
der DDR-Braunkohleindustrie annahm und Milliar-
den für die Beseitigung dieser unwirtschaft lichen 
Monostrukturen und Umweltschäden aufbrachte. 

So waren schon bald neue wirtschaftliche Struktu-
ren erkennbar, und die Gaswirtschaft, größter Kon-
kurrent der Braunkohleindustrie, schätzte Ende 1992 
ein: 

Die Braunkohle wird nach heutigen Beurtei-
lungsmaßstäben als einziger nennenswerter sub-
ventionsfreier einheimischer Energieträger auch 
mittel- und langfristig ihre Berechtigung bei der 
Erzeugung der Elektroenergie-Grundlast behal-
ten. 

Deutliche positive Anzeichen in der Bewe rtung der 
Braunkohle durch die Industrie hatte bereits Ende 
1991 das McKinsey-Gutachten zur Restrukturierung 
der Braunkohleindustrie in den neuen Bundeslän-
dern bewirkt. Durch die Treuhandanstalt in Auftrag 
gegeben, erweckte es Interesse und führte dazu, daß 
erstmals Angebote für das bis dahin als nicht privati-
sierbar eingeschätzte mitteldeutsche Braunkohlere-
vier eingingen. 

Dieses Gutachten machte allerdings auch Umfang 
und Ursachen des Rückgangs der Braunkohlenach

-

frage deutlich. Bereits damals führte es aus, daß ein 
Absinken der Braunkohlenachfrage unter die damals 
von der Bundesregierung angenommene Mindest-
marke von 100 Millionen t eintreten werde. Die 
Verdrängung der Braunkohle in Haushalten, Heiz-
werken, Gaswerken und weiteren Bereichen sowie 
durch den geringeren Strombedarf wurde realistisch 
eingeschätzt und führte zu haltbaren Weiterbetriebs-
und Verkaufskonzepten. 

Mit dem Verkauf des Bergwerkszukunftsbereiches 
der MIBRAG am 8. Dezember 1993, also Mittwoch 
nächster Woche, an das Konsortium von NRG Energy 
und Power Gen wird ein wesentlicher Schritt zur 
Erhaltung der mitteldeutschen Braunkohleindustrie 
getan. Die Landesregierungen der Länder Sachsen-
Anhalt und Sachsen sicherten durch die Zusage von 
Investitionszuschüssen für die Kraftwerke Buna-
Zschkopau und Lippendorf frühzeitig den Braunkoh-
leabsatz in dieser Region, was zur wesentlichen 
Beschleunigung des Verkaufs und damit zur Überrun-
dung des Lausitzer Braunkohlereviers bei den Ver-
kaufsverhandlungen führte. 

Weitere Voraussetzung für den Verkauf war die 
gestern abend erfolgte Abspaltung des auslaufenden 
und des Sanierungsbereichs der MIBRAG. Unter Auf-
sicht des BMF werden in diesen als B und C bezeich-
neten Bereichen Abschlußbetriebspläne erarbeitet 
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und Altlastensanierungen durchgeführt. So wird die 
Weiterführung der Sanierungsarbeiten nach § 249h 
AFG vorerst bis 1997 gesichert. 

Mit dem Artikelgesetz zur Steinkohleverstromung 
wird durch die Bundesregierung bekräftigt, daß sie 
auf der Basis der bisherigen Zusammenarbeit mit den 
Ländern, die den Bund immerhin 1,5 Milliarden DM 
pro Jahr kostete, die Sanierung der Braunkohlealtla-
sten auch nach 1997 fortsetzen wird. 

Meine Damen und Herren, ich sehe in der Entschei-
dung des BMFT, für ein Forschungsprogramm der 
Kraftwerkstechnik Ost 5 Millionen DM auszugeben, 
einen — wenn auch bescheidenen — Anfang, der der 
Braunkohle auch im Osten Deutschlands eine Zukunft 
gibt. 
Ich danke Ihnen recht herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, der letzte Redner in der Aktuellen Stunde ist 
unser Kollege Dr. Bernd Protzner. 

Dr. Bernd Protzner (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir können immer wieder 
über die Braunkohle auch und insbesondere in den 
neuen Bundesländern reden. Sie aber, Frau Enkel-
mann von der PDS, sollten schweigen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Warum?) 

Schließlich hat Ihre Partei die Betriebe zu Sandschleu-
dern statt Kraftwerken heruntergewirtschaftet. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Kriege ich hier Redeverbot, oder was?) 

Besser als Reden ist aber allemal Handeln, und 
solidarisches Handeln ist gerade von denjenigen 
alten Bundesländern gefragt, die keine eigenen 
Braunkohlereviere nennenswerter Größe mehr ha-
ben. 

In diesem Sinne hat ein bayerisches Unternehmen, 
das Bayernwerk, gehandelt und wickelt ein festes 
Programm zur Sicherung von Arbeitspätzen in den 
neuen Bundesländern ab. Als erstes wurde quer durch 
meinen Wahlkreis eine 380 KV-Leitung gebaut 
— 1 Milliarde DM Aufwand —, um Strom aus Mittel-
deutschland nach Süden leiten zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum zweiten wurden in Lippendorf 400 MW — die 
Hälfte des 800 MW-Blocks — als Investition für die 
Verstromung von Braunkohle freigegeben. 

Zum dritten wurde in Lippendorf II beim VEAG-
Projekt ebenfalls eine Beteiligung eingegangen. 
Zum vierten gibt es ein Beteiligungsangebot bei der 

LAUBAG für den Braunkohleabbau. 

Zum fünften gibt es ein Beteiligungsangebot für die 
VEAG, um den Weiterverkauf des Stroms zu gewähr-
leisten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klaus-Dieter Feige 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zum sechsten gibt es die Übernahme der Thüringer 
Regionalversorgung, um gerade den Absatz des 

Braunkohlestroms aus Mitteldeutschland an die End-
verbraucher zu gewährleisten. 

Das Fazit ist, daß mit einer solchen solidarischen 
Strategie 100 Millionen t Braunkohle als Absatzziel 
realistisch sind, daß damit Tausende von Arbeitsplät-
zen zukunftssicher ausgerichtet sind. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Einige tausend in Bayern!) 

— Auch in Bayern, weil auch wir von diesem S trom-
bezug profitieren. 

Wir sind auf dieses bayerische Engagement stolz. 
Wir sind auch stolz, daß wir beim ersten Block von 
Badenwerk und EVS unterstützt werden. Ich 
wünschte mir, daß die Länder Niedersachsen und 
Hessen etwas mehr Solidarität entwickelten, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

und ich wünschte mir auch, daß für die Blöcke die 
Genehmigungsverfahren vorankommen und mög-
lichst rasch abgeschlossen werden, damit der Bau von 
Block I und Block II beginnen kann. 

Viertens wünschte ich mir, daß auf Grund der 
Angebote die Treuhand möglichst rasch abschließt, 
damit die künftigen Unternehmen das notwendige 
Eigenkapital für die Investitionen in zukunftssichere 
Arbeitsplätze bekommen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 a und 3 b auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. Uwe Jens, Gerd Andres, Hermann 
Bachmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 
Feststellung der tatsächlichen Lage der Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
— Drucksache 12/6065 — 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Werner Schulz (Berlin), Dr. Klaus-Dieter Feige 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Investitionshilfe der westdeutschen ge-
werblichen Wirtschaft zur Sanierung der Unter-
nehmen in den neuen Bundesländern (Investi-
tionshilfegesetz) 
— Drucksache 12/6239 — 

Überweisung svorschlag: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Als erster Redner hat unser Kollege Dr. Uwe Jens 
das Wort. 

Dr. Uwe Jens (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dieser Termin ist sicherlich nicht ideal. 
Ich finde, wenn wir über ein so wichtiges Thema wie 
„Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft" 
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sprechen, hätte das schon ein bißchen mehr Aufmerk-
samkeit verdient. 

(Dr. Klaus Beckmann [F.D.P.]: Herr Professor, 
das ist eine Frage der Qualität, nicht der 

Quantität!) 

— Nein, nein. Wir werden auch noch einmal über 
dieses Thema diskutieren, notfalls auch noch zwei-
mal. Ich habe ja die Regierung ein bißchen in Ver-
dacht, daß sie diesen Termin absichtlich gewählt hat, 
damit nur nichts in die Öffentlichkeit dringt. 

(Dr. Klaus Beckmann [F.D.P.]: Die Geschäfts

-

führer machen das! — Clemens Schwalbe 
[CDU/CSU]: Sie müssen sich bei Ihrer Frak

-

tion beschweren!) 

Aber das wird nicht so laufen, meine Damen und 
Herren; das wird nicht so gemacht. Wir werden uns 
wiederholt zu diesem Thema zu Wo rt  melden, und wir 
werden Sie treiben. 

Heute debattieren wir ganz zweifellos über ein 
Kapitel von überragender Regierungskunst. Diese 
Bundesregierung hat sich ja die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft als entscheidendes 
Wahlkampfthema ausgesucht. Bereits im Mai dieses 
Jahres sickerten erste Überlegungen durch. Man 
sollte meinen, die Regierung habe sich lange ausführ-
lichmit dem Problem beschäftigt. Aber das ist offenbar 
ein Irrtum. Auf die 43 von den Sozialdemokraten 
eingereichten Fragen kann die Bundesregierung lei-
der keine Antwort geben; einmal mehr ein Beweis: Sie 
redet in der Öffentlichkeit laut über Dinge, von denen 
sie offenbar so gut wie gar nichts versteht. 

Wir haben mit unseren Fragen lediglich versucht, 
Basiszahlen und ökonomische Grunddaten zu erhal-
ten. Dabei waren wir davon ausgegangen, daß diese 
Zahlen eigentlich griffbereit in den Schubladen der 
Beamten liegen. Aber leider weit gefehlt. Statt einer 
prompten Antwort, wie es die Geschäftsordnung die-
ses Hauses vorsieht, bekommen wir folgenden Hin-
weis — ich zitiere —: 

Es sind zum Teil größere statistische und metho-
dische Probleme zu erwarten, die zum Teil nur in 
Zusammenarbeit mit internationalen Organisa-
tionen, mit dem Statistischen Bundesamt sowie 
mit Forschungsinstituten gelöst werden können. 
Im Hinblick darauf kann mit Eingang der Antwort 
im März 1994 gerechnet werden. 

— Im März 1994! Wahrscheinlich wird es sogar noch 
etwas länger dauern, vermute ich stark. Wir können 
uns leider des Eindrucks nicht erwehren, daß die 
Bundesregierung ein wenig kneift. Es läßt sich auch so 
gut in der Öffentlichkeit über Dinge reden, für die es 
eigentlich keine genauen Daten und Fakten gibt. 

Die Bundesregierung sieht nach dem Standortbe-
richt die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft in erster Linie durch zu hohe Löhne, Lohnne-
benkosten, zu hohe Steuern, Sozialabgaben und 
Umweltkosten als gefährdet an. Inte rnationale Ver-
gleiche über die erforderlichen Daten fehlen jedoch in 
dem Bericht zur Zukunftssicherung des Wirtschafts-
standorts Deutschland. Sehr, sehr bedauerlich, wie 
wir meinen! 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung vernachlässigt ferner, daß die 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit auch von einer 
Reihe weiterer Faktoren, unter anderem z. B. der 
Qualifikation der Arbeitskräfte, der Infrastruktur und 
der Leistungsfähigkeit des Staates, der Innovationsfä-
higkeit und der Innovationswilligkeit von Wirtschaft 
und Gesellschaft, 

(Rainer Haungs [CDU/CSU]: Das bestreitet 
doch niemand!) 

der Umweltbelastung und der Umweltvorsorge 
abhängen. Sie bestreiten das nicht; aber in dem 
Standortbericht steht nichts über diese Dinge. Das 
sollten Sie auch kritisieren, Herr Kollege Haungs. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Erst eine integrierte Betrachtung all dieser Faktoren 
— und natürlich auch möglichst quantifiziert — stellt 
eine verläßliche Grundlage für die Beurteilung der 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft dar. 

Uns ging es bei der Anfrage auch vor allem um 
einen internationalen Vergleich, der zweifellos von 
besonderer Bedeutung wäre. Nur so können Stärken 
und Schwächen der deutschen Volkswirtschaft reali-
stisch und ohne ideologische Vorbehalte eingeschätzt 
werden. Leider müssen wir nun auch darauf warten. 
Geschürt wird durch die regierungsamtliche Verzöge-
rung allerdings der Verdacht, daß die Bundesregie-
rung einen internationalen Vergleich scheuen muß. 

Von der Geschäftsordnung her, meine Damen und 
Herren, hat die Bundesregierung durchaus die Mög-
lichkeit, jetzt zu sagen: Diese Debatte war es, wir 
beantworten die Frage überhaupt nicht mehr, und es 
gibt auch keine zweite Debatte. Aber das ist nur auf 
Grund der Geschäftsordnung möglich. Wir werden, 
das verspreche ich Ihnen, Herr Kolb, wenn Sie die 
Fragen nicht anständig beantworten, Ihnen dem-
nächst nicht 43 Fragen sondern 86 Fragen servieren. 
Dann werden wir erneut auf eine ausführliche Debatte 
über diese Probleme drängen. 

(Hansjörgen Doss [CDU/CSU]: Dann werden 
die Sozialdemokraten noch ratloser!) 

Das offizielle Gejammer über zu hohe Löhne und 
Lohnstückkosten entpuppt sich dadurch möglicher-
weise als, wie ich meine, gemeingefährliche Stim-
mungsmache. Ich will nicht übersehen, daß es in 
einzelnen Unternehmen hier und dort Probleme auf 
diesem Felde gibt. Gar keine Frage! Aber es ist falsch, 
wenn die Bundesregierung und bestimmte Kreise 
immer nur einseitig von Kostenkrise sprechen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Im internationalen Vergleich ist es zur Erhöhung 
der Lohnstückkosten in den vergangenen beiden 
Jahren gekommen, insbesondere wegen der Aufwer-
tung der D-Mark. Das ist ein Faktum. Hinzu kommen 
die unausgelasteten Kapazitäten in unserer Volks-
wirtschaft, wodurch natürlich bei konstanten Löhnen 
automatisch die Lohnstückkosten steigen müssen. 

Es ist auch falsch, wenn immer wieder von der 
Regierung behauptet wird, es habe einen außeror-
dentlichen Lohnpush in den letzten Jahren gegeben. 
Wo ist er denn? Sehen Sie doch einmal in die Statistik! 
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Richtig ist, daß am Anfang einer Konjunkturentwick-
lung, 1984, als die Probleme der zweiten Ölpreisex-
plosion überwunden waren, die Reallöhne in der 
Entwicklung deutlich zurückgeblieben sind und sie 
am Ende eines derartigen Zyklus 1991/92 selbstver-
ständlich ein bißchen stärker steigen. Das ist eine ganz 
normale Entwicklung. Die kann man nicht dramatisie-
ren, und die Bundesregierung sollte wirklich nicht 
falsch spielen. 

Wir vermuten auch, daß die Bundesrepublik 
Deutschland im internationalen Vergleich unter 
Beachtung der Vereinigungsprobleme gar nicht so 
schlecht dasteht. In anderen Industrienationen ist die 
wirtschaftliche Entwickung zumindest genauso 
schlecht wie bei uns, wenn nicht zum Teil noch 
schlimmer. 

Zwar hat die deutsche Wirtschaft in den achtziger 
Jahren an Innovationskraft verloren; aber besondere 
Hilfsmaßnahmen, vor allem durch den Abbau sozialer 
Leistungen und Errungenschaften, sind im internatio-
nalen Vergleich überhaupt nicht gerechtfertigt. Inso-
fern entpuppt sich die Politik des Sozialabbaus, die 
von dieser Regierung, insbesondere natürlich von 
Herrn Rexrodt — ich will den Staatssekretär nicht so 
direkt ansehen; das hat keinen Zweck —, betrieben 
wird, als eine besondere Spielart, wie ich immer sage, 
einer „beggar-my-neighbour policy", einer Politik, 
die internationale, globale Wettbewerbsvorteile für 
die Wirtschaft erreichen will bei gleichzeitiger Diskri-
minierung anderer Mitbewerber. Auch das ist wenig 
sinnvoll; auch das kann eigentlich nicht akzeptiert 
werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS/Linke Liste) 

Die Probleme, mit denen wir zu kämpfen haben, 
meine Damen und Herren, können eher mit dem 
Schlagwort „Innovationskrise" — und ich füge hinzu: 
„Ideologiekrise" — umschrieben werden. Wir haben 
zweifellos auch eine Konjunkturkrise. Wenn wir die 
massiv bekämpfen würden, hätten wir in diesem 
Lande erheblich weniger Probleme. Aber das ist heute 
nicht unser eigentliches Thema. 

Ich will ein paar Sätze zur Innovationskrise sagen. 
Die deutsche Wi rtschaft hat zweifellos, vor allem in 
den achtziger Jahren, Innovationsvorspriinge verlo-
ren. Wir sind zur Zeit noch immer gut bei jenen 
Technologien, die am Anfang dieses Jahrhunderts 
entwickelt wurden. Aber wir sind schlecht bei den 
wirklichen modernen Zukunftstechnologien. Hier 
haben die Japaner, aber auch die Amerikaner deut-
lich die Nase vorn. Gerade in den achtziger Jahren, als 
Sie, die CDU/CSU und die F.D.P. dran waren, ist die 
Anzahl der Patentanmeldungen bei uns, auch im 
Vergleich mit Japan und den Vereinigten Staaten, 
deutlich zurückgegangen. 

Unübersehbare Schwächen bestehen dagegen in 
der deutschen Wirtschaft, wenn es darum geht, neue 
Erfindungen, die noch immer anfallen, allerdings 
verknappt, in neue, marktgängige Produkte umzuset-
zen. Hierüber nachzudenken, das wäre des Schweißes 
der Edlen wert. Aber leider lesen wir über diese Frage 
in dem Standortbericht so gut wie gar nichts. 

Die Fragen lauten doch, meine Damen und Herren: 
Wie können wir die Innovationstätigkeit in der deut-
schen Wirtschaft steigern und damit die Innovations

-

krise überwinden? Wie läßt sich ein Innovationsklima 
schaffen, das wirkliche Innovationen hervorbringt? 
Wie läßt sich der Innovationsdruck in unserer Volks-
wirtschaft erhöhen, um die Probleme baldmöglichst 
zu überwinden? 

Auf alle diese Fragen gibt diese Regierung leider 
keine Antwort. Sie redet viel von Lohnsenkungen und 
Arbeitszeitverlängerungen; sie redet aber nicht über 
die wirklichen Probleme unserer Zeit. 

(Hansjörgen Doss [CDU/CSU]: Haben die 
Betriebe daran auch einen Anteil?) 

Durch Lohnsenkungen und Arbeitszeitverlängerun-
gen werden 

(Bernd  Heim  [PDS/Linke Liste]: Aber mehr 
Arbeit!) 

wirklich keine Innovationen geschaffen. Von den 
eigentlichen Problemen unserer Wirtschaft wird nur 
abgelenkt. Langsam müßte eigentlich jedem klar sein: 
Die Bundesregierung ist unfähig, die brennenden 
Probleme in unserem Lande zu bewältigen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Ich möchte einige Bemerkungen zur Ideologiekrise 
machen. Die Bundesregierung scheint mir die Haupt-
ursache auch für diese bestehende Ideologiekrise zu 
sein. Die Neoliberalen beherrschen in der Regierung 
das Feld; die gewählten Politiker sind ohnmächtig, 
gegen diese Theorie anzugehen. 

Nach neoliberaler Gleichgewichtstheorie müssen 
die Löhne nur gesenkt werden, dann wird gewisser-
maßen automatisch entsprechende Beschäftigung 
geschaffen. Doch welche Naivität steckt eigentlich 
dahinter? Haben wir historisch nicht schon einmal 
eine Situation gehabt, in der uns diese Theo rie ins 
Chaos geführt hat? Warum sollten in unserem verkru-
steten Lande 1990 die Löhne und Preise plötzlich 
flexibler sein als etwa 1929 oder 1930, als sie starr 
gewesen sind? Die Bundesregierung befindet sich, 
wenn sie das als alleinseligmachendes Rezept propa-
giert, wirklich auf einem ideologischen Holzweg. 

(Hansjürgen Doss [CDU/CSU]: Das tut doch 
keiner!) 

— Lesen Sie den letzten Bericht von Herrn Rexrodt 
durch; darin steht doch nur solcher Unsinn! 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Gefragt sind wirklich keine historisch überholten 
Konzepte; sondern wir müssen moderne Theo rien 
aufgreifen, um die Probleme zu überwinden. 

Eine entscheidende Frage für die heutige Situation ist: 
Wie lassen sich neue Produkte, neue Produktionspro-
zesse organisieren, neue Märkte erschließen und alte 
Institutionen überarbeiten und neue Institutionen 
errichten? Das ist das Entscheidende. Darauf kommt 
es an. Darauf sollten Sie mehr Intelligenz verwenden, 
meine Damen und Herren. 

Gefragt ist eben keine der Physik entlehnte Gleich-
gewichtstheorie wie der Neoliberalismus, sondern 
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gefragt ist dynamisches ökonomisches Denken, das 
wir eher in der Biologie oder der Ökologie wiederfin-
den können. Darauf kommt es an. 
Es wird auch immer deutlicher, was Sie mit der 

Debatte um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft bezwecken: Sie wollen ganz zweifellos die 
Soziale Marktwirtschaft auf Marktwirtschaft abwrak-
ken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach, um Himmels 
willen! Das glauben Sie doch selbst nicht!) 

Es geht Ihnen nicht darum, ob deutsche Unternehmen 
sich im weltweiten Wettbewerb behaupten. Sie wol-
len den Arbeitnehmern an den Geldbeutel. Die Dis-
kussion um die Wettbewerbsfähigkeit ist im allgemei-
nen nur ein Vorwand gewesen. Sie lenken mal wieder 
ab und sagen keinesfalls die Wahrheit, meine Damen 
und Herren. 

Die Bundesregierung — das geht aus dem Bericht 
deutlich hervor — hat es nachweisbar versäumt, die 
Grunddaten für die Beurteilung des Wirtschafts-
standorts Deutschland zu erheben. Sie hat es aber 
auch versäumt, vor allem mit all denen, deren Kraft-
anstrengung dringend nötig wäre, zu reden. Wir sind 
davon überzeugt, daß nur so, durch mehr Konsens und 
weniger Konfrontation, sich die Probleme der Zukunft 
lösen lassen. Wir brauchen dringend mehr Konsens, 
mehr Gemeinsamkeiten, und zwar in den Bet rieben 
zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern, in den 
Regionen zwischen den relevanten wirtschaftlichen 
Gruppen und vor allem auch auf Bundesebene zwi-
schen den Trägern der Wirtschaftspoli tik. Doch zu 
derartigen Gemeinschaftsaktionen ist der Bundes-
wirtschaftsminister nicht bereit und — ich füge 
hinzu — nicht in der Lage. 

Nüchternheit wäre angesagt, Nüchternheit und vor 
allem das Bemühen um etwas mehr Wahrheit, das 
Abrücken von der Verirrung in Ideologie. Doch diese 
Regierung, so scheint es, scheut die Wahrheit. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Die Tatsache, daß sie nicht in der Lage ist, elemen-
tare Basisdaten über den Standort Bundesrepublik 
Deutschland ad hoc zur Verfügung zu stellen, ist ein 
Beweis für ihre ideologische Verklemmung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bin davon überzeugt, von Wirtschaftspolitik 
verstehen wir Sozialdemokraten mehr. Einem Karl 
Schiller oder einem Helmut Schmidt wäre ein derar-
tiger Dilettantismus wahrlich nicht passiert. 

(Zuruf von der SPD: Das ist wohl wahr!) 

Es ist wirklich höchste Zeit, daß diese Regierung, 
und zwar komplett, in den von ihr so geliebten 
„kollektiven Freizeitpark" geschickt wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Ingrid Matthäus- 
Maier [SPD]: Ab in den Freizeitpark in den 
Osten! — Zuruf von der CDU/CSU: Das 
Schlimme ist, daß ihr bei allen Problemen 

immer nur zum Fürchten seid!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Rainer Haungs das Wort. 

Rainer Haungs (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Pro-
fessor Dr. Jens! Ich bin der Meinung, daß der Nach-
weis der größeren Kompetenz Ihnen mit dieser Rede 
so wenig gelungen ist wie der Erfolgsbeweis für 
Nüchternheit und das Bemühen um Wahrheit und wie 
die Rechtschreibung Ihrer Pressemitteilung um die 
Wahrheit. Die Form spricht für den Inhalt. 

Die Stärken und Schwächen der deutschen Wi rt
-schaft — 

(Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: „SZ" ist 
falsch geschrieben?) 

— nein, die Wahrheit; es geht nur immer um die 
Wahrheit, liebe Frau Kollegin — ohne Vorbehalte zu 
überprüfen — wer wollte das nicht tun? Und: Keine 
Stimmungsmache anheizen — wer wäre als Ökonom 
davon nicht begeistert? Aber wenn ich dann diese 
Erzählungen von „Ideologiekrisen", von „finsteren 
Absichten konservativer Kreise" und gleichzei tig die 
Aufforderung höre, Scheuklappen beiseite zu legen, 
lieber Herr Kollege Jens, dann frage ich mich: Was soll 
das? Sie kennen doch die Lage in der Automobilin-
dustrie. Bei VW wird ein so erfolgreiches Mode ll  wie 
der Golf selbst in guten Zeiten so produziert, daß er 
auch in den Ländern, bei denen wir keine Währungs-
probleme haben und in denen der Yen und der Dollar 
aufgewertet wurden, nicht mit Gewinn verkauft 
wurde. Wenn Sie lesen, was beispielsweise die Vor-
standsvorsitzenden der meisten Autofirmen sagen, 
dann werden Sie finden, daß sie schlicht und einfach 
sagen — dies sind keine finsteren Absichten konser-
vativer Kreise —, daß der Produktionsstandort 
Deutschland viel zu teuer geworden ist. Es ist doch 
auch keinesfalls zu bestreiten, daß wir in dieser 
doppelten Krise stecken, wobei man auf keinem Auge 
blind sein kann. 

Lieber Kollege Jens, Sie haben ja einige gelungene 
Passagen in Ihrer Rede gehabt, bei denen es um die 
Innovationsschwäche der deutschen Wirtschaft geht. 
Das wissen wir auch, das sagt auch der Bundesmini-
ster für Wirtschaft, und er weist darauf hin. Er sagt es 
an richtiger Stelle, und sein Staatssekretär ist da und 
wird es ihm auch übermitteln. 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Er sagt nicht, was er 
konkret machen will!) 

— Aber natürlich. Ich habe vorhin kritisiert, daß Sie 
den Standortbericht unter Wert dargestellt haben. Es 
ist ein Papier, es ist zu lang geraten. In ihm steht es 
sehr wohl, was alles zu machen ist. Ich werde darauf 
zurückkommen und werde Sie auffordern, hier auch 
mitzuhelfen. Sie sollen nicht nur klagen, sondern Sie 
sollen an den Orten, wo Sie Verantwortung haben, 
mithelfen. 

Ich füge hinzu: An den Orten, wo sozialdemokrati-
sche Wirtschaftsminister in der Verantwortung sind, 
da klingt die Melodie ganz anders. Fragen Sie mal 
Ihren Kollegen Spöri, ob es keine Kostenkrise in der 
baden-württembergischen Wirtschaft gibt. Fragen Sie 
einmal andere. 

Es ist eine Rede, die Sie gehalten haben, die in 
weiten Passagen völlig an  der Wirklichkeit vorbei-
geht, denn es ist schlecht um die Wettbewerbsfähig-
keit vieler Branchen bestellt. Dies hängt — und ich 
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hoffe, daß Sie mir zustimmen — mit vielem, nicht 
zuletzt, aber auch nicht allein, mit den Kosten am 
Produktionsstandort Deutschland, den Personalko-
sten, den Energiekosten, den Steuern und Abgaben 
zusammen. 

(Gudrun Weyel [SPD]: Wer regiert denn hier 
seit zehn Jahren?) 

Das war uns auch vor Ihrer Anfrage bekannt. 

Sie haben beklagt, daß die Bundesregierung die 
vielfältigen Fragen, die Sie gestellt haben, nicht so 
und nicht so schnell beantwortet hat. Sie haben dann 
noch nachgelegt: Sie könnten noch 50 oder 100 Fra-
gen mehr stellen. Aber das ist doch eine völlig 
vergebliche Liebesmüh. Durch Fragestellungen än-
dern Sie nichts an den Handlungsnotwendigkeiten, 
auf die ich jetzt hinweise und von denen ich ausgehe, 
daß die Bundesregierung hier nachkommt. 

Wir benötigen eine Doppelstrategie. Richtiger-
weise: Wir sind stark bei der Produktion konventionel-
ler Güter auf gesättigten Märkten mit intensivem 
Wettbewerb. Das ist bekannt, das ist auch Konsens. 
Wir benötigen deshalb verstärkte Anstrengungen mit 
neuen Produkten auf neuen Märkten. 

Die Debatte heute nachmittag zur Asieninitiative 
der Bundesregierung war ein gutes Beispiel dafür, daß 
wir auch zu einer neuen Qualität der Zusammenarbeit 
von Politik und Wirtschaft im Sinne einer Intensivie-
rung kommen müssen, daß wir sowohl — da gibt es 
keinen Dissens, und es wird von uns auch gar nicht 
übersehen — bei Forschung und Entwicklung und der 
Förderung der öffentlichen Hand als auch beim Ver-
kauf der marktfähigen Produkte gemeinsame Strate-
gien entwickeln und unter Beibehaltung der jeweili-
gen Verantwortlichkeit auch abgestimmt umsetzen 
müssen. 

Das steht in vielen Erklärungen. Das sagt der 
Wirtschaftsminister, und das sagen wir von der 
Arbeitsgruppe CDU für Wirtschaftspolitik an allen 
Orten. Aber Sie sind es, die so einseitig darauf fixiert 
sind und mit den Schlagworten kommen, wir, die 
Partei Ludwig Erhards, wollten die Soziale Marktwirt-
schaft abwracken. Solch ein Unsinn! Wir wollen die 
Soziale Marktwirtschaft wieder bezahlbar machen. 
Wir wollen unsere deutsche Wirtschaft in die Lage 
versetzen, daß sie die eine Billion Mark 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

— das Drittel des Bruttosozialprodukts, das wir für 
soziale Leistung ausgeben — erst einmal erwirtschaf-
tet. 

Uns sind beim Abbau der Arbeitslosigkeit alle 
Vorschläge willkommen: ob es die schnellere Umset-
zung von Forschungsergebnissen ist — das ist unum-
stritten—, ob es die Ausdehnung des Welthandels, der 
Abbau von Handelsschranken ist. Ich kann mich nicht 
erinnern, daß Sie auf Ihrem Parteitag sehr intensiv das 
Thema des freien Welthandels oder GATT  diskutiert 
haben. Ich habe sehr viel eher in Zwischentönen 
gehört, daß auch Sie gegen die Gefahren des Protek-
tionismus nicht ganz immun sind. Der Außenhandel 
ist der stärkste Wachstumsmotor, und hier werden wir 
neue Arbeitsplätze schaffen. 

Aber bitte laufen Sie nicht mit Scheuklappen 
herum, wenn Sie sagen: Nüchternheit ist angesagt. 
Auch Einstiegstarife für Arbeitslose, auch bezahlbare 
Lohntarife für Niedrigqualifizierte, auch eine variable 
betriebsnahe Tarifgestaltung: Das ist doch keine 
Lohndiskriminierung und kein Lohnraub, wie Sie der 
Öffentlichkeit immer klarzumachen versuchen, son-
dern das ist eines der Instrumente zur Vergößerung 
des Arbeitsvolumens, das eben nicht nach physikali-
schen Gesetzmäßigkeiten fix ist, sondern das man 

 durchaus verändern kann, wenn man auf die heutigen 
Herausforderungen variabel reagiert. 

Flexible Arbeitszeiten heißt heute auch — ich habe 
das ja im Namen der CDU-Arbeitsgruppe Wi rtschaft 
begrüßt — vier Tage bei VW. Da kann man die 
Tarifpartner loben, daß sie ohne Massenarbeitslosig-
keit, ohne Steuersubventionen, ohne Zuschüsse der 
Bundesanstalt für Arbeit für eine begrenzte Zeit eine 
betriebsnahe Lösung getroffen haben und endlich 
einmal die Tarifautonomie so praktizieren, wie sie in 
schwierigen Zeiten sein sollte und auch Lob ver-
dient. 

Ich nehme dies aber auf und fordere es auch in 
anderen Bereichen. Genauso wie man für eine 
begrenzte Zeit in dieser Lage des Automobilbaus vier 
Tage arbeiten kann — und später, wenn, so hoffe ich, 
sich die Anstrengungen lohnen und man  mit neuen 
Vertriebsstrategien neue Märkte erobert hat, auch 
wieder länger arbeiten kann --, brauchen wir auch 
eine Veränderung der Arbeitszeit am Bau. Wir müs-
sen im Sommer länger arbeiten, damit wir im Winter 
weniger arbeiten können. 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Das ist doch eine Sache 
der Tarifvertragsparteien! Das können wir 
nicht in Bonn regeln! — Weitere Zwischen

-

rufe von der SPD) 

— Ja, lieber Herr Kollege Jens — ich bitte die 
Zwischenrufe so zu beschränken, daß ich auch darauf 
antworten kann —, wir können das nicht regeln. Aber 
genauso, wie wir die Viertagewoche bei VW loben, 
können wir auch die Tarifpartner an anderen Orten 
auffordern, dies zu regeln, und wir können sie dazu 
ermuntern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können nicht sagen: Dann wird Streik ins Haus 
stehen. Wir können nicht sagen, daß sie alles lassen 
sollen. Wir Politiker können durchaus sagen: Ihr könnt 
hier zu Regelungen kommen, die zeitgemäß sind, die 
der Branche entsprechen, die auch den biologischen 
oder Naturbedingungen entsprechen. 

(Zuruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
[PDS/Linke Liste]) 

Denn im Sommer läßt es sich halt am Bau eher 
arbeiten als im Winter. Dasselbe gilt für H andel und 
Dienstleistungen. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine lieben Kollegen von der Opposition, mit 
Ihrer wirtschaftspolitischen Kompetenz ist es nicht so 
weit her. 

(Zuruf von der SPD: Doch, doch! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 
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Es gibt Widersprüche über Widersprüche. Sie fordern 
auf Ihrem SPD-Parteitag, daß der Zuwachs des Etats 
unter dem Bruttosozialprodukt liegen soll. Gleichzei-
tig verweigern Sie sich hier bei den 25 % der Sozial-
ausgaben, wenn es um maßvolle Kürzungen geht. Sie 
glauben, daß die Arbeitnehmer von VW bei vier 
Tagen Arbeit auf 10 bis 15 % ihres Lohnes verzichten 
können und sagen gleichzeitig, daß moderate Kürzun-
gen bei der Arbeitslosenhilfe oder beim Arbeitslosen-
geld den Arbeitslosen nicht zuzumuten sind. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sie holen es 
doch immer über die kleinen Leute!) 

Das ist doch die Unlogik in höchster Form! Dahinter 
steht doch überhaupt keine ökonomische Verantwor-
tung! 

(Zuruf des Abg. Dr. Uwe Jens [SPD]) 

Ich erinnere an  die Diskussion beispielsweise heute 
im Wirtschaftsausschuß. Sie schreien Zeter und Mor-
dio, wenn es darum geht, daß wir die Subventionen 
für die Steinkohle zurückfahren und dafür einen 
überschaubaren Zeitraum festlegen. Gleichzeitig for-
dern Sie mit dem Anspruch, ernstgenommen zu wer-
den, daß wir neue Technologien unterstützen, 
Deutschland modernisieren, und Sie sind nicht bereit, 
uns zu helfen, wenn wir einen Be trag von 50 bis 
60 Milliarden DM, der bis zum Jahr 2000 gilt, nach 
dem Jahr 2000 deutlich degressiv gestalten, also 
zurückführen wollen. Da frage ich, wo die Logik ihrer 
ökonomischen Kompetenz ist. Das ist ein Irrweg, 
meine Damen und Herren. 

Es ist natürlich sehr populär, immer gerade das zu 
fordern, was der entsprechende Zuhörerkreis hören 
will. Ich gebe zu, daß wir es der Öffentlichkeit, den 
Betroffenen etwas schwer machen, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das ist aber 
vorsichtig ausgedrückt!) 

indem wir auf die Dinge hinweisen, die gemacht 
werden müssen, und nicht nach 50 teilweise berech-
tigten Fragen gleich noch die Drohung anfügen: 
Wenn wir nicht sofort eine Antwort bekommen, stellen 
wir noch einmal 50 Fragen. 

Ich gestehe Ihnen zu, daß die SPD in der Lage ist, 
150 Fragen an das Bundesministerium für Wirtschaft 
zu stellen. Das ist ja heute wahrscheinlich auch gar 
nicht das Problem. 

(Zuruf des Abg. Dr. Uwe Jens [SPD]) 

Es ist nicht das Problem, hier viele Fragen zu stellen, 
sondern die entsprechenden Antworten zu geben. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Natürlich, das 
ist es!) 

Der Sachverständigenrat, um doch einmal dieses 
Gremium zu zitieren, das Sie auch immer in den 
Abschnitten loben, in denen es Ihren Vorstellungen 
nahekommt, hat sein diesjähriges Gutachten unter die 
Überschrift „Zeit zum Handeln" gestellt, nicht „Zeit 
zum Fragenstellen für die Wirtschaftspolitik". Ich will 
in aller Kürze die fünf Punkte aufführen, die uns der 
Sachverständigenrat in Übereinstimmung auch mit 
dem Gutachten und mit dem Standortbericht geliefert 
hat. 

Erstens. Privatisierung und Deregulierung. Ich 
kann mich nicht erinnern, daß Sie hier so arg ener-
gisch an  unserer Seite stehen. Bei der Post verzögern 
Sie, in anderen Dingen verhindern Sie. 

(Zuruf des Abg. Dr. Uwe Jens [SPD]) 
— Bei der Handwerksordnung haben Sie glücklicher-
weise dank der geballten Überzeugungskraft der 
Koalition heute mitgestimmt. Ich gebe Ihnen zu, daß 
Sie in diesem Teilbereich Mut gezeigt und die richtige 
Entscheidung mitgetragen haben. 
Wir werden morgen darüber diskutieren. Ich for-

dere Sie auf, dieses Thema, Privatisierung und De-
regulierung, nicht unter der ideologischen Bri lle zu 
sehen. Platz schaffen für mehr Wettbewerb, Platz 
schaffen für Privatinitiative — so die Worte des Sach-
verständigenrates. 
Zweitens. Es ist wich tig, die Haushaltskonsolidie-

rung nicht nur mit markigen Worten auf Parteitagen 
zu fordern, sondern hier in den Abstimmungen und im 
Vermittlungsausschuß und wo auch immer unsere 
Politik zu unterstützen, zu der es keine Alte rnative 
gibt. Denn das schafft Platz für die notwendigen 
Steuersenkungen, die unbedingt als Wachstumsele-
ment für die Zukunft notwendig sind. 
Drittens. Bei den sozialen Sicherungssystemen 

benötigen wir in Zukunft mehr Eigenbeteiligungen. 
Auch hier wäre Ihre Mitarbeit hilfreich. Ich sehe sie 
kaum. 
Viertens. Bei den Tarifpartnern Augenmaß und 

neue Wege. Ich habe die Tarifpartner gelobt und 
appelliere an  sie, auch in den weiteren Bereichen 
zukunftsgerecht zu arbeiten. 
Fünftens. Die Unternehmer fordere ich auf, bei 

neuen Produkten und bei neuen Märkten auch ein 
neues Management ihrer Kosten zu be treiben. Ich 
hoffe sehr, daß es uns gelingt, in den nächsten 
Monaten die Rezession und unsere Strukturkrise zu 
überwinden. 
Wir wollen dies tun, indem wir zielgerecht h andeln, 

indem wir auch unpopuläre Entscheidungen treffen. 
Wir wollen es nicht tun, indem wir dem Ministe rium 
weitere Fragen stellen. Ich freue mich allerdings sehr 
und greife dies auf: Wenn wir das nächste Mal über 
Ihre Antworten diskutieren werden, dann werden wir, 
so hoffe ich, zu einem besseren Zeitpunkt auch ein 
gefüllteres Plenum zu diesem wich tigen Thema fin-
den. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Werner Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Auch wenn die Große Anfrage der SPD noch nicht 
beantwortet ist, besteht offenbar fraglos und über alle 
Parteigrenzen hinweg die Übereinstimmung, daß 
diese Bundesregierung weitgehend versagt hat. Das 
behauptet zumindest Kurt Biedenkopf, der in „Super-
Illu" schreibt, es sei ein Fehler der politischen Füh-
rung der Bundesrepublik, daß sie den Menschen 
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falsche Hoffnungen mache, indem sie immer wieder 
auf Wirtschaftsgutachten hinweise, die einen Silber-
streif am Horizont versprächen. 

Offenbar vom eigenen Versagen ablenkend, wie in 
jeder Rezession — vielen von Ihnen ist diese Diskus-
sion vertraut —, wird eine Debatte fiber die Zukunft 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland geführt. Die 
Regierung tritt dabei in die Rolle der besorgten 
Kassandra und interpretiert die Wirtschaftslage, die 
für die Industrien aller vergleichbaren Länder ebenso 
als hausgemachte Kostenkrise besteht, angeblich 
wegen überhöhter Löhne und Sozialausgaben sowie 
zu kurzer Arbeits- und Maschinenlaufzeiten. 

Die konservativ-liberale Regierung zeigt dabei ein 
gestörtes Verhältnis zur Sozialstaatkultur und den 
eigentlichen großen ökologischen Herausforderun-
gen unserer Zeit. Alles wird als Kostenballast defi-
niert. Die Regierung will mit der Standortdebatte 
weitere Zumutungen für die sozial Schwachen recht-
fertigen und ihre eigene Klientel der Besserverdie-
nenden schonen oder gar begüns tigen, wie die Sen-
kung der Unternehmensteuern das gezeigt hat. 

Mit der Tragfähigkeit der Argumente ist es aber 
nicht so weit her. Die Lohnstückkosten, d. h. die 
Löhne bezogen auf die Leistungsfähigkeit der Unter-
nehmen, sind in der westdeutschen Wirtschaft im 
vergangenen Jahrzehnt geringer gestiegen als im 
vergleichbaren Ausland. In diese Betrachtungen sind 
die tariflichen Löhne, Arbeitszeiten und Urlaubsdauer 
ebenso wie die Lohnnebenkosten einbezogen. 

Problematisch für die Wettbewerbsfähigkeit waren 
eher die D-Mark-Aufwertungen, die Staatsverschul-
dung und die damit verbundene Hochzinspolitik der 
Bundesbank. Das Lamento über die überhöhten 
Kosten verstellt den Blick für die eigentlichen Pro-
bleme des Wirtschaftens. Dies gilt um so mehr für den 
industriellen Wiederaufbau in den fünf neuen Län-
dern. 

Die Krise ist nicht nur eine Krise der weltweiten 
Konjunktur. Sie ist vor allem eine Strukturkrise, eine 
Krise der falschen Produkte und Produktionsweisen. 

Wer nur über die Kosten jammert, übersieht, daß es 
immer ein Merkmal des Standorts Deutschland war, 
Kostennachteile auszugleichen, entweder durch Stei-
gerung der Produktivität oder aber durch die Entwick-
lung neuer Produkte und Dienstleistungen. 

Deutschland kann nicht mit den Billiglohnländern 
Osteuropas konkurrieren. Die Stärke der entwickel-
ten Industrienation liegt in der Innovation und nicht 
im Lohndumping oder im Abbau von Umweltstan-
dards. Wir setzen deshalb auf Strukturveränderun-
gen, auf ökologische, technische und soziale Erneu-
erungen. 

Eine ganz wesentliche Standortschwäche Deutsch-
lands, von der die Bundesregierung so am liebsten 
nicht redet, besteht in dem stockenden Aufbau Ost. 

(Beifall des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause 
[Bonese] [fraktionslos]) 

Die Bundesregierung ist mit ihrer Poli tik zur Schaf-
fung der inneren Einheit Deutschlands und zur Förde-
rung des Aufbaus in eine Sackgasse geraten. Ihre 
Voraussagen und Versprechungen halten der Realität 

nicht stand. Weder ist die Sanierung der ostdeutschen 
Wirtschaft gelungen, noch sind neue Investitionen in 
ausreichendem Umfang in die ostdeutschen Bundes-
länder gelenkt worden, die den Substanzverlust der 
Wirtschaft dort hätten ausgleichen können. 

(Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktions

-

los]: Zu viele Westminister!) 

Die ostdeutsche Wirtschaft ist jedoch völlig überfor-
dert, diese Angleichung und Transformation in Rich-
tung moderner, wettbewerbsfähiger Produktions-
strukturen aus eigener Kraft zu bewältigen. 

Die hohe Arbeitslosigkeit im Osten ist vor allem 
eine Frage von Unterkapitalisierung. Von den für 
1993 erwarteten Investitionen in Ostdeutschland in 
Höhe von 120 Milliarden DM entfällt lediglich ein 
Drittel auf westdeutsche Unternehmen. Trotz des 
leichten Anstiegs wird der eigentliche Investitionsbe-
darf weit unterschritten. Auch Frau Breuel hat ihre 
Enttäuschung über das mangelnde Engagement der 
Banken und deren eigentlichen Zusagen geäußert. 

Nach wie vor sind viele Treuhandunternehmen und 
eine Reihe der bereits privatisierten Unternehmen in 
einer sehr prekären Situation. Der Sachverständigen-
rat hat auch dies nachdrücklich bestätigt und in seiner 
Einschätzung unterstrichen. 

Hinzu kommt die extrem ungerechte und unsoziale 
Belastung der Bevölkerung mit den finanziellen Fol-
gen der deutschen Einheit. Die Bezieher niedriger 
Einkommen werden doppelt und dreifach zur Kasse 
gebeten. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das kann 
man wohl sagen!) 

Die Wohlhabenderen kommen, gemessen an  ihrer 
Leistungsfähigkeit, billig davon. Auch den Unterneh-
men ist ein angemessener Beitrag bislang nicht abge-
fordert worden. 

Wir haben deshalb eine eigene Gesetzesinitiative 
unternommen, nachdem unsere Aufforderung an die 
Bundesregierung sich als fruchtlos erwiesen hat. — 
Ich sehe leider Herrn Haungs nicht mehr. Es wäre mir 
lieb gewesen, er hätte etwas zu unserem Investitions-
hilfegesetz gesagt, zumal es auch in seiner Frak tion 
vor einem Jahr dazu Überlegungen gab und sich 
andeutete, als ob es in diesem Parlament quer durch 
alle Fraktionen in dieser Frage zu einer Mehrheit 
kommen könnte. 

Wir wollen mit diesem Investitionshilfegesetz meh-
rere Ziele erreichen: Wir wollen erstens einen wesent-
lichen Teil der Investitionen westdeutscher Unter-
nehmen in die ostdeutschen Bundesländer umlenken. 
Denn nur wenn das gelingt, ist auf Dauer ein ausrei-
chender großer und vielfältiger industrieller Sektor in 
Ostdeutschland zu sichern. 

Zweitens wollen wir einen dringend benötigten 
neuen Sanierungsschub in der ostdeutschen gewerb-
lichen Wirtschaft auslösen und die dafür erforderli-
chen Mittel aufbringen. Soweit Betriebe aus der 
Masse der Treuhand mit Aussicht auf Erfolg saniert 
werden können, jedoch dazu auf Hilfe angewiesen 
sind, sollten programmorientiert öffentliche Mittel für 
diesen Zweck zur Verfügung gestellt werden. Das 
betrifft ebenfalls Betriebe, die aus dem Bestand der 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 195. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 1. Dezember 1993 	16937 

Werner Schulz (Berlin) 
Treuhandanstalt zum Teil viel zu schnell privatisiert 
wurden, jedoch heute nicht in der Lage sind, eine an 
sich mögliche Sanierung erfolgreich zu Ende zu füh-
ren. 
Wir möchten drittens mehr Risikokapital für Exi-

stenzgründungen und Investitionen für den Aufbau 
Ost mobilisieren. Dies hat besondere Bedeutung, weil 
die kleineren und mittelständischen Unternehmen in 
den neuen Bundesländern stark unterrepräsentiert 
sind und weil überdies die Kapitalbildung noch nicht 
in dem Maße vorangekommen ist, daß Mittel für 
risikobehaftete Innvestitionen vor Ort aufgebracht wer-
den können. 
Der Gesetzentwurf selbst orientiert sich an einem 

von Ludwig Erhard im Jahre 1952 geschaffenen 
Gesetz über die Investitionshilfe der gewerblichen 
Wirtschaft, mit dem immerhin der Bedarf an Investi-
tionen in Kohle, Eisen und Energiewirtschaft damals 
gedeckt werden konnte. 
Meine Damen und Herren, es ist höchste Zeit, die 

Trittbrettfahrer der deutschen Einigung bei den 
Unternehmen endlich in die patriotische Pflicht zu 
nehmen und damit zugleich einen Beitrag zu einer 
gerechten Finanzierung der deutschen Einheit zu 
leisten. Verspätet, aber noch nicht zu spät wird auf 
diese Weise auch ein Teil des anstehenden Lastenaus-
gleichs von den Gewinnern der deutschen Einheit 
geleistet. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Und nun spricht 
der Kollege Paul Friedhoff. 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir beschäftigen uns heute mit 43 
komplexen Fragen, die die SPD gestellt hat und auf 
die sie offensichtlich so schnell keine Antwort bekom-
men kann. Allerdings kann man die Antworten 
eigentlich durchaus schon ablesen; denn sie stehen im 
Standortpapier des Bundeswirtschaftsministers ziem-
lich gut beschrieben. 

(Zuruf) 
— Doch, sicher, Sie haben das bekommen. 
Eigentlich sind dort diese Antworten vorwegge-

nommen. In Kürze wird auch noch der Jahreswirt-
schaftsbericht vorliegen, und dort werden weitere 
Fragen von Ihnen beantwortet. Aber ich bin sicher, 
auch dies wird irgendwann noch ausführlich auf Sie 
zukommen. Im Ministerium werden die Beamten eine 
Menge zu tun haben, damit sie diese Fragen beant-
worten, und Sie werden möglicherweise noch weitere 
hinzufügen, wie Sie schon angekündigt haben. Ich 
glaube nicht, daß das Ganze dem Standort Deutsch-
land gerecht wird. Ich glaube auch nicht, daß wir 
damit weiterkommen. 
Nun zu den Fakten. Die Probleme in der Bundesre-

publik liegen eigentlich in zwei Punkten: erstens in 
der zunehmenden Arbeitslosigkeit und zweitens in 
der abnehmenden Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Unternehmen. Man kann beides nachlesen und nach-
vollziehen. Am Arbeitsmarkt sind die Beschäftigten-
zahlen sinkend, und die Arbeitslosigkeit nimmt tat-
sächlich zu. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit  

vieler deutscher Unternehmen kann man an  den 
Märkten feststellen. M an  kann sie an  der Zahlungsbi-
lanz ablesen. Wer leugnet, daß hier eine wirkliche 
Wettbewerbsveränderung gegenüber den vergange-
nen Jahren stattgefunden hat, wobei wir eine Menge 
verloren haben, den verstehe ich nicht. 

Aber wir sind uns in der Analyse ja auch weitestge-
hend einig. Nur, wenn man  diese beiden Fragen 
miteinander vermischt, wird man keine befriedigen-
den Antworten bekommen. Hier muß man erheblich 
differenzieren. Um die Probleme des Arbeitsmarktes 
in den Griff zu bekommen, müssen andere Maßnah-
men ergriffen werden, als sie zur Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit notwendig sind. 

Ich möchte hier zunächst auf die Frage der interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit eingehen und sie 
nicht mit den Fragen des Arbeitsmarktes direkt ver-
mischen. 

Wir haben mit dem Fall des Eisernen Vorhangs eine 
ruckartige Beschleunigung der internationalen Wett-
bewerbsverhältnisse erfahren. Bis zum Fall des Eiser-
nen Vorhangs wurden die Länder Mittel- und Ost-
europas nicht an der internationalen Arbeitsteilung 
beteiligt. In der Zwischenzeit sind sie praktisch Teil 
Europas, zumindest in großen Teilen. Die Asso-
ziierungsverträge mit der Europäischen Gemein-
schaft sind ja in Kraft, und sie bezeugen, daß wir auch 
diese Arbeitsteilung wollen. Wenn wir diese Arbeits-
teilung wollen und Strukturen in Ost und West unter-
schiedlich sind, dann wird das automatisch Folgen für 
den Strukturwandel nicht nur im Osten, sondern auch 
im Westen haben. 

Nur müssen wir dies dann auch sagen, wenn wir 
Strukturwandel wollen, und wir müssen dann auch 
deutlich sagen, daß es eine Reihe von Unternehmen 
geben wird, die diesem Strukturwandel nicht gewach-
sen sind. Davor die Augen zu verschließen und so zu 
tun, als würden wir dieses Problem mit Erhaltungs-
subventionen lösen können, ist falsch, weil wir dann 
Mittel vergeuden. 

Wenn wir das nun analysieren, ist die Stärke der 
hinzugekommenen, weniger entwickelten Staaten 
auf Grund ihrer niedrigen Produktionskosten bei 
einfacheren Wirtschaftsgütern zu suchen. Diese nied-
rigeren Produktionskosten können wir durch Kosten-
senkung — Herr Jens, da gebe ich Ihnen völlig recht —
bei Löhnen und Lohnnebenkosten nicht auffangen. 
Wir können mit den Löhnen dort nicht konkurrieren, 
auch wenn wir hier heruntergehen würden bei diesen 
Gütern, die im einfachen Bereich liegen. Wir müssen 
uns also auf die Produkte stürzen, die noch entspre-
chende Erlöse bringen, wo wir nicht so sehr unter 
Wettbewerbsdruck stehen, die wir in unserem Land, 
aber in anderen Ländern nicht so leicht herstellen 
können. 

Insofern müssen wir uns selbstverständlich die Wett-
bewerbssituation und die Rahmenbedingungen für 
diese Unternehmen ansehen. Es handelt sich vor-
nehmlich um kleinere und mittlere Betriebe. Ich habe 
bisher noch nicht erlebt, daß in einem großen Unter-
nehmen ein Strukturwandel erfolgreich durchgeführt 
wurde. Wenn heute davon gesprochen wird, daß 
große Konzerne sich von Montanbetrieben zu Tech- 
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nologieunternehmungen gewandelt haben, dann 
müssen wir berücksichtigen, daß diese Entwicklung 
nicht dadurch vollzogen wurde, daß Stahlwerke oder 
Bergwerke umstrukturiert wurden, sondern man hat 
einfach kleine und mittlere Betriebe zugekauft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Diese zugekauften Unternehmen sind dann dem Kon-
zern einverleibt worden. Dies ist günstigstenfalls ein 
Strukturwandel für Aktionäre, nicht aber für eine 
Volkswirtschaft. 

Wir müssen uns also die Rahmenbedingungen 
ansehen, die der Staat setzt. In diesem Zusammen-
hang möchte ich drei wesentliche Punkte erwähnen. 
Es gibt erstens im Bereich des Rechts eine ganze 
Menge Hindernisse, die vielleicht für Großunterneh-
men oder Unternehmen mit einfacheren Produkten zu 
überwinden sind, aber von den moderneren Bet rieben 
nicht. 

Zum zweiten müssen wir uns vor diesem Hinter-
grund einmal die Ausbildung ansehen, und zum 
dritten müssen wir fragen, wie es um die Finanzie-
rungsmöglichkeiten von Investitionen in diesem Wirt-
schaftsbereich bestellt ist. Wir müssen hier vermutlich 
eine Menge Verkrustungen aufbrechen. 

Ich frage: Wie ist unser Arbeitsrecht heute gestaltet? 
Ist es flexibel genug, damit die Bet riebe auf die 
Herausforderungen reagieren können? Sind das 
Betriebsverfassungsgesetz und die Mitbestimmungs-
regelungen, die vor längerer Zeit beschlossen wur-
den, in diesem Fall zeitgemäß? Entspricht das Arbeits-
zeitrecht, das wir gerade novellieren und über das wir 
in den Ausschüssen beraten, diesen Anforderungen? 
Oder waren damals ganz andere Zielvorstellungen 
maßgebend? 

Die Genehmigungsverfahren, die wir in den 70er 
Jahren immer komplizierter ausgestaltet haben, sind 
heute kaum noch zu handhaben, so daß wir nicht zu 
zügigen Entscheidungen kommen und Planungssi-
cherheit für die Unternehmen nicht besteht. Es ist 
zweifelsohne so, daß dadurch die Umstrukturierung 
behindert wird. 

Welche Strukturen gibt es im Bildungssystem? Wel-
che Inhalte gibt es dort? Wie praxisfern ist häufig die 
Ausbildung an den Universitäten? Erforderlich ist eine 
Orientierung an der Praxis. Wenn junge Ingenieure 
von der Universität in die Bet riebe kommen, benöti-
gen sie erst einmal eine lange Zeit, in der man ihnen 
intensiv die Flöhe, die ihnen die Professoren in die 
Ohren gesetzt haben, wieder austreibt. Die Praxis 
sieht eben ganz anders aus, zumindest in Betrieben 
mit hohem Technologisierungsgrad, zumindest in den 
Betrieben, von denen ich eben gesprochen habe. 

(Beifall des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause 
[Bonesel [fraktionslos]) 

Wie sehen die Finanzierungsmöglichkeiten aus? 
Hier erkenne ich ein wesentliches Hindernis. In den 
Unternehmen, die einfache Produkte herstellen, sind, 
obwohl wir die höchsten Unternehmensteuern haben, 
Investitionen in Sachanlagen relativ einfach dadurch 
möglich, daß es bei uns recht gute Abschreibungs-
möglichkeiten gibt. Insofern werden die Sachinvesti-

tionen eigentlich von der Unternehmensteuer be-
freit. 

In modernen Betrieben, die intelligente Produkte 
herstellen, bei denen die Maschinen nicht so im 
Vordergrund stehen, bei denen im Sinne von „lean 
production" an Stelle der Maschinen Teile zugekauft 
werden, die intelligent zusammengeschraubt werden, 
die intelligent zu Systemen verarbeitet werden, haben 
wir die Substitution der Sachanlagen durch das 
Umlaufvermögen zu konstatieren. Hier sind die Werte 
im Materiallager. 

Genau an dieser Stelle schlägt die Unternehmens-
besteuerung voll zu. Denn das kann nur aus dem 
finanziert werden, was vorher verdient und versteuert 
wurde. Hier können letztendlich nur 30 % aufgebracht 
werden. Insofern wundert es mich überhaupt nicht, 
daß die Umstrukturierung von den Betrieben mit 
hohen Sachanlagen hin zu modernen Betrieben nicht 
erfolgt. 

Als wir hier das Standortsicherungsgesetz verab-
schiedet haben, konnten wir noch eine stärkere Ver-
ringerung der Unternehmensteuer vornehmen, als sie 
letzendlich durchgekommen ist. Sie ist deswegen 
nicht durchgekommen, Herr Jens, weil man  sich im 
Vermittlungsausschuß für die Abschreibung auf 
Sachanlagen, also für ältere Produkte, entschieden 
hat. Ich finde, das war ein eklatanter Fehler, den aber 
Sie zu verantworten haben. Und deswegen wundert 
es mich, daß Sie hier — — 

(Dr.  Uwe Jens [SPD]: Das sehen andere 
Unternehmen aber ganz anders! Die sind 

ewig dankbar dafür!) 

— Natürlich werden Sie bei der Stahlindustrie, bei den 
Sachanlagen, bei all den Leuten, Herr Jens, großen 
Beifall finden, die diesen Strukturwandel nicht brau-
chen, die nämlich diese Produkte haben. Dagegen 
werden Sie bei den Unternehmen, die davon über-
haupt nichts haben, eine erheblich andere Meinung 
feststellen können. Ich glaube, daß wir hier diese 
Dinge — — 

(Zuruf der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD]) 

— Frau Matthäus-Maier, Sie müssen sich an  dieser 
Stelle einmal mit der Praxis beschäftigen, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Sie müssen sich mit der Praxis beschäftigen, dann 
werden Sie das sehr schnell merken. Wenn Sie übri-
gens Nachhilfeunterricht brauchen, dann sollten Sie 
Herrn Bohn, den Wirtschaftsminister in Thüringen, 
einmal fragen, der dies vor kurzem als einen wesent-
lichen Punkt festgestellt hat. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Die wissen 
auch besonders gut Bescheid, Herr Kol

-

lege!) 

Er sieht in der Problematik der Finanzierung des 
Umlaufvermögens eines der wesentlichen Hinder-
nisse, warum wir den Produktionsstandort im Osten 
nicht so aufbauen. Wenn Sie sich das ansehen, erken-
nen Sie, daß das sehr viel Gewicht hat und daß es in 
diesen Unternehmen so ist. 
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Meine Damen und Herren, die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen läßt sich 
nur verbessern, wenn wir diese Rahmenbedingungen 
verbessern, wenn wir sie den Erfordernissen der 90er 
Jahre anpassen. Hier ist Handeln sicherlich mehr 
gefordert als das Erstellen neuer Statistiken oder das 
Beantworten solcher Fragen. Es ist nicht allein Sache 
der Regierung, daß dies geändert wird, sondern hier 
ist ein Konsens in der Gesellschaft notwendig. Hier 
sind wir sicher alle gefragt. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort zu einer 
Kurzintervention erhält die Kollegin Ing rid Matthäus-
Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Der Kollege Vorred-
ner hat den Eindruck erweckt, als ob gute Abschrei-
bungsbedingungen, die wir in diesem Land in der Tat 
haben, nur für das nützlich wären, was er „alte 
Industrien" nennt, Kohle, Stahl und ähnliches. Ich 
weise darauf hin, daß die gesamte deutsche Wirtschaft 
— DIHT, BDI, Handwerk, alles, was in der Wirtschaft 
Rang und Namen hat — bei den entsprechenden 
Anhörungen die SPD-Position unterstützt hat, daß es 
ein grober Fehler gewesen wäre, im Standortsiche-
rungsgesetz die Verkürzung der Abschreibungsbe-
dingungen mitzumachen. Es ist also nicht irgendeine 
falsche Einsicht der SPD gewesen, wie Sie hier 
behaupten, sondern die gesamte deutsche Wirtschaft 
hielt die von Ihnen geplante Verschlechterung der 
Abschreibungsbedingungen für einen Fehler. Des-
wegen haben wir das auch zu Recht verhindert. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun erhält das 
Wort der Kollege Bernd Henn. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir begrüßen natürlich 
die Große Anfrage der SPD-Fraktion und haben 
eigentlich auch auf baldige Antwort gehofft; denn wir 
denken, diese Anfrage ist geeignet, die von der 
Bundesregierung und den Unternehmerverbänden 
angezettelte Standortdebatte vom Kopf auf die Füße 
zu stellen. Eine offene und ehrliche Beantwortung des 
Fragenkatalogs ergäbe mit Sicherheit eine regie-
rungsamtliche Bestätigung der Tatsache, daß eben 
nicht hohe Löhne, Sozialabgaben, Steuern und 
Umweltkosten den entscheidenden Einfluß auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ha-
ben, 

(Zuruf des Abg. Dieter-Julius Cronenberg 
[Arnsberg] [F.D.P.]) 

sondern die Fähigkeit der Wirtschaft zur Innovation 
der Produktionsprozesse und zur Innovation der Pro-
dukte. 
Ich möchte mich hier auf den Kollegen Haungs 

beziehen, der vorhin davon sprach, daß sich der VW 
Golf nicht mehr verkaufen ließ, weil die Kosten 
einfach zu hoch seien. Ich möchte aber auch daran 
erinnern, daß VW den Herrn López eingekauft hat, 
nicht um die Personalkosten zu senken, sondern um 
die Kapitalkosten zu senken, um die Arbeitsstruktur 
zu durchforsten und sie effizienter zu machen. Das  

hatte zunächst einmal nichts mit den Personalkosten 
zu tun. Ich war fast erschrocken, muß ich sagen, als ich 
den Pressesprecher des VW-Vorstandes gesehen 
habe, wie er mit leuchtenden Augen geschildert hat, 
daß Herr López und seine Mannschaft so effizient 
seien, daß sie nämlich an die Basis, an die Werkbank 
gingen und sich die Dinge konkret anguckten. Da 
habe ich mich gefragt, was denn die Manager früher 
gemacht haben, daß sie ihren Betrieb nicht bis unten 
hin durchleuchtet haben. Hier war ein eklatantes 
Versagen der Manager festzustellen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Henn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Grünbeck? 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Ja, aber gern. 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Herr Kollege, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß Sie sagen, López hätte nur die 
Kapitalkosten, nicht aber andere Kosten senken wol-
len? Wie erklären Sie sich dann, daß VW 30 000 Leute 
entlassen mußte? 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Sie haben natürlich 
völlig recht, Herr Grünbeck, 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Das ist gut!) 
daß es natürlich auch ein Kostensenkungsprogramm 
gab, was den Personalkostensektor angeht. Das aber 
war nicht die Aufgabe des Herrn López. Vielmehr war 
es im ersten Schritt seine Aufgabe, diesen großen, 
starr gewordenen Konzern zu durchforsten und ihn 
schlanker zu machen — mit den entsprechenden, 
danach eintretenden Folgen, natürlich auch mit der 
Wirkung bezüglich des Personals; da gebe ich Ihnen 
völlig recht. 
Ein entscheidendes Problem bei VW aber war, daß 

dort Arbeitsstrukturen vorhanden waren, die nicht 
mehr effizient, nicht mehr flexibel waren. Ich kenne 
diese Betriebe relativ gut, weil ich oft in ihnen zu tun 
hatte. Ich denke, hier ist im Auftrag des Vorstandes ein 
Problem angepackt worden, das nicht vorrangig auf 
Köpfe abzielte, d. h. das Rausschmeißen von Leuten, 
sondern im wesentlich den Kapitalbereich im Blick 
hatte. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Der Herr Kollege 
Grünbeck möchte noch eine Zwischenfrage stellen. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Aber gerne. 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Würden Sie mir dann noch 
die Zusatzfrage gestatten, ob in deutschen Unterneh-
men überhaupt jemand rausgeschmissen wird oder ob 
er unter Berücksichtigung des sozialverträglichen 
Kündigungsschutzes möglicherweise von der Arbeit 
freigestellt oder entlassen wird? 

(Lachen bei der SPD) 
— Was ist denn „Rauschschmeißen"? Wollen Sie 
wirklich sagen, daß wir auf dem „Hire and fire"-Weg 
sind? Dann müssen Sie einen Tag lang ein Arbeitsge-
richt besuchen und zuhören, wie die Verfahren auf 
Grund der Kündigungsschutzbestimmungen vor sich 
gehen. 
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López aber hat sich nicht nur auf die Kapitalkosten 
und das Schlankerwerden des Unternehmens kon-
zentriert. Sie müssen einmal die deutschen Zuliefer-
betriebe für die Automobilindustrie fragen, was Herr 
López dort verlangt. Es ist doch etwas ganz anderes als 
das, was Sie hier vortragen. — Wenn Sie mir hier noch 
einmal zustimmen würden, wäre ich für heute abend 
gerettet. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Herr Kollege Grün-
beck, vielleicht darf ich Ihnen so darauf antworten: Es 
gibt Fälle, wo durch Markteinflüsse in der Tat Entlas-
sungen unvermeidbar sein können. Es gibt aber auch 
sehr viele Fälle — wenn Unternehmen langfristige 
und vorausschauende Personalplanung be treiben 
und wenn sie sich rechtzeitig um die Entwicklung 
neuer Produkte bemühen —, wo alle diese Maßnah-
men und auch ein „Rausschmeißen" — so sage ich das 
jetzt einmal — nicht notwendig werden. — Das ist 
meine Antwort auf Ihre Frage. 

Ich komme zurück. Ich denke, daß die Fähigkeit, 
Produktionsverfahren und Produkte so zu gestalten, 
daß der Ressourcenverbrauch minimiert und die 
Umwelt maximal geschont wird, und die Fähigkeit, 
Produktionsprozesse so zu gestalten, daß sie ein 
Minimum an körperlichem und nervlichem Ver-
schleiß für die Arbeitnehmer bewirken und ein Maxi-
mum an  Motivation hervorbringen, die wirklich wich-
tigen Kriterien für eine entwickelte moderne Indu-
striegesellschaft wie die Bundesrepublik Deutschland 
sind und letztlich sogar ein Kostensenkungspro-
gramm erster Güte darstellen. Wenn ich daran denke, 
was die Reparatur von Umwelt und der Gesundheits-
sektor kosten, kann ich diese Kosten doch im Vorfeld 
minimieren, indem ich beispielsweise die Arbeitsbe-
dingungen ordentlich gestalte. 

Ich meine, mittelfristig kann es wirklich zu einer 
Standortschwäche des Wirtschaftsstandorts Deutsch-
land kommen, weil die Entwicklung genau dieser 
Fähigkeiten von der Politik nicht ausreichend unter-
stützt wurde. Forschung und Entwicklung und die 
Bildungspolitik haben in dem vergangenen Jahr-
zehnt einen immer geringeren Stellenwert bekom-
men. Obwohl das mittlerweile von allen Seiten in 
diesem Hause beklagt wird, ist haushaltspolitisch 
nichts passiert, um diese falsche Richtung zu korrigie-
ren. 

Anstatt Umweltschutz als integriertes Element einer 
modernen und zukunftsfähigen Produktionsweise zu 
begreifen, wird jetzt Front gemacht gegen umweltpo-
litische Auflagen, wird rückwärts gewendet. So wer-
den die Zukunftschancen verspielt, so wird der Wirt-
schaftsstandort Deutschland an Wettbewerbsfähig-
keit verlieren. 

Noch schneller jedoch, denke ich, wird sich gegen 
den Wirtschaftsstandort Deutschland auswirken, daß 
die Regierung Kohl nach einem Jahrzehnt der Umver-
teilung von unten nach oben nun die Axt auch noch an 
den Sozialstaat anlegt und die soziale Schieflage im 
Land verstärkt. Diese Regierung demonstriert tagtäg-
lich neu, daß sie Konfliktkurs gegen die sozial Schwä-
cheren steuert und daß ihr sozialer Ausgleich und 
gesellschaftlicher Konsens nichts mehr bedeuten. 

Der Unwille, zumindest aber das Unvermögen der 
Regierung, sozialverträgliche Strukturen im Land zu 
erhalten, provoziert mehr und mehr Arbeitskämpfe, 
provoziert Demons trationen, mehr als in einem intak-
ten Sozialstaat zur Regulierung von Interessenskon-
flikten notwendig wäre. Uns stehen im nächsten Jahr 
mit Sicherheit große Tarifauseinandersetzungen ins 
Haus. Wir hören schon jetzt täglich von Blockaden und 
Werksbesetzungen und wissen, daß die sozialen 
Spannungen zunehmen. Die Regierung darf sich 
rühmen, daß sie das alles wesentlich mitverursacht 
hat. 

Ich sage hier: Selbst wenn die Arbeitnehmer und 
ihre Gewerkschaften in naher Zukunft Niederlage auf 
Niederlage erlitten, würde es die Sache für Sie, leider 
aber auch für uns alle nicht besser machen; denn 
Resignation ist nur eine Reaktionsform der sozial 
Betroffenen, eine andere ist zunehmende Wut bis hin 
zum Haß, eine dritte ist die politische Radikalisierung 
zugunsten der Rechtsaußen in unserem Land. 

Das Produkt dieses gefährlichen Weges der Bun-
desregierung wird sein, daß der Wirtschaftsstandort 
Deutschland am Ende gemieden werden wird und daß 
die Regierung genau die Verschlechterung des Stand-
orts Deutschland produziert, die sie heute vorgibt 
abwenden zu wollen. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: So ein Unfug! 
Machen Sie doch mal einen Vorschlag!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch mal auf 
einen aktuellen bedeutsamen Beitrag unseres Bun-
deswirtschaftsministers zurückkommen, der ansatz-
weise eine Lösung anbietet, wie man  am Wirtschafts-
standort Deutschland die Arbeitslosigkeit bekämpfen 
kann. Wahrscheinlich weil Frau Kollegin Matthäus-
Maier den Regierungsfraktionen mit ihrem berühm-
ten Dienstmädchenprivileg immer auf den Wecker 
fällt, hat er sich wohl gedacht, daß man jetzt offensiv 
werden muß. Herausgekommen ist eine Arbeits-
marktstrategie, die darin gipfelt, die Ausweitung der 
steuerlichen Absetzbarkeit solcher Jobs vorzuschla-
gen. 

Mich hatte schon die Haushaltsdebatte im Septem-
ber stutzig gemacht, als der Kollege Schäuble in 
diesem Zusammenhang von einem wichtigen Be-
schäftigungsbereich sprach. Der Kollege Solms setzte 
dann noch eins drauf und führte die Chancengleich-
heit für Frauen ins Feld. 

(Zuruf von der SPD: Frauen zurück an den 
Herd!)  

Ich sage Ihnen, meine Herren Fraktionsvorsitzenden 
von CDU/CSU und F.D.P., und auch an die Adresse 
des Herrn Bundeswirtschaftsministers: Wir wollen 
Ihnen nicht nachstehen, was Vorschläge solcher Art 
angeht. Eine Dienstmagd ist ja ganz schön, aber wo 
bleibt denn die steuerliche Förderung von Haus-
knechten, von Butlern und von Gärtnern? Männer und 
Frauen sind schließlich gleichberechtigt in unserem 
Land. Denken Sie doch auch einmal an den schon 
nicht mehr vorhandenen Beruf und Broterwerb als 
Stallbursche! Wir haben so viele vermögende Hobby-
reiter in dem Land, die sich nur zeitweise um ihre 
Pferde kümmern können. Ich denke, hier gibt es noch 
Beschäftigungsmöglichkeiten. 
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Lassen Sie uns doch mal gemeinsam überlegen, wie 

man den fast gar nicht vorhandenen Beruf des Schuh-
putzers in Deutschland einbürgern könnte! Da liegen 
doch die Beschäftigungsmöglichkeiten regelrecht auf 
der Straße. Wie lange wollen wir uns denn diesen 
Standortnachteil gegenüber den USA noch leisten? 
Ich denke, da muß sich einiges ändern. Ich kann Ihnen 
nur sagen: Fröhlich weiter so! Zumindest die Kaba-
retts im Lande werden es Ihnen danken, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, 
würden Sie noch eine Zwischenfrage des Kollegen 
Hitschler gestatten? 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Aber gern. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Kollege, würden 
Sie mir zustimmen, daß es in diesem Lande rein 
zahlenmäßig mehr freigestellte Gewerkschaftsvertre-
ter als Betriebsratsmitglieder gibt als Schuhputzer in 
den Schichten, die Sie hier zu diskriminieren versucht 
haben? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Sie haben völlig 
recht. Gott sei Dank ist das noch so! Ich möchte nicht, 
daß sich an diesem Zustand etwas ändert. 
Meine Damen und Herren, wir sollten im Ernst 

dankbar sein für die offenen Worte der Herren 
Schäuble, Solms und Rexrodt über diese Arbeits-
marktperspektiven, die implizit auch gesellschaftli-
che Perspektiven sind. Das dürfen wir nicht verges-
sen. Im Prinzip — da hat der Kollege Schulz vom 
BÜNDNIS 90 recht — erübrigt sich die Beantwortung 
der Großen Anfrage der SPD, weil wir alle eigentlich 
die Antworten kennen. Sie kennen sie, wir kennen sie, 
und die SPD, die die Fragen gestellt hat, kennt 
natürlich die Antworten auch. Da machen wir uns 
nichts vor. Aber das ist, glaube ich, nicht das Problem. 
Die Frage ist doch letztlich, welches Gesellschaftspro-
jekt Sie im Kopf haben und was wir auf der linken 
Seite des Hauses eigentlich im Kopf haben. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Nichts, gar 
nichts!) 

Sie haben erklärt, daß Sie die im Industriesektor 
durch Produktivitätserfolge überflüssig gewordenen 
Arbeitsplätze zumindest zum Teil durch sogenannte 
„bad jobs", durch minderwertige Arbeit im Dienstlei-
stungssektor, auffüllen wollen. Sie wollen im Grunde 
genommen anknüpfen an das fragwürdige Beschäfti-
gungswunder in den USA in den 80er Jahren. Wir 
wollen diesen Weg nicht. Für uns ist eine hochmo-
derne und hochproduktive Industrie die Basis dafür, 
daß hohe Einkommen der Beschäftigten möglich sind 
und die Bezahlbarkeit eines öffentlichen und privaten 
Dienstleistungssektors mit ordentlichen Arbeitsver-
hältnissen gewährleistet wird. Wir wollen, daß hun-
derttausende neue Arbeitsplätze im Pflegebereich 
und im Umweltschutz entstehen, und wir wollen auch 
Arbeitszeitverkürzungen für alle. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Henn, Sie sind jetzt etwas über Ihre Redezeit. Ich 
möchte gerne, daß alle ihre Rede beenden, wenn sie 
ihre Redezeit überschreiten. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Ist in Ordnung. Ich 
werde meine Rede abkürzen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Sie sollen sie nicht 
abkürzen, Sie sollen bitte zum Ende kommen. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Ja. — Ich will in 
einem letzten Satz sagen: Alles in allem ist, so denke 
ich, die Große Anfrage der SPD-Fraktion ein richtiger 
Versuch, die Standortlüge der Bundesregierung zu 
entlarven. Es wäre schön, wenn wir sie doch noch dazu 
bringen könnten, die Hosen noch vor dem März 1994 
runterzulassen. 
Schönen Dank. 
(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Par-
lamentarische Staatssekretär Dr. Heinrich Kolb das 
Wort. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt in der Tat 
erste Anzeichen dafür — ich sage dies, auch wenn der 
Kollege Schulz es anscheinend lieber nicht hätte, 
wenn man den Silberstreif am Horizont erwähnt —, 
daß sich die konjunkturelle Lage stabilisiert hat. Die 
verfügbaren Frühindikatoren deuten darauf hin, daß 
wir bereits 1994 mit einem, wenn auch noch langsa-
men Wirtschaftswachstum in Westdeutschland rech-
nen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Aber ich sage auch: Selbst wenn das so ist, wird die 

Lage am Arbeitsmarkt zunächst noch schwieriger 
werden. Wir müssen davon ausgehen, daß Deutsch-
land am Ende dieser Rezession mit einer gegenüber 
früheren Rezessionen erhöhten Sockelarbeitslosig-
keit konfrontiert sein wird. Dieser Anstieg der Sockel-
arbeitslosigkeit ist aber nicht naturgegeben. Er ist 
vielmehr Zeichen und Resultat der strukturellen 
Schwächen, die sich über Jahre hinweg in der deut-
schen Wirtschaft eingenistet haben. Sie werden um so 
deutlicher fühlbar, als sich der internationale Wettbe-
werb im Zuge der Globalisierung der Märkte, der 
steigenden Mobilität des Kapitals und des techni-
schen Wissens sowie des Aufkommens neuer Wettbe-
werber, vor allem im asiatischen Raum, spürbar ver-
schärft hat. 
Die Bundesregierung hat auf diese Herausforde-

rung reagiert. Sie hat mit dem Bericht zur Zukunftssi-
cherung des Standortes Deutschland kein Statisti-
sches Jahrbuch, sondern ein handlungsorientiertes, 
konkretes Arbeitsprogramm zur Überwindung der 
Standortschwächen vorgelegt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Josef  Grünbeck [F.D.P.]: Und jetzt umset

-

zen!) 
Herr Professor Jens, nicht nur das Zurückpfeifen 

Ihres Parteivize Oskar Lafontaine, sondern auch die 
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Große Anfrage zur Feststellung der tatsächlichen 
Lage der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft und vor allem ihre Behandlung durch die SPD 
macht deutlich, daß die Sozialdemokraten bis heute 
nicht bereit sind, die strukturellen Probleme der 
deutschen Wirtschaft zur Kenntnis zu nehmen. Nach 
wie vor werden die Augen davor verschlossen, daß 
man die vor uns liegenden Herausforderungen eben 
nicht durch eine Politik des Verteilens von Einkom-
men und nicht durch eine Politik des Zuteilens der 
Arbeit durch Arbeitszeitverkürzung lösen kann, 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Was macht VW 
denn?) 

sondern daß es darum geht, die Wettbewerbskraft zu 
erhöhen, die Produktivität zu erhöhen, dafür zu sor-
gen, daß in neue, rentable Arbeitsplätze und in die 
Zukunft Deutschlands investiert wird. 

Die Bundesregierung hat mit dem hier wiederholt 
zitierten Standortbericht ein Gesprächs - und ein 
Kooperationsangebot an alle Verantwortlichen aus 
Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften verbunden. 
Die Große Anfrage der SPD-Fraktion über die tatsäch-
liche Lage der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft haben wir deshalb als günstige Gelegen-
heit für eine vertiefende Diskussion des Standortthe-
mas begrüßt. Leider, Herr Professor Jens, ist diese 
Chance vertan. 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Wir kommen wieder!) 

Wenn man  Ihre Tickermeldung von heute morgen, 
10.49 Uhr, die schon veröffentlicht ist, liest, drängt sich 
in der Tat der Eindruck auf, daß es Ihnen weniger um 
den Dialog mit der Bundesregierung denn um Stim-
mungsmache geht. 

Sie schreiben, die Regierung habe den Bericht zur 
Zukunftssicherung des Standorts Deutschl and ohne 
die Kenntnis der notwendigen ökonomischen Basis-
daten erstellt. Sie wissen genausogut wie ich, Herr 
Kollege Jens, daß das an der Realität vorbeigeht. Es ist 
wirklich die Frage, wessen völlige Inkompetenz mit 
derartigen Äußerungen untermauert wird. 

Sie sprechen von elementaren Basisdaten. Ich will 
es Ihnen ersparen, Ihnen Ihren kompletten Fragenka-
talog vorzuhalten. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Phrasenkatalog!) 

Sie fragen z. B. nach den Patentanmeldungen in den 
zehn größten Industrieländern, aufgeschlüsselt nach 
deutschen Erfindern, die im Ausland anmelden, nach 
Ausländern, die in Deutschland anmelden, und das 
Ganze differenziert nach Mehrfachanmeldungen seit 
1982. Sie fragen danach, wie sich die Belastung mit 
umweltbezogenen Kosten, differenziert nach pro Kopf 
der Bevölkerung, nach pro tausend Dollar Bruttoso-
zialprodukt in den zehn größten Industrieländern seit 
1982 entwickelt hat. Das geht ja alles noch. Ich frage 
mich aber, wie z. B. Ihre Frage 32 beantwortet werden 
kann: 

Welche Belastungen sind für US-Unternehmen 
im Rahmen der geplanten Änderungen bei der 
Krankenversicherung in den USA zu erwarten, 
und wie soll deren Finanzierung zukünftig ausse-
hen? 

Herr Kollege Professor Jens, ob es sich hierbei um 
ökonomische Basisdaten handelt, die die Bundesre-
gierung einem Bericht über die Zukunftssicherung 
des Standorts Deutschland hätte zugrunde legen müs-
sen, da habe ich meine erheblichen Zweifel. 

Wenn Sie damit drohen — so muß man sagen —, 
nach 43 Fragen in naher Zukunft noch 86 Fragen 
vorzulegen, das Ganze also zu verdoppeln, dann muß 
ich Ihnen sagen: Wir werden auch 86 Fragen nicht in 
drei Wochen beantworten können. 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Erst mal die 43 beant

-

worten, aber korrekt!) 

Wenn Sie dann Ihre Diskussion wollen — Sie 
könnten sie ja beim nächsten Mal besser timen; nicht 
die Bundesregierung ist ja daran schuld, daß wir heute 
und auch zu dieser Stunde diskutieren, wie Sie uns 
vorhin sinngemäß vorgeworfen haben —, dann lassen 
Sie uns trotzdem genügend Zeit, Ihre Fragen zu 
beantworten! 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Aber bis 1994, Herr 
Staatssekretär, das ist doch wirklich lächer

-

lich!) 

— Herr Kollege Professor Jens, wenn sich die Bundes-
regierung mehr als drei Wochen Zeit für die Beant-
wortung der Großen Anfrage zu den Stärken und 
Schwächen der deutschen Volkswirtschaft erbeten 
hat, dann doch nicht, weil es keine Antworten auf die 
von der SPD gestellten Fragen gibt, sondern weil eine 
sorgfältige Beantwortung — und ich unterstelle, daß 
Sie eine sorgfältige Beantwortung Ihrer Fragen wol-
len — angesichts des Umfangs des Fragenkatalogs 
— ich habe ja auch eine Stichprobe der Art der Fragen 
hier gegeben — von den statistischen und methodi-
schen Problemen her und auch wegen der vielfach 
verlangten umfangreichen internationalen Verglei-
che einfach längeren Atem und Aufwand erfordert. 

Die Tatsache -- ich sage es noch einmal —, daß die 
SPD jetzt eine schnelle Debatte anberaumt hat, zeigt 
meines Erachtens, daß sie wenig Interesse an  den 
Antworten hat. Das könnte ja auch nachdenklich 
machen. Es könnte vor allen Dingen erfordern, daß 
man  sich mit der Position der Bundesregierung und 
mit der wirtschaftlichen Realität in unserem L and 
auseinandersetzt. Aber es wird ja schon nicht zur 
Kenntnis genommen, daß die Bundesregierung in 
ihrem Standortbericht eine ganze Reihe von Belegen 
für strukturelle Fehlentwicklungen in der deutschen 
Wirtschaft auch im internationalen Vergleich gege-
ben hat. Und das ist schade. 

Daß Handlungsbedarf besteht, kann eigentlich von 
niemand ernsthaft in Frage gestellt werden. Es ist 
erstens doch nicht zu übersehen, daß Deutschland zu 
den Ländern mit einer überdurchschnittlich hohen 
Abgabenbelastung gehört. Um hier einmal einige 
ökonomische Basisdaten zu nennen, Herr Professor 
Jens: Die Steuer- und Abgabequote ist von 40,7 % im 
Jahre 1990 auf 43,7 % im Jahre 1992 gestiegen. Im 
kommenden Jahr werden mit der Erhöhung der So-
zialbeiträge und der Mineralölsteuer die 44 %-Marke 
und im Jahr 1995 mit dem Solidaritätszuschlag sogar 
die 45 %-Marke überschritten. Das begründet ja einen 
Handlungsbedarf an  sich. 
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Aber ich kann Ihnen auch noch den internationalen 
Vergleich nennen. Bei den Hauptkonkurrenten Japan 
und USA lag 1992 die Abgabenquote bei 31 % bzw. 
34%. 

Herr Kollege Schulz, Sie haben sich beklagt, daß 
hier niemand auf Ihren Gesetzentwurf über eine 
Investitionshilfeabgabe eingeht. Aber ich muß sagen, 
daß es sich angesichts dieser Datenlage geradezu 
verbietet, über Ihren Gesetzentwurf nachzudenken, 
der den deutschen Unternehmen erhebliche neue 
Belastungen — im Anfangsjahr von 12 %, auf den 
Nettogewinn gerechnet — aufbürdet. Wenn das so 
aufgebrachte Geld dann noch von Vergabeausschüs-
sen, in denen Landes- und Kommunalvertreter, Ver-
treter der Bundesanstalt für Arbeit, der Gewerkschaf-
ten und der Umweltverbände sitzen, auf die Ost-
Unternehmer verteilt werden soll, dann kann man sich 
lebhaft vorstellen, wie mit dieser Extremvariante der 
Investitionslenkung die Standortentscheidungen der 
Unternehmen in Deutschland — wirklich nicht zugun-
sten der Bundesrepublik — beeinflußt werden kön-
nen. Vielmehr werden sich solche Unternehmen neue 
Standorte für Investitionen suchen, aber diese werden 
nicht in Deutschland sein, in Ostdeutschland nicht und 
auch in Westdeutschland nicht. 

Zweitens ist nicht zu übersehen, daß die Sozialbei-
träge in den letzten 20 Jahren, vor allem als Resultat 
strukturell steigender Sozialausgaben, erheblich ge-
stiegen sind. Während vor 20 Jahren die Sozialbei-
träge noch unter 29 % der beitragspflichtigen Einkom-
men lagen, liegen sie jetzt bei 37,4 %, und sie steigen 
weiter. Das hat auch sehr wenig mit der Finanzierung 
der deutschen Einheit zu tun. 

Es kann nicht übersehen werden, daß die Produk-
tionskosten in Deutschl and, vor allem doch die Lohn-
und Lohnnebenkosten, zu hoch sind. Die Lohnpolitik 
hat sich in den letzten Jahren zuwenig an beschäfti-
gungspolitischen Erfordernissen orientiert. Die Lohn-
stückkosten in Westdeutschland — auch das sind 
ökonomische Basisdaten — sind in den letzten drei 
Jahren um durchschnittlich je 4 % per annum gestie-
gen. Diese nicht am Produktivitätsfortschritt ausge-
richteten Lohnsteigerungen der letzten Jahre — auch 
und vor allem in den neuen Bundesländern — haben 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
stark beeinträchtigt. Wir können auch nicht überse-
hen — das sind ebenfalls ökonomische Basisdaten —, 
daß im internationalen Vergleich in Deutschland die 
Arbeits- und Maschinenlaufzeiten am unteren Ende 
der Skala liegen. 

Wie auch immer, der Großen Anfrage der SPD liegt 
offensichtlich die These zugrunde, daß es weniger die 
Lohnkostensteigerungen waren, sondern vor allem 
die Aufwertung der D-Mark infolge eines restriktiven 
geldpolitischen Kurses der Bundesbank. Dies zeigt, 
daß die SPD wichtige gesamtwirtschaftliche Zusam-
menhänge ignoriert und aus alten Fehlern nichts, aber 
auch gar nichts gelernt hat. 

(Zuruf des Abg. Dr. Uwe Jens [SPD]) 

Sie ist trotz aller Erfahrungen auch heute gewillt, die 
gesamtwirtschaftliche Stabilität zugunsten ungewis-
ser und allenfalls kurzfristiger konjunktureller S troh-
feuereffekte aufs Spiel zu setzen, nach dem Motto, 
Herr Professor Jens: lieber 5 % Inflation als 5 % 

Arbeitslosigkeit. Aber das kann es nun wirklich nicht 
sein. 

Das Ausmaß der Aufwertung ist im übrigen wahr-
scheinlich sehr viel geringer, als Sie vermuten. 
Gegenüber 1983 ist der reale Außenwert nach unse-
ren Berechnungen gegenüber 18 Industrieländern 
nur um 4,3 % gestiegen. Vor 14 Tagen war im „Han-
delsblatt" sogar nur — auf Spitzenjahr 1987 basie-
rend — von 2,5 % die Rede. Man muß auch sehen, daß 
am Anfang der jetzigen Aufwertungsphase keine 
restriktive Geldpolitik stand, sondern Fehlentwick-
lungen u. a. im Bereich der Lohnpolitik ursächlich 
waren. Wir haben auch nie versucht, monokausal die 
gegenwärtigen Probleme mit zu hohen Lohn- und 
Lohnnebenkosten zu erklären, sondern wir haben 
auch auf die hohe Abgabenlast, die vielfältigen Bela-
stungen aus der Überregulierung, die in vielen Berei-
chen zu verzeichnen sind, die Kosten der Inflexibilitä-
ten am Arbeitsmarkt, die Kosten der zuwenig effizien-
ten Erfüllung von Aufgaben durch den Staat, obwohl 
Private dies effizienter leisten könnten, hingewiesen. 
Es geht nicht darum — ich sage das ganz deutlich —, 
mit den Arbeitskosten von Billiglohnländern zu kon-
kurrieren. 

Ich sage auch, wir haben durchaus noch große 
Vorsprünge in der Produktivität und auch bei anderen 
Standortfaktoren, die im Weltmaßstab auch höchste 
Arbeitskosten rechtfertigen und zulassen. Aber, wir 
müssen zur Kenntnis nehmen, daß das mit der Voll-
beschäftigung verträgliche Maß in den letzten Jahren 
überschritten worden ist und die Bundesregierung 
— und namentlich der Bundeswirtschaftsminister — 
rechtzeitig und frühzeitig darauf hingewiesen hat. 
Arbeit ist reichlich vorhanden, aber Arbeit muß 
bezahlbar bleiben. Damit sie bezahlbar bleibt, brau-
chen wir eine effiziente Bildungspolitik. Wir brauchen 
Höchstleistungen in Forschung und Entwicklung. Das 
ist nur zu erwarten — eine Binsenweisheit an sich, 
aber offensichtlich nicht allen gegenwärtig —, wenn 
diejenigen, die sie erbringen, nicht dauernd Steine in 
den Weg gelegt bekommen und man ihnen mit 
bürokratischen Hemmnissen und Verboten jegliche 
Motivation nimmt. 

Was wir mehr als Geld für die Forschungsförderung 
brauchen, ist ein Klima der Aufgeschlossenheit für 
den technischen Fortschritt. Das sind Tatsachen, die 
sich übrigens kaum in die statistischen Kennziffern 
eines internationalen Vergleichs gießen lassen, und 
vielleicht werden sie auch von Ihnen, von der SPD, 
deswegen ignoriert. Wir werden sie deshalb noch 
lange nicht ignorieren. Ich meine, wir sind mit unse-
rem Konzept zur Sicherung des Standorts Deutsch-
land auf einem guten, auf dem richtigen Weg. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Bevor ich dem 
Kollegen Dr. Hermann Pohler das Wort erteile, möchte 
ich noch einmal auf den Sinn des roten Lämpchens 
und der Zeitanzeige hinweisen. Es bedeutet nämlich, 
daß die Zeit abgelaufen ist. Wenn dort eine Zahl 
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aufleuchtet, sind das die Minuten, die gegenüber der 
angemeldeten Redezeit abgelaufen sind. 

(Parl. Staatssekretär Dr. Hein rich L. Kolb: 
Was bedeutet minus Null?) 

— Das bedeutet, daß Sie zu Ende sind. Minus eins 
bedeutet, daß Sie die Zeit um eine Minute überzogen 
haben. In Ihrem Fall sind es 1 Minute und 23 Sekun-
den, um es genau zu sagen. 

Nun hat der Kollege Dr. Hermann Pohler das 
Wort . 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn wir 
heute über die Feststellung der tatsächlichen Lage der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft spre-
chen, so haben wir auch die Situation der Wirtschaft in 
den neuen Ländern zu berücksichtigen. 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um den mir sehr 
wichtigen Aspekt der Ausgangslage der DDR-Wirt-
schaft vor der Wiedervereinigung aufzuzeigen. Es 
wird wiederholt auch von Mitgliedern dieses Hohen 
Hauses — dabei habe ich vor allem auch die Vertreter 
der SPD-Fraktion im Auge — vom Plattmachen der 
Wirtschaft der ehemaligen DDR gesprochen. Ein 
Plattmachen ist aber nur dann möglich, wenn es 
vorher funktionierte und tatsächlich in Gang war. 

Wie marode die wirtschaftliche Lage hingegen 
wirklich war, ist heute bekannt. So hat der Vorsit-
zende der Staatlichen Plankommission, Gerhard 
Schürer, im Oktober 1989 eine Analyse der wirtschaft-
lichen Lage der DDR für den Generalsekretär Krenz 
angefertigt. Dort heißt es wörtlich: 

Die Investitionen wurden auf einige Vorzeigeob-
jekte konzentriert, ohne den geplanten Nutzen zu 
erreichen, die Mehrzahl der Bet riebe wurde ver-
nachlässigt. Der Verschleißgrad der Ausrüstung 
in der Industrie be trägt 1989 53,8 % und im 
Bauwesen 67 %. In bestimmten Bereichen der 
Volkswirtschaft sind die Ausrüstungen so stark 
verschlissen, daß der Instandhaltungs- und Repa-
raturaufwand ökonomisch uneffektiv ist. 

Selbst beim Vorzeigeobjekt, der Mikroelektronik, 
kam Schürer zu dem Schluß, daß die Produktionsko-
sten dieser Erzeugnisse weit über den Kosten des 
internationalen Standes lagen und jährlich 3 Milliar-
den DM Zuschuß erforderten. Daß unter diesen 
Umständen der geplante Export in das sogenannte 
NSW — also das nichtsozialistische Wirtschaftsge-
biet — nicht erbracht werden konnte, ist verständlich. 
Auf Grund der damit eingetretenen Verschuldung 
wurde in der Analyse die Zahlungsunfähigkeit festge-
stellt. Das war also die wirtschaftliche Situation im 
Osten Deutschlands zur Zeit der Wiedervereini-
gung. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Das muß 
viel öfter gesagt werden!)  

Eine weitere Verschlechterung trat für alle sichtbar 
mit dem Zusammenbrechen der Ostmärkte ein, auf 
die die Industrie der DDR bekanntlich zu 80 bis 90 % 
ausgerichtet war. Das zeigt: Es gab und gibt keine 
Alternative zu dem oft schmerzlichen Prozeß der 
Privatisierung mit Anpassung an die Bedingungen der 

Marktwirtschaft. Unter der Beachtung dieser Aus-
gangsbedingungen sind die Ergebnisse der Privatisie-
rungsleistungen der Treuhandanstalt einzuordnen. 
Ich will  an dieser Stelle nicht näher auf die fast 13 000 
Privatisierungen, den Erhalt von 1,5 Millionen 
Arbeitsplätzen und die Investitionszusagen von über 
80 Milliarden DM eingehen. 

Im Jahresgutachten des Sachverständigenrates 
1993/1994 wird festgestellt, daß die wirtschaftliche 
Entwicklung in den jungen Bundesländern 1993 
weiterhin deutlich aufwärts gerichtet ist und daß das 
Bruttoinlandsprodukt mit 6,5 % über dem des Vorjah-
res liegt. Trotz Rezession wird auch für 1994 ein 
Wachstum zwischen 6 und 7 % vorausgesagt. Es ist 
damit erkennbar, daß wir auf dem richtigen Weg sind, 
auch wenn die Bezugsgröße, also der Produktionsum-
fang nicht befriedigen kann. 

Als Abgeordneter aus den neuen Bundesländern 
weiß ich in besonderer Weise um die großen Probleme 
der ostdeutschen Unternehmen. Dennoch macht der 
Aufbau der Wirtschaft immerhin spürbare Fo rt

-schritte. Investitionen in Höhe von ca. 136 Milliarden 
DM haben sowohl die Modernisierung der Anlagen 
als auch die Erneuerung und Verbesserung der Pro-
dukte vorangebracht. 

Es ist jedoch kein Geheimnis, daß die ostdeutschen 
Unternehmen in der Regel große Schwierigkeiten 
haben, sich im überregionalen Wettbewerb zu 
behaupten. Die Ursachen für die Schwierigkeiten 
beim Aufbau einer Exportbasis sind vielschichtig. 
Dabei spielen Kostennachteile eine wichtige Rolle. 
Dagegen wurden Qualitätsmängel der Produkte wei-
testgehend abgestellt. 

Dies sind aber nicht die entscheidenden Ursachen. 
Ein wesentlicher Grund ist vielmehr, daß die ostdeut-
schen Produzenten auf diesem Markt noch zuwenig 
bekannt sind und daher etablierten Konkurrenten nur 
durch intensive Absatzpolitik Marktanteile abringen 
können. Das erfordert bekanntlich Zeit, Geld und 
Erfahrung, Faktoren, über die die Be triebe in der 
Regel nicht in ausreichendem Maße verfügen. Daher 
sind sie auf Unterstützung angewiesen. 

Die Lücke, die in dieser Hinsicht zwischen westli-
chen Unternehmen und ostdeutschen Anbietern 
klafft, führt zu den bekannten schmerzhaften Hinder-
nissen für einen echten Aufschwung. Das erforderli-
che Gleichgewicht herzustellen wird ein großes Maß 
an Zeit und auch weitere Förderung ostdeutscher 
Unternehmen erfordern. Die zur Absatzförderung 
eingeleiteten Maßnahmen, wie etwa die finanzielle 
Unterstützung bei der Teilnahme an Messen und die 
Einkaufinitiative Ost, die durch die Treuhand initiiert 
wurde, sind ein Schritt in die richtige Richtung. 

Einen positiven Trend gibt es auch bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge. Wir dürfen aber nicht verken-
nen, daß die Ergebnisse der Vorzugsregelungen für 
ostdeutsche Unternehmen nicht befriedigen können. 
Ich hoffe sehr, daß sich die Erfolge durch die nun 
eingesetzten „Vergabebeauftragten Ost" erhöhen 
lassen. 

Weitere — damit meine ich nicht neue, sondern 
alternative — Fördermöglichkeiten sollten geprüft 
werden. Ich denke hier z. B. an die vielfach diskutierte 
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Anwendung der Wertschöpfungspräferenz sowie 
eine verstärkte Förderung der Innovationen, also 
Forschung und Entwicklung, und vor allem an die 
Gewährung von Fördermitteln für Werbeaktionen. 
Dabei geht es mir nicht um zusätzliche finanzielle 
Mittel, sondern, wie gesagt, um Umschichtungen. 
Denn wir wissen doch alle, daß allein die Förderung 
von Investitionen nicht zum Ziel führt, wenn der 
Absatz der Produkte nicht gewährleistet ist. 
Zur Zeit sind Unterstützung und Fördermittel für 

viele Betriebe in den neuen Bundesländern unum-
gänglich. Doch kein privatisiertes Unternehmen ist 
auf eine langfristige Subvention ausgelegt. Ich bin 
daher überzeugt, daß diese Betriebe, wenn man ihnen 
die Chance gibt, auf der Basis eines vernünftigen 
Preis-Leistungs-Verhältnisses zu arbeiten, in abseh-
barer Zeit ihre Chance auch auf ausländischen Märk-
ten nutzen werden. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Dietrich Sperling. 

(Dr. Dietrich Sperling [SPD]: S ancta Bavaria, 
ich möchte hier in Ihrem Angesicht sprechen 
und Sie nicht im Nacken sitzen haben!) 

Herr Kollege, das ist Ihnen unbenommen, auch wenn 
ich absolut nicht zu den Heiligen gehöre. Bitte 
schön. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD) (vom Platz sprechend): 
Frau Präsidentin! Liebes leeres Plenum! Wir diskutie-
ren über den Wissensstand der Bundesregierung in 
einer Situation unserer Wirtschaft, die ich wie folgt 
kurz kennzeichne: Wir sind ein reiches Land mit 
— wie Herr Pohler eben dargelegt hat — einer Reihe 
von sehr armen Ecken und vielen unerledigten Auf-
gaben und hoher Arbeitslosigkeit. Fällt da nicht 
eigentlich jedem auf, daß wir unseren Reichtum 
anders nutzen müßten, damit die unerledigten Aufga-
ben erfüllt und die Arbeitslosigkeit vermindert wird? 
Wenn das unsere gemeinsame Einsicht wäre, dann 
würden wir nicht so zufrieden klingende Reden von 
der Regierungsseite gehört haben. Denn dann würde 
sie es umtreiben, daß das offensichtlich gar nicht 
geschieht, daß der Reichtum dieses Landes nicht 
genutzt wird, um Arbeitslosigkeit zu vermindern und 
Aufgaben zu erledigen. 

(Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktions

-

los]: Das ist immer mein Thema! — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

— Ja, und deswegen sollten Sie bald woanders 
darüber reden, nicht hier. Denn es nutzt uns ja nichts, 
daß dieses auch Ihr Thema ist. Sie haben noch andere 
Themen, und diese sollten Sie lieber woanders hintra-
gen. — Dies ist also die Lage, und Sie hören dem ja 
Gott sei Dank etwas betroffen zu. 

Nun zum Wissensstand der Bundesregierung: Da 
wird gesagt — das hat auch Herr Henn gesagt —, 
eigentlich wüßten alle die Antworten auf die Fragen. 
Herr Henn, wenn ich diesen Optimismus teilen 
könnte, wäre mir wohler. Ich glaube, daß die Antwort 
des beamteten Staatssekretärs in dem Ministerium,  

das Herr Kolb hier vertritt — wie ich sagen muß, auf 
sympathische, wenn auch etwas hilflose Art und 
Weise, wie es dem Ministerium angemessen ist —, uns 
glauben läßt, die Bundesregierung ahne nur. Auf der 
Basis gesicherten Wissens wird Ihre Politik nicht 
gemacht. Wäre ich sehr freundlich, würde ich Goethe 
zitieren und den Staatssekretär anschauen und sagen: 
Du ahnungsvoller Engel du. 

Ich würde Sie lieber als jemanden ansprechen, der 
das Wissen der Bundesregierung präsent macht. Herr 
Kolb, es tut mir leid, das Lob kann ich Ihnen nicht 
aussprechen. 

Ich möchte Ihnen aber etwas aus meiner Erfahrung 
sagen: Ich war einmal zu Zeiten des Wirtschaftsmini-
sters Friderichs Berichterstatter im Haushaltsaus-
schuß für Ihr Ressort. Wenn ich da die 43 Fragen 
genommen hätte und hätte einen Fraktionsmitarbei-
ter meiner Fraktion gefragt: „Sag mal, ich muß ganz 
schnell auf diese 43 Fragen Antworten haben," dann 
hätte er gesagt: „Ruf im Wirtschaftsministerium an, 
die stellen dir sofort eine Referentenrunde zusammen. 
Du hast an  einem Nachmittag die Antworten." 

Seither, Herr Kolb, haben wir in dem Ministerium, in 
dem Sie arbeiten dürfen, eine Art Mann-Oh-Mann-
Oh-Mann-Show gehabt, von Bange-, Haus- und Möl-
lemann, und nun — nomen est omen — suchen wir 
nach dem Märchen „Des Kaisers neue Kleider" nach 
Rexrodts intellektueller Einkleidung. Die ist aller-
dings genauso geraten, wie Kaisers neue Kleider in 
dem Märchen. Er hat nichts an, was intellektuelle 
Einkleidung zu dem Wissensstand unserer Wettbe-
werbsfähigkeit ist. 

Es nützt nichts, daß Sie uns freundlicherweise 
vortragen, daß sich in Deutschland eine Reihe von 
Daten verändert haben. Wir haben bewußt danach 
gefragt, wie das im Vergleich mit anderen Ländern 
ist, damit man unsere Wettbewerbsposition im Ver-
gleich mit anderen Ländern überprüfen kann. 

Wenn ich nun Ihr Mitarbeiter sein dürfte, Herr Kolb, 
dann hätte ich Ihnen gesagt: Gucken Sie mal, hier ist 
der Monatsbericht der Bundesbank vom November. 
Hier finden Sie ein paar aktuelle Zahlen, einschlägig 
zu dem Thema, zu dem Sie reden müssen. Die Zahlen 
gelten für zehn Länder, nein, sogar für elf. Ich hätte 
Ihnen gesagt: Beim Sachverständigenrat haben wir 
gerade den Bericht vorgelegt. Da können Sie hinein-
gucken, auch da finden Sie eine Reihe von Zahlen. Wir 
haben neuerdings Faxgeräte im Ministe rium, zu Fri-
derichs' Zeiten war das noch nicht der Fall. Man kann 
sich etwas von der OECD zufaxen lassen. Der Wissen-
schaftliche Dienst des Bundestages ist nicht so 
schlecht, daß man dort nichts nachfragen könnte. M an 

 kann dort etwas erfahren. Es gibt eine Vielzahl von 
Forschungsinstituten, die aus dem Haushalt des Wirt-
schaftsministeriums mitfinanziert werden. Die ma-
chen dort  Strukturenqueten. Die wissen auch etwas 
über die Vergleichszahlen anderer Länder. 

Es hätte keine drei Tage gedauert, Herr Kolb, und 
die 43 Fragen wären von den Mitarbeitern eines guten 
Wirtschaftsministe riums, das an  seiner Spitze intellek-
tuelle Weisheit vertreten könnte, beantwortet worden. 
Dies ist nicht der Fall. Das Ministerium ist verarmt. Das 
Wissen, das Sie aus diesem Ministe rium mitgebracht 
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haben, ist zu mangelhaft, um Wirtschaftspolitik zielsi-
cher auf diesem Wissensstand zu betreiben. 

Ich gebe Ihnen zu — das hat auch ein Teil der 
Debatte hier bewiesen—, Sie sprechen ahnungsvoll. 
Es gibt massive Mehrheiten der Publizistik, so habe 
ich den Eindruck, die genauso ahnungsvoll, aber auch 
nicht präzise wissend, die allgemeinen Vorurteile 
wiederbeten und herbeibeten, mit denen zur Zeit 
Wirtschaftspolitik begründet wird. 

Eine saubere Analyse auf Grund von Zahlen im 
abgewogenen Vergleich und eine durch mehrere, auf 
Grund von Wissensbasis gewichtete Faktoren ge-
kennzeichnete Wirtschaftspolitik wären mir lieber. 
Nun möchte ich etwas dazu sagen, woher diese Armut 
kommt. 

Ich glaube, daß in den Wirtschaftswissenschaften, 
so wie sie jetzt im Ministerium vertreten sind, die 
Modelltheoretiker den großen Ton angeben. Das 
wäre so ähnlich, als würde sich der Verkehrsminister 
jemanden als Staatssekretär ins Haus nehmen, der 
etwas von Modelleisenbahnen versteht, um ihn die 
Bundesbahn sanieren zu lassen. 

Ich will keine Schleichwerbung für eine der Modell-
eisenbahnfirmen machen. Aber nehmen wir doch 
einmal an, Marklin hätte in drei schönen Zimmern im 
Ministerium eine Bahn aufgebaut und es gäbe einen 
Beamten, der das perfekt beherrscht, der wäre ein 
Modelltheoretiker. So einen Modellmenschen haben 
Sie, wie ich fürchte, in dem Ministerium. Der ist gar 
nicht daran interessiert, wie die Wirklichkeit aussieht, 
sondern nur daran, daß das Modell funktioniert. 

Ich bin ganz sicher, Herr Kolb, die Zahlen, die Sie 
wissen, von denen Sie sagen, wir wüßten sie alle, 
passen nicht in das Mode ll, das als intellektuelle 
Einkleidung Ihrem Minister mitgegeben wird und das 
zu dürftig ist, in dem er nackt aussieht. 

Es ist die Wirklichkeitsunwilligkeit jener Modell-
theoretiker, die sich in dem Ministe rium ausgebreitet 
haben, die dazu führt, daß Sie uns diese Antwort 
gegeben haben, die Herr Eekhoff aufgeschrieben 
hat. 

Wenn wir die Fragen Stück für Stück durchgehen 
würden, würden Sie merken, daß die Antworten gar 
nicht so schwerfallen. Es ist das Nachschlagen von 
Berichten, die man in der Tat mit einigem Fleiß 
zusammentragen kann, um dann unter ganz bestimm-
ten Gesichtspunkten die Vergleichszahlen der Länder 
zu holen. Das ist eine Fleißarbeit, die nach meiner 
Ansicht von drei Mitarbeitern in drei Nachmittagen zu 
schaffen wäre. Das ist nicht unverschämt viel. 

Aber so, wie Sie uns die Antwort geben, wissen wir 
nun, daß die Bundesregierung zuwenig weiß, um die 
Wirtschaftspolitik wirklich zu begründen, die sie führt. 
Ihre Wirtschaftspolitik beruht auf Ahnungen, von 
denen man  nicht einmal wissen wi ll , ob sie berechtigt 
sind. 

So kommt dann etwas zustande, was dazu führt, daß 
Sie den sozialen Frieden in diesem Lande stören, weil 
Sie manche Faktoren völlig falsch gewichten, Fakto-
ren, die auch eine Rolle spielen, sicher, die aber nicht  

die entscheidende Rolle spielen, so, wie Sie sie behan-
deln. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das ist eine Rede, wenn Sie es genauer wissen 
wollen, das darf man von solchen Plätzen. Sie könnten 
es ja auch machen. 

(Dr. Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktions

-

los]: Eine gute Rede!) 

— Vielen Dank. Aber ich werde von Ihnen ungern 
gelobt. Das sollte jeder wissen. 

Das, was als Wirtschaftspolitik gemacht wird, stört 
den sozialen Frieden im Land. Der soziale Friede ist 
ein Standortfaktor, der in dem Wissen der Bundesre-
gierung gar nicht erst vorzukommen scheint. Sonst 
könnte sie so nicht handeln. Es wäre auch wichtig, zu 
wissen, wie dies im Vergleich mit anderen Ländern 
aussieht. 

Es wäre gut, wenn uns die Bundesregierung vortra-
gen könnte, mit welchen Zahlen sie eigentlich ihr 
Handeln abstützt. Statt dessen tragen Sie uns immer 
wieder politische Handlungsprogramme auf der Basis 
dumpfer Ahnungen vor. Und Herr Grünbeck ruft 
immer: Man  muß umsetzen, man  muß handeln! Es 
wäre gut, wenn Sie uns Zahlen vortragen könnten, bei 
denen plausibel würde, warum in unserem Land die 
Annen ärmer und die unerledigten Zustände größer 
werden müssen, damit wir konkurrenzfähiger wer-
den. 

Ich glaube nichts von alledem. Nicht nur glaube ich 
nichts von alledem, sondern ich weiß, daß das, was 
andere Staaten ihrer Wirtschaft ebenfalls als sozial zu 
tragende Kosten, als Kosten deren Typs sozialer 
Marktwirtschaft zumuten, ebenfalls Größenordnun-
gen erreicht, bei denen wir den Abbau des sozialen 
Charakters nicht so weit treiben müssen, wie Sie dies 
vorschlagen. 

Sie könnten sich ja vergewissern, wie grausam Sie 
sein müssen. Aber Sie tun es gar nicht. Ich behaupte, 
Ihre Grausamkeit ist völlig überflüssig. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Wenn Sie die 
Antworten auf Ihre Fragen haben, warum 

stellen Sie sie dann?) 

Weil dies so ist, warten wir auf die Antworten auf 
unsere Fragen. Sie sind ja immer noch dran; Sie 
entgehen dem Problem nicht. Deswegen rate ich 
denen, die hier dann sitzen — vielleicht wieder in so 
kleiner, angenehmer Runde —, sich genauer auszurü-
sten. Also: Wer sagt, der VW Golf sei lange Zeit zu 
teuer gewesen — das hat hier einer gesagt, der 
inzwischen gegangen ist —, der mag ja recht haben. 
Aber warum haben denn die Vorstandsmitglieder von 
VW so lange so hohe Gelder für eine Produktion 
bezogen, deren Kosten nicht wettbewerbsfähig 
waren? 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Es wurde ein 
14. Monatsgehalt bezahlt!) 

Warum mußte man  dann den teuren Lopez noch 
einkaufen? Wofür wurden eigentlich die Manager 
bezahlt? Warum müssen die nicht büßen? Fragen nach 
sozialer Gerechtigkeit, die sich doch auch an andere 
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richten können als an  die Arbeitslosen, bei denen 
nach Ihrer Meinung gekürzt werden soll! 
Wäre da nicht ein höherer Steuersatz bei denen, die 

viel verdienen, gewissermaßen zur pädagogischen 
Ermunterung zu größerem Einfallsreichtum in der 
Wirtschaft zweckmäßig gewesen? Könnte m an  nicht 
bei manchen Abschreibungen differenzieren, damit 
der Innovationscharakter in unserem wirtschaftli-
chen Handeln steigt? Gäbe es nicht Möglichkeiten, 
dazu zu ermuntern? Sie haben einen großen beamte-
ten Apparat, Herr Kolb. Aber offensichtlich trauen Sie 
dem nicht einmal mehr zu, daß er innovativer sein 
kann, als sich die deutsche Wirtschaft bisher verhalten 
hat. Dabei war es früher einmal eine A rt  Kennzeichen 
im Wirtschaftsministe rium, daß von dort Einfälle 
kamen, weil man  Tatsachen genauer betrachtete als 
heute und weil man eine genauere Kenntnis des 
wirklichen Standes unserer Wirtschaft hatte. Diese ist 
verlorengegangen. Darum, Herr Kolb, müssen auch 
Sie mit in die Opposition, so sympathisch Sie sind. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — Dr. Wal

-

ter Hitschler [F.D.P.]: Das ist eine Ansamm

-

lung von Vorurteilen! Hochmut kommt vor 
dem Fall ! Das steht schon in der Bibel!  — 
Dr.  Rudolf Karl Krause [Bonese] [fraktions

-

los]: Das ist eine Analyse, aber keine Thera

-

pie! — Gegenruf des Abg. Dr. Dieter Sperling 
[SPD]: Die kommt!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Hansjürgen Doss das Wort. 

Hansjörgen Doss (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Ich 
spreche sehr gerne vor Ihnen und habe Sie vor mir. 
Wenn ich jetzt nach draußen komme und gefragt 

werde, was denn die SPD geboten hat, dann sage ich: 
Ich bin mit Professor Uwe Jens der Meinung, daß eine 
Wirtschaftsdebatte in eine bessere Zeit gehört, insbe-
sondere in dieser sehr schwierigen Phase der deut-
schen Wirtschaft; da hat er absolut recht. Dann haben 
wir den Herrn Sperling von den Sozialdemokraten 
gehört, der eine mehr pädagogische, sehr bewußt 
intellektuelle Fabulierung über die Bereiche von Gott 
weiß was allem, aber nur am Rande vielleicht ein 
bißchen von der Wirtschaft hier zum Besten gegeben 
hat. Das war außerordentlich amüsant. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Meine lieben Kollegen! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Hans Mundorf schrieb am 16. No-
vember 1993 im „Handelsblatt": 

Man  stelle sich vor, aus dem Laden des Metzgers 
von nebenan dröhnt täglich der Familienkrach: 
Unser Meister kann nichts, unsere Gesellen sind 
faul und schmutzig, unsere Wurst ist verdorben, 
unsere Öffnungszeiten sind zu kurz, und alles in 
allem sind wir auch noch viel zu teuer. Welcher 
Kunde würde diesen Laden noch betreten? 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Wahr, wahr! So ist 
es!) 

— Stimme mir nicht zu früh zu; ich habe das eine oder 
andere noch da drin. Da muß die Freundschaft geprüft 
werden. 

Hans Mundorf hat recht, keine Frage: So dürfen wir 
die Standortdebatte, meine lieben Kollegen, in 
Deutschland mit Sicherheit nicht führen. Umgekehrt 
hat es keinen Sinn, daß wir uns glücklich reden und 
rechnen und uns gesundbeten. 
Im Klartext — jeder weiß das, und das sollte unbe-

stritten sein —: Die Wirtschaft hat nicht nur einige 
Schwächen im Augenblick, sondern sie hat ernsthafte 
Probleme. Es ist in der Wirtschaft und in der Gesell-
schaft eine Art von trügerischer Selbstzufriedenheit 
entstanden. Antriebskraft und Dynamik haben nach-
gelassen. Es scheint das Empfinden vorzuherrschen: 
Es wird schon irgendwie weitergehen. 
Nach über zehn Jahren wirtschaftlichen Erfolges 

dieser Bundesregierung, Herr Staatssekretär, hat sich 
in breiten Schichten unserer Bevölkerung — ich 
nehme dabei niemanden aus — ein von der Realität 
abgehobenes Lebensgefühl breitgemacht. Dieses 
Lebensgefühl kommt in einem verräterischen Beg riff 
zum Ausdruck, das ist der Beg riff „Besitzstand". Auch 
bei den Verhandlungen um die Viertagewoche bei 
VW wurde er vom Verhandlungsführer der IG Metall 
herangezogen: Die VW-Arbeiter müßten auf wohler-
worbene Besitzstände verzichten. Ein trügerisches 
Bild! Es gibt keinen einklagbaren Anspruch auf Hoch-
konjunktur. 

(Beifall des Abg. Dr. Rudolf Karl Krause 
[Bonese] [fraktionslos]) 

Wir können uns der manchmal bitteren Erkenntnis 
nicht entziehen, daß alles, was wir im Wohlstand 
erwarten, nur auf Grund eigener Leistung erreichbar 
ist. Dabei reicht keineswegs das subjektive Gefühl 
aus, daß man selbst etwas leiste. Der unerbittliche 
Maßstab dafür ist allein der Markt, an dem sich jedes 
Wirtschaftssubjekt die von ihm beanspruchte Lei-
stung erwirtschaften muß. Alles andere ist Illusion. 
Genau das Gegenteil, lieber Professor Jens, dieser 

realistischen Sicht der Dinge propagiert jedoch die 
SPD, indem sie vorgaukelt, Wohlstand und Arbeits-
plätze könnten am Markt vorbei durch staatliches 
Handeln geschaffen werden. 
Den jüngsten Beweis dafür liefert die Stellvertre-

tende SPD-Vorsitzende Heidemarie Wieczorek-Zeul 
in ihrer Aussage: „Das Schicksal von annähernd 
20 Millionen Arbeitslosen in Europa kann man nicht 
den Kräften des Marktes überlassen." „dpa" von 
gestern. 
Als großes Versagen der Marktwirtschaft wird die 

Massenarbeitslosigkeit dargestellt. Sie wird ihr 
immer wieder vorgeworfen. Die monatlichen Berichte 
aus Nürnberg scheinen das regelmäßig zu bestätigen. 
Wie ist das denn mit den täglichen Erfahrungen, mit 
dem Realitätsbruch, den wir ununterbrochen erleben? 
Zum Beispiel hat das Handwerk in Nordrhein-West-
falen mit der Stahlindustrie an Rhein und Ruhr die 
Vereinbarung getroffen, daß man bei 15 000 im Hand-
werk freien Arbeitsplätzen, die in der Stahlindustrie 
freigesetzten Arbeiter übernehmen will. Meine 
Damen und Herren, das ist leider typisch: 15 sind 
gekommen. Das ist exakt ein Promill. 
Einkommen aus staatlichen Transferleistungen 

sind für viele Menschen heute attraktiver als Erwerbs-
arbeit. Das gehört zu den Wahrheiten, über die wir 
wirklich einmal reden müssen. Selbst ungelernte 
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Arbeitskräfte sind offenbar kaum noch bereit, für ein 
Monatseinkommen von um die 3 500 DM einen 
Arbeitsplatz anzunehmen. Netto haben sie durch die 
Arbeit bestenfalls ein paar hundert Mark mehr. Für 
dermaßen lächerliche Beträge arbeitet wohl kaum 
noch einer. 

Herr Scharping, der Nachfolger des Weltökonomen 
Schmidt, hat das Problem gelöst. Er sagt: Die Sozial-
hilfe ist nicht zu hoch, sondern die Löhne sind zu 
niedrig. — Sehr schön. Also zahlen wir den Aushilfs-
kräften nicht 3 500 DM, sondern wir zahlen ihnen 
5 000 DM, und schon ist das Lohnabstandsgebot 
gewahrt. 

Allerdings kommt jetzt die SPD wieder in die 
Zwickmühle; denn mit 5 000 DM ist der bereits ein 
Besserverdiener, dem wir ja ans Fell müssen. Dem 
wird in die Tasche gegriffen, wie der SPD-Chef 
Scharping beim letzten Parteitag erklärte: Wer 2 000 
DM Steuern zahlt, kann auch 2 200 DM bezahlen. 
Nur, irgendwann verliert natürlich der Leistungsträ-
ger bei uns die Lust am Leisten. 

Mit noch soviel Kreide in der Stimme kann Schar-
ping nicht darüber hinwegtäuschen: Die SPD hat in 
ihrem Innern letztlich kein Vertrauen in die Kräfte der 
Marktwirtschaft, sondern setzt lieber auf Dirigismus 
und Umverteilen. 

In der Praxis — das ist oft der Bruch gegenüber 
Programmen — gehen bei den Genossen die Läden 
herunter, wenn der Beg riff Gentechnologie genannt 
wird. Das ist einer der Zukunftsmärkte. In den USA 
gibt es 300 gentechnische Produktionsstätten, in dem 
kleinen Dänemark, unserem Nachbarn, sind es 20, 
und bei uns sind es 6. Die Produkte kommen allerdings 
zu uns; wir haben ja offene Grenzen. Daß es da keine 
Mißverständnisse gibt: Es ist ja nicht so, als ob das 
nicht zu uns käme. 

In der Praxis werden selbst leiseste Ansätze, das 
Verhältnis zwischen Produktivität und Lohn reali-
stisch zu betrachten, wie Oskar Lafontaine das getan 
hat, sofort im Keim erstickt. In der Praxis werden die 
Ansätze für vernünftige Positionen zum Energiekon-
sens, wie das Gerhard Schröder zumindest vorge-
schlagen hat, zunichte gemacht. 

Also: Die SPD — das ist heute schon gesagt wor-
den — bleibt die Partei der Widersprüche. Wir können 
das leider nicht ändern. Wir würden uns wünschen, 
daß es anders wäre. 

Die deutsche Wirtschaft steckt in einer Krise. Wer 
soll das bestreiten? Aber unsere Unternehmen haben 
die Chance, aus dieser Krise gestärkt hervorzugehen. 
Dazu brauchen wir ein Bündel von Maßnahmen. Wir 
werden einen verläßlichen Kurs vorgeben und einen 
Prioritätenkatalog festschreiben, an Hand dessen wir 
die Sicherung des Standortes Deutschland Schritt für 
Schritt verfolgen werden. Als Kernpunkte eines sol-
chen Maßnahmenkatalogs stelle ich mir vor: 

Erstens. Reduzierung des Staatsanteils. Steuer- und 
Abgabenquote müssen wieder auf die Werte von 1989 
herunter. Die Staatsquote muß von 52 % auf 45 % — in 
Japan sind es nur 33 % —, die Abgabenquote von 45 
auf 40 % gesenkt werden. Jeder Prozentpunkt mehr ist 
ein Punkt mehr Sozialismus — das müssen wir uns  

klarmachen —, und jeder Punkt weniger ist mehr 
Marktwirtschaft. 

Zweitens. Reduzierung und Befristung von staatli-
chen Subventionen. Hier müssen wir endlich heran. 
Es ist die Chance dieser Zeit, daß wir sie befristen. 

Drittens. Umstrukturierung der öffentlichen Haus-
halte von konsumtiven zu investiven Ausgaben. 
Jeder, der lesen kann, kann feststellen, daß die Höhe 
der Investitionen korreliert mit der Höhe der Beschäf-
tigung. Da liegt der Schlüssel zum Erfolg. 

Viertens. Privatisierung öffentlicher Aufgaben auf 
breiter Front, insbesondere in Kommunen und Län-
dern. 

Fünftens. Straffung a ller Genehmigungsverfahren. 
Weg mit den bürokratischen Lasten! Das halte ich für 
eine ganz wichtige Aufgabe. Hier könnte ich mir 
vorstellen, daß es in einer Bund-Länder-Kommunen-
Konferenz darum gehen muß, daß wir einen Anspruch 
auf Genehmigung nach einer bestimmten Zeit fest-
schreiben, um die unerträglich langen Fristen zu 
überwinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sechstens. Ein verbindliches Konzept für die Fort-
setzung der Unternehmensteuerreform. 

Da es bereits gelb leuchtet, muß ich mich beeilen. 

Siebentens. Eindämmung der Sozialkosten. Über 
1 Billion DM beträgt in der Zwischenzeit das Sozial-
budget, rund ein D rittel des Bruttosozialproduktes. 
Befreiung der Sozialversicherung von sachfremden 
Aufgaben, konsequente Mißbrauchsbekämpfung und 
Stärkung der Eigenbeteiligung in den Sozialversiche-
rungen. Überall soll und will der mündige Bürger 
eigenständig entscheiden und handeln, nur bei der 
Risikovorsorge drängen wir ihn in die staatliche 
Obhut. 

Achtens. Stärkere Förderung von Forschung und 
Entwicklung, insbesondere steuerliche Forschungs-
förderung und Gemeinschaftsforschung im Mittel-
stand. Abbau behindernder Regulierungen für Zu-
kunftsforschungen, z. B. bei der Genforschung. 

Neuntens. Zügige Fortsetzung der Bahnreform und 
der Postreform. 

Zehntens. Wirtschaftsverträgliche Umweltpolitik. 

Unser Ziel muß sein: mehr private Investitionen, vor 
allem im Mittelstand — dort werden die neuen 
Arbeitsplätze geschaffen —, flexible Arbeitszeiten 
statt Viertagewoche, mehr Leistung statt Mangelver-
waltung. Arbeit kann nicht „gerecht verteilt" werden. 
Sie muß von den Unternehmen zu bezahlbaren Tari-
fen nachgefragt werden. Das Gerede von der Arbeits-
zeitverkürzung ist eine gefährliche Illusion. 

„Wirtschaft findet in der Wirtschaft statt", hat der 
Bundeswirtschaftsminister gesagt. Recht hat er. Wir 
müssen die richtigen Rahmenbedingungen setzen, 
und dann wird auch die Wirtschaft wieder erfolgreich 
sein. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Dr.  Dietrich Sperling [SPD]: Statt dessen 
trinken sie Bier und benehmen sich entspre

-

chend!) 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 195. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 1. Dezember 1993 	16949 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Jetzt hat das Wort 
der Herr Abgeordnete Dr. Krause. 

Dr. Rudolf Karl Krause (Bonese) (fraktionslos): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zwei Vorbe-
merkungen: Ich wollte auch auf den Gesetzentwurf 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingehen. Leider ist 
keiner mehr von ihnen hier. Außerdem, Herr Dr. Sper-
ling: Auf allen meinen Versammlungen nimmt Wirt-
schaftspolitik mindestens 80 % des Inhalts meiner 
Reden ein. 
Nun aber zum Thema. Wem dient die gegenwärtige 

deutsche Wirtschaftspolitik? Wenn ich mir die Ent-
wicklung in den neuen Ländern anschaue — und dort 
wird keine andere Wirtschaftspolitik als für ganz 
Deutschland betrieben —, so ist die Frage, ob die 
Wirtschaftspolitik der einheimischen Produktion oder 
der Erhöhung der Gewinne internationaler Freihan-
delsunternehmungen dient, eindeutig beantwortet. 
Das, was wir als sichtbaren Aufschwung in den neuen 
Ländern sehen, ist ein Aufschwung für den Handel. 
Aber andererseits sehen wir einen Zusammenbruch 
der Produktion. 

Ich meine, Volkswirtschaft muß wieder Priorität vor 
den Bilanzen suprakontinentaler Handelsmonopole 
erhalten. Steigende Subventionen für sterbende 
Industrien sind ein falscher Weg. Sie mögen wahlpo-
litisch immer wieder nötig sein, aber es sind Investi-
tionen in die Vergangenheit und nicht in die 
Zukunft. 

Die Preisgabe der heimischen Märkte für Billigim-
porte ist wirtschaftspolitische Grundlage für stei-
gende Arbeitslosigkeit. Ich glaube nicht, daß Investi-
tionen in Hochtechnologien in weiterer Zukunft die 
Arbeitslosigkeit bei einfachen Arbeiten und vor allem 
in mittelständischen Betrieben dauerhaft werden sen-
ken und wieder zu Vollbeschäftigung beitragen kön-
nen. 

So wichtig die Lage der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft ist, nach der in der Großen 
Anfrage gefragt worden ist: Es muß für jeden einzel-
nen Wirtschaftszweig eine detaillierte Antwort gege-
ben werden. Bisher sind diese Fragen nur Diagnostik 
für eine branchenspezifische Therapie. Wir brauchen 
aber nicht nur ein Kurieren an Symptomen. Das, was 
Opposition und Koalition bisher gesagt haben, stellte 
für viele Industriezweige nicht einmal den Ansatz für 
eine kausale Therapie zur Rückgewinnung verloren-
gegangener Märkte dar. 

Es ist doch nun wirklich sehr lange her, daß Roh-
stoffe und Halbfabrikate nach Europa importiert wur-
den und wir sie zusammen mit einigen anderen 
Ländern in einer Art kollektivem Industriemonopol 
verarbeiten durften. Billiglohnländer liefern uns 
immer mehr Fertigprodukte und drängen die eigenen 
Produkte vom Markt. Und das Ostblockland China 
wird noch viel mehr als andere Billiglohnländer jeden 
bisherigen Preis unterbieten. 

Wenn gesagt wird, der Freihandel werde 800 Milli-
arden DM Gewinne in mehreren Jahren bringen, so 
müssen wir fragen: Gewinne für wen? Von wem 
werden diese Gewinne bezahlt? Ich glaube, die 
Gewinne werden zu Lasten der bisherigen Produzen-
ten gehen, auch einheimischer Produzenten in 
Deutschland. 

Unsere Wirtschaftspolitik muß Arbeitsplätze schüt-
zen und verlorengegangene Arbeitsplätze wieder 
schaffen. Alles andere kann nur Begleitmusik für eine 
weitere wirtschaftliche Talfahrt sein, für weitere 
Arbeitslosigkeit und letztendlich den finanziellen 
Zusammenbruch unseres Sozialstaates. Deshalb 
brauchen wir eine Umkehr der Schwerpunkte der 
bisherigen Wirtschaftspolitik: weg von einer Handels-
ökonomie, die weltweit ist, hin zu einer Nationalöko-
nomie, die uns wieder Arbeitsplätze bringt. 

Lassen Sie mich zum Schluß zum Gesetzentwurf der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sagen: Das, was 
dort gefordert wird, ist falsch. Ich kann nicht die 
Wettbewerbsfähigkeit der westdeutschen Wirtschaft 
weiter belasten, um die mitteldeutsche Wirtschaft bis 
1998 durch Subventionen zu stärken. Diese belastete 
westdeutsche Wirtschaft müßte dann immer mehr 
gegen Billigprodukte aus aller Welt konkurrieren und 
nicht nur gegen die höher subventionierten Firmen 
aus Mitteldeutschland. 

Es wäre besser gewesen, wenn nicht nur von den 
Mitarbeitern der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
ein schlauer Gesetzentwurf geschrieben worden 
wäre, sondern wenn bei den Abgeordneten so viel 
Interesse vorhanden gewesen wäre, daß sie den 
Beratungen in diesem Hause beiwohnen. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall eines Zuhörers von der T ribüne) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Eigentlich sind 
Beifallskundgebungen von der T ribüne bei uns im 
Hause nicht üblich. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs auf Drucksache 12/6239 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der 
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 2. Dezember 
1993, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche einen 
schönen Abend. 

(Schluß der Sitzung: 20.14 Uhr) 
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Büchler (Hof), Hans SPD  1. 12. 93 * 
Ehrbar, Udo CDU/CSU 1. 12. 93 
Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 1. 12. 93 * 
Dr. Geißler, Heiner CDU/CSU 1. 12. 93 
Gleicke, Iris SPD  1. 12. 93 
Dr. Gysi, Gregor PDS/LL 1. 12. 93 
Hackel, Heinz-Dieter F.D.P. 1. 12. 93 
Dr. Hauchler, Ingomar SPD 1. 12. 93 
Heyenn, Günther SPD 1. 12. 93 
Dr. Hoth, Sigrid F.D.P. i. 12. 93 
Jaunich, Horst SPD 1. 12. 93 
Kiechle, Ignaz CDU/CSU 1. 12. 93 
Dr. Krause (Börgerende), CDU/CSU 1. 12. 93 
Günther 

Kretkowski, Volkmar SPD 1. 12. 93 
Kronberg, Heinz-Jürgen CDU/CSU 1. 12. 93 
Lenzer, Christian CDU/CSU 1. 12. 93 * 
Lühr, Uwe F.D.P. 1. 12. 93 
Marten, Günter CDU/CSU 1. 12. 93 * 
Dr. Matterne, Dietmar SPD 1. 12. 93 
Dr. Meyer zu Bentrup, CDU/CSU 1. 12. 93 * 
Reinhard 

Dr. Modrow, Hans PDS/LL 1. 12. 93 
Dr. Müller, Günther CDU/CSU 1. 12. 93 * 
Müller (Wadern), CDU/CSU 1. 12. 93 
Hans-Werner 

Neumann (Gotha), SPD 1. 12. 93* 
Gerhard 

Dr. Ortleb, Rainer F.D.P. 1. 12. 93 
Ostertag, Adolf SPD 1. 12. 93 
Dr. Probst, Albert CDU/CSU 1. 12. 93 * 
Reddemann, Gerhard CDU/CSU 1. 12. 93 * 
Reimann, Manfred SPD 1. 12. 93 * 
Roitzsch (Quickborn), CDU/CSU 1. 12. 93 
Ingrid 

Schaich-Walch, Gudrun SPD 1. 12. 93 
Dr. Scheer, Hermann SPD 1. 12. 93 * 
Schluckebier, Günter SPD 1. 12. 93 * 
von Schmude, Michael CDU/CSU 1. 12. 93 * 
Schulte (Hameln), SPD 1. 12. 93** 

Brigitte 
Dr. Soell, Hartmut SPD 1. 12. 93 * 
Spilker, Karl-Heinz CDU/CSU 1. 12. 93 
Steiner, Heinz-Alfred SPD 1. 12. 93 * 
Dr. von Teichman, F.D.P. 1. 12. 93 
Cornelia 

Terborg, Margitta SPD 1. 12. 93 
Dr. Vondran, Ruprecht CDU/CSU 1. 12. 93 
Dr. Waffenschmidt, Horst CDU/CSU 1. 12. 93 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Wieczorek (Duisburg), SPD 1. 12. 93 
Helmut 

Wohlrabe, Jürgen CDU/CSU 1. 12. 93 
Wollenberger, Vera BÜNDNIS 1. 12. 93 

90/DIE 
GRÜNEN 

Zierer, Benno CDU/CSU 1. 12. 93 ' 

*ür die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
**ür die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm-
lung 

Anlage 2 

Erklärung 

des Abgeordneten Joachim Clemens (CDU/CSU) zur 
in zweiter Beratung erfolgten namentlichen Abstim- 
mung fiber den von der Fraktion der SPD eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer 
gesetzlichen Pflegeversicherung auf Drucksache 
12/1156 (neu) sowie über die Änderungsanträge auf 
den Drucksachen 12/5942 und 12/5947in der 183. Sit- 

zung (Seite 15858 und 15859) 

Statt meiner Nein-Stimmkarte habe ich irrtümlich 
eine zweite Nein-Stimmkarte des Abgeordneten Dirk 
Fischer (Hamburg) abgegeben. Wenn diese Stimm-
karte als meine gezählt wird, erhöht sich die Zahl der 
abgegebenen Nein-Stimmen auf 354. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
auf die Fragen der Abgeordneten Dr. Elke Leon-
hard-Schmid (SPD) (Drucksache 12/6254 Fragen 3 
und 4): 

Wie entkräftet die Bundesregierung den Vorwurf, daß die 
augenblicklich in der Planung befindliche Personalbedarfsbe-
rechnung für die Zolldienststellen auf willkürlich geschaffenen 
„Parametern" beruht, die „bewußt" einen Teil der tatsächlich 
vorhandenen Arbeit an der Westgrenze negiert - wie z. B. die 
Zahlstellentätigkeit, Leitungstätigkeit, Zollsachbearbeitung bei 
nachgeordneten Dienststellen, Tätigkeit bei Mobilen Abferti-
gungsstellen und KOBRA (Kontrolle bei der Ausfuhr) sowie 
Personalratsarbeit -, um damit Kapazitäten zu schaffen für den 
dringend benötigten Bedarf an der bundesdeutschen Ost-
grenze? 

Mit welcher Begründung verwehrt die Bundesregierung den 
Hauptzollämtern an der Westgrenze eine kompetenzmäßige 
- z. B. durch die Ausweitung von Zugriffsrechten auch auf den 
fließenden Verkehr - und quantitative Aufwertung der Zoll-
kontrolltrupps angesichts der Tatsache, daß die noch bis zum 
Inkrafttreten des Schengener Abkommens (1. Februar 1994) 
bestehenden Grenzaufsichtsstellen „S" mit geringer Personal-
stärke, aber grenzpolizeilichen Befugnissen bereits einen zen-
tralen Beitrag - wie Tätigkeitsberichte und Aufgriffstatistiken 
belegen - zur inneren Sicherheit leisten und damit kostenin-
tensive Neuorganisationsmaßnahmen durch den Rückgriff auf 
bewährte Strukturen in diesem Bereich vermieden werden 
könnten? 
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Zu Frage 3: 

Zur Bekämpfung des zunehmenden Zigaretten-
schmuggels in den neuen Bundesländern und zur 
Entspannung der schwierigen Abfertigungssituation 
an den Grenzen zu Polen und der Tschechischen 
Republik ist eine erhebliche personelle Verstärkung 
der dortigen Zolldienststellen innerhalb kürzester Zeit 
unumgänglich. Demgegenüber ist es angesichts der 
Aufgabenentwicklung nach dem Inkrafttreten des 
Europäischen Binnenmarktes zum 1. Januar 1993 
dringend geboten, die zunächst auf den unmittelba-
ren Grenzbereich beschränkten Umstrukturierungs-
maßnahmen nunmehr auch auf die Hauptzollämter 
und ihre Dienststellen im Binnenbereich auszudeh-
nen. 

Die Grundlagen für eine erhebliche Straffung der 
Organisationsstruktur im Binnenbereich bis hin zur 
Auflösung und Zusammenlegung von Dienststellen 
werden derzeit durch Organisationsuntersuchungen 
bei allen Oberfinanzdirektionen ermittelt. Dabei kön-
nen angesichts des dringenden Handlungsbedarfs die 
Untersuchungen nur in einem summarischen Verfah-
ren durchgeführt werden. Die zugrundegelegten 
Parameter beruhen größtenteils auf Erfahrungswer-
ten und stellen keine absoluten Größen dar. Sie 
werden vielmehr unter Berücksichtigung des Arbeits-
anfalls bei den einzelnen Dienststellen gehandhabt. 
Es trifft nicht zu, daß bewußt ein Teil der vorhandenen 
Arbeit negiert wird. Durch die Anwendung der 
Paramter ist im übrigen sichergestellt, daß im Hinblick 
auf die notwendigen Organisationsstraffungen bun-
desweit nach gleichen Maßstäben verfahren wird. 

Zu Frage 4: 

Mit Ablauf des 31. Dezember 1993 ist die zollamtli-
che Abfertigung und Kontrolle des innergemein-
schaftlichen Warenverkehrs zwischen den Mitglied-
staaten sowohl im gewerblichen als auch im Reisever-
kehr weggefallen. Die mobilen Kontrollgruppen der 
Zollverwaltung sind als Ausgleich für die damit 
gleichzeitig an den Binnengrenzen entfallene Über-
wachung des grenzüberschreitenden Verkehrs mit 
Nichtgemeinschaftswaren und des gewerblichen Ver-
kehrs mit verbrauchsteuerpflichtigen Waren sowie 
der Einhaltung von Verboten und Beschränkungen im 
gesamten Bundesgebiet geschaffen worden. 

Diese Überwachungstätigkeit steht im Einklang mit 
dem Gemeinschaftsrecht, wobei unter bestimmten 
Voraussetzungen auch Kon trollen an den Binnen-
grenzen zulässig sind. Ein verstärkter Einsatz der 
mobilen Kontrolltruppen im grenznahen Raum der 
Binnengrenze und deren personelle Aufstockung 
wäre jedoch hiermit und mit dem Gedanken des freien 
Warenverkehrs im Europäischen Binnenmarkt nicht 
vereinbar. 

Für den Bereich der Gasölkontrollen sind — wie 
bislang — grundsätzlich auch Kontrollen des fließen-
den Verkehrs in Zusammenarbeit mit der Polizei oder 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr mög-
lich. 

Im übrigen sind die Kontrollen zunächst nur für die 
Aufbauphase auf den ruhenden Verkehr beschränkt 
worden; über die Ausdehnung auf den fließenden 

Verkehr wird nach dem Vorliegen ausreichender 
Erfahrungen entschieden. Grenzpolizeiliche Aufga-
ben, die der Zoll derzeit an den Binnengrenzen noch 
durch seine Grenzaufsichtsstellen „S" im Rahmen der 
Aufgabenübertragung nach dem BGS-Gesetz bis zum 
endgültigen Inkrafttreten des Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommens — voraussichtlich zum 1. Fe-
bruar 1994 — erfüllt, fallen nicht in die Zuständigkeit 
der mobilen Kontrollgruppen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Heinrich L.  Kolb  auf die 
Frage des Abgeordneten Albert DeB (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/6254 Frage 5): 

Gibt es in der Bundesregierung konkrete Absichten, kurzfri-
stig einarktanreizprogramm für erneuerbare Energien aufzu-
legen, und ist die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
bereit, diejenigen erneuerbaren Energien, mit denen die Ziele 
Klimaschutz (CO2-Neutralität), Umweltfreundlichkeit und Scho-
nung endlicher Ressourcen mit dem geringsten Subventionsbe-
darf erreicht werden, vorrangig zu fördern? 

Durch Umschichtung im Haushalt des Bundeswirt-
schaftsministeriums ist es gelungen, für 1994 10 Mio. 
DM für Fördermaßnahmen zugunsten erneuerbarer 
Energien vorzusehen. 

Um trotz dieses eng begrenzten Mittelansatzes und 
Zeitrahmens einen Marktanreiz zugunsten von Se ri

-eneffekten und damit von Kostensenkungen zu erzie-
len, sind eine Konzentration der Förderung auf 
Schwerpunktbereiche und rasche Realisierbarkeit der 
geförderten Maßnahmen erforderlich. 

Das Bundeswirtschaftsministerium beabsichtigt da-
her, den Schwerpunkt auf Sonnenkollektoren zu 
legen. Dieser Bereich hat nach wissenschaftlichen 
Aussagen das größte technisch ausschöpfbare Poten-
tial aller erneuerbaren Energien in Deutschland über-
haupt und wird im Bereich kleiner und mittelgroßer 
Anlagen (Kollektorfläche bis 100 m2) auf Bundes-
ebene praktisch nicht gefördert. Auch das Stromein-
speisungsgesetz greift in diesem Wärmebereich nicht. 
Bereits mit der Förderung von etwa 15 000 m 2  Kollek-
torfläche wäre ein gewisser Marktanreiz sicherge-
stellt. 

Daneben sollen die Wiederherstellung der vollen 
Betriebsfähigkeit von geothermischen Heizzentralen 
in den neuen Bundesländern gefördert werden, da 
hier ebenfalls mit verhältnismäßig geringen Mitteln 
ein spürbarer Effekt (Versorgung von über 1 000 
Wohnungen) erreicht werden kann, sowie in 
beschränktem Umfang Wasser- und Windkraftanla-
gen. 

Alle für die Förderung vorgesehenen Technologien 
zeichnen sich durch besondere Umweltschonung 
insoweit aus, als beim Betrieb der Anlagen keinerlei 
Emissionen an die Umwelt abgegeben werden, auch 
keine CO2-Emissionen. 
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Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb auf die 
Frage des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/6254 Frage 6): 

Setzen nach dem Kenntnisstand der Bundesregierung alle 
Mitgliedsländer der Europäischen Gemeinschaft gültige Richtli-
nien und Normen der EG zeitlich und inhaltlich gleichermaßen 
um, und wie beurteilt die Bundesregierung diese Situation? 

1. Umfassende Informationen über den Stand der 
Umsetzung von EG-Richtlinien durch die Mitglied-
staaten sind nur bei der EG-Kommission verfügbar, 
der es nach dem EG-Vertrag obliegt, die rechtzeitige 
und ordnungsgemäße Umsetzung der Richtlinien zu 
kontrollieren. 
Die letzte umfassende Übersicht über das Umset-

zungsverhalten der Mitgliedstaaten findet sich im 
Zehnten Jahresbericht der EG-Kommission über die 
Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
vom 28. April 1993. Danach waren bis Ende 1992 von 
den ca. 1 090 Richtlinien in fast allen Mitgliedstaaten 
rund 90 % umgesetzt. Die Bundesrepublik lag bei 
diesem Vergleich im Mittelfeld. Die Bundesregierung 
kontrolliert in einem zentralisierten Verfahren ständig 
den Stand der Umsetzung der EG-Richtlinien in das 
deutsche Recht. Sie hat auf politische Ebene alle 
Maßnahmen ergriffen, um eine fristgerechte Umset-
zung zu erreichen. 
2. Die europäischen Normen werden jeweils durch 

die nationalen Normungsorganisationen umgesetzt. 
Diese Umsetzung erfolgt in der Bundesrepublik durch 
das DIN im Rahmen der vorgesehenen Fristen (in der 
Regel 6 Monate). 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Fragen des Abgeordneten Christian Müller (Zittau) 
(SPD) (Drucksache 12/6254 Fragen 10 und 11): 

Wie beurteilt die Bundesregierung das jüngste Gutachten des 
Münchener ifo-Institutes für Wi rtschaftsforschung (Frankfu rter 
Allgemeine Zeitung vom 8 November 1993, S. 17), aus dem sich 
ein wachsendes Forschungs- und Patentanmeldungsdefizit der 
deutschen Industrie gegenüber ihren amerikanischen und japa-
nischen Wettbewerbem ergibt? 
Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 

diesem Gutachten für ihre Forschungspolitik und insbesondere 
die Förderung von Erfindungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land? 

Zu Frage 10: 
In der im November 1993 vorgelegten Pressedoku-

mentation „Zur technologischen Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Industrie", Seite 13 ff. kommt das 
BMFT im wesentlichen zu den gleichen Ergebnissen 
wie das Ifo-Institut in seiner im Ifo-Schnelldienst 31/93 
veröffentlichten Auswertung. 
In beiden Veröffentlichungen wird darauf hinge-

wiesen, daß die deutschen Unternehmen in denjeni-
gen Bereichen, die inte rnational das stärkste Patent-
wachstum aufweisen, nur unterdurchschnittlich ver-
treten sind. Die deutsche Patentposition werde hinge-
gen insbesondere in solchen Bereichen verbessert 

bzw. ausgebaut, die durch eine eher geringe techno-
logische Dynamik gekennzeichnet sind. 

Dies steht im Gegensatz zur Entwicklung in den 
USA und in Japan, die in Feldern mit weltweit 
schrumpfender Patentaktivität nur unterdurchschnitt-
lich vertreten sind und auf den dynamischen Feldern 
besonders aktiv sind. 

Ähnlich wie das BMFT im Vorjahr weist auch das 
Ifo-Institut auf die relativ große technologische Viel-
falt der Patentanmeldungen Deutschlands hin. Dies 
bedeute für Deutschland günstige Voraussetzungen 
für eine rasche Änderung des Technologieport

-

folios. 

Bei der wegen des verschärften globalen Wettbe-
werbs notwendigen Ausrichtung auf neue Technolo-
giefelder waren „die Zäune zwischen Branchen und 
technischen Disziplinen (für Firmen in Deutschland) 
beträchtlich höher als für ihre Konkurrenten in den 
USA und Japan" . (Ifo) Auch diese Aussage findet sich 
in ähnlicher Form in den genannten BMFT-Veröffent-
lichungen. 

Insgesamt enthält die oben genannte Veröffentli-
chung des Ifo-Instituts keine wesentlichen neuen 
Informationen, die nicht schon vom BMFT bzw. in vom 
BMFT zur Veröffentlichung freigegebenen Gutachten 
insbesondere des Fraunhofer-Instituts für System-
technik und Innovationsforschung enthalten sind. 

Gleichwohl nimmt das BMFT diese Entwicklungen 
sehr ernst. Sie weisen, wie eine Reihe anderer Kenn-
größen (z. B. gemessen am Bruttoinlandsprodukt 
zurückgehende FuE-Ausgaben der Wirtschaft) bzw. 
detaillierte Technologiestudien („Technologie am 
Beginn des 21. Jahrhunderts"), auf eine nachlassende 
Innovationsdynamik in einzelnen Branchen sowie 
eine verbesserungsfähige Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft in FuE hin. 

Zu Frage 11: 

Die Bundesregierung hat auf die unter 1. diskutier-
ten Defizite durch verstärkte Anreize zur Förderung 
der interdisziplinären Zusammenarbeit reagiert. So-
wohl die Unterstützung von Kooperation zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft als auch branchenüber-
greifend in der Wirtschaft stellen ein Schlüsselele-
ment der FuE-Förderung des BMFT in die Wirtschaft 
dar. So konnte der Anteil der Mittel für Förderung im 
Rahmen von Verbundprojekten seit 1984 auf nun-
mehr 30 % gesteigert werden. 

Die Verbesserung von Interdisziplinarität und 
Kooperation erfordert eine verbesserte Zusammenar-
beit zwischen Wirtschaft und Wissenschaft. Daher 
befaßt sich der Strategiekreis beim BMFT intensiv mit 
Möglichkeiten zur Verbesserung der interdisziplinä-
ren Kooperation in Forschung und Entwicklung. Ende 
Juni 1994 wird er hierzu Vorschläge unterbreiten. 

Im Spätsommer d. J. hat das BMFT darüber hinaus 
sein neues Programm „Forschungskooperation für 
kleinere und mittlere Unternehmen" gestartet, mit 
dem Firmen gezielt bei der Etablierung von Koopera-
tion im FuE-Bereich unterstützt werden. Hiermit wer-
den wichtige Impulse für Interdisziplinarität und eine 
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wiederansteigende Innovations- und Erfindungsdy-
namik gegeben. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Frage des Abgeordneten Rolf Schwanitz (SPD) 
(Drucksache 12/6254 Frage 12): 

Welche Unterstützungsleistungen von Bund und Ländern 
können von politisch motivierten Diskriminierungsmaßnahmen 
in der ehemaligen DDR (zum Beispiel Nichtzulassungen zum 
Abitur oder Relegationen von der EOS) betroffene Schüler, die ja 
nicht vom zur Zeit im Entwurf diskutierten 2. SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetz erfaßt werden, heute in Anspruch nehmen? 

Schüler, die in der ehemaligen DDR von politisch 
motivierten Diskriminierungsmaßnahmen betroffen 
waren, können folgende Unterstützungsleistungen in 
Anspruch nehmen: 

1. Nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG) können sie für den Erwerb der Hochschul-
reife an einem Abendgymnasium oder einem Kolleg 
gefördert werden. Der Besuch dieser Ausbildungs-
stätten setzt voraus, daß sie über einen mittleren 
Bildungsabschluß verfügen und eine Berufsausbil-
dung abgeschlossen haben oder mindestens drei 
Jahre geregelt berufstätig gewesen sind. Abendgym-
nasiasten und Kollegiaten werden elternunabhängig 
gefördert, d. h. Einkommen und Vermögen der Eltern 
werden nicht angerechnet. Zudem wird die Förde-
rung voll als Zuschuß geleistet. Der Bedarf für Abend-
gymnasiasten und Kollegiaten, die bei den Eltern 
wohnen und eine Ausbildungsstätte in den neuen 
Bundesländern besuchen, beträgt 560 DM; liegt die 
Ausbildungsstätte in den alten Bundesländern, 
beträgt er 600 DM. Wenn Abendgymnasiasten und 
Kollegiaten nicht bei den Eltern wohnen können, 
beträgt der Bedarf in den neuen Ländern einschließ-
lich eines Wohnzuschlags nach der Härteverordnung 
755 DM, in den alten Bundesländern 830 DM. 

Wird der Erwerb einer Fachhochschulreife ange-
strebt durch den Besuch einer Fachoberschule, der 
eine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt, 
kommt eine elternabhängige Förderung nach dem 
BAföG mit einem Höchstbetrag — bei auswärtiger 
Unterbringung — von 710 DM in den neuen Bundes-
ländern und 785 DM in den alten Bundesländern in 
Betracht. 

Wenn diese Personen hingegen ein Gymnasium 
oder eine Fachoberschule, deren Besuch eine abge-
schlossene Berufsausbildung nicht voraussetzt, besu-
chen, erhalten sie nur Förderung, wenn sie nicht bei 
den Eltern wohnen und von der Wohnung der Eltern 
eine entsprechende zumutbare Ausbildungsstätte 
nicht erreichbar ist. Der Bedarfssatz be trägt 540 DM, 
wenn die Ausbildungsstätte in den neuen Bundeslän-
dern liegt, und 590 DM, wenn sie in den alten 
Bundesländern liegt. 

2. Grundsätzlich können Schüler und Studenten, 
die bei Beginn des Ausbildungsabschnitts bereits das 
30. Lebensjahr vollendet haben, nach dem BAföG 
nicht gefördert werden. Tz. 10.3.4a der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zum BAföG sieht jedoch aus-
drücklich vor, daß eine Förderung nach Überschreiten 
der Altersgrenze gerechtfertigt ist, wenn der Auszu-
bildende aus politischen oder ideologischen Gründen 
in der DDR trotz nachweislich ernsthaften Bemühens 
gehindert war, die jetzt angestrebte Ausbildung recht-
zeitig zu beginnen. Diese Regelung ermöglicht den 
aus politischen Gründen diskriminierten Schülern 
auch noch in fortgeschrittenem Alter die Durchfüh-
rung einer Ausbildung mit Leistungen nach dem 
BAföG. 

3. Darüber hinausgehende landesrechtliche Förde-
rungsvorschriften sind nicht bekannt. Im Einzelfall ist 
zu prüfen, ob Leistungen nach dem Bundessozialhil-
fegesetz in Be tracht kommen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die 
Fragen der Abgeordneten Ulrike Mehl (SPD) (Druck-
sache 12/6254 Fragen 20 und 21): 

Wie will die Bundesregierung die flankierenden Maßnahmen 
der EG-Agrarreform zur Förderung der Einführung oder Beibe-
haltung ökologischer Anbauverfahren umsetzen, wenn sie es 
ablehnt, diesen Teil der Extensivierungsmaßnahmen in den 
Förderkatalog der Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" aufzunehmen, und 
warum wurde das Konzept der Bundesregierung zur Sicherung 
des Agrarstandortes Deutschland durch Streichung der Förde-
rung des Öko-Landbaus im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
in diesem wichtigen umwelt- und marktentlastenden Bereich 
aufgegeben? 

Durch welche Maßnahmen wird die Bundesregierung die 
Einführung und Beibehaltung ökologischer Anbauverfahren 
nach kontrollierten, umweltschonenden Kriterien fördern, und 
wie beurteilt sie die Möglichkeit, bei Beschaffungsmaßnahmen 
der öffentlichen Hand nur noch Produkte aus dem Öko-
Landbau, der umweltschonendsten Landbewirtschaftung zur 
Erzeugung von Nahrungsmitteln zuzulassen bzw. zu empfehlen, 
um so eine Vorbildfunktion zu erfüllen? 

Zu Frage 20: 

Die EG-Verordnung des Rates für umweltgerechte 
und den natürlichen Lebensraum schützende l and-
wirtschaftliche Produktionsverfahren (VO (EWG) 
2078/92) enthält eine Reihe von möglichen Fördertat-
beständen, an denen die EU sich finanziell beteiligt. 
Die Mitgliedstaaten können wählen, welche der Maß-
nahmen sie den Landwirten anbieten. Entscheidend 
ist, daß sie eine oder mehrere der vorgesehenen 
Maßnahmen durchführen. 

Bund und Länder haben sich auf ein zweistufiges 
Konzept zur Umsetzung der Förderung umweltge-
rechter landwirtschaftlicher Produktionsverfahren 
verständigt: 

— bundesweit einheitliche Förderung nach Grund-
sätzen für eine markt- und standortangepaßte 
Landbewirtschaftung im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe, 

— ergänzt um gebietsspezifische Maßnahmen mit 
Umwelt- und Naturschutzzielen, für deren Ver-
wirklichung allein die Länder zuständig sind. 
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Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe sind schon 
jetzt Maßnahmen der Extensivierung im Ackerbau 
wie im Grünlandbereich vorgesehen. 

Die Förderung des ökologischen Landbaus, als eine 
Extensivierungsvariante, wird von mir als wich tige 
Maßnahme zur umweltgerechten Landwirtschaft an-
gesehen. Diese Maßnahme ist Teil der meisten Län-
derprogramme. Die Bundesregierung wird die Auf-
nahme des ökologischen Landbaus in die Gemein-
schaftsaufgabe unterstützen, wenn die Länder dies 
wünschen. 

Die Meinungsbildung im Planungsausschuß für 
eine mögliche Aufnahme des ökologischen Landbaus 
in die GAK hat folgende Eckpunkte: 

— Zustimmung der Lander (seit 15. November gege-
ben); 

— Finanzierung muß gegeben sein. Weil das Finanz-
volumen bei der Gemeinschaftsaufgabe zurück-
geht und zunächst die Sperre, die der Haushalts-
ausschuß beschlossen hat, noch berücksichtigt 
werden muß, kann die Finanzierung eines neuen 
Fördertatbestandes nur bei gleichzeitigem Ver-
zicht oder Einschränkung bei anderen Maßnah-
men der GAK gesichert werden. 

Vor dem Hintergrund dieser Eckpunkte wird der 
Planungsausschuß am 17. Dezember seine Entschei-
dung treffen. 

Zu Frage 21: 

Im bisherigen EG-Extensivierungsprogramm wer-
den zur Zeit in Deutschland rund 11 300 Bet riebe 
gefördert, die insgesamt auf chemisch-synthetische 
Produktionsmittel verzichten. Viele dieser Bet riebe 
nutzen die 5jährige Prämienzahlung, um ihren 
Betrieb auf ökologischen Landbau umzustellen. 
Neben den bereits dargestellten Fördermöglichkeiten 
der ökologischen Produktionsweise existieren in der 
Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes Förderungsmöglich-
keiten für die Vermarktung ökologischer Produkte. 

Außerdem stelle ich fest, daß bei der Produktion von 
Nahrungsmitteln in der Bundesrepublik Deutschland 
— im Rahmen der guten fachlichen Praxis — die 
Grundsätze der umweltschonenden Produk tion be-
rücksichtigt werden müssen und werden (Fruchtfolge, 
bedarfsorientierter Düngemitteleinsatz, Nutzung der 
Resistenzen von Kulturpflanzen, am Schadschwellen-
prinzip orientierter Pflanzenschutz). 

Die Qualität der in Deutschland produzierten Nah-
rungsmittel ist auf sehr hohem Niveau. Gesundheits-
relevante Qualitätsunterschiede zwischen den Nah-
rungsmitteln aus ökologischer oder konventioneller 
Produktion sind nicht nachweisbar. Deshalb sieht die 
Bundesregierung keine Veranlassung, im Rahmen 
von öffentlichen Beschaffungsmaßnahmen Nah-
rungsmittel aus dem ökologischen Anbau zu bevorzu-
gen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Paul Hoffacker (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/6254 Fragen 22 und 23): 

Ist es zutreffend, daß hinsichtlich des Vorschlages der EG für 
eine Richtlinie des Rates zur Festlegung des Anhanges zur 
Richtlinie 91/440/EWG über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln die Absicht besteht, beim Schutz von Wasser 
insbesondere vor der Einbringung von Pflanzenschutzmitteln 
bzw. darin enthaltener Wirkstoffe in das Grundwasser auf die 
Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation abzustellen, 
und wie beurteilt die Bundesregierung diese Verschlechterung 
der derzeit geltenden Werte im Hinblick auf den Gesundheits-
schutz insbesondere von Säuglingen und Kleinkindern? 

Ist es zutreffend, daß eine Beschlußfassung des Agrarrates am 
13. bzw. 14. Dezember 1993 zu dieser Frage vorgesehen ist, und 
wie beabsichtigt die Bundesregierung, hier zu votieren insbe-
sondere vor dem Hintergrund, daß der Gesundheitsausschuß des 
Deutschen Bundestages sich mit großer Mehrheit für die Beibe-
haltung der bisher geltenden s trengeren Normen ausgespro-
chen hat? 

Zu Frage 22: 

Bei dem jetzigen Vorschlag handelt es sich um 
einen Kompromißvorschlag, den die belgische Rats-
präsidentschaft vorgelegt hat, weil der Vorschlag der 
EG-Kommission zum Schutz des Wassers von der 
Mehrheit der Mitgliedstaaten abgelehnt wird. Zu dem 
Kompromißvorschlag liegen bisher keine abschlie-
ßenden Voten vor, er wird jedoch in der Tendenz von 
der Mehrheit der Mitgliedstaaten begrüßt; die EG-
Kommission lehnt den Kompromißvorschlag ab. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat sich bisher vor dem 
Hintergrund der bei der Anhörung der EG-Kommis-
sion zur Überprüfung der EG-Trinkwasserrichtlinie 
vorgebrachten Argumente und des im Kompromiß-
vorschlag enthaltende unzureichenden Schutz-
niveaus ihre Stellungnahme vorbehalten. 

Zu Frage 23: 
Es trifft zu, daß die Ratspräsidentschaft beabsichtigt, 

den Vorschlag über die Einheitlichen Grundsätze 
über die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln noch in 
ihrer Präsidentschaft, d. h. im letzten Agrarrat 1993, 
verabschieden zu lassen. Das Votum der Bundesre-
gierung wird in Abhängigkeit von dem erwarteten 
weiteren Kompromißvorschlag der Präsidentschaft in 
einem Ressortgespräch festgelegt. Dabei wird sich die 
Bundesregierung von einem hohen Schutzniveau auf 
der Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse leiten las-
sen, wobei mangelnde wissenschaftliche Erkennt-
nisse nicht zu Lasten des Gesundheitsschutzes gehen 
dürfen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Günther auf die Fragen 
des Abgeordneten Konrad Gilges (SPD) (Drucksache 
12/6254 Fragen 25 und 26): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, in welchem Verhältnis 
der festgestellte Mißbrauch von Leistungen der Bundesanstalt 
für Arbeit in den ersten neun Monaten des Jahres durch 
Arbeitnehmer zu dem Mißbrauch durch Arbeitgeber steht, und 
wie hoch der entsprechende festgestellte Leistungsmißbrauch 
im Vergleichszeitraum des vergangenen Jahres war? 
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Kann die Bundesregierung mitteilen, in welchem Verhältnis 
die durch die verstärkte Meldepflicht in diesem Jahr entstande-
nen Personal- und Sachkosten zu den festgestellten mißbräuch-
lich bezogenen Leistungen stand, und welche Folgen die Durch-
führung der Meldekontrollen auf die Arbeitsfähigkeit der 
Arbeitsämter hatte? 

Zu Frage 25: 

Die Bundesanstalt für Arbeit erfaßt die finanziellen 
Ergebnisse der Bekämpfung von Leistungsmißbrauch 
nicht monatlich, sondern in Jahresstatistiken. Bei der 
statistischen Erfassung wird nicht nach der arbeits-
rechtlichen Stellung der Beteiligten unterschieden, es 
wird also nicht statistisch festgehalten, ob und in 
welchem Umfang Arbeitnehmer oder Arbeitgeber an 
einem Leistungsmißbrauch beteiligt sind. 

Es gibt jedoch typische Leistungen an Arbeitneh-
mer, wie Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder 
Unterhaltsgeld, an deren Mißbrauch freilich auch 
Arbeitgeber beteiligt sein können, sowie typische 
Leistungen an Arbeitgeber, wie Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, Lohnkostenzuschüsse oder institutio-
nelle Förderung, an deren Mißbrauch sich aber auch 
Arbeitnehmer beteiligen können. 

Im Kalenderjahr 1992 hatte in den alten und neuen 
Bundesländern die Mißbrauchsbekämpfung bei typi-
schen Leistungen an  Arbeitnehmer folgende finan-
zielle Ergebnisse: 

In Außenprüfungen wurden 31 300 Fälle mit Über-
zahlungen in Höhe von 28,7 Millionen DM aufge-
deckt. 

Das DALEB-Verfahren, d. h. der Abgleich der Mel-
dungen der Arbeitgeber zur Sozialversicherung mit 
den Leistungsempfängern der Bundesanstalt für 
Arbeit, ergab 305 600 Fälle mit Überzahlungen in 
Höhe von 106,2 Millionen DM. 

Der Leistungsmißbrauch durch Arbeitgeber in den 
Bereichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Lohnko-
stenzuschüsse, Förderung der Arbeitsaufnahme und 
institutionelle Förderung wird von der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht statistisch erfaßt. 1992 haben die 
Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit insgesamt 
244 Strafanzeigen wegen Beitragsvorenthaltung 
(Straftat nach § 266a StGB) gegen Arbeitgeber erstat-
tet. 

Zu Frage 26: 

Zur Intensivierung der Meldekontrollen von Ende 
Februar bis 30. September 1993 hat die Bundesanstalt 
für Arbeit kein zusätzliches Personal eingestellt. An 

Sachkosten sind außer den Portokosten für 8,06 Mil-
lionen Meldeaufforderungen geringfügige Mehrko-
sten für Vordrucke und Drucker entstanden. Demge-
genüber standen vom 26. Februar bis 30. September 
1993 434 964 erste Meldeversäumnisse und 176 668 
zweite Meldeversäumnisse sowie 253 804 Abmeldun-
gen aus dem Leistungsbezug. Die dadurch erzielten 
Minderausgaben bewegen sich in einer Größenord-
nung von 349 Millionen DM. 

Die verstärkten Meldekontrollen haben in den 
Abteilungen Arbeitsvermittlung und Arbeitsberatung 
der Arbeitsämter zu einer vorübergehenden Akzent-
verschiebung in der Wahrnehmung der Aufgaben 
geführt, aber die Arbeitsfähigkeit nicht beeinträch-
tigt. Die Meldekontrollen wurden auch für vermittle

-

rische und beraterische Zwecke genutzt. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Wilz auf die Frage des 
Abgeordneten Norbert Gansel (SPD) (Drucksache 
12/6254 Frage 29): 

Trifft es zu, daß das Bundesministerium der Verteidigung nach 
der Vorlage des Zwischenberichtes der Arbeitsgruppe „Auf-
wandsbegrenzung im Betrieb" nunmehr „industrie-typische 
Instandsetzungsmaßnahmen" als Pilotprojekte aus dem Ma rine-
arsenal in die gewerbliche Wirtschaft verlegt, und sind solche 
Pilotprojekte mit der Erklärung des Bundesministeriums der 
Verteidigung in der Fragestunde vom 10. November 1993 
vereinbar, es würden lediglich Untersuchungen und Prüfungen 
durchgeführt? 

Es trifft nicht zu, daß das Bundesministerium der 
Verteidigung bereits „industrie-typische Instandset-
zungsmaßnahmen" als Pilotprojekte aus dem Ma rine-
arsenal in die gewerbliche Wirtschaft verlegt. Die 
Arbeitsgruppe „Aufwandsbegrenzung im Bet rieb" 
prüft derzeit in Zusammenarbeit mit der Ausrüstungs-
industrie Möglichkeiten einer wirtschaftlicheren In-
standsetzung von ausgewählten Anlagen und Gerä-
ten der Schiffe und Boote der Ma rine. Diese Untersu-
chungen sind noch nicht abgeschlossen. Erst nach 
Vorlage der Untersuchungsergebnisse wird zu ent-
scheiden sein, ob Pilotprojekte durchgeführt wer-
den. 

Die Ihnen von meiner Kollegin Michaela Geiger am 
10. November 1993 erteilte Antwort gibt daher nach 
wie vor den aktuellen Sachstand wieder. 
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